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  Mit diesem Buch reise ich in Länder, in denen ich einmal war, um zu verstehen, was die gegenwärtige Weltwirtschaftkrise für die Menschen dort bedeutet: für die Flüchtlingsfrau aus der Westsahara, für die Fischer und Baumwollarbeiter am kasachisch-usbekischen Aralsee, für chinesische Wanderarbeiter, für Menschen in einem afroamerikanischen Wohnviertel im Rustbelt der USA, für die Schülerin in Griechenland.


  Es geht mir darum herausfinden, wie Menschen in aller Welt sich gegen den Kapitalismus wehren, um ein glückliches, freies Leben unter Gleichen zu führen, und was ihre Gegner tun, um sie niederzuwerfen.


  Ich berichte von Konfrontationen mit den Profiteuren des Elends: dem Chefvolkswirt der Deutschen Bank, der sich weigerte, Tausende von Zwangsräumungen in den USA einzugestehen, welche doch in Wirklichkeit die Weltwirtschaftskrise mitauslösten; von der US-amerikanischen Tea-Party, welche unter »Power to the People« die Vernichtung der Gewerkschaften versteht; von der Sehnsucht deutscher Konzerne nach ein bisschen Diktatur und vom sonderbaren Verständnis »unseres« Bundespräsidenten Gauck von »Freiheit« und »Verantwortung«, das zu mehr deutschen Kriegen in aller Welt führt.


  Ich untersuche, wie wir mit einer Flut von Informationsschrott davon abgehalten werden, die Welt zu begreifen, damit wir die Gesellschaft verändern können, in der wir leben. Aber wir erfahren eher die Körbchengröße einer Schauspielerin als die Verbrechen deutscher Konzerne in aller Welt. Wieder einmal wird deutschnationales Denken geschürt, um von der Krise abzulenken und auf Kriege vorzubereiten.


  Dieses Buch ist alles andere als ein Reisebericht. Es ist vielmehr eine Reportage von den Schlachtfeldern des Kapitalismus in aller Welt – auch in Deutschland, diesem sozial so tief gespaltenen Land. Einem Land, in dem sich Kinder- und Altersarmut ausbreiten wie eine ansteckende Krankheit, in dem die bestmögliche Bildung und Gesundheitsversorgung in zunehmendem Maße nur noch Minderheiten zur Verfügung steht. Einem Staat, in dem der Rassismus blutige Früchte trägt, und einem, in dem mit Peitsche oder Zuckerbrot versucht wird, jeden Gedanken an gesellschaftliche Alternativen zu ersticken.


  Die soziale Lage einer großen Zahl von Menschen ist durch die Weltwirtschaftskrise wesentlich verschlechtert worden, während winzige »Eliten«, ganz besonders auch in Deutschland, in ungeheurem Maße von der Rezession und vom Elend anderer profitieren. An einer Stelle dieses Buches sagt der US-Milliardär Warren E. Buffett, der drittreichste Mann der Welt: »Es herrscht Klassenkrieg, richtig, aber es ist meine Klasse, die Klasse der Reichen, die Krieg führt, und wir gewinnen.« Er sagte das 2006, kurz vor der Weltwirtschaftskrise, in einem Interview mit der New York Times. Er meinte es nicht einmal aggressiv. Buffett benannte nur die nackte Tatsache: Die kapitalistische Produktionsweise beschädigt und ruiniert das Leben der Mehrheit der Menschen.


  Und sie zerstört die Natur: Wir sehen überall in der Welt neue Angriffe auf die ökologischen Lebensgrundlagen der Menschen. Fruchtbares Ackerland in aller Welt wird in Agrospritplantagen verwandelt, Landschaften werden hemmungslos nach Metallen durchgraben, der Boden der Ozeane ohne Kenntnis der Folgen angebohrt. Es tobt ein Wirtschaftskrieg um neue Beute am Nordpol. Radioaktiv verseuchte Wanderfische schwimmen dem Fukushima-Müll Richtung Kalifornien voraus.


  Niemand kann sich dem Kapitalismus entziehen. Überall finden wir die einen »im Dunkeln, und die andern sind im Licht« (Brecht). Beim Versuch, das Augenmerk auf die Menschen im Schatten zu richten, erzähle ich auch von den Lebensverhältnissen in Deutschland. Zum Beispiel davon, wie es in den letzten Jahren gelingen konnte, Menschen der sogenannten Unterschicht zu stigmatisieren. Und wie erfolgreich die Profiteure dieser kapitalistischen Verhältnisse darin sind, die gesundheitsschädigenden und demütigenden Bedingungen, unter denen Menschen lohnarbeiten müssen, aus dem Licht der allgemeinen Wahrnehmung zu verdrängen. Die bundesdeutsche Gesellschaft ist eine zutiefst gespaltene Gesellschaft.


  Was können wir tun, um die gesellschaftlichen Verhältnisse zu ändern? Wir haben alle verschiedene Erfahrungen, kommen aus verschiedenen sozialen Milieus, sprechen verschiedene Sprachen, lieben unterschiedliche Musik und haben eine unterschiedliche Geschichte. Wie können sich diejenigen Menschen mit gleichen Grundwerten und politische Interessen finden – Menschen, die keine Schlupflöcher für sich allein suchen, sondern sich mit den ganzen Verhältnissen nicht mehr abfinden wollen?


  Wir sollten uns von unseren Lebensumständen und Erfahrungen berichten, klug streiten, um weiterzukommen, Schlussfolgerungen ziehen. Es gibt kein Weiterkommen ohne qualifizierte, rücksichtslose Kritik, anders geht Denken nicht.


  In diesem Buch wird auch eine kurze Geschichte des mehr als 30-jährigen internationalen Widerstandes gegen Weltwirtschaftsund G8-Gipfel erzählt, von Berlin und München nach Seattle, von Göteborg und Genua nach Heiligendamm. Lektionen, aus denen wir lernen können.


  Fruchtbar ist es, sich gegenseitig auf den besten Stand der Information bringen. Für die kommenden politischen Auseinandersetzungen ist die Lage zu klären. Wir sollten die Voraussetzungen für unser Vorhaben kennen: Welches sind die inhaltlichen Fragen? Welche politischen Auseinandersetzungen sind nötig, welche überflüssig? Was lernen wir aus der Geschichte? Wie wehren wir uns heute? Leben wir überhaupt in einem demokratischen Rechtsstaat, der uns Protest und Widerstand gnädigerweise gestattet? Mit wem gemeinsam und mit wem nicht? Warum ist der Reformismus eine Sackgasse? Welche Rolle spielen Linkspartei, Piraten und Occupy? Auch diese Fragen werden in diesem Buch behandelt.


  Wie können wir zusammenkommen? Wie lernen wir zu verstehen, in welchem Land wir eigentlich leben? Wie können wir uns über all die (sub)kulturellen und Milieugrenzen, über Landesund Sprachgrenzen hinweg zusammenrotten? Wie Angst überwinden?


  Es sind viele Fragen, die hier diskutiert werden. Die Zeit des Zorns ist auch eine Zeit zu denken, zu handeln, sich zu organisieren. Auch dazu finden sich Vorschläge in diesem Buch.


  Und in allem geht es darum: Es macht sehr viel glücklicher, in einer Welt zu leben, die nicht von Ausbeutung, Hass, sozialer Not und Gewalt durchsetzt ist. Eine, in der die Menschen sozial gleich und deshalb wirklich frei sein können, so verschieden zu sein, wie sie wollen, und all ihre Fähigkeiten zu entfalten.


  Jutta Ditfurth, im August 2012


  1Zeit des Zorns


  Auf dem Weg zu einem Rockkonzert steigt der Mann in den Bus Richtung Taunus. In Frankfurt am Main, wo er lebt, wird seine Lieblingsmusik selten gespielt, obwohl es dort in den Clubs und Lounges zurzeit interessante Beobachtungen zu machen gibt. Die Weltwirtschaftskrise hat denen, die das soziale Klima in der Stadt so lange schon mit ihrem neoliberalen Geschwätz und mit ihren Entscheidungen vergifteten, ein wenig die Luft herausgelassen. Das erheitert ihn.


  Der Passagier sieht hinaus in die Nacht, nach einigen Haltestellen ist er mit dem Busfahrer allein. Er denkt über Dinge nach, die er erledigen will, über private Sorgen und über politische Fragen, die er mit Freundinnen und Freunden diskutieren wird. Die Musik wird ihm helfen, sich zu entspannen. Draußen ist es kalt und trocken, eine klare Nacht. Plötzlich sagt der Busfahrer in die Stille hinein: »Schade, dass es heute keine Revolution mehr gibt« und schaut in den Rückspiegel. Er hat, wie sich herausstellt, durch die Weltwirtschaftskrise sein Reihenhaus verloren. Sein Hass ist riesengroß.


  Staatliche Obrigkeit und Kapital ahnen, dass es in den Köpfen Hunderttausender, wenn nicht Millionen Menschen brodelt. Aber Politiker wie Manager sind so weit vom normalen Leben der Menschen entfernt, dass sie vom wirklichen Ausmaß der großen Wut nichts wissen. Oft sind nur Chauffeure, Taxifahrer und Pförtner ihr stark gefilterter Kontakt zum wirklichen Leben, den Rest der Gesellschaft »erklären« ihnen die Bild-Zeitung und Gala.


  Das menschliche Gedächtnis ist zwar kurz, und wo es das nicht ist, wird hart an seiner Beschränkung gearbeitet. Dennoch erinnern sich noch viele Menschen daran, dass nach dem Fall der Mauer und dem Ende der DDR 1990 sowie nach der Auflösung der Sowjetunion 1991 das »Ende der Geschichte« beschworen wurde, gar der »Endpunkt der ideologischen Evolution der Menschheit«, so der US-Politologe Francis Fukuyama.1 Der Kapitalismus, oft als »Marktwirtschaft« maskiert, habe »endgültig gesiegt«, posaunten die, die von ihm profitierten.


  Menschen versuchen sich von Herrschaft und Unterdrückung zu befreien, seitdem es menschliche Gesellschaften gibt. Ohne Protest, ohne Widerstand, ohne soziale Revolutionen gäbe es nichts von dem, was wir heute an sozialen Rechten und demokratischen Freiheiten zu retten versuchen. Sind wir dem Ziel der sozialen Gleichheit und Freiheit näher gekommen, ohne die auch Gerechtigkeit nicht zu haben ist? Die Antwort ist: nur im Schneckentempo – wobei jeder Erfolg, den wir Staat und Kapital abringen, sofort einkassiert wird, sobald unsere Kräfte nachlassen. Auch die Forderungen der Französischen Revolution von 1789 nach Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit sind immer wieder auf der Strecke geblieben.


  Ich gehöre zu den undogmatischen Linken, die in den 1970er Jahren in der Bundesrepublik Deutschland trotz Kritik an der DDR Linke wurden. Wir verachteten den Antikommunismus, die Massenreligion der Bundesrepublik, und kritisierten das Autoritäre, Undemokratische und Antiemanzipatorische an der DDR. Aber wir ahnten, was es für viele Menschen, die Konzentrationslager und Exil überlebt hatten, bedeutet haben muss, nach der Befreiung vom NS-Faschismus in und mit der DDR ein nichtkapitalistisches Land aufbauen zu können. Wir schätzten die bürgerlich-demokratischen Errungenschaften der Französischen Revolution von 1789 und verteidigen sie heute auch gegen ein Bürgertum, das sie – obwohl ebenjene Rechte und Freiheiten ihm zu so großem Vorteil gegen den Adel und die alte Obrigkeit gereichten – in den Dreck tritt. Wir rühmten die Pariser Kommune von 1871, die erste proletarische Revolution, und versuchen sie dem Vergessen zu entreißen. Wir standen auf der Seite der russischen Oktoberrevolution von 1917, geißelten aber den Stalinismus und, unter anderem, die zuweilen katastrophale Außenpolitik der Sowjetunion.


  Bei aller Kritik an den Fehlern und inhumanen Folgen mancher Revolutionen – was ging ihnen voraus? Wogegen richteten sie sich, und wie wäre es den Menschen im feudalistischen Frankreich und im zaristischen Russland ergangen, hätte es keine notwendigerweise auch gewaltsamen Erhebungen gegeben? Hat nicht ihre ungeheure »Gutmütigkeit« (Marx) die Pariser Kommune im Mai 1871 in ihrem Blut ertränkt? Hätte die Bastille 1789 mit einer Lichterkette erstürmt werden können? Ist die Oktoberrevolution von 1917 als gewaltfreie Sitzblockade denkbar? Die Befreiung vom Faschismus durch eine Love-Parade?


  Eine Ursache des großen Rollbacks, in dem wir uns heute befinden, ist die Auflösung der Sowjetunion 1991 und der anderen Staaten des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW). Ihr Niedergang ließ den Kapitalismus auf längere Sicht scheinbar konkurrenzlos zurück. Bei aller linken Kritik an der bürokratischen Kommandowirtschaft in der DDR und in der Sowjetunion hatte die Konkurrenz der Systeme nicht zu unterschätzende Vorteile. Reibungen und Freiräume waren entstanden, die die Befreiungsbewegungen in der sogenannten Dritten Welt für sich nutzen konnten. Kuba wäre immer noch eine ausgehungerte Kolonie, missbraucht als Kasino, Bordell und Hinterhof der USA, wäre die erste Revolution Lateinamerikas hier 1959 nicht gelungen und hätte sich Kuba nicht, mangels anderer Alternativen nach dem Embargo durch die USA, entschieden, mit der Sowjetunion zu kooperieren.


  Wäre der Prozess der Entkolonialisierung Afrikas nicht noch tragischer verlaufen, hätte die Sowjetunion nicht zahlreiche Befreiungsbewegungen politisch, aber eben auch mit Waffen unterstützt? Wie viele weitere militärische Überfälle der US Army auf Trikontstaaten (unter ihnen zum Beispiel Korea, Guatemala, Indonesien, Kuba, Vietnam, El Salvador, Nicaragua, Grenada, Panama, Somalia, Sudan, Afghanistan, Jugoslawien und Irak) und wie viel zusätzliche mörderische Anschläge der CIA als beispielsweise auf gewählte linke Präsidenten wie Salvador Allende (Chile, 1973) oder Patrice Lumumba (Kongo, 1961) hätte es gegeben?


  Wir in der Bundesrepublik hatten den Sozialstaat auch dieser Systemkonkurrenz zu verdanken. Der kapitalistische Frontstaat des Kalten Krieges, in dem wir lebten, musste beweisen, dass sein System das sozialere System war. Heute, wo die Herausforderung durch den »realen Sozialismus« fehlt, wird abgeräumt, was vor allem die Arbeiterbewegung seit dem 19. Jahrhundert in langen, oftmals blutigen Kämpfen erreicht hat. Kampferfolge werden mit rasender Geschwindigkeit zunichte gemacht.


  Nach dem Rollback kam dann die Weltwirtschaftskrise, an deren Ende eine unvorstellbar große Zahl von Menschen schlechter dran sein wird als je zuvor, während kleine Kreise, auch dank unserer Steuergelder in Gestalt von staatlichen Rettungsfonds, die Chance zielstrebig genutzt haben werden, noch größere Teile des gesellschaftlichen Reichtums zu fressen.


  Wir finden uns zurückgeworfen auf die Grundfragen und auf die Erkenntnis, dass es im Kapitalismus keinen automatischen sozialen Fortschritt gibt, von dem alle profitieren. Heute leben weltweit mehr als eine Milliarde Menschen in Slums.2 Etwa so groß war die Weltbevölkerung, als der junge Friedrich Engels zwischen 1842 und 1844 durch die Armenviertel von Manchester und London-St. Giles ging, um Die Lage der arbeitenden Klasse in England zu studieren.3


  Fetische zerbrechen wie der vom Ende der Geschichte; Legenden platzen wie die vom überlegeneren System. Die Ärmsten haben es immer geahnt, aber große Teile der Mittelschicht, auch ihrer kritischeren Teile, wollten – bei allen Rückschlägen – an einen prinzipiell fortschrittlichen gesellschaftlichen Prozess glauben: ob aus Naivität, mangelnder politischer Bildung oder dem Wunsch, keine Erkenntnisse im eigenen Kopf zuzulassen, die die eigene materielle Existenz grundsätzlich in Frage stellten oder politische Praxis erforderten.


  Der Busfahrer, den ich eingangs erwähnte, war im Grunde genommen kein militanter Mensch. Er ist Mitglied einer Gewerkschaft, von der er sich »sozialpartnerschaftlich« verraten sieht. Die frühere SPD/Grüne-Bundesregierung (1998–2005), die er hoffnungsvoll gewählt hatte, hat ihn kalt lächelnd in die Armut gestürzt. Die nachfolgenden Regierungskoalitionen aus CDU/SPD sowie CDU/FDP haben daran angeknüpft. Was soll der Mann tun?


  * * *


  Über den Sinn unseres Lebens entscheidet kein »höheres Wesen«, keine Kirche, keine Regierung und nicht das Kapital. Darüber bestimmen wir selbst. Für jeden Humanisten und Linken ist der Mensch das zentrale Wesen, und es gilt, alle gesellschaftlichen Verhältnisse umzustürzen, in denen der Mensch seines Lebens, seiner Entfaltungsmöglichkeiten, seiner Gesundheit und seines Glücks beraubt wird. Karl Marx hat es vor fast 170 Jahren so formuliert:


  »Die Kritik der Religion endet mit der Lehre, dass der Mensch das höchste Wesen für den Menschen sei, also mit dem kategorischen Imperativ, alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist.«4


  Das politische Ziel linker Politik ist es, gesellschaftliche Verhältnisse herzustellen, in denen der Mensch frei ist und sozial gleich. Erst dann kann das soziale Wesen Mensch selbstbestimmt mit anderen leben und zugleich alle seine verschütteten und drangsalierten Bedürfnisse und Fähigkeiten entdecken und entfalten.


  Aber wie solche sozialen Verhältnisse herstellen, wie beginnen?


  »Wir müssen bei den voraussetzungslosen Deutschen damit anfangen, dass wir die erste Voraussetzung aller menschlichen Existenz, also auch aller Geschichte konstatieren, nämlich die Voraussetzung, dass die Menschen imstande sein müssen zu leben, um ›Geschichte machen‹ zu können. Zum Leben aber gehört vor allem Essen und Trinken, Wohnung, Kleidung und noch einiges andere. Die erste geschichtliche Tat ist also die Erzeugung der Mittel zur Befriedigung dieser Bedürfnisse, die Produktion des Lebens selbst, und zwar ist dies eine geschichtliche Tat, eine Grundbedingung aller Geschichte, die noch heute, wie vor Jahrtausenden, täglich und stündlich erfüllt werden muss, um die Menschen nur am Leben zu erhalten.«5


  Was Marx hier sagt, formulierte Bertolt Brecht einige Jahrzehnte später, 1928 in der Dreigroschenoper, so:


  
    »Ihr Herrn, die ihr uns lehrt, wie man brav leben


    Und Sünd und Missetat vermeiden kann


    Zuerst müßt ihr uns schon zu fressen geben


    Dann könnt ihr reden: damit fängt es an.


    Ihr, die ihr euren Wanst und unsere Bravheit liebt


    Das Eine wisset ein für allemal:


    Wie ihr es immer dreht und immer schiebt


    Erst kommt das Fressen, dann kommt die Moral.


    Erst muß es möglich sein, auch armen Leuten


    Vom großen Brotlaib sich ihr Teil zu schneiden.«6

  


  * * *


  Der Kapitalismus ist schon in seinem vermeintlichen Normalzustand eine Katastrophe für Mensch und Natur. Es gibt ihn nicht ohne Profit und nicht ohne Ausbeutung. Die beiden einzigen Quellen des Reichtums sind die Arbeitskraft des Menschen und die Naturressourcen. Der Kapitalismus strebt danach, sich diese Quellen allen Reichtums zu unterwerfen und sie maximal zu verwerten. Dass der Mensch dabei ruiniert, um Glück und Gesundheit und oft genug um sein Leben gebracht wird, dass die Natur dabei so vergiftet und zerstört wird, dass der Mensch in ihr nicht mehr gesund leben kann, ist dem Kapital vollkommen gleichgültig. »Die kapitalistische Produktion«, schreibt Karl Marx 1867 im ersten Band des Kapitals, »entwickelt daher nur die Technik und Kombination des gesellschaftlichen Produktionsprozesses, indem sie zugleich die Springquellen des Reichtums untergräbt: die Erde und den Arbeiter.«7


  Das Kapital plündert und zerstört durch ihre Nutzung diese beiden einzigen Reichtumsquellen, immer auf der Jagd nach mehr Profit. Das ist sein Wesen, es ist der kapitalistischen Produktion immanent. Das Gerede, dass alles Schlechte nur an »gierigen« Bankiers und Managern läge, ist nur Gequatsche. An ihrer Gier wollen wir dabei gar nicht zweifeln. Aber die Struktur der kapitalistischen Produktionsweise zwingt sie zu dieser Jagd. Wenn man die Masken austauscht, ändert sich nichts, auch dann nicht, wenn die Masken weibliche werden. Wer Mensch und Natur nicht maximal ausplündert, verliert in der kapitalistischen Konkurrenz.


  Nur Klassenkämpfe, nicht moralische Vorwürfe, halten den Kapitalismus auf oder mildern seine Zerstörungswut. Ihm stößt keine Krise zu, er ist die Krise unseres Lebens. Und irgendwo ist er immer, darüber hinaus, in einer Krise. Das ist seine normale Verfassung: Menschen leiden und sterben durch ihn. Für Millionen, wenn nicht Milliarden von Menschen ist der hundsordinäre Kapitalismus ohne jede offizielle Krise nichts als die Katastrophe ihres gesamten Lebens: Wie Sklaven bewirtschaften sie Großgrundbesitz, erschaffen den gesellschaftlichen Reichtum in irgendwelchen Werkshallen der Welt, nähen die nächste Frühjahrsmode in Osteuropa, China oder Vietnam. Die meisten seiner Opfer sind weit weg von den kapitalistischen Zentren wie der Bundesrepublik, so dass die meisten Menschen hier sie leicht ignorieren können.


  Die Ausbeutung der Arbeitskraft in der kapitalistischen Produktion hat ungeheuren Schaden am physischen und psychischen Zustand des Menschen angerichtet. Die Auswirkungen seiner Vernutzung und der seiner natürlichen Umwelt fahren dem Menschen unter die Haut. Invalidität, Nerven- und Herzkrankheiten, Stress, Infektionen, Krebs, psychische und Suchtkrankheiten – eine endlose Liste von vermeidbarem Leid, das sein Leben unglücklicher macht und es schließlich vorzeitig beendet.


  Der Fortschritt in der Medizin schuf neue Quellen des Profits für medizintechnische und pharmazeutische Konzerne. In der Qualität der Gesundheitsversorgung aller Menschen spiegeln sich diese Errungenschaften kaum wider. Nur ein winziger Teil der Menschheit hat Zugang zum höchsten Stand des medizinischen Fortschritts. Dabei ist dieser Fortschritt auch noch janusköpfig. Eine Abteilung der Naturwissenschaft, die Gentechnologie, ist etwa darauf ausgerichtet, auch den Menschen als Naturressource zu entdecken und auszubeuten. Das biologische Potenzial des Menschen wird gleichsam zu einer dritten Springquelle des Reichtums. Verwertet werden unsere Gene, unsere Zellen, Stoffwechselfunktionen unseres Körpers, unsere Organe und sogar unsere Reproduktionsfähigkeit.8


  Allen wirklichen Fortschritt für die Mehrheit der Menschen gibt es nur als Resultat von sozialen Kämpfen. Nie ist eine grundsätzliche soziale Reform – die diesen Namen wirklich verdient gehabt hätte – im Parlament oder in der Regierung eines kapitalistischen Staates geboren worden. Immer waren ihre Voraussetzung außerparlamentarische Kämpfe. Manchmal, wenn diese Kämpfe stark genug waren, konnte politischer Druck entfacht werden, der auch Parlamentsparteien und Regierungen in Zugzwang brachte, so dass diese Institutionen die – meist verwässerten Versionen der ursprünglichen – Forderungen in Gesetze und Verordnungen gossen.


  Diese waren aber nie von Dauer. Denn wenn die soziale Gegenmacht nachließ und die »Reformen« dem Kapital nichts nutzten, wurden sie wieder abgeschafft. Die Bildungsreform der 1970er Jahre zum Beispiel, Resultat der sozialen Auseinandersetzungen der 1960er Jahre, ist heute Makulatur. Arbeiterkinder, Kinder von Hartz-IV-Empfängern oder aus der unteren Mittelschicht finden kaum Zugang zu bestmöglicher Bildung. Und die Talare kehrten zurück an sogenannte Eliteuniversitäten.


  * * *


  Es gibt »Linke«, die sich einbilden möchten, dass der Kapitalismus auf so sanfte Weise zu einer humanen Gesellschaft »umzubauen« ist, dass das Kapital es nicht merkt und nicht zurückschlägt. Das ist im besten Fall ein Irrtum. Oft ist aber nicht Naivität das Motiv, sondern die Absicht von Salonmarxisten oder Reformisten – gegen besseres Wissen –, sich und andere zu täuschen, weil sie Angst davor haben, den vermeintlich festen Boden unter den Füßen zu verlieren. Aber Kapitalismus gibt es nie ohne Klassenkampf. Solange die Unterdrückten sich nicht wehren, bleibt es ein Klassenkampf von oben – den können wir zurzeit en détail beobachten.


  Der Kern des Kapitalismus ist Profit und Maximierung des Profits. Er besteht auf der maximalen Verwertung und Vernutzung des Menschen. Nichts, was wir am Kapitalismus beklagen, ist zu bändigender »Missbrauch« oder zu korrigierende »Randerscheinung«. Die weltweiten Unterschiede in der Verfasstheit kapitalistischer Staaten begründen sich mit ihrem Platz in der imperialistischen Weltordnung – liegen sie im Zentrum oder an der Peripherie? – und mit dem Grad der Klassenkämpfe. In der Sprache der sozialen Bewegungen: dem Grad und der Qualität der Gegenwehr.


  Der Kapitalismus ist nicht reformierbar, aber er ist enorm wandlungsfähig, selten zum Vorteil der Menschen. Manchmal aber fallen dabei humane Nützlichkeiten ab. Die nennt man Fortschritt. Sollte unser Maßstab aber nicht, statt des Vergleichs mit ›früher‹ – früher war die Kindersterblichkeit größer, früher gab es keine Krankenversicherung –, nicht sein, was an Freiheit, Glück, Entfaltungsmöglichkeiten, Gesundheit, Selbstbestimmung für den Menschen unter heutigen Verhältnissen, auf dem heutigen Stand der technologischen Entwicklung, möglich wäre? Dann sieht die Sache schon ganz anders aus.


  * * *


  So viele verlorene Kämpfe. Und nach jeder großen Auseinandersetzung pumpt sich die Bestie vor uns auf und hat sich das Brauchbare, das Verwertbare aus unseren Kämpfen einverleibt. Hat der Kapitalismus sich modernisiert. Wie kein anderes Herrschaftssystem zuvor ist er in der Lage, ältere Herrschafts- und Unterdrückungsformen aufzusaugen und in neue umzuwandeln – den Rassismus zum Beispiel oder die patriarchale Herrschaft. Beide sind Unterdrückungsformen, die es schon lange vor dem Kapitalismus gab. Aber heute gibt es einen Kapitalismus ohne Rassismus so wenig wie einen nichtpatriarchalen Kapitalismus; und genausowenig gibt es einen nichtkapitalistischen Rassismus und ein vom Kapitalismus losgelöstes Patriarchat.


  Unaufhörlich lutscht dieser Kapitalismus neue Subkulturen aus, durchfilzt soziale Bewegungen nach neuen Ideen, sucht nach neuer Kunst und Musik, Mode, Lebensformen, Erfindungen, die sich zur Ware formen und kommerzialisieren lassen. Ihren antihierarchischen, subversiven Gehalt spuckt er als Abfall aus. Gegenkultur, Opposition, sogar vermeintliche Subversion können gebrochen und – sofern die Widerstand Leistenden sich nicht stark genug wehren – in innovatorischen Treibstoff für den Kapitalismus umgemünzt werden, so dass sich die zerstörerische Maschine mit neuem Schwung weiterdreht. Das gehört zu den »Begabungen« des Kapitalismus, welche viele Linke unterschätzt haben. Aus einem emanzipatorischen, die Herrschaftsfrage stellenden Feminismus wurde so z.B. ein gender mainstream-Programm, das einigen Frauen des Bürgertums beim Erklimmen leitender Positionen hilft, bei gleichzeitiger Stabilisierung der herrschenden, immer noch patriarchalen Verhältnisse.


  Vor allem frühere, heute ermattete Linke schnattern von einer durch die außerparlamentarische Revolte von 1968 »zivilisierten« Gesellschaft und davon, wie schön es sei, dass auch die Konservativen das Klimaproblem erkannt haben. Erkannt? Seine ökologische und soziale Dimension begriffen? Keineswegs. Das Meer wird bald das Urlaubssehnsuchtsziel Malediven überspülen. Den meisten Touristen sind, wenn sie dort zwischen Korallenatollen schnorcheln, die Menschen, die unter der Diktatur litten, gleichgültig. Der Untergang wird mit Neugier begafft werden, Hollywood wird vielleicht zwei bis drei Katastrophenfilme fabrizieren, das war’s. Und welche bürgerliche Partei hat die ökologische als Teil der – tabuisierten – sozialen Frage begriffen? Keine. Die Weltwirtschaftskrise wird als Alibi dafür herhalten müssen, dass Konzerne und Banken die Erde weiter zerstören.


  Viele Leute hier haben am Kapitalismus nichts Grundsätzliches auszusetzen, weil sie von seiner Zerstörungswut profitieren. So reden sie also nur von »Ausartungen«, von der »Gier« von Managern, vom »Raubtierkapitalismus« und ähnlichem Unsinn. Niemals geben sie zu, dass es der ganz gewöhnliche Kapitalismus ist, der uns jetzt seine absehbare nächste Überakkumulationskrise präsentiert. Jahrzehntelang wurde behauptet, im Allgemeinen funktioniere der Kapitalismus »störungsfrei« und prächtig. Das war immer schon Propaganda, verbreitet von Dummköpfen oder Interessengruppen.


  * * *


  Seit Jahrzehnten zerfallen in den USA nicht bloß Schulen und Brücken, sondern ganze Städte. Als ich 1972 kurze Zeit in Detroit lebte, in einem vorwiegend afroamerikanischen Stadtviertel, fuhr ich auf dem Weg zur Arbeit jeden Tag durch Slums, vorbei an verfallenden Holzhütten und verrottenden Industriebauten. Auf manchen Dächern sah ich noch Spuren der Luftangriffe der US-Polizei von 1967, durch die viele Menschen verletzt oder getötet worden waren.


  Wie oft haben wir im Fernsehen während der ersten Präsidentschaftskampagne von Barack Obama Ausschnitte aus Martin Luther Kings »I have a dream«-Rede von 1963 gesehen? Gefühlte eine Million Mal? King träumte von Gleichheit, Brüderlichkeit und Freiheit, auch der vom Rassismus.9 Um Obama als Heilsbringer zu mystifizieren, wurde Kings Rede 2008 missbraucht, als sei sie sein letztes Wort zu den sozialen Verhältnissen in den USA gewesen. Es sollte die Illusion befördern, dass der Kapitalismus eine humane Lebensweise sein kann, wenn ein Afroamerikaner Präsident wird.


  Im Juni 1967 kam es in 75 US-amerikanischen Städten zu Aufständen von Afroamerikanern und ihren politischen Freunden. Die Revolte erfasste Cincinnati, Memphis, Newark, Durham und Detroit. Die blutigsten Kämpfe erlebte Detroit. Die Regierung setzte sogar Fallschirmjäger und Panzer ein. Ganze Stadtviertel gingen in Flammen auf. Dreiundachtzig Menschen, vor allem Afroamerikaner, wurden getötet. 4 000 wurden verletzt, 8 000 verhaftet.


  Martin Luther King wurde am Ende seines Lebens für das weiße Establishment zu einer Bedrohung. Es ging ihm nicht mehr nur um demokratische Bürgerrechte – also darum, dass ein »schwarzes« Mädchen auf eine »weiße« Schule gehen oder ein Afroamerikaner Präsident werden kann –, sondern um die sozialen und demokratischen Menschenrechte für alle. Martin Luther King sagte: »Ich habe jahrelang an der Idee gearbeitet, die bestehenden Institutionen der Gesellschaft zu reformieren – ein wenig Veränderung hier, ein bisschen Fortschritt dort. Doch jetzt bin ich zu einer anderen Überzeugung gelangt: Ich glaube, man muss die ganze Gesellschaft umstrukturieren – wir brauchen eine Revolution unseres Wertesystems!«10 Er bereitete seinen großen »Feldzug der Armen« vor, die Poor People’s Campaign, den Kampf gegen Krieg, Armut und Rassismus, die drei Säulen der Unterdrückung. King rückte näher an seinen vermeintlichen linksradikalen Gegenspieler Malcolm X heran, der 1965 ermordet worden war. King sagte, als er die Kampagne im Dezember 1967 ankündigte: »Wir müssen den Machtstrukuren massiv gegenübertreten. Dies ist ein Schritt, um die Situation zu dramatisieren, um den sehr legitimen und verständlichen Zorn der Ghettos zuzuspitzen, und wir wissen, dass wir dies nicht mit etwas Schwachem tun können. Es muss etwas Starkes sein, Dramatisches, Aufmerksamkeiterregendes sein.«11 Schwarze, Indianer, Latinos und Weiße waren aufgerufen, quer durch das Land eine Vielzahl von Aktionen gegen Staat und Kapital durchzuführen: Protestmärsche, Besetzungen, gewaltlose Sitzstreiks in Regierungsbehörden, Boykotts von Konzernen und Einkaufszentren.


  Bereits seit seiner »Traum«-Rede von 1963 hielt das FBI King für den »gefährlichsten und einflußreichsten Neger-Führer«.12 Die Spitzen des FBI berieten, wie man ihm anhängen könnte, dass er Kommunist sei und wie man den Führer der Bürgerrechtsbewegung systematisch »neutralisieren« und »zerstören« könne. Man versuchte auch, ihn in den Selbstmord zu treiben. Die staatliche Überwachung und Bespitzelung umfasste – mit Zustimmung von Justizminister Robert Kennedy – Kings privateste Lebensbereiche.13


  In allen heutigen Medienberichten über Martin Luther King fehlt zielgerichtet stets seine Entwicklung in den letzten Lebensjahren. Von seinem »Traum« einer bald zu erwartenden friedlichen und gerechten US-Gesellschaft hatte King sich verabschiedet, er radikalisierte sich. 1967 sagte er: »Ich musste erkennen, wie mein Traum zum Alptraum wurde, als ich durch die Ghettos unseres Landes ging und sah, dass meine schwarzen Brüder und Schwestern auf einer einsamen Insel der Armut dahinsiechen – in der Mitte eines riesigen Ozeans von materiellem Wohlstand, und ich sah, dass unsere Nation nichts unternimmt, um die Probleme der Schwarzen zu lösen.«14 Immer schärfer stellte er sich gegen den Vietnamkrieg. King wurde am 4. April 1968, zu Beginn der Poor People’s Campaign, ermordet. Er war erst 39 Jahre alt. In 110 Städten kam es zu Aufständen. Die Auftraggeber seines Mörders wurden bis heute nicht gefunden.


  * * *


  Kapitalismus enthält immer Rassismus. Man stelle sich vor, in Berlin oder New York explodierte eine hochgiftige Produktionsanlage und einige zehntausend Menschen stürben sofort und viele Tausende an den Spätfolgen. Würde das nicht einige Aufregung verursachen? Vielleicht sogar Folgen haben? Als 1984 im indischen Bhopal eine Chemiefabrik des US-Unternehmens Union Carbide explodierte und einige zehntausend Menschen starben, manche sofort, manche Monate später, sprach niemand in den kapitalistischen Zentren von einer »Krise des Kapitalismus«. Es betraf ja auch nur Inder, noch dazu arme. Hunderttausende Menschen sind bis heute schwer krank. Das Gelände wurde nicht saniert, die Verantwortlichen von den USA nicht nach Indien ausgeliefert, die Opfer kaum entschädigt, Der US-Konzern Dow Chemical kaufte den Betrieb und erklärte sich für das Vergangene für nicht zuständig. Union Carbide drückte die Forderungen des indischen Staates auf 470 Millionen Dollar herunter, was weniger als 5 Prozent des Umsatzes entsprach. Versicherungen zahlten 250 Millionen US-Dollar. Vor zwei Jahren, mehr als 25 Jahre nach dem Unglück, wurden acht leitende Angestellte von einem indischen Gericht zu jeweils zwei Jahren Haft auf Bewährung und einer Geldstrafe in Höhe von umgerechnet 1 800 Euro verurteilt.


  Sie ist so riesengroß, die Zahl von Menschen, die in Afrika an Krieg, Hunger und Aids sterben, so unvorstellbar das Ausmaß, in dem sie ohne Bildung bleiben, Sklavenarbeit leisten, so mächtig die Gewalt, die ihren Freiheitsdrang und ihre Zukunftshoffnung an den Mauern der EU zerschellen lässt. Wenn sie »Glück« haben, landen sie lebend in Auffanglagern in Afrika oder Europa, für die auch Deutschland viel Geld ausgibt. Sie ertrinken in Scharen im Mittelmeer, gejagt von Frontex-Schiffen, auf denen auch deutsche Bundespolizisten Dienst tun.15 Das System ertränkt sie, indem es ihre lächerlichen Boote von der rettenden europäischen Küste weg in Richtung Afrika zurückjagt. Ihr Menschenrecht auf ein gutes Leben in Europa oder Afrika, sogar ihr Recht auf ihr nacktes Leben, verloren sie auch in Zeiten, in denen sich der Kapitalismus höchstoffiziell in überhaupt keiner Krise befand. Diese Verbrechen gegen die Menschlichkeit sind »normal«.


  Als 2005 der Hurrikan Katrina der Upper Class von New Orleans half, endlich die Schwarzen und die Armen loszuwerden, funktionierte der Kapitalismus bestens. Niemand sprach von seiner Krise. Die Stadt New Orleans wusste das Naturereignis für ihre Sozialpolitik und Stadtplanung zu nutzen. Als das Wasser gewichen war, durften etwa 20 000 Menschen nicht zurück in ihre größtenteils unbeschädigten Wohnungen, denn die standen ja in den überschwemmten und angeblich schwer zu schützenden Zonen. Die Behörden nagelten Fenster und Türen zu und zogen Zäune um die Grundstücke. Das waren die Fernsehbilder, in denen uns weisgemacht wurde, dass es in New Orleans Verrückte gab, die man zu ihrem eigenen Schutz davon abhalten musste, in einstürzende, seuchengefährdete Häuser zurückzukehren. Dave Eggers beschreibt in seinem Buch Zeitoun16, die Geschichte von Abdulrahman Zeitoun, der mit seinem Kanu durch die überschwemmte Stadt fährt und Menschen und Tiere rettet, bis er von der Polizei festgenommen wird. Sie sperren ihn in ein riesiges Freiluftgefängnis, wo er von Männern mit Sturmgewehren, Pfeffergas und Hunden bedroht und gequält wird. Er verliert alle bürgerlichen Rechte, es ist Guantánamo II. Dann verschwindet er in Isolationshaft. Seine Familie hielt ihn für tot. Menschen wie er, die in New Orleans bleiben wollten, aber die falsche Hautfarbe oder einen »fremden« Namen trugen, galten als »auffällig«.


  Wie hätten diese Menschen ihre Wohnungen zurückerobern sollen? »Ihre« Stadt stellte bewaffnete Polizisten vor die Eingänge. Dann kamen Interessenten, denen die Polizei gern wich. Private Immobiliengesellschaften rissen einige dieser Siedlungen ab und errichteten schmucke, staatlich subventionierte teure Apartmenthäuser.


  Heute leben die meisten der 20 000 nicht von Katrina, aber von den herrschenden Kreisen in New Orleans vertriebenen Menschen verstreut überall in den USA, isoliert von ihren Freunden und von alten sozialen Strukturen. Die meisten sind heute arbeitslos. New Orleans aber ist durch die große Vertreibung eines Teils der eigenen Bevölkerung »weißer und wohlhabender geworden«17, ganz ohne Weltwirtschaftskrise …


  * * *


  Manchmal schimmert in den Verlautbarungen der Profiteure der kapitalistischen Verhältnisse eine Ahnung davon durch, was passieren könnte, würde sich eine große Menge Menschen das Verbrechen namens Kapitalismus nicht mehr gefallen lassen. Viele wohlabgewogene Worte in den Abendnachrichten haben mit den realen Vorgängen oft wenig oder nichts zu tun. Sie sollen aber die Maßnahmen gegen die Weltwirtschaftskrise, die ausschließlich zum Ziel haben, das Kapital zu retten und die Grundfesten des kapitalistischen Staats zu betonieren, als vernünftig, einleuchtend und alternativlos erscheinen lassen.


  Manche Wissenschaftler, Politiker und Journalisten ahnen, wie marode der Firnis und wie dünn die Schale der bis zum Übermaß gepriesenen »zivilisierten« Gesellschaft ist. Das Interesse von Inge Kloepfer in ihrem Buch Aufstand der Unterschicht. Was auf uns zukommt18 ist es, das Besitzbürgertum vor denen da unten zu schützen. Ihr Kapitel über bettelnde Kinder und kleine Straßendiebe nennt sie »Bedrohung«. Nicht glückliche, selbstbestimmte, angstfreie Kinder sind ihr Anliegen, sondern die Vermeidung der Gefahr, die diese Kinder für »uns« darstellen: »Ein Aufstand der Unterschicht – heute erscheint er noch wenig wahrscheinlich, auch wenn es bereits viele Anzeichen dafür gibt, dass sich die Menschen zu wehren beginnen.« Mit utilitaristischem Blick auf die Kinder fordert sie, dass »zu unser aller Nutzen« etwas aus ihnen werden solle. So oder so: »Es reicht schon ein gesunder Egoismus, um zu erkennen, dass sich Deutschland seine Unterschicht nicht leisten kann.«19 Aber ist es nicht vielmehr so, dass sich Lohnabhängige und Unterschicht die Oberschicht, seit es sie gibt, nicht leisten können?


  * * *


  Die Erfahrung der Menschen, dass vormals positive Begriffe wie zum Beispiel »Reform«, »Selbstbestimmung« und »Gerechtigkeit« längst in Orwellscher Manier in ihr Gegenteil verkehrt wurden, steigert die Verachtung vieler Menschen für »die Politik« ins Unermessliche. Aus »Reform« wurde Hartz IV, aus »Selbstbestimmung« der vermeintlich selbstbestimmte Tod der Überflüssigen in einer neuen Euthanasiediskussionswelle. »Gerechtigkeit« ist heute zum Schleuderpreis zu haben: Von »Generationengerechtigkeit« schwadroniert die Bild-Zeitung, wenn sie – etwa in der Rentenfrage – »die Jungen« zum Kampf gegen »die Alten« aufhetzt.


  Neidisch blickten deutsche Konzerne, vor der Weltwirtschaftskrise, auf China, das mit »ein bisschen Diktatur« immense Wachstumsraten einfuhr, während sich das Kapital in Deutschland noch mit den restlichen Errungenschaften einer befriedeten Arbeiterbewegung herumzuschlagen hatte. Ein kleines bisschen mehr Diktatur, verpackt als bürgerliche Demokratie, das hätten einige west- und osteuropäische Staaten doch gern.


  Die realen sozialen Verhältnisse und die Erfahrung, von den »eigenen Leuten« (darunter den Parteien und Gewerkschaften) betrogen worden zu sein, haben die soziale Frage auch in Deutschland mit Wucht zurück auf die Tagesordnung katapultiert. Millionen Menschen sehen sich vermeintlichen Urgewalten des Kapitalismus ausgeliefert, fühlen sich machtlos, ja ohnmächtig und nicht Herr ihres Schicksals. Wer wird der Adressat ihrer Wut? Sozial Schwächere, wie es der deutsche Untertan so schätzt, weil er sich feige nicht gegen die Obrigkeit zu erheben wagt, außer er ist betrunken und randaliert ein wenig bei der Arbeitsagentur oder dem Jobcenter? Was tut der Mensch, fortlaufend enteignet, durch Krisen, Gesetze und Verordnungen gebeutelt, für die er nicht verantwortlich ist, ohne soziale Netzwerke – früher hieß das Beziehungen –, die in herrschende Kreise reichen?


  Ist eine bundesdeutsche Gesellschaft denkbar, die trotz großer Armut und Perspektivlosigkeit einerseits und immensen Reichtums und Korruption andererseits unerschüttert bleibt? Wird es diesmal die historische Rolle der Linkspartei sein, der Wut ein Ventil zu bieten? Als neue reformistische Illusion, die dämpft, was anderenfalls vielleicht zur Revolte und zu wirklich grundlegenden gesellschaftlichen Veränderungen drängt?


  Und wenn diese Kalkulation nicht aufgeht – treibt die Bundesrepublik dann noch weiter nach rechts? Gibt es dazu wirklich keine anderen linken Alternativen? Welche Verwerfungen und Unruhen sind vorstellbar? Wohin treibt der Zorn die Wütenden?


  2Der dünne Schleier


  Welche Folgen birgt die Weltwirtschaftskrise? Katastrophale für die Ärmsten und für die Natur. Ein immer größerer Teil der Weltbevölkerung wird für den Profit nicht mehr gebraucht. Sie ist, in der Logik des Kapitalismus, überflüssig.


  Bricht der Kapitalismus zusammen? Leider nicht. Aber die bürgerlichen Demokratien werden noch autoritärer und diktatorischer.


  Drohen immer mehr Kriege? Ja. Das Kapital wird seine Probleme auch dadurch dämpfen wollen, dass er sich noch ungehemmteren Zugang zu Rohstoffen, Absatzmärkten und Billigstarbeitskräften in fernen Ländern verschafft. Weil die Bevölkerungen der betroffenen Länder sich wehren könnten, nützt es dem Kapitalismus und seinen Staaten, »regionale« Konflikte zu schüren und, falls das nicht genügt, hie und da eine kleinere oder größere »humanitäre Intervention« einzuplanen. Selbstverständlich trägt die innerkapitalistische Konkurrenz immer die Gefahr von Kriegen in sich. Auch zum Vorteil des Rüstungskapitals, denn je schneller seine Produkte verbraucht sind, desto fixer steigt die Nachfrage. Krieg ist sein profitabelstes Geschäft.


  Die deutschen Verbrechen gegen die Menschlichkeit, die Ermordung der deutschen und europäischen Juden, von Osteuropäern, Kommunisten und Sozialisten, Homosexuellen und Behinderten, von Roma und Sinti verzögerten die Militarisierung der Bundesrepublik. Aber seit dem von SPD und Grünen 1999 ermöglichten NATO-Krieg gegen Jugoslawien ist der Bann »endlich« gebrochen, gilt der NS-Faschismus als »bewältigt« und ist zur Historisierung freigegeben.20


  Noch 1949 hatte der Bundestag die nationale Wiederbewaffnung abgelehnt. Vierundvierzig Jahre lang hatten Pazifisten und Antimilitaristen jeden Schritt hin zur erneuten Kriegsfähigkeit leidenschaftlich bekämpft: die Wiederbewaffnung und Gründung der Bundeswehr von 1955, den Beitritt zur NATO im selben Jahr und den NATO-Doppelbeschluss von 1979, der die neue Friedensbewegung auslöste. Ein Jahr nach der Auflösung der Sowjetunion und zwei Jahre nach der sogenannten Wiedervereinigung veränderte das Bundesverteidigungsministerium mit den Verteidigungspolitischen Richtlinien von 1992 den Charakter der Bundeswehr. Aus der angeblichen reinen »Verteidigungsarmee« wurde eine, welche die »vitalen Sicherheitsinteressen« Deutschlands aggressiv und offensiv durchzusetzen hat. Ihr Ziel wurde die »Aufrechterhaltung des freien Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Märkten und Rohstoffen in aller Welt«.21


  Mit den Verteidigungspolitischen Richtlinien von 2003 wurde die Sache noch bedrohlicher: Die Bundeswehr kann seitdem auch unabhängig von »Spannungsfällen« im Inneren der Bundesrepublik eingesetzt werden.22 Die Landesverteidigung – die große Rechtfertigung in Zeiten des Kalten Kriegs – schrumpfte zur Nebensächlichkeit.23 Die Bundeswehr hatte nun »weltweit« und grenzenlos deutsche Interessen durchzusetzen. Die Grenzen im »Anti-Terror«-Kampf zwischen »friedenserhaltenden« und Kriegseinsätzen sind so fließend wie schwer durchschaubar.24 Das Bundesverteidigungsministerium konstruiert ein unentwirrbares Bedrohungsszenario, das geeignet ist, jede Art von Kampfeinsatz und Krieg gegen jede Art von Konflikt zu legitimieren – auch gegen soziale Revolten: »Ungelöste politische, ethnische, religiöse, wirtschaftliche und gesellschaftliche Konflikte wirken sich im Verbund mit dem internationalen Terrorismus, mit der international operierenden Organisierten Kriminalität und den zunehmenden Migrationsbewegungen unmittelbar auf die deutsche und europäische Sicherheit aus.«25 Selten sind »Migrationsbewegungen« auf bösartigere und bedrohlichere Weise mit »internationalem Terrorismus« und der »international operierenden Organisierten Kriminalität« in einen Satz gezwängt worden.


  Mit dem 2009 in Kraft getretenen Lissabon-Vertrag ist auch die EU endgültig zu einem Militärbündnis geworden. Die Mitgliedstaaten haben sich mit dem EU-Vertrag sogar zur Aufrüstung verpflichtet (Art. 42, Abs. 3). Ziel ist die polizeiliche und militärische Sicherung der »Festung Europa« vor Flüchtlingen und die Durchsetzung der Interessen der stärksten europäischen Kapitalfraktionen, darunter der deutschen. Diesen hässlichen Plan verstärken die deutschen Verteidigungspolitischen Richtlinien von 2011, eine Weiterentwicklung der Richtlinien von 1992 und 2003.26 Die neuen Richtlinien sollen die Bundeswehr zu einer zwar etwas verkleinerten, aber umso aggressiveren und technisch hochgerüsteten Interventionsarmee machen, welche die ökonomischen und geostrategischen Interessen Deutschlands noch effizienter durchsetzen hilft. Eine »Division Schnelle Kräfte« und andere, der Öffentlichkeit verborgene Maßnahmen befähigen deutsche Truppen zum Morden in aller Welt.


  Die seit der Fußballweltmeisterschaft von 2006 planvoll geschürte und mit der Fußballeuropameisterschaft von 2012 weiter betriebene Propaganda vom ach so harmlosen »Partypatriotismus« soll »unsere deutschen« Interessen herstellen helfen. Soll einleuchtend erscheinen lassen, was laut der Verteidigungspolitischen Richtlinien zu »deutschen Sicherheitsinteressen« gehört: »einen freien und ungehinderten Welthandel sowie den freien Zugang zur Hohen See und zu natürlichen Ressourcen zu ermöglichen«, unabhängig davon, dass diese Naturschätze »uns« gar nicht gehören. Wenn wir die Herrschenden und ihre Medien darin nicht stören, wird sich bald die Mehrheit der Menschen in diesem Land einbilden, dass es ein ganz »natürliches« nationales »Wir« gibt und dass das »Standortinteresse«, als welches das Profitinteresse des deutschen Kapitals gern umschrieben wird, mit ihrem persönlichen Interesse an Freiheit, Gleichheit und Glück identisch ist.


  Von 1992 bis 2007 waren insgesamt etwa 200 000 deutsche Soldaten im Ausland. Zurzeit operiert die Bundeswehr – nach ihren Angaben – mit etwa 6 174 Soldaten in neun – zum Teil sehr großen – Regionen der Welt. Hinzu kommen militärische Berater und eine unbekannte Anzahl von Polizisten und Polizeiausbildern. Die Gesamtzahl der offiziell einsetzbaren deutschen Soldaten (Mandatsobergrenze durch Beschluss des Bundestages) liegt derzeit bei 10 050.27


  Eine Weltwirtschaftskrise mit ihren sozialen Umwälzungen ist für den deutschen Staat auch ein sicherheitspolitisches Problem. Ein Staat, der sich in der innerimperialistischen Konkurrenz durchsetzen will, der wie Deutschland eine oder gar die Führungsrolle in der NATO und in EU-Europa besetzen möchte, weiß, dass er Ruhe an der Heimatfront braucht. Als höchst hilfreich erweisen sich die bürgerlichen Medien, die sich – was die Rolle Deutschlands in der Welt und in der EU anbelangt sowie in allen Fragen von Krieg und Krise – an jedem einzelnen Tag fast ausnahmslos staatstragend und kapitalgläubig gebärden. Punktuelle Kritik aus bürgerlichen Kreisen, die es manchmal auch gibt, erstickt unter der schieren Masse an Desinformation. Was uns bleibt, sind linksoppositionelle und internationale Medien, um uns eine realistische Vorstellung von dem Staat zu machen, in dem wir leben.


  Bundespräsident Horst Köhler musste zurücktreten, weil er die Interessen der Bundesrepublik zu offen benannte. Auf der Rückkehr aus Afghanistan hatte er dem Deutschlandradio im Mai 2010 ein Interview gegeben. Darin beklagte er, genau wie der jetzige Bundespräsident Joachim Gauck, den mangelnden »Respekt und Anerkennung« für die deutschen Soldaten, die doch »so eine gute Arbeit machen«. Dann lobte er, anders als Gauck, die kritische gesellschaftliche Debatte über den Kriegseinsatz und erklärte, ehrlicher als Gauck, warum der Krieg in Afghanistan notwendig sei: »Wir kämpfen dort auch für unsere Sicherheit in Deutschland […]. Meine Einschätzung ist aber, […] dass ein Land unserer Größe mit dieser Außenhandelsorientierung und damit auch Außenhandelsabhängigkeit auch wissen muss, dass im Zweifel, im Notfall auch militärischer Einsatz notwendig ist, um unsere Interessen zu wahren, zum Beispiel freie Handelswege, zum Beispiel ganze regionale Instabilitäten zu verhindern, die mit Sicherheit dann auch auf unsere Chancen zurückschlagen negativ, bei uns durch Handel Arbeitsplätze und Einkommen zu sichern.«29


  Nicht anders steht es in den Verteidigungspolitischen Richtlinien und in den Weißbüchern der Bundeswehr. Aber wer liest die schon? Ihr Inhalt soll nicht breit diskutiert werden. Ein Präsident, der so untaktisch offen über deutsche Interessen sprach wie Horst Köhler, war nicht der Richtige, um beim Verschleiern der immer aggressiver werdenden deutschen Außenpolitik zu helfen. »Krieg für Wirtschaftsinteressen?« titelte Tagesschau online nach dem Radiointerview, als sei dies unvorstellbar absurd.30 SPD und Grüne fielen über Köhler her. Jürgen Trittin, 1998 bis 2005 Minister der rot-grünen Kriegsregierung, die als erste bundesdeutsche Regierung gegen Jugoslawien und gegen Afghanistan ins Feld gezogen war, höhnte: »Es ist mit unserer Verfassung nicht zu vereinbaren, Kanonenbootpolitik zu betreiben.«31 Schön wär’s, auch hätte man diesen Satz gern von ihm gehört, als unter der SPD/ GrünenÄgide 2003 die imperialistischen Verteidigungspolitischen Richtlinien herauskamen. Die politische Klasse verteidigte Horst Köhler nicht, auch die Bundeskanzlerin schwieg. Bundespräsident Köhler trat neun Tage nach dem Interview am 31. Mai gekränkt zurück.


  Als höchst hilfreich für die herrschende Klasse erweist sich heute der neue Bundespräsident Joachim Gauck, nach jenem kurzen Christian-Wulff-Intermezzo von Juni 2010 bis Februar 2012. Niemals zuvor hatte ein deutscher Bundespräsident die Existenz des Islam in Deutschland so zweifelsfrei anerkannt wie Wulff, das wütende Murren und Raunen der politischen Klasse war allerorten zu vernehmen. Was für ein Glück für sie, dass man diese Diskussion nicht ernsthaft führen musste, weil sich Wulff als korrupt herausstellte. Und hatte Thilo Sarrazin, SPD-Mitglied, nicht ohnehin alles zum Thema Islam gesagt?


  Im März 2012 hievten CDU/SPD/FDP und Grüne Joachim Gauck ins Amt. Die herrschende Klasse muss dem Prediger der verrohenden Mittelschicht inzwischen außerordentlich dankbar sein, denn der Antiaufklärer sülzt den Leuten die Ohren voll. Wenn Gauck von »Freiheit« redet, meint er nur die Freiheit seinesgleichen, die Freiheit des Bourgeois; von sozialen Menschenrechten und von sozialer Gleichheit als Bedingung wirklicher Freiheit versteht er nichts. Auch dieser Christ ist ein Krieger: Dem Krieg in Afghanistan hat er stets die Treue gehalten, und er kann auch als Präsident nicht genug vom Krieg bekommen. Bei einem Besuch der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg am 12. Juni 2012 kritisierte er, dass diese »glückssüchtige« und hedonistische Gesellschaft die tapfere Bundeswehr nicht ausreichend unterstütze. Die Bundeswehr aber habe »unser Zutrauen verdient, nicht nur in Debatten um den ›gerechten Krieg‹ zu bestehen, sondern auch einem ›gerechten Frieden‹ einen Weg zu bahnen«.


  Von den geostrategischen und ökonomischen Interessen, von denen in den Verteidigungspolitischen Richtlinien von 1992, 2003 und 2011 offen die Rede ist, war von Gauck kein Wort zu hören. Gauck habe »die Deutschen zu größerer Offenheit für Auslandseinsätze der Bundeswehr aufgerufen und zugleich eine gewisse Ignoranz der Bürger gegenüber den Streitkräften bemängelt«, schrieben die Medien.32


  Bundesverteidigungsminister Thomas de Maizière dankte Gauck »für den Anstoß für eine stärkere gesellschaftliche Debatte über eine Ausweitung der Bundeswehreinsätze«, denn »grundsätzlich gebe es keine Regionen, in denen deutsche Soldaten nichts zu suchen hätten«.33 Das ist bedauerlicherweise die zutreffende Übersetzung des Gauck’schen Geplappers von Freiheit und Verantwortung.


  * * *


  Der Kapitalismus produziert fortwährend Krisen, das gehört zu den vielen wichtigen Dingen, die wir nicht in der Schule lernen. Die immer wiederkehrenden, im ökonomischen System Kapitalismus liegenden Krisen beruhen auf den antagonistischen, das heißt unversöhnlichen Interessen der verschiedenen Kapitalfraktionen. Ihre Konkurrenz treibt den Kapitalismus an und führt zur chronischen Überproduktion.


  Die Summe der kapitalistischen Einzelinteressen kann nicht rational sein, da einzig Profite zählen, und so muss im kapitalistischen Gesamtinteresse der »ideelle Gesamtkapitalist«, der bürgerliche Staat, immer wieder korrigierend eingreifen, ohne das grundlegende Prinzip der Konkurrenz jedoch außer Kraft setzen zu können, denn das liegt nicht in seiner Macht.


  Es gibt kostbare Texte wie das Kommunistische Manifest von 1850, die, obgleich sie alt sind, kluge analytische Sätze enthalten, die Erkenntnisse auch über heutige gesellschaftliche Zustände befördern. Karl Marx und Friedrich Engels schrieben: »Die moderne Staatsgewalt ist nur ein Ausschuß, der die gemeinschaftlichen Geschäfte der ganzen Bourgeoisieklasse verwaltet.«34 Diese Aussage galt für ein Deutsches Kaiserreich, das zum Zeitpunkt des Kommunistischen Manifestes noch nicht existierte, und es trifft heute zu, zu Zeiten, in denen die europäischen Nationalstaaten immer mehr Regelungskompetenzen und Rechte an die EU abtreten. Welches immer seine äußere Form ist: Der Staat im Kapitalismus muss eine soziale Ordnung herstellen, die das kapitalistische System stabil hält. Das heißt, er muss mögliche Klassenkämpfe der Lohnabhängigen befrieden, und er muss die Infrastruktur für das Kapital bereitstellen.


  Die Korrekturen des Staates schwanken im Verlauf der Geschichte. Sie reichen von keynesianistischen Eingriffen wie Konjunkturprogrammen, Kontrollen und Beschränkungen der Geschäfte bis hin zu Deregulierungen und Privatisierungen, der Illusion einer (tatsächlich unmöglichen) »freien Marktwirtschaft«. In den 1990er Jahren schlug das Pendel immer weiter in Richtung »schlanker Staat« aus. Er sollte sich raushalten und zum Wohle des Kapitals so viel wie möglich deregulieren. So wurden zum Beispiel im Finanzsektor reine Investmentbanken zugelassen ebenso wie Derivate; das sind Wertpapierbündel von Kreditrisiken und Wettscheinen auf die zukünftige Entwicklung von Warenpreisen und Aktienkursen.


  Als Ende der 1990er Jahre erste Forderungen laut wurden, dass Derivateverkäufer ihre Geschäfte offenlegen und verpflichtet werden müssten, Kapitalreserven anzulegen, um Verluste ausgleichen zu können, wiesen die Notenbank und die Regierung der USA dies zurück. Zu viele Regeln, hieß es, würden der Wall Street schaden und Banken dazu veranlassen, ihre Geschäfte ins Ausland zu verlagern.


  Dazu kamen Hedgefonds und Cross-Border-Leasing-Geschäfte. Gigantische Papierwerte wurden am Schreibtisch geschaffen, deren reale Grundlage, die Produktionssphäre mit ihren Produkten oder auch Immobilien, im Dschungel der Finanzkonstruktionen bald nicht mehr aufzufinden waren. Sie waren Treibstoff und Zündung für die jetzige Weltwirtschaftskrise. Eine kleine Vorwarnung war das Zerplatzen der Dotcom-Blase von 2000/2001, rasant stürzten die jungen Helden des Neue-Medien-Hypes in den Keller, eine kleine Welle von Insolvenzen hinter sich herschleppend. Die Warnung blieb ungehört.


  Der Anlass für die jetzige Weltwirtschaftskrise war zu Beginn nichts als eine Immobilienblase in den USA, die Ende 2006 zu platzen begann. Ungesicherte Hypotheken, Gegenstand von Spekulationen von so abstrakter Form, dass selbst in großen Banken nur wenige verstanden, was sie da taten. Aber die wussten, was sie tun. Aus der »amerikanischen Hypothekenkrise« von 2007 wurde die »amerikanische Finanzkrise«, die Deutschland angeblich nicht betreffen würde. »Ich sehe keinerlei Indizien für eine neue Weltwirtschaftskrise. Was ich dagegen sehe, ist, dass es den verschiedenen Krisenmanagern in Geschäftsbanken, Notenbanken und Aufsichtsbehörden gelungen ist, ein extrem komplexes System wie das heutige Weltfinanzsystem im Griff zu behalten. Das ist eine beachtliche Leistung – und sehr beruhigend. Im Finanzbereich ist alles mit allem vernetzt, anders als in der Industrie. Deshalb ist unsere Branche besonders sensibel«, sagte Josef Ackermann, damals Chef der Deutschen Bank, noch im Mai 2008.35 Da steckten schon mehrere deutsche Geldinstitute, die IKB und einige Landesbanken, in der Krise, und die Holding Hypo Real Estate (HRE) folgte. Angela Merkel erklärte, die Bundesregierung habe »international versprochen«, dass sie keine Bank pleite gehen lasse, die andere mitreißen könne. Das »Rettungsübernahmegesetz« – es gibt zauberhafte Wortschöpfungen in der Krise – sei »alternativlos«. Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) sprang ihr zur Seite und warnte, ein Zusammenbruch der Hypo Real Estate könne eine globale »Erschütterungsdynamik« auslösen.36


  Der Verlust allein der FMS Wertmanagement – das ist die »Bad Bank« der HRE – im Jahr 2011 betrug 9,97 Milliarden Euro. Der Schaden wird fast vollständig vom staatlichen Bankenrettungsfonds Soffin und damit vom Steuerzahler übernommen. In die Bad Bank wurden 2010 Risikopapiere im Wert von 175 Milliarden Euro ausgelagert, da ist also noch ein ziemlicher Spielraum für Verluste allein an dieser Stelle. Der Plan, die riskanten Papiere bis 2020 zu verkaufen und die »Bad Bank« der HRE abzuwickeln, wurde inzwischen aufgegeben.37


  Am besten ist es, der Staat übernimmt das Risiko für angeschlagene Banken ganz, sagte Hilmar Kopper, der frühere Vorstandssprecher der Deutschen Bank: »Man sollte angeschlagenen Banken keine Garantien geben, sondern sie verstaatlichen. Der Staat übernimmt die Institute, rekapitalisiert sie und kann sie danach wieder privatisieren. Für den Staat kann es sich sogar lohnen: Er kauft in der Krise und verkauft, wenn es wieder besser geht.«38


  Friedrich Engels durchschaute diese Vorgehensweise schon im März 1891: »Das ist ja grade der wunde Punkt, dass, solange die besitzenden Klassen am Ruder bleiben, jede Verstaatlichung nicht eine Abschaffung, sondern nur eine Formveränderung der Ausbeutung ist.«39 Der Staat tut, was dem Kapital nützt. »Der moderne Staat«, führt Engels in seiner Schrift Anti-Dühring aus, »ist eine wesentlich kapitalistische Maschine, Staat der Kapitalisten, der ideelle Gesamtkapitalist. […] Das Kapitalverhältnis wird nicht aufgehoben, es wird vielmehr auf die Spitze getrieben.«40


  Ackermann war nicht der Einzige, der die kommende Weltwirtschaftskrise – jedenfalls öffentlich – leugnete. Die Menschen sollten so lange wie möglich getäuscht werden. Auch als in den USA große Banken zusammenbrachen, Investmentbanken sich auflösten und die Börsenkurse sich im freien Fall befanden, gelang die Täuschung immer noch ziemlich gut. Noch in der zweiten Hälfte des Jahres 2008 schien es, als würde die anrollende Weltwirtschaftskrise in Deutschland einfach geleugnet. Bundesfinanzminister Peer Steinbrück (SPD) gab zu, dass »das volle Ausmaß der Krise […] bis weit in den September [2008] hinein […] nicht erkannt worden« sei. Bundestag und Bundesrat stimmten dem hastig auf den Weg gebrachten 500-Milliarden-Euro-Rettungspaket für Banken und Konzerne zu.41 Im November 2008 wurde schließlich eingestanden, dass auch Deutschland von einer Rezession erfasst worden war, das böse Wort »Weltwirtschaftskrise« mochte trotzdem kaum ein Politiker aussprechen.


  Heute, 2012, geht es im Kern um eine Gesamtsumme von bald einer Billion Euro, die der Rettungsfonds EFSF (Europäische Finanzstabilisierungsfazilität) und der ESM (Europäischer Stabilitätsmechanismus) ausmachen, dazu kommt der Sparzwang durch die »Schuldenbremsen«. In Deutschland sind diese sogenannten Schuldenbremsen inzwischen in den Landesverfassungen und im Grundgesetz verankert. Mit dem EU-Fiskalpakt erzwingt die deutsche CDU/FDP-Regierung, unterstützt von SPD und Grünen, »Schuldenbremsen« in den nationalen Verfassungen von 25 EU-Ländern. Nur die Regierungen Tschechiens und Großbritanniens lehnen die Schuldenbremsen ab. Die Sanktionsmöglichkeiten der EU gegenüber ihren Mitgliedsstaaten schränken die Haushaltshoheit der Länder und damit ihre Souveränität weiter ein.


  Die sogenannten Rettungsfonds und EU-Zwangsmaßnahmen bedeuten, dass der Staat einer Kapitalfraktion die Verluste erstattet, indem er sie als staatliche Schulden sozialisiert. Indem der Staat Steuern und Abgaben dazu verwendet, diese Verluste zu decken, verteilt er die Gelder innerhalb seines Haushaltes im großen Stil um – zu Lasten sozialer, gesundheitlicher, ökologischer und kultureller Leistungen und mit der Folge, dass die Einkommen der Lohnabhängigen weiter schrumpfen.


  Zu den Rettungspaketen kamen noch andere Maßnahmen hinzu, die die Krise mildern und das Finanzsystem vor dem totalen Kollaps bewahren sollten. Dazu gehörte 2010 das partielle Verbot sogenannter Leerverkäufe von Aktien. Das sind Wetten auf den weiteren Kursverfall der Aktien. Gewährt wurde auch eine Bilanzierungshilfe für Banken. Aufgrund neuer Regeln können die Finanzkonzerne ihre Bilanzen schönen, indem sie Verluste in die Zukunft verschieben.42 Außerdem wurde in der BRD das Insolvenzrecht für Betriebe gelockert.43


  Schon im kapitalistischen Normalbetrieb herrscht Elend. In einer Weltwirtschaftskrise werden weitere Hunderte Millionen Menschen ins Elend gestoßen. Allein in diesem Land werden Hunderttausende, wenn nicht Millionen, arbeitslos und arm. Wenn sie »Glück« haben, missbraucht man sie als Leiharbeitssklaven, also zu noch mieseren und rechtloseren Bedingungen, und – zynischerweise – manchmal an denselben Arbeitsplätzen wie zuvor. Eine ungeheure Umschichtung findet statt: ein wachsender Teil von Menschen wurde zu »working poor«, zu arbeitenden Armen, und kann, obwohl Vollzeit arbeitend, kein würdevolles Leben mehr für sich und die Seinen bezahlen. Im Alter wird ihre Lage noch schlimmer.


  Die Grundlage für diese dramatische soziale Spaltung in Deutschland schuf die SPD/Grüne-Regierung unter Schröder/Fischer schon vor der Weltwirtschaftskrise. Ihre Deregulierungspolitik ließ einen zweiten Arbeitsmarkt entstehen, den Niedriglohnsektor, und forcierte Leih-Sklavenarbeit. Die Agenda 2010 brachte die Hartz-IV-Verarmung samt der Entwürdigung von Menschen. Gleichzeitig hat Rot/Grün das deutsche Kapital steuerlich drastisch entlastet. Die Lohnabhängigen wurden dem Finanzmarkt auch noch als Opfer zugeführt. Das Geschwätz von der »Eigenverantwortung« in Form privat finanzierter Rentenversicherungen hat viele Menschen zu riskanten Geldanlagen verführt.44 Auch die folgenden Bundesregierungen, egal ob CDU/SPD oder CDU/FDP, haben diese Politik fortgesetzt.


  In den letzten Jahrzehnten haben alle deutschen Bundesregierungen den Lohnabhängigen und der öffentlichen Hand gewaltige Beträge entzogen, zum Beispiel durch Privatisierungen und durch Steuersenkungen für Kapital und Vermögen. Eine ausführliche Auseinandersetzung über die Rolle der SPD/Grünen-Regierung findet sich in zweien meiner Bücher.45 Die jeweiligen Regierungen, auch die angeblich fortschrittlichere SPD/Grüne-Regierung, haben darüber hinaus die Lohnabhängigen dem Finanzmarkt als Opfer zugeführt. Das Geschwätz von der »Eigenverantwortung« in Form privat finanzierter Rentenversicherungen hat viele Menschen zu riskanten Geldanlagen verführt.46


  Tierschutz und Schuldenbremse haben in Deutschland Verfassungsrang, die Verfassung enthält jedoch weder ein Armutsverbot noch ein wirkliches Recht auf Asyl. Mit der 2009 ins Grundgesetz aufgenommenen Schuldenbremse rechtfertigen Bundesländer und Staat anhaltende ökologische, soziale und kulturelle Kürzungen, während sie gleichzeitig riesige Profitmassen für das Kapital in allen Bereichen ermöglichen und sichern. Das bedeutet, dass die Steuern und Abgaben für das Kapital und für Vermögende auf einem historischen Tief gehalten werden.


  * * *


  Mit der Weltwirtschaftskrise erreichte die Umverteilung von unten nach oben neue Dimensionen. Faschismus, Kriege, Raubzüge, Sklavenarbeit und Krisen sind exzellente Voraussetzungen für Vermehrung von Reichtum und für die Verarmung der Vielen. »Mehr als die Hälfte der deutschen Milliardäre kann ihren Familienreichtum auf die Zeit vor 1945 zurückführen.«47 Die Reichen können in der Krise noch mehr an sich raffen. Schon in den Jahren vor der Weltwirtschaftkrise stieg das Wohlstandsgefälle in Deutschland unaufhörlich. 2009 besaßen ein Prozent der Bevölkerung 23 Prozent allen Vermögens, 10 Prozent der Bevölkerung 60 Prozent des Vermögens, die ärmeren 70 Prozent besaßen hingegen zusammen nur neun Prozent. Mehr als ein Viertel der Bevölkerung hat nichts Erspartes, die Verschuldung der Ärmsten steigt.48 Die Ungleichheit wächst jeden Tag weiter.


  Die Risse in der Gesellschaft werden größer. Jedes dritte Kind ist arm und Hunderttausende Rentnerinnen und Rentner bessern durch unterbezahlte Minijobs ihre Rente auf. Bildung und sozialer Aufstieg hängen maßgeblich von der sozialen Herkunft und dem Einkommen der Eltern ab. Die seit Jahren stattfindende Ausweitung des Niedriglohnsektors und das in der Krise durchgesetzte Lohndumping führen zu noch mehr Armut auch im Alter. Auf allen Ebenen werden weitere Streichungen bei der sozialen Infrastruktur und im Bereich der Bildung organisiert. Die Restbestände eines sozialen Mietwohnungsbaus werden abgewickelt, aus Stadtvierteln werden Mieterinnen und Mieter steigender Mieten wegen verdrängt.


  * * *


  Das Ende der Weltwirtschaftskrise ist auch 2012 nicht absehbar. Ihre Auswirkungen aber brutalisieren den Alltag. Etwa 60 Prozent der deutschen Exporte gingen im ersten Halbjahr 2011 in andere EU-Länder. Was für das deutsche Kapital einen Erfolg bedeutet, und bei manchem deutschen Dummkopf den Nationalstolz in schwindelerregende Höhen treibt, bedeutet für die Lohnabhängigen im Süden und Osten Europas eine Erhöhung ihrer Ausbeutung und die Ruinierung der Ökonomie ihrer Länder. So zerstört der deutsche Exporterfolg mittelfristig seine eigene Grundlage: Denn wer soll deutsche Waren abnehmen, wenn die deutsche Austeritätspolitik halb Europa in die Armut treibt?


  Die deutschen Exporte in den Euroraum nehmen bereits ab, aber bisher werden sie durch Exportsteigerungen u.a. nach China, Indien, Russland und Brasilien ausgeglichen.49


  Die sogenannte Troika aus Europäischer Zentralbank (EZB), Internationalem Währungsfond (IWF) und EU-Kommission erpresst drastische Sparmaßnahmen in europäischen Staaten. Dabei ist die Lage z.B. in Griechenland katastrophal. Die Obdachlosigkeit ist explodiert, Teile des Gesundheitswesens sind zusammengebrochen, faschistische Organisationen jagen arme Ausländer. Savvas Robolis, der Chef des Arbeitsinstituts des größten griechischen Gewerkschafts-Dachverbandes des privaten Sektors (GSEE), sagte, dass Arbeiter und Angestellte in Griechenland seit 2009 »fast die Hälfte ihres Einkommens verloren« haben und die Arbeitslosigkeit bis Ende 2012 auf 24 Prozent steigen könne.50


  Nichtsdestotrotz verlangt die Troika, in der Deutschland den Ton angibt, weitere Kürzungen von Sozialleistungen und beschädigt sogar die nationale Souveränität Griechenlands. Ministerpräsident Giorgos Papandreou musste 2011 auf Druck von Bundeskanzlerin Merkel und des ehemaligen französischen Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy eine versprochene Volksabstimmung zu den EU-europäischen Gängelungen absagen. Wer die Parlamentswahlen in Griechenland im Juni 2012 und die deutsche Politik- und Medienszene beobachtete, dem konnte übel werden: Die Griechen schienen nicht mehr frei zu sein, zu wählen, was sie wollten.


  Auf die Frage des grünen Abgeordneten Hans-Christian Ströbele, ob denn die deutsche Bundesregierung sich bemühe, »Griechenland zum Sparen bei Kriegswaffen- und anderen Rüstungsimporten zu bewegen oder ganz im Gegenteil Rüstungsexporte aus Deutschland und anderen EU-Staaten von den Sparauflagen auszunehmen«, antwortete die Bundesregierung im Dezember 2011 in Gestalt von Peter Hintze, dem Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: »Die sicherheitspolitischen Entscheidungen Griechenlands liegen in der autonomen Entscheidung der griechischen Regierung.«51


  Das ist natürlich sehr schön, dass Griechenlands Autonomie auch mal verteidigt wird. Allein die offiziellen und genehmigten deutschen Rüstungsexporte nach Griechenland haben einen Wert von 2,3 Milliarden Euro (1999–2008). Und was da eingekauft wird, braucht jedes Kind, jeder Handwerker, jede Studentin in Griechenland dringend: 861 Leopard-1- und 2-Kampfpanzer der deutschen Rüstungsfirma Krauss-Maffei Wegmann GmbH & Co KG. 24 Panzerhaubitzen, 122 Haubitzen, 150 Raketenwerfer. 160 Maschinenkanonen von Rheinmetall Defence AG, vier Fregatten und 12 U-Boote von Thyssen Krupp Marine Systems AG sowie 22 F-4 Phantom Kampfflugzeuge (nur eine Auswahl).52


  Die Oberndorfer Waffenfirma Heckler & Koch, im Kalten Krieg und mit der NATO groß geworden, ist »das deutsche Unternehmen, mit dessen Waffen nach dem Zweiten Weltkrieg die meisten Menschen getötet oder verstümmelt worden sind«. Der Autor und Friedensaktivist Jürgen Grässlin: »Durchschnittlich alle vierzehn Minuten stirbt ein Mensch durch eine Kugel aus dem Lauf einer Heckler & Koch-Waffe.«53 Heckler & Kochs berüchtigtes Sturmgewehr HK G 3 wird in allen Diktaturen und Kriegen eingesetzt und seit 1977, genehmigt von einer SPD/FDP-Bundesregierung, in Griechenland in Lizenz gebaut.54 Auch die umfangreichen Waffenimporte der griechischen Regierung, vor allem zugunsten deutscher Waffenkonzerne, haben die Schuldenkrise vorangetrieben, schreibt das Handelsblatt.55 Immer öfter ermitteln Staatsanwaltschaften massive Einflussnahmen deutscher Konzerne auf griechische Amtsträger und weisen Bestechungssummen in Millionenhöhe und überhöhte Preise für deutsche Produkte nach, was die griechischen Schulden weiter in die Höhe trieb.


  Heute fordern die deutsche Regierung und die Troika Griechenland zum Bezahlen offener Rechnungen in Höhe von 6,5 Milliarden Euro auf, das sind Rechnungen für Pharmaprodukte, Bauleistungen und Rüstungsgüter aus Deutschland.56 Der deutsche Staat handelt als Schuldeneintreiber für deutsche Konzerne, begleitet von Hohn- und Spottchören deutscher Medien über die Faulheit und mangelnde Verzichts- und Sparbereitschaft der Einwohner Griechenlands. Dem Kommando Deutschlands folgend, müssen griechische Kinder auf eine ausreichende Gesundheitsversorgung verzichten, die Studentin wird arbeitslos und der Handwerker verliert alle Aufträge.


  Deutschland ist so besorgt um die »Autonomie« Griechenlands, dass es keine Einschränkungen des überbordenden griechischen Verteidigungshaushaltes verlangt. Damit verstieße der deutsche Staat ja gegen die Geschäftsinteressen deutscher Rüstungskonzerne von Siemens über Thyssen Krupp bis Rheinmetall. Griechenland ist »mit 13 Prozent ein Hauptabnehmer deutscher Waffenexporte« (2010).57 Laut dem Rüstungsexportbericht der Deutschen Bundesregierung wurden 2010 deutsche Rüstungsgüter im Wert von 403 487 000 Euro nach Griechenland verkauft.58 Das Stockholmer SIPRI-Institut sieht Deutschland 2010 »auf dem dritten Platz der weltweit führenden Rüstungsexporteure (nach den USA und Russland, aber vor Frankreich und Großbritannien). […] Die deutschen Ausfuhren seien im Zeitraum 2006–2010 vor allem durch Lieferungen an die NATO-Partner Griechenland und Türkei sowie nach Südafrika angestiegen.«59


  * * *


  Kann der Staat uns vor dem Kapitalismus retten? Nein, letztlich nicht. Es ist der Staat des Kapitals, und der Kapitalismus ist nicht planbar. Zwar erstellt jedes einzelne kapitalistische Unternehmen Pläne, aber es befindet sich in permanentem Konkurrenzkampf um den größten Profit. Weil dabei regelmäßig Menschen unter die Räder kommen, finden Klassenkämpfe statt, die sich – je nach ihrer Quantität und Qualität – nur mit Gewalt lösen lassen.


  Dieser Grundwiderspruch zwischen Kapital und Arbeit ist der Boden, auf dem sich der Kapitalismus bewegt. Kapitalismus ohne Klassenkampf gibt es nicht. Wehren sich die Unterdrückten und Ausgebeuteten nicht, gibt es trotzdem Klassenkampf, dann allerdings hauptsächlich von oben. Genau das können wir zurzeit in den Zentren des Kapitalismus beobachten.


  Aus politischer Opportunität wird dieser Staat, egal welche Parteienkombination ihn gerade regiert, den Versuch machen müssen, einen Teil der bedrohten Mittelschicht zu retten. Er hat auch aus vielen Gründen kein Interesse an Revolten. Militante Aufstände hätten in Deutschland eine viel größere Bedeutung als in diesem oder jenem peripheren europäischen Ausland wie z.B. in Griechenland. Die Repressionen des deutschen Staates wären härter, weil es die Interessen der drittgrößten Exportnation zu verteidigen gälte. Und vergleichbare politische Auseinandersetzungen hier könnten ansteckende Auswirkungen auf die Opposition in anderen wichtigen kapitalistischen Staaten haben. Das gilt es zu verhindern. Darin sind die Regierenden aller kapitalistischen Staaten sich einig: Freie Fahrt fürs Kapital, aber kein Funke der Rebellion soll über die Grenzen.


  Damit die sozialen Probleme in Deutschland nicht zum Aufstand führen, muss versucht werden, die Folgen der Krise in andere Teile der Welt zu verlagern, vor allem in den Trikont – die drei unterentwickelt gehaltenen Kontinente Afrika, Asien und Lateinamerika, die sogenannte Dritte Welt. Falls das nicht oder nicht ganz gelingt, müssen die Betroffenen zur Ruhe gebracht werden. Bewährt haben sich fünf Instrumente der Unterdrückung, und die sind alle ausbaufähig:


  
    	
      Befriedung, zum Beispiel durch Billigkonsum, das heißt den Import billigster, oft gesundheitsgefährdender Waren von schlechter Qualität. Oder durch die öffentlichkeitswirksam herausgekrähte Behauptung, bestimmte bedrohte Arbeitsplätze würden erhalten, als geschehe dies den Lohnabhängigen zuliebe und nicht immer ausschließlich aus Profitinteressen. Die Arbeitenden finden sich dann oft schlechter bezahlt als zuvor wieder, drangsaliert mit Kurzarbeit und Lohnverzicht, in Leiharbeitsund Werksvertragsverhältnissen und durchdrungen von noch mehr Angst um den gänzlichen Verlust ihrer Erwerbsarbeit. Dann sollen sie sich auch noch glücklich schätzen, weil es ihnen noch nicht so elend geht wie den Leiharbeitern oder Ein-Euro-Jobbern.

    


    	
      Propaganda, also Ablenkung und die Täuschung über die realen Zustände. Oft reicht ein vielstimmiger aber meist gleichförmiger Chor von Politikererklärungen nicht mehr aus, und nicht immer finden Fußballmeisterschaften statt. Es gibt Tage, an denen kein einziger Satz in den Nachrichten der sozialen Wirklichkeit angemessen ist. Eher erfährt man etwas über die Körbchengröße einer Schauspielerin als über die Arbeitsbedingungen in deutschen Fabriken in aller Welt. Stundenlange TV-Sondersendungen über Hochzeiten im europäischen Hochadel, aber keine Sendeminute über die gesundheitlichen »Nebenwirkungen« deutscher Chemieprodukte. Schlagzeilen über Ehekrisen irgendwelcher Prominenter, aber kein Wort über Streiks und Arbeitskämpfe in den USA. Ein nicht zu unterschätzender Teil der Propaganda ist der Irrationalismus mit seinen vielfältigen Strömungen von der – staatlich geförderten – Anthroposophie bis zum ach so friedfertigen Buddhismus; allesamt befördern sie Elitedenken, Rassismus, strukturelle Gewalt und vernebeln die Wahrnehmung der Wirklichkeit. Wer sich die Welt nicht erklären kann, kann sich schlecht wehren.

    


    	
      Überwachung und Bespitzelung: Eine Flut von Gesetzen und technischen Vorrichtungen erlaubt die umfassende Ausforschung der Menschen, ihrer Bewegungen im öffentlichen Raum, ihrer Telefonate, Briefe, E-Mails und Online-Kontakte. Der früher einmal rechtsstaatlich erforderliche Nachweis strafbarer Handlungen ist nicht mehr nötig. Der Verdacht genügt, manchmal noch weniger als das: das schlichte Interesse der Strafverfolgungsbehörden. Großer Lauschangriff, »Anti-Terror-Gesetze«, BKA-Gesetz – die Liste der neuen Angriffe des Staates auf Bürgerinnen und Bürger ist sehr lang. Manche dieser Gesetze wurden gewissermaßen auf Vorrat erlassen. Würden sämtliche antidemokratischen Möglichkeiten dieses Staates auf einmal und zur gleichen Zeit eingesetzt, lebten wir sichtbar in einer Diktatur. Der unbemannten Aufstandsbekämpfung aus der Luft mit sogenannten Drohnen gehört die Zukunft. Gegen die Anti-AKW-Bewegung in Gorleben wurden sie bereits eingesetzt, um sie zu bespitzeln.60

    


    	
      Repression gegen diejenigen, die aufmucken und sich nicht befrieden lassen wollen. Dazu gehören zum Beispiel psychische Bedrohung, Denunziationen bei Ausbildern und Betriebsleitungen, Berufsverbot, Schläge, Prügel, Einkesselung, Freiheitsberaubung, Überwachung, Psychiatrisierung, Sicherheitsverwahrung auch von Jugendlichen. Aber der Staat hat gelernt, dass ein gleichzeitiges und zu offen brutales Vorgehen gegen unterschiedliche soziale Milieus nach hinten losgehen kann. So hat er heute für beinahe jedes soziale Milieu das passende Repressionsinstrumentarium, für streikende Gewerkschafter eine andere als für Junkies, für Schülerinnen eine andere als für Punks, für Wohnsitzlose wiederum eine andere als für protestierende Christen. Das verschärft die soziale Spaltung einer entsolidarisierten Gesellschaft.

    


    	
      Militarisierung: An vielen Orten der Erde stehen deutsche Soldaten, und es werden mehr. Geheime Kommandos Spezialkräfte (KSK) kämpfen und töten in Afghanistan. Aber Schritt für Schritt wird die Armee auch im Inland eingesetzt, gegen den inneren Feind, der »internationale Terrorismus« ist nur die Ausrede. Die Militarisierung der Gesellschaft erfasst längst Kinder. Jugendoffiziere haben einen privilegierten Zugang zu Schulen und Ausbildungsstätten und sollen Jugendliche für die Bundeswehr und ihre oben geschilderten Aufgaben anwerben. Kostenlose Unterrichtsmaterialien und Simulationsspiele befördern das Verständnis für imperialistische Konfliktlösungen. Kasernenbesuche und die Anwerbung von Multiplikatoren (Lehrer, Pfarrer, Gewerkschaften) steigen und wirken als Schneeballsystem.61 Kleine Skandale zeigen uns nur die Spitzen einer Eisbergkette: Die Bundeswehr präsentierte sich beim Tag der offenen Tür am 27. und 28. Mai 2011 in ihrer Kaserne Bad Reichenhall auch Kindern und Jugendlichen. Fotos belegen, dass auch unter 18-Jährige Waffen in die Hand nehmen und zielen durften. Im Rahmen einer Art Kinderprogramm durften Kinder gegen ein kleines, unter Tarnnetzen liegendes Modelldorf namens »Klein-Mitrovica« in den Krieg ziehen. Bundeswehrsoldaten in Uniform zeigten ihnen, wie das geht. Einige der Häuser in dem nachgebauten Balkan-Dorf, das den gleichen Namen trägt wie ein Ort, an dem die Wehrmacht wütete, waren ausgebrannt.62

    

  


  Das Ausmaß, in dem diese fünf Instrumente der Unterdrückung in den vergangenen Jahren ausgeweitet wurden, verrät uns, dass Kapital und Staat Pläne haben, die solche verschiedenartigen Repressionen gegen kritische Bürger und die linke Opposition nötig machen. Wir sind im sechsten Jahr der Weltwirtschaftskrise, und es ist offen, wie und wie lange sie weitergeht.


  * * *


  In Zeiten der Krise drehen manchmal selbst glühende Anhänger des Kapitalismus durch, fühlen sich von den Ökonomen des eigenen Lagers hereingelegt und liebäugeln für einen kurzen Moment mit dem Klassenfeind. So schrieb Frank Schirrmacher, der Mitherausgeber der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, im August 2011: »Ich beginne zu glauben, dass die Linke recht hat.«63 Und weiter: »Das politische System dient nur den Reichen? Das ist so ein linker Satz, der immer falsch schien …« Der »Neoliberalismus« habe sich »im imaginativen Depot des bürgerlichen Denkens [bedient]: Freiheit, Autonomie, Selbstbestimmung bei gleichzeitiger Achtung von individuellen Werten, die Chance, zu werden, wer man werden will, bei gleichzeitiger Zähmung des Staates und seiner Allmacht«. Dann aber habe die CDU dem Neoliberalismus »ihren größten Wert« ausgeliefert: »die Legitimation durch die Erben Ludwig Erhards, das Versprechen, dass Globalisierung ein Evolutionsprodukt der sozialen Marktwirtschaft wird«. Die CDU ist also Schuld, dass der Kapitalismus kapitalistisch agiert.


  Bevor sich nun denkfaule Linke einbilden, Schirrmacher habe eine Einsicht in den Charakter des Kapitalismus und somit sei ein Einbruch ins konservative Lager erzielt worden, sei an die Sache mit Tom Cruise erinnert. Schirrmacher hielt im November 2007 die Laudatio auf den durchgeknallten Scientologen, dem vom Burda-Verlag in einer der peinlichsten Veranstaltungen, die je im Deutschen Fernsehen gesendet worden ist, der »Bambi für Courage« verliehen wurde. Der »hart arbeitende«, seinen unaufhörlichen Erfolg gleichsam »erzwingende Weltstar« Cruise habe, so Schirrmacher, in der Rolle des Claus Schenk Graf von Stauffenberg »dem Ausland« gezeigt, »dass auch Deutsche ihr Leben riskierten, um sich den Nazis zu widersetzen«. Antifaschistische jüdische, kommunistische, sozialistische oder anarchistische Deutsche waren damit natürlich wie immer nicht gemeint, sondern nur der Mythos vom 20. Juli 1944.64


  Im Mai 2012 war Frank Schirrmacher entzückt, in Sahra Wagenknecht, die er früher für eine Kommunistin gehalten hatte, eine Lobrednerin der angeblich sozialen Marktwirtschaft und Ludwig Erhards zu entdecken.65 Er saß mit ihr und dem CSU-Rechtsaußen Peter Gauweiler anlässlich der Vorstellung von Wagenknechts Buch Freiheit statt Kapitalismus auf der Bühne der Kulturbrauerei am Prenzlauer Berg in Berlin. Gauweiler rühmte Wagenknechts Werk als »Plädoyer für die Errungenschaften jener sozialen Marktwirtschaft, für die sich er und sein Parteichef Franz Josef Strauß zu Zeiten des Kalten Kriegs immer stark gemacht hätten. Nun machte er keinen Hehl daraus, wie sehr er sich freute, dass jemand, der wie Wagenknecht von einem anderen Stern, ›vom Andromedanebel‹« – sprich: aus der DDR – »komme, diese Politik nun würdige«.66 Wagenknecht ließ sich von beiden in Grund und Boden loben und widersprach nicht.


  Es fiel an jenem Abend im Mai in der Kulturbrauerei, wie zu vernehmen war, niemandem zu erwähnen ein, dass Ludwig Erhard im NS-Faschismus eng mit dem Nazi-Staat und dem Kriegsverbrecherkonzern IG Farben verwoben war und im Nürnberger Institut für Industrieforschung und mit dem NS-Wirtschaftsministerium an Wirtschaftskonzepten für die Nachkriegszeit gearbeitet hatte, die Grundlagen für das Programm »Soziale Marktwirtschaft« werden sollten. Gleich nach dem Krieg half das, kapitalismuskritische Vorstellungen auszuhebeln. Selbst die CDU forderte damals die Vergesellschaftung von Teilen der Großindustrie. Im Ahlener Programm CDU von 1947 war zu lesen: »Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und sozialen Lebensinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht geworden. Nach dem furchtbaren politischen, wirtschaftlichen und sozialen Zusammenbruch als Folge einer verbrecherischen Machtpolitik kann nur eine Neuordnung von Grund aus erfolgen. Inhalt und Ziel dieser sozialen und wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht mehr das kapitalistische Gewinn- und Machtstreben, sondern nur das Wohlergehen unseres Volkes sein.«


  Diese konservative Kapitalismuskritik wurde bald korrigiert, und das Projekt »soziale Marktwirtschaft« half dabei, dem Kapitalismus nach dem deutschen Weltverbrechen den Arsch zu retten.67 Unter dem Druck der Vergangenheit, der bald sozialpartnerschaftlich befriedeten Arbeiterbewegung und der Systemkonkurrenz der sogenannten realsozialistischen Staaten machte der kapitalistische Staat soziale Versprechungen, die weitgehend uneingelöst blieben und deren Reste er prompt in den Dreck trat, als um 1990 die »realsozialistische« Konkurrenz flöten ging.


  Was ist daran für Linke ein Vorbild? Manche Risse in Zeiten der Weltwirtschaftskrise sind eben nur Risse in der Birne und nicht im System.


  Die gegenwärtige Krise des Kapitalismus als »Eurokrise«, »Bankenkrise«, »Finanzkrise« und »Staatsschuldenkrise« zu versimpeln, nützt nur denen, die das kapitalistische System nicht infrage stellen wollen. Weder durch eine Vermögens- noch durch eine Finanztransaktionssteuer lässt sich die Ursache der Weltwirtschaftskrise beseitigen. Gegen beide Steuern ist nichts einzuwenden, außer dass sie billige Ventile für sozialen Druck bieten. Sie helfen bei der Fehlorientierung, dass nur Banken und Finanzspekulanten »böse« sind. Dann lässt sich der Kapitalismus leichter retten. Fällt nicht auf, dass in diesem Kontext nie von Profit, Mehrwert und Ausbeutung die Rede ist?


  Es ist erstaunlich, wie wenig die Wandlungsfähigkeit des Kapitalismus analytisch durchdrungen und wie sehr sie unterschätzt wird. Reformistische Linke tragen durch verschleiernde Redewendungen und eine unaufrichtige Sprache zur allgemeinen Regression bei. Es ist, als ob sie davor zurückscheuten, die Sache zu Ende zu denken, weil es ihre materielle Existenz gefährden könnte. Sie verklären den Kapitalismus als »soziale Marktwirtschaft« oder als »rheinischen Kapitalismus«. Um 1990 herum seien dann der »Turbokapitalismus« und der »Casinokapitalismus« über uns hereingebrochen. Sie reden, als sei der nicht, was er ist: eine Phase des Kapitalismus, der nun auch hier im Zentrum seine Waffen offen einsetzt, welche die Menschen woanders längst am eigenen Leib gespürt haben.


  Es ist, als solle die künstliche Aufspaltung in einen guten, »rheinischen«, produktiven Kapitalismus mit fürsorglichen »Unternehmern« einerseits und einen bösen, eiskalten Finanzkapitalismus mit gemeingefährlichen Heuschrecken andererseits die kapitalistische Wirtschaftsweise retten. Weil Alternativen nicht vorstellbar sind. Weil es »uns« doch ganz gut geht. Weil sonst das Chaos ausbrechen könnte.


  Stephan Hebel (Frankfurter Rundschau) beschwört den guten Kapitalismus: »Das Kapital kann’s nicht allein. Wenn er aber Zügel trägt, ist der Kapitalismus gar nicht so schlecht.«68 Aber auch glühende Anhänger des Kapitalismus kritisieren gern den »Manchester-Räuber-Kapitalismus« (Ludwig Erhard)69 oder die böse Raff-Gesellschaft (Helmut Schmidt, Marion Gräfin Dönhoff, Edzard Reuter)70. Auch Linke sprechen gern von »Turbo-Kapitalismus« (z.B. Elmar Altvater, Oskar Negt, Frigga Haug).71 Die Begrifflichkeit und die meist dahinter stehenden Konzepte lenken davon ab, dass die Zerstörungswucht des Kapitalismus in jeder Phase untrennbar zu ihm gehört.


  Gern wird auch der Mythos beschworen, der kontinentaleuropäische Kapitalismus sei prima, solange er nicht unter schlechten anglo-amerikanischen Einfluss gerate. Der damalige Bundesfinanzminister Steinbrück (SPD) sagte im September 2008: Die Ursache der Krise sei eine »unverantwortliche Überhöhung des Laissezfaire-Prinzips, also dem von staatlicher Regulierung möglichst vollständig befreiten Spiel der Marktkräfte im anglo-amerikanischen Finanzsystem«.72 Das ist natürlich Unsinn, und Lenin hätte Steinbrück vielleicht geantwortet: »Die ›amerikanischen Sitten‹, vor denen europäische Professoren und wohlgesinnte Bürger so heuchlerisch die Augen zum Himmel aufschlagen, sind in jeder Epoche des Finanzkapitals buchstäblich zu Sitten einer jeden Großstadt in jedem beliebigen Land geworden.«73


  Die künstliche Trennung in einen »neoamerikanischen«, »anglo-amerikanischen« oder »Cowboy«-Kapitalismus einerseits und einen »rheinischen« Kapitalismus« andererseits unterstellt einen »bösen« Finanzkapitalismus zum einen und einen »guten« produktiven Kapitalismus zum anderen und ist nicht weit entfernt von der antisemitisch vergiftenden Aufspaltung in einen »raffenden« und einen »schaffenden« Kapitalismus. »Für das ›raffende Kapital‹ stehen traditionell im völkischen Jargon die Juden. Ob dies vergessen wurde oder nicht, der Code bedient den Antisemitismus.«74


  Es bleibt dabei: Es gibt nur einen Kapitalismus. Natürlich sieht der Kapitalismus verschieden aus. Es gibt unterschiedlich starke soziale Bewegungen, unterschiedliche Staatseingriffe und verschiedene historische Entwicklungen. Überall aber wirken grundsätzlich dieselben Gesetzmäßigkeiten, wovon die Begriffsverwirrungen ablenken sollen. Der Kapitalismus hat zwar über die Jahrzehnte sich verändernde Erscheinungsformen, aber hinter den Fassaden geht es immer nur um die Profitmaximierung, die durch die gnadenlose kapitalistische Konkurrenz erzwungen wird.


  * * *


  Auch der Begriff »Globalisierung« verwirrt nur, ist nichts als ein dünner Schleier über dem realen Imperialismus. Den Schleier verwenden auch angeblich linke Organisationen wie Attac, die den Kapitalismus durch eine Steuerreform, die Finanztransaktionssteuer – und radikaler ist das Programm von Attac nie gewesen –, nicht abschaffen, sondern modernisieren wollten. Es gab seit 1945 gewiss keine schneller befriedete und in die Interessen und Beziehungsgeflechte staatstragender Parteien integrierte Organisation als Attac. Inzwischen interessiert sich auch die Bundeskanzlerin für diese kleine Steuer, und man kann sicher sein, Frau Merkel tut nichts, was dem Kapitalismus schadet.


  Reformisten versimpeln seit Jahren Kolonialismus und Imperialismus zum angeblich neuen Phänomen der »Globalisierung«, als ob der Kapitalismus nicht vom Beginn seiner Existenz an raubplündernd und mordend um die Welt gezogen ist, weil Rohstoffe, billiges Menschenmaterial und Absatzmärkte lockten. Er marschierte bis an den Scheitel bewaffnet los, sobald das Kapital vorhanden und die notwendige Nachrichtentechnik sowie Transportwege entwickelt waren.


  Ziehen wir die Verschleierung also zur Seite und nennen die Sache, also die gegenwärtige Verfasstheit des Kapitalismus, Imperialismus. Nichts Unscharfes wie »Globalisierung« oder Modisches wie »Weltrisikogesellschaft« oder wie die Bluffkategorien von Akademikern wie Ulrich Beck derzeit gerade lauten mögen, sondern Imperialismus. Und der durchdringt, ausgehend von den Zentren des Kapitalismus, die Welt bis in alle Sphären und in ihre äußersten Regionen. Seit es den Kapitalismus gibt, etwa seit 500 Jahren, zieht er hinaus in die Welt. Nichts ist daran neu.


  Lenin zitiert in den Vorstudien75 zu seinem Werk Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus (1916/1917) den Freiburger Nationalökonomen Robert Liefmann, der, weil jüdischer Herkunft, 1940 deportiert wurde und 1941 in einem Lager starb. Liefmann galt schon vor dem Ersten Weltkrieg international als Fachmann für Kartelle und Trusts. Lenin nannte ihn einen »vorbehaltlosen Verteidiger des Kapitalismus«.76 Liefmann schrieb 1913: »Der Frankfurter Metallhandel […] umfasst also mit seinen Unternehmungen, namentlich denen des Merton-Konzerns, tatsächlich die ganze Welt.«77 Und er zitiert ihn noch einmal: »Je entwickelter eine Volkswirtschaft ist, um so mehr wendet sie sich riskanteren oder ausländischen Unternehmungen zu.«78 Und kommentiert: »Das gesteigerte Risiko hängt in letzter Instanz mit der ungeheuren Zunahme des Kapitals zusammen, das sozusagen überschäumt, ins Ausland strömt usw. Und zugleich bringt das beschleunigte Tempo der technischen Entwicklung immer mehr Elemente des Mißverhältnisses zwischen den verschiedenen Teilen der Volkswirtschaft, immer mehr Chaos und Krisen mit sich.«


  Vier Jahre vor Lenin veröffentlichte Rosa Luxemburg ihre Imperialismustheorie. Linke, ein klein wenig jüngere Autoren sind etwa Eric Hobsbawm und Ernest Mandel. Wenn die Eroberung der Welt durch den Kapitalismus, verkleidet als »Globalisierung«, erst vor rund 20 Jahren begonnen haben soll: Wie sind dann imperiale Weltreiche, europäische Kolonien, militärische Invasionen in Trikont-Staaten zu erklären?


  Ist es nicht sonderbar, dass so viele kluge Erkenntnisse immer wieder zugeschüttet werden? In wessen Interesse das wohl liegt …


  In welchem Maß einzelne Kapitalfraktionen in die Welt dringen, hängt von nichts anderem als von ihrem überschüssigen Kapital und ihrem Interesse ab: Gibt es dort in der Ferne einen Absatzmarkt? Wertvolle Rohstoffe? Billige Arbeitskräfte? Auch der Stand der Waffen-, von Fortbewegungs- und Kommunikationstechnik bestimmen die Verbreitung des Kapitals. Ohne Segelschiffe kam schon früher keiner übers Meer, ohne sie also keine ursprüngliche Akkumulation. Ohne Dampfschifffahrt kein britisches Imperium. Ohne Internet, also ohne die zeit- und grenzenlose Kommunikation von Wort und Bild, kein moderner Kapitalismus.


  Auf seiner »überschäumenden« Tour führt der Imperialismus ein ganzes Arsenal von ökonomischen Waffen mit sich, für einen Krieg ohne Bomben und Raketen. Zu diesen Waffen gehören Warentermingeschäfte, die Spekulation mit Lebensmitteln und der Missbrauch von Ölsaaten und Getreide für die Herstellung von Futtermitteln und Agrartreibstoffen, welche immer neue Hungerkatastrophen verursachen. Millionen von Hektar Wälder, Savannen, Wiesen und fruchtbaren Äckern werden in Mais-, Weizen-, Zuckerrohr-, Raps-, Soja- und Ölpalmenplantagen umgewandelt, deren Produkte nicht als Lebensmittel auf Tellern, sondern als Treibstoff in Autotanks landen. 2003 wurden 13 Milliarden US-Dollar in Fonds investiert, die auf Agrarprodukte spekulieren, 2008 waren es schon 260 Milliarden US-Dollar.


  An vorderster Stelle spekulieren deutsche Konzerne auf Nahrungsmittel und treiben deren Preise hoch. So investierte die Allianz 2011 mehr als 6,2 Milliarden Euro in solche Fonds, die Deutsche Bank knapp 4,6 Milliarden Euro. Das macht von einem auf 70 Milliarden Euro geschätzten Weltmarkt für Spekulation an Lebensmitteln einen Anteil von 14 Prozent für allein diese beiden deutschen Geldinstitute.


  Mais kostete in Kenia 2011 um 60 bis 80 Prozent mehr als 2010, in Äthiopien stieg im gleichen Zeitraum der Maispreis um bis zu 120 Prozent. Die Nahrungsmittelpreise steigen, die Einkommen sinken, die Welternährungsorganisation kürzt ihre Nahrungsmittelprogramme für Flüchtlingslager, 2011 zum Beispiel für kongolesische Flüchtlinge in Ruanda um die Hälfte. Rund eine Milliarde Menschen weltweit hungern. Die Klimakatastrophe, beschleunigt durch Waldvernichtung und Monokulturen, löst Dürren aus, die Felder austrocknen und Vieh verhungern lässt. Von den Menschen, die in den ärmsten Regionen des Trikont noch irgendetwas zu essen haben, ernähren sich immer mehr von minderwertigerer Nahrung, wenn nicht sogar von Dreck.79


  Dem Kapitalismus gelingt es, dank der realen Herrschaftsverhältnisse und der internationalen Arbeitsteilung, seine Krisen in die Welt zu tragen, vorzugsweise in den Trikont. Das Kapital verlagert seine durch Maschinenproduktion und Automatisierung erreichte Überproduktion dorthin – und mit ihr die brutalsten Auswirkungen der Krise. Sowohl für seinen Warenabsatz als auch für seinen möglichst ungehinderten Zugang zu natürlichen Ressourcen erzwingt der Kapitalismus sich mit ökonomischer und, wenn es sein muss, auch mit militärischer Gewalt den Zugang. Zu deren Legalisierung gibt es, und hier schließt sich ein Kreis, die Aufgabenbestimmung des deutschen Militärs.


  * * *


  Wann genügen ökonomische Waffen? Wann muss militärisch eingeschritten werden? Die ökonomischen Instrumente reichen sehr weit und rufen im Herkunftsland der Täter kaum Protest hervor. Kann das Kapital mit Hilfe seiner Agenturen wie der Weltbank, dem Internationalen Währungsfonds (IWF), dem Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen (General Agreement on Tariffs and Trade/GATT) usw. ein Land wirtschaftlich erpressen, ihm seine Rohstoffe und Menschen auszuliefern? Oder sind noch härtere Mittel nötig? Ist das Land, das überfallen und dessen Reichtümer in Besitz genommen werden sollen, ausreichend schwach, ungeschützt, stigmatisiert und kriminalisiert, so wie etwa der ölreiche Irak? Dann kann ein Krieg – oder besser: eine »humanitäre Intervention« – das Mittel der Wahl sein, oder, sofern deutsche Firmen ohne Einmarsch vorwiegend US-amerikanischer Truppen besser dastünden, auch nicht.


  Die öffentliche Meinung in den USA war Ende 1990 noch nicht von der »Notwendigkeit« eines militärischen Einmarsches in den Irak überzeugt, vielleicht weil die Erinnerungen an den Vietnamkrieg noch zu frisch waren. In solchen Fällen braucht ein Staat die Hilfe der Medien und auch einer Public-Relations-Agentur. Die Organisation Citizens for a Free Kuwait zahlte an die Agentur Hill & Knowlton 10 Millionen US-Dollar. Die erfand eine tränenreiche Geschichte und ließ im Oktober 1990 die 15-jährige »Nayirah« vor dem Menschenrechtsausschuss des Repräsentantenhauses aussagen. Ihren Nachnamen brauchte das Mädchen nicht zu enthüllen, angeblich um ihre Verwandten zu schützen. »Nayirah« behauptete, in einem kuwaitischen Krankenhaus als Freiwillige gearbeitet und beobachtet zu haben, wie irakische Soldaten neugeborene Babys aus den Inkubatoren nahmen, auf den kalten Boden legten und sterben ließen. Ihre Aussage war das Kernstück einer Kampagne der kuwaitischen Regierung und ihrer Lobbyisten, abgestimmt mit dem Weißen Haus, die das Ziel hatte, die öffentliche Meinung zu kippen.


  »Nayirah« war in Wirklichkeit Nijirah al-Sabah, die von Hill & Knowlton bestens präparierte Tochter von Scheich Saud Nasir al-Sabah, Kuwaits Botschafter in den USA.80 Die Geschichte lief über alle Fernsehsender und verfehlte ihre angestrebte Wirkung nicht. Präsident Bush erwähnte »Nayirahs« Story mehrfach, selbst Amnesty International stützte sich darauf. Senat und Repräsentantenhaus stimmten schließlich mehrheitlich für den Krieg der USA gegen den Irak, der im Januar 1991 begann.


  Die kriegführenden Staaten exportieren ihre »humanitären Interventionen« keineswegs überall dorthin, wo Menschen überfallen und gequält werden. Das fragliche Land muss geostrategisch und ökonomisch interessant sein, so wie der Balkan oder Zentralasien. Offensichtlich nachteilig ist es, wenn die Betroffenen in den Augen der »Weißen« eine »schwarze« Haut haben und afrikanischer Herkunft sind.


  * * *


  Die Westsahara ist ein Land an der westafrikanischen Küste. Im Norden liegt Marokko, im Süden Mauretanien, im Westen der Atlantik. Gleich nachdem die Westsahara 1975 endlich von der Kolonialmacht Spanien in die Unabhängigkeit entlassen worden war, wurde das Land von Marokko und Mauretanien überfallen. Die Angreifer warfen Napalm und Phosphor, sie jagten und töteten auch Kinder, sie vergifteten die Brunnen auf den Routen der Flüchtlinge. Marokko siedelte Hunderttausende von Marokkanern in die Westsahara um und »marokkanisierte« das besetzte Gebiet. Mauretanien zog sich 1979 aus dem Krieg, der dann ausbrach, zurück.


  Die Westsahara besitzt bedeutende Bodenschätze, vor allem Öl, Gas, Eisen, Phosphat und ein fischreiches Meer.81 Allein aus den Phosphatminen bei Bou Craa raubt Marokko jährlich 3 Millionen Tonnen Phosphat. Der US-Energiekonzern Kerr-McGee durchforschte die sahraouischen Küstengewässer jahrelang völkerrechtswidrig nach Öl und Gas, 15 Aktionäre stammten aus Deutschland. Die norwegische Regierung hingegen verkaufte 2005 ihre Kerr-McGee-Anteile und bezeichnete die Aktivitäten des Konzerns als »ernste Verletzung fundamentaler ethischer Normen«.82


  Ein besonders schmutziges Spiel spielt die EU. Sie schloss nicht nur mit Marokko Fischereiverträge, die die Plünderung der fischreichen Küstengewässer vor der Westsahara ermöglichten (zurzeit ausgesetzt). Im Februar 2012 stimmte das Europäische Parlament dem Freihandelsabkommen über landwirtschaftliche Erzeugnisse mit Marokko zu. »Es besteht die Gefahr, dass mit diesem Abkommen Unternehmen der EU Tor und Tür für wirtschaftliche Aktivitäten – alles, vom Finanz- bis zum Agrobusiness – in den illegal besetzten Gebieten der Westsahara geöffnet werden.«83


  Die EU tut nicht nur nichts gegen die völkerrechtswidrige Besatzung. Sie profitiert auch vielfältig von der diktatorischen marokkanischen Monarchie, die ihr z.B. hilft, die nordafrikanische Küste abzusperren und die südeuropäischen Grenzen vor »überflüssigen« Menschen aus Afrika zu schützen. Es stört die EU und Deutschland vielleicht auch, dass die sahraouische Befreiungsbewegung Frente Polisario nach der erhofften Befreiung der Westsahara einen explizit demokratischen und unabhängigen Staat aufbauen will: die Demokratische Arabische Republik Sahara (DARS).


  In der besetzten Westsahara werden die Sahraouis seit rund 40 Jahren von marokkanischen Truppen, Polizisten und Behörden tyrannisiert. Willkürliche Polizeiübergriffe, maßlose Freiheitsstrafen, Folter und Vergewaltigung machen ihr Leben bitter. Wenn die Lage in den besetzten Gebieten »eskaliert«, wenn sich die Sahraouis einmal wehren wie 2005 – sie nannten es »Intifada« –, dann sorgt Marokko dafür, dass keine Journalisten, Mitglieder von Menschenrechtsorganisationen oder kritische Parlamentarier einreisen können.84


  Die Sahraouis warten seit 1991 auf das von den UN versprochene Referendum, die Abstimmung über die Unabhängigkeit. Mit allen Mitteln verschleppt Marokko dieses Referendum bis heute und kommt damit durch.


  Der andere Teil der sahraouischen Bevölkerung, 165000 Flüchtlinge und ihre Kinder, lebt seit 30 Jahren in Flüchtlingslagern in der Sahara, etwa 30 Kilometer entfernt von der algerischen Stadt Tindouf. Die alten Sahraouis nennen diese dürre und steinige Landschaft die »Wüste zum Sterben«. Sie leben unter ärmlichen Bedingungen und sind angewiesen auf Spenden unter anderem vom World Food Programme und UN-Flüchtlingshilfswerk, die Ende 2007, noch vor der Weltwirtschaftskrise, ihre Unterstützung um mehr als 40 Prozent gesenkt haben.85 Inzwischen sind die Programme noch weiter gekürzt worden.


  * * *


  Egbenaha Bani war 23 Jahre alt, als ich ihr 1990 in der Sahara begegnete.86 Sie lachte gerne, war unaufhörlich in Bewegung, zum ersten Mal schwanger und liebte Stoffe in leuchtendem Tintenblau. Als sie acht Jahre alt war, floh sie mit ihrer Familie aus der sahraouischen Stadt Smara vor den Bomben Marokkos in die Wüste. Eine österreichische Organisation ermöglichte ihr Ende der 1980er Jahre eine Fortbildung als Erzieherin. Sie hätte in Wien bleiben können, aber hier, in der Sahara, lebten ihre Familie und ihre Freunde. Sie sagte: »Ich habe dieses Leben sehr gerne, das sind meine Leute, vielleicht ist es ein sehr schweres Leben, was soll ich machen? Ich muss kämpfen und arbeiten und kann nicht in irgendeinem weit entfernten Land sitzen. Obwohl ich in Österreich nette Menschen kennengelernt habe und den Kontakt zu fremden Leuten gern mag.«


  1990 herrschte seit 15 Jahren Krieg. Lastwagen holten die Männer ab, die eine kurze Pause vom Partisanenkampf gehabt hatten und die nun zurück an die Front in der Wüste fuhren. Frauen stellten ihnen Wasserkanister auf die Ladefläche. Egbenahas Mann war auch dabei. Er war fünf Jahre in einem mauretanischen Gefängnis gefangen gewesen und hatte nicht mehr gehen können, als sie ihn entließen.


  Während des Partisanenkrieges gegen Marokko (1975–1991), als viele Männer im Kampf waren, organisierten die Frauen das zivile Leben in der Flüchtlingsstadt. Frauen waren in den höchsten Gremien der Befreiungsbewegung vertreten. Der Islam, sagte Egbenaha, habe den Frauen viel gebracht, und die Muslime, die aus dem Koran die Unterdrückung der Frau und ihre Rechtlosigkeit ableiten, sagten nicht die Wahrheit. Das sei der »falsche Islam«. Die Frau habe das Recht, zu arbeiten, um sich zu ernähren. »Wenn ich nicht selbst arbeite, bin ich arm und werde ich abhängig von meinem Mann, das geht nicht. Das will der Koran nicht.«


  Ihren losen Schal trug sie nur draußen vor dem Gesicht, weil ihr sonst der Sand in Augen und Mund wehte. Sie mochte es nicht, dass es islamische Gesellschaften gibt, in denen die Frauen ihr Gesicht verbergen müssen. »Unser Gott hat uns zwei Augen gegeben, und wir benutzen nur eines – warum? Wir schützen uns mit dem Schleier, wenn ein Sandsturm kommt, Frauen und Männer. Oder wenn es sehr heiß ist. Sonst nicht.«


  Egbenaha Bani hat sich 1990 nicht vorstellen können, dass »die Welt« ihr und ihren Leuten weitere 22 Jahre nicht helfen wird, weil die Rohstoffe und fragwürdige Sicherheitsvorstellungen für EU-Europa wichtiger sind als die Freiheit von Hunderttausenden.


  Ein Jahr nach meinem Besuch, 1991, haben die Sahraouis auf das Referendum-Versprechen der UNO vertraut und ihren zähen Partisanenkampf gegen Marokko aufgegeben. Sie gaben damit im wahrsten Sinn ihre einzige Waffe aus der Hand. Seitdem werden sie von der »internationalen Völkergemeinschaft« betrogen. Es gibt manchmal heftige, strategische Auseinandersetzungen innerhalb der Frente. Viele jüngere Leute wollen den Kampf wieder aufnehmen. Viele ältere erinnern sich aber zu gut an das Leid und an die Toten. Und es gibt immer wieder Unruhen im besetzten Gebiet. Einige Sahraouis sagen: Hätten wir bloß Bomben geworfen wie andere, dann hätte man uns nicht vergessen. Mehr als die Hälfte der Sahraouis, 150 000 bis 200 000 Menschen, lebt inzwischen in der dritten Generation in Flüchtlingslagern in der Nähe der algerischen Stadt Tindouf nahe der Grenze zur Westsahara.


  * * *


  Im Juli 2012 ging die Bundesregierung eine »Energiepartnerschaft« mit Marokko ein. Die EU unterstützt Marokko seit langem bei der Jagd und dem Malträtieren von afrikanischen Flüchtlingen, aber gute Freunde haben mehr gemeinsam. Bundesminister Philipp Rösler (FDP): »Mit der einzigen existierenden Stromleitungsverbindung nach Europa und seinen ambitionierten Zielen beim Ausbau Erneuerbarer Energien ist Marokko ein idealer Partner für Deutschland und empfiehlt sich auch für den Start von Desertec-Projekten. Marokko kann dabei von der großen Erfahrung deutscher Technologieunternehmen, insbesondere im Bereich Erneuerbarer Energien, profitieren.«87


  Deutsche Minister sind dafür da, um deutschem Kapital den Weg zu ebnen. Vielleicht nicht ganz nutzlos für deutsche Kapitalinteressen ist auch, dass UN-Generalsekretär Ban Kimoon im Sommer 2012 den Deutschen Wolfgang Weisbrod-Weber zum Sondergesandten für die Westsahara gemacht hat. Irgendjemand muss die Sahraouis ja hinhalten, sonst steigen vielleicht die politischen Kosten dieser »Partnerschaft« mit Marokko.


  Beim Desertec-Projekt geht es darum, mit Hilfe gigantischer solarthermischer Kraftwerke in der Sahara elektrischen Strom zu erzeugen und nach Europa zu transportieren. Geschätzte Kosten: 1,5 Billionen Euro. Röslers Vorgänger Rainer Brüderle hat den deutschen Investoren finanzielle Unterstützung zugesagt.88 Ab 2014 soll der erste Strom aus Marokko bzw. der Westsahara fließen. Zwei von fünf der geplanten Anlagen werden in der Westsahara liegen. Die Desertec-Initiative will bis 2050 etwa 20 Prozent des europäischen Strombedarfs aus der Sahara importieren.89 Hinter Desertec stehen die Deutsche Bank, Münchner Rück, Siemens, ABB, E.ON, RWE, HSH Nordbank und MAN Solar Millennium – also genau die Organisationen, die sich schon vor Jahrzehnten aufgemacht haben, die Welt zu retten. Ob autoritäre Monarchie oder Polizeistaat – Desertec paktierte schon vor dem inzwischen verkümmerten arabischen Frühling mit jeder nordafrikanischen Diktatur: Marokko, Tunesien, Libyen und Ägypten.90 Die Partei, die seit Jahren am innigsten PR für Desertec betreibt, sind übrigens die deutschen Grünen.91


  Desertec beinhaltet ein großes Zerstörungspotenzial: Dezentrale Systeme für die Gewinnung von Strom und Wärme aus erneuerbaren Energien, die demokratisch nutzbar wären, weil sie nicht in der Hand von Konzernen sind, werden überrollt, z.B. kleine sogenannte solar-home-systems. Der gewaltige Netzausbau, der für Desertec zwischen Nordafrika, Europa und dem Nahen Osten nötig sein wird, übergibt alle Verfügungsgewalt an die großen (vorwiegend deutschen) Energiekonzerne. Alle angesprochenen Regionen wären aber problemlos auch dezentral mit erneuerbaren Energien zu versorgen. Und an das Netz wird man genauso gut Atomkraftwerke anschließen können.92


  Was erfahren wir aus den Medien über diesen Konflikt der Welt? Praktisch nichts über die Sahraouis. Kein Vergleich mit der gefühlvollen Berichterstattung in jenen Fällen, wenn irgendwo ein Kriegseinsatz aus »humanitären« Gründen, also zur Verteidigung deutscher Interessen, gerechtfertigt werden soll. In Filmen über Marokko ist vom Krieg, von den Lebensverhältnissen in der besetzten Westsahara, von der Folter an Oppositionellen nichts zu sehen. Dafür umso mehr romantische Klischees à la »Tausendundeine Nacht«. Die Unterdrückung der Sahraouis durch Marokko dauert nun schon 37 Jahre und hat sehr wenig Glamour.


  Die Menschenrechtsaktivistin Aminatous Haidar aus der Westsahara bekam Ende 2009 in den USA einen Preis verlieren. Als sie zurückkehrte, verweigerten ihr die marokkanischen Besatzungsbehörden die Einreise und schoben sie nach Lanzarote ab. Haidar trat noch am Flughafen für mehr als einen Monat in den Hungerstreik. 1987 hatte die damals 21-Jährige mit 17 weiteren Frauen für die Abhaltung des so lange versprochenen Referendums für die Unabhängigkeit der Westsahara demonstriert. Sie wurde verhaftet, gefoltert und saß vier Jahre ohne Gerichtsverfahren in marokkanischen Gefängnissen.


  2005 wurde sie erneut verhaftet und gefoltert und saß sieben Monate im berüchtigten marokkanischen »Schwarzen Gefängnis«. Ihre Freilassung setzte sie mit einem Hungerstreik durch. 2009 war die internationale Aufmerksamkeit doch endlich so groß, dass die marokkanische Regierung es sich nicht leisten konnte, Aminatou Haidar verhungern zu lassen. Am 17. Dezember 2009 flog ein spanisches Militärflugzeug sie nach El Aaiún in der Westsahara, wo sie unter Hausarrest gestellt wurde.93


  Aber Menschen wie Aminatou Haidar ermutigten weitere Proteste. Im Oktober und November 2010 protestierten Sahraouis gegen ihre Diskriminierung und forderten bessere Lebensbedingungen, Arbeitsplätze, Wohnungen, soziale Hilfen und endlich das Referendum. Sie errichteten »Camps der Würde«, Zeltstädte in der Wüste. Aus ein paar Zelten wurden rasch 7 000 Zelten mit mehr als 20 000 Menschen. Dann griff das marokkanische Militär das Protestlager mit Hubschraubern, Gummigeschossen und Tränengas an. Die Auseinandersetzungen breiteten sich bis in die Stadt El Aaiún aus. Die Armee verhängte den Ausnahmezustand. Es gab Tote und Verletzte.94


  Dass die Sahraouis sich gegen eine übermächtige Besatzung wehrten, war für die späteren Proteste in den arabischen Ländern, die bald darauf begannen, ein Vorbild. Aber die auch nach dem »arabischen Frühling« anhaltende Ignoranz auf internationaler Ebene verbittert vor allem die jüngeren Sahraouis, die darauf drängen, den bewaffneten Kampf aufzunehmen. Auf dem 13. Kongress der Frente Polisario im Dezember 2011 in Tifariti – einer Stadt im von der Frente befreiten östlichen Streifen der Westsahara –, wurde erst einmal beschlossen, der UNO noch eine Chance zu geben, das Referendum durchzuführen, den Krieg gegen Marokko (noch) nicht wieder aufzunehmen, aber die zivilen Aufstände im besetzten Teil des Landes zu unterstützen.95


  An einer »partnerschaftlichen« Beziehung zu den Sahraouis hat Deutschland kein Interesse, aber vielleicht an vermehrten Waffenlieferungen nach Marokko? Dort stehen deutsche Rüstungskonzerne noch in Konkurrenz zu US-amerikanischen und französischen, waren die deutschen Rüstungsexporte 2009 in diesen Teil der Welt doch erst 34 Millionen Euro wert. Diese Güter können dann ja mit denselben Schiffen transportiert werden wie die Bauteile für Desertec.


  3Wem gehört die Welt?


  4111 Archwood Avenue, Cleveland, Ohio, ist die Adresse eines bescheidenen Einfamilienhauses mit zwei Etagen und einem Dachboden auf einem kleinen Grundstück. Vorn hat es eine Veranda, auf der niemand mehr sitzt, denn das Haus ist leer. Seine Fenster sind zugenagelt wie vor einem Hurrikan. Es war eine Art endloser Hurrikan, der 2007 und 2008 über Cleveland hinweggetobt ist, aber ein menschengemachter.


  Ein Nachbar, der vier Blocks weiter wohnt, hat versucht zu rekonstruieren, wie es passieren konnte, dass die Deutsche Bank das kleine Haus zwangsräumen ließ, obwohl sie dem Hausbesitzer die Hypothek gar nicht gegeben hatte. Die Deutsche Bank hatte (und hat) in Cleveland nicht einmal ein Büro, das nächste lag in New York City. Trotzdem gelang es dem Deutsche Bank Trust durch eine undurchsichtige Konstruktion von Beteiligungen, Eigentümerin Tausender von Immobilien in Cleveland zu werden.96 Frank Ford, Vizechef von Neighborhood Progress, Clevelands größter Non-Profit-Organisation, sagt: Die Deutsche Bank ist »die unverantwortlichste unter all den Banken, die hier im Geschäft mit Schrotthypotheken ihr Unwesen treiben«.97


  In harten Jahren hatten sich die Stadtverwaltung und Bürgerinitiativen bemüht, das Leben in der Stadt im Rust Belt freundlicher zu gestalten. Mit »Rostgürtel« ist das älteste und früher größte Industriegebiet der USA gemeint, dessen wirtschaftlicher Niedergang in den 1960er Jahren begann. Die Menschen hatten Parks angelegt und Nachbarschaftszentren aufgebaut. Aber mit der Hypothekenkreditkrise von 2007 stand bald jedes zehnte Haus leer, und Straßen, die einmal als gute Adressen gegolten hatten, wurden Slums.


  Auch die Familie, die das Haus 5041 Finn Avenue in Cleveland bewohnt hatte, nur ein zweiter von Tausenden von Fällen, wurde auf die Straße gesetzt. Das Haus verfiel. Plünderer rissen alles Brauchbare heraus, auch die Gasleitungen. So etwas führt in Cleveland des öfteren zu Explosionen und Bränden. Schließlich standen 11 500 Häuser leer, Stadtteile verkamen zu Geistervierteln, die Kriminalitäts- und Mordrate stieg. Die Immobilienruinen wurden zu Rückzugsorten für Drogengangs, die bald ganze Viertel terrorisierten. Wenn man im Internet unter den Stichworten »Cleveland«, »foreclosure« (Zwangsvollstreckung), »eviction« (Zwangsräumung) und vielleicht »police« Bilder und Texte sucht, findet man eine Flut von Informationen über den Terror der Banken wie eben der Deutschen Bank.


  Auch das Handelsblatt beschreibt, wie die Deutsche Bank vorging:


  
    »Im Goldrausch am US-Immobilienmarkt waren Ackermanns Truppen nicht als schmierige Drücker an den Haustüren unterwegs. Sie überließen es anderen, Menschen mit geringen Einkommen überteuerte Hypotheken aufzuschwatzen. Aber die Deutsche Bank half übelbeleumundeten und zum großen Teil mittlerweile untergegangenen Brokern wie Ameriquest, Countrywide und New Beach beim Weiterverkauf der Kredite in strukturierten Anleihen.


    Das Geschäft läuft so: Die Broker werben die Hypotheken ein und deponieren sie bei der Deutschen Bank, die als Treuhänder fungiert. Eine Investmentbank bündelt die Kredite in Derivate und verkauft sie weiter. Die Aufsicht darüber, ob die Kredite von den Schuldnern ordnungsgemäß bedient werden, hat aber nicht der Treuhänder, sondern ein dritter Dienstleister. Geht nun ein Kreditnehmer pleite, fällt die Immobilie zumeist an den Treuhänder, der dann im örtlichen Register als Eigentümer eingetragen wird. In diesem Bermudadreieck aus Investmentbank, Dienstleister und Treuhänder schieben sie sich nun, wenn es um die Instandhaltung der Häuser geht, die Verantwortung zu.«98

  


  Die Deutsche Bank allein hat mindestens 7 000 Häuser in Cleveland zwangsräumen lassen.99 In diesen Häusern lebten keine wohlhabenden Menschen, es waren vorwiegend ärmere, Afroamerikaner und Hispanoamerikaner. Auf einer Website der BBC kann man auf vier Landkarten von Cleveland die Relationen zwischen Kreditvergabe, afroamerikanischer Bevölkerungsdichte, Zwangsräumungen und dem Immobilienbesitz der Deutschen Bank deutlich erkennen.100 Als der inzwischen verstorbene US-Finanzjournalist Greg Newton diese Karten sah, fragte er erstaunt: »Die Deutsche Bank besitzt Cleveland. Wer wusste das?«101 Eine weitere Karte der Stadt Cleveland zeigt, wie umfassend die Banken die Stadt mit Zwangsräumungen zerstört haben.102


  US-amerikanische Städte leben wesentlich von der Eigenheimsteuer. Die Höhe der Steuer wird berechnet nach dem Wert der Häuser. Der Bankrott der Hausbesitzer bedeutet langfristig den Bankrott ganzer Städte und damit auch ihrer Sozialleistungen.103 Das Elend der Zwangsgeräumten und all der anderen Armen wächst unaufhörlich.


  Von meinem Schreibtisch blicke ich rechts auf die beiden Türme der Zentrale der Deutschen Bank in Frankfurt – und links wächst der Doppelturm der Europäischen Zentralbank (EZB). Wenn ich in Frankfurter Medien von irgendeinem großartigen Sponsoring der Deutschen Bank lese, von steuerabzugsfähigen Geschenken für Oper, Theater, Musikfestivals oder Reitturniere, wenn ich die Repräsentanten der Bank sehe, etwa an der Seite von geschmeichelten Mitgliedern der »Frankfurter Stadtgesellschaft«, frage ich mich, wo die etwa 20 000 bis 100 000 Menschen leben, die einst in den Häusern in Cleveland wohnten, aus denen die Bank sie vertrieb.


  Es ist zynisch, den Menschen, denen die Banken billige Kredite für Häuser anboten, vorzuwerfen, sie hätten wissen müssen, dass die Kreditzinsen steigen und die Hauspreise fallen würden. In den Augen von Clevelands Bürgermeister Frank G. Jackson haben die Banker »wie profitgierige Drogendealer agiert und die Kunden gezielt süchtig gemacht […], süchtig nach scheinbar billigem Geld […]. Im skrupellosen Mafiastil hätten die Banken Millionen von Kunden und deren Heimatstädte ins Unglück gestürzt.«104 So begann die Weltwirtschaftskrise.


  Es gibt eine Flut von Informationen darüber, dass die Deutsche Bank an vorderster Stelle etliche Städte der USA durch Immobilienspekulation, faule Kredite, Zwangsräumungen und Verfallenlassen ruiniert. Im Jahr 2011 reiste sogar ein Vertreter der Bürgerinitiative Common Ground aus Milwaukee, Wisconsin, zu einer Aktionärsversammlung der Deutschen Bank, um vorzutragen, was die Frankfurter Bank in seiner Stadt anrichtet und dass die Bank gemachte Zusagen nicht einhielt.105


  Die Stadt Cleveland, Ohio, erhob 2008 Klage gegen die Deutsche Bank und gegen einige andere Banken. 2009 wies ein Gericht die Klage zurück, die Stadt habe die Verantwortung der Deutschen Bank nicht ausreichend nachgewiesen. Aber Cleveland trieb die Klage auf Schadensersatz in dreistelliger Millionenhöhe 2010 beharrlich weiter. Wir sind das »Epizentrum der Zwangsräumungskrise«, sagt die Stadtverwaltung. Cleveland gehörte bereits zu den ärmsten US-Städten, als Kredithaie sogar dort mögliche Schuldner suchten. Die Deutsche Bank leistete »Beihilfe zum Spekulationsgeschäft mit den sogenannten Schrottkrediten […], bei denen skrupellose Broker völlig mittellosen Hausinteressenten sechsstellige Hypotheken vermittelten«.


  Die Stadt beschreibt in ihrer Klage, mit welchen Tricks die Banken den Menschen Darlehen andrehten. Seit den späten 1990ern habe die Subprime-Industrie vor allem die Afroamerikanische Community im Visier für ihre Hochzinskredite gehabt. Von 2002 bis 2007 sei dann die Zahl der Zwangsräumungen auf 7 500 gesprungen, im Jahr 2007 seien täglich 20 Hausbesitzer gewaltsam aus ihren Häusern geworfen worden. Es sei eine Epidemie, die inzwischen weite Teile der Stadt vergifte, alle Folgekosten (soziale Probleme, Müll-, Grundstückspflege- und Abrisskosten, Feuerwehr, Polizeieinsätze, Wertverlust, Verlust von Einkommenssteuer usw.) lasteten auf der verarmten Stadt. 2010 standen schließlich 11 500 Häuser leer. Es sei die Strategie der Deutschen Bank, »Geld zu sparen, indem sie Häuser herunterkommen lasse und die Aufräumarbeiten den Städten überlasse«, erklärt Jura-Professor Kermit Lind von der Universität Cleveland.


  Inzwischen versucht die Deutsche Bank, angesichts der andauernden Klagen die lästig gewordenen Häuser – und ihre Verantwortung – loszuwerden, und verhökert sie für eine Handvoll Dollar online an Spekulanten, die sich auch nicht um die Häuser kümmern. Sie hätte sie ihren früheren Bewohnern auch lassen können. Cleveland hatte sich nach dem Verfall durch den Niedergang der Schwerindustrie wieder aufgerappelt, stand sogar an vorderster Stelle der Städte, in denen Menschen versuchten, ihre Städte wieder lebenswert zu machen, und steckt nun, durch die Schuld der Deutschen Bank, erneut tief in der Krise.


  »Am Anfang«, sagt Raymond L. Pianka, der wohl bekannteste US-Richter in Immobilienfragen, kampfeslustig, »haben die uns ignoriert, und wir haben Briefe an Herrn Ackermann nach Frankfurt geschrieben. Mittlerweile haben sie begriffen, dass die Entfernung nicht hilft und wir bei Banken den gleichen Maßstab anlegen, wie bei Hausbesitzern aus Fleisch und Blut.«106 Die Deutsche Bank weist alle Schuld zurück.107


  Eine der mitbeklagten Banken, die Großbank Wells Fargo, musste 2012 eine Vereinbarung mit dem US-Justizministerium unterschreiben, weil eine Untersuchung nachwies, wie betrügerisch und diskriminierend sie ihre Gläubiger behandelt hatte. 50 Millionen US-Dollar muss Wells Fargo an die acht am meisten durch Zwangsräumungen geschädigten Städte zahlen, etwa 6 Millionen bekommt Cleveland. Ein paar Tropfen Wasser auf viele heiße Ruinen. Die Abmachung verpflichtet Wells Fargo außerdem, weitere 125 Millionen US-Dollar an mehr als 34 000 Kreditnehmer in 36 Bundesstaaten zu zahlen. Die Bundesanwälte hatten bei der Prüfung von internen Dokumenten und mehr als 2,7 Millionen Kreditverträgen herausgefunden, dass Wells Fargo Afroamerikanern und Hispanics höhere Kosten und härtere Bedingungen für Hauskredite abgepresst hatte als »Weißen«. Die Zahlung der 175 Millionen US-Dollar wird gewiss dadurch gemildert, dass die US-Regierung der »systemrelevanten« Großbank Wells Fargo 2008 während der Finanzkrise 25 Milliarden US-Dollar zur Verfügung stellte.108


  * * *


  Die Lohnabhängigen in den USA verloren zwar schon vor der Hypothekenkrise an Einkommen, trotzdem waren sie als Kreditnehmer hochwillkommen. Viele Menschen verschuldeten sich hoffnungslos, aber ihr Konsum hielt die Konjunktur am Leben. Sie machten sich Hoffnung auf eine bessere Zukunft, aber ihre Aussichten waren miserabel. Millionen Hausbesitzern wurden Kredite aufgedrängt, die sie überhaupt nicht bedienen konnten. Es kamen Fälle vor Gericht, wo vom ersten Moment an die Monatsraten das Einkommen des Kreditnehmers überstiegen und die Bank sich dessen bewusst war.


  Die meisten verloren ihre Häuser, als die Zinsen stiegen, womit viele von ihnen nicht gerechnet hatten. Sie konnten die Kreditraten nicht mehr bedienen. Man hatte ihnen erzählt, dass der Wert ihrer Häuser und Wohnungen immer weiter steigen würde, dass sie sogar noch weitere Hypotheken aufnehmen könnten, um ihre Konsumbedürfnisse zu befriedigen – ein Leben auf Pump, deutlich über den miesen Verhältnissen, die ihnen anhand ihrer Löhne zugestanden wurden.


  Natürlich war auch der Staat an diesem indirekten Konjunkturprogramm beteiligt, und zwar in Form einer Geldschwemme der Notenbanken109, die vor allem den Banken und ihren Refinanzierungsmöglichkeiten bei niedrigem Eigenkapital zugute kam. Das Problem jeglicher Konjunkturprogramme für die kapitalistische Wirtschaft aber ist, dass sie zwar eine Zeitlang die Wirtschaftstätigkeit lebendig halten, letztlich aber nicht refinanzierbar sind und in Schuldenkrisen enden. Diese Darlehensverträge waren die Grundlage für finanzielle Luftgeschäfte. Als durch die allgemeine Krise immer mehr Menschen die Zinsen nicht mehr bezahlen konnten und die Papierwerte wertlos wurden, weil sie keinen wirklichen Gegenwert in Gestalt von Häusern und Grundstücken hatten, brach dieses Finanzierungssystem zusammen.110


  Die riesige Zahl von Zwangsversteigerungen ließ den Wert der spekulativ überbewerteten Objekte zusätzlich verfallen. Damit platzte auch jene Form der Spekulation, die auf dem Handel mit Risikoabsicherungen beruhte. Die zu Wertpapieren umgewandelten Kreditversicherungen waren wertlos. Reihenweise gingen Banken pleite. Der Zusammenbruch der Investmentbank Lehman Brothers im September 2008 erschütterte die Weltwirtschaft. Es war mit ausstehenden Forderungen in Höhe von etwa 639 Milliarden US-Dollar (heutiger Wert ca. 523 Milliarden Euro) die größte Insolvenz aller Zeiten.111 Die weltweiten Folgen dieses Konkurses, die Kettenreaktionen, sind ein Grund, warum die Bundesregierung Anfang 2009 wie besessen versuchte, die Hypo Real Estate (HRE) zu retten.


  Ohne Beispiel ist auch die Verstaatlichung der US-amerikanischen Immobilienfinanzierer Fannie Mae und Freddie Mac, der größten Hypothekenbanken der Welt. »Fannie Mae und das kleinere Schwesterunternehmen Freddie Mac garantieren [2008] direkt oder indirekt knapp die Hälfte der US-Hypotheken im Gesamtwert von zwölf Billionen Dollar.«112 Die beiden Hypothekenbanken hatten 2008 ein Schuldenvolumen von etwa 5 Billionen oder 5 000 Milliarden US-Dollar (damals 3 850 Milliarden Euro) angehäuft. Ihre Schuldenpapiere beliefen sich damit auf etwa 55 Prozent der gesamten Staatsschuld der USA (9 Billionen US-Dollar).113 Bis 2011 betrug die Summe der staatlichen Finanztransfers an die beiden Hypothekenbanken 169 Milliarden US-Dollar.114 – Vor der Krise, als so gut wie alle großen Finanzkonzerne mit der enormen Zunahme von spekulativen Geschäften in den USA hohe Profite gemacht hatten, floss nichts davon freiwillig in öffentliche Kassen.115


  Insgesamt standen Ende 2008 in den USA Immobilienkredite von etwa 8,5 Billionen Euro aus, fast so viel wie das Bruttoinlandsprodukt der USA.116 Ab dem Spätsommer 2008 misstrauten die Banken einander so sehr, dass sie sich kaum noch gegenseitig mit Krediten aushalfen. Der sogenannte Interbankenverkehr kam zum Erliegen. Die Weltwirtschaftskrise war nicht mehr aufzuhalten.


  * * *


  49 Millionen Menschen in den USA, unter ihnen 16 bis 17 Millionen Kinder, haben nicht ausreichend zu essen. Sie leben in Haushalten mit »Lebensmittelunsicherheit«. So der im November 2011 veröffentlichte Bericht der US-Behörde für Landwirtschaft (United States Department of Agriculture/USDA).117 Von gesundem, ökologisch wertvollem Essen ist da ohnehin nicht die Rede. Der im Repräsentantenhaus eingebrachte Haushaltsentwurf für 2012 sieht deutliche Einsparungen bei den staatlichen Lebensmittelprogrammen vor.118


  Den Hunger hat der damalige US-Präsident George W. Bush übrigens mit einem Schlag abgeschafft, indem er ihn in »sehr niedrige Lebensmittelsicherheit« umtaufte. Noch in seiner Amtszeit (2001–2009), vor der Rezession, stieg der Anteil der Empfänger von Lebensmittelkarten um 4 Millionen Menschen. Allein in der Stadt Philadelphia – hier wurden die USA einmal gegründet – hatte ein Viertel der Bevölkerung schon 2009 nicht genug zu essen, das waren 352 000 Menschen. So sehen sie aus, die Verhältnisse im gelobten Land der »working poor«, der arbeitenden Armen. Natürlich existieren in Philadelphia noch keine Verhältnisse wie im ärmsten Afrika. Wer ein kompliziertes Antragsverfahren übersteht, konnte im Monat Lebensmittelmarken im Wert von maximal 176 US-Dollar erhalten. Aber ohne die 40 000 privaten und kirchlichen Suppenküchen im Land herrschten Verhältnisse wie in Somalia, sagt ein Aktivist.119


  Unter Barack Obama, Präsident seit Januar 2009, ist der Hunger weiter gestiegen. Demokraten und Republikaner streiten über die Höhe der Kürzungen der Lebensmittelprogramme. Der mehrheitliche demokratische Senat stimmte im Juni 2012 dafür, das Lebensmittelmarkenprogramm (Supplemental Nutrition Assistance Program/SNAP) um 5,4 Milliarden US-Dollar zu kürzen, die Republikaner verlangten noch größere Einschnitte.120 Dass Obama im Wahlkampf von 2008 einmal versprochen hatte, bis zum Jahr 2015 den Hunger aller Kinder zu beseitigen, ist vergessen. We can, but we won’t. Das gleichfalls in seinem ersten Wahlkampf versprochene Bildungsprogramm für arme Kinder hat Obama schon im Februar 2009 größtenteils der Kritik der Republikaner geopfert, um sein Konjunkturprogramm durchzusetzen.


  Der für 2013 behauptete Abzug aus Afghanistan ist kein Abzug von Waffen. Präsident Barack Obama hat Afghanistan im Juli 2012 als ersten Staat in seiner Amtszeit zu einem »Nicht-NATO-Hauptverbündeten« erklärt. Als solcher hat Afghanistan, wie 14 andere Staaten weltweit, einen erleichterten Zugang zu US-Rüstungsgütern.121


  * * *


  Das Gerede von der »globalen Krise« hat eine weitere antiaufklärerische Schlagseite, denn die Krise ist zwar weltweit, sie hat aber überall verschiedene Auswirkungen und Erscheinungsformen. Während Deutschland seinem Kapital den Weg aus der Krise hin zu Rohstoffen in aller Welt vorwiegend mit ökonomischer Gewalt notfalls aber mit Militär freikämpfen will, können sich die USA ihre Kriege, die sie dennoch führen, kaum noch leisten und stehen unter innenpolitischem Druck – weil rechte und wohlhabende Kreise weder Armenprogramme noch eine Gesundheitsversicherung und vor allem keine Steuern zahlen wollen. Während die alten Imperien USA und Europa angeschlagen um ihren Wohlstand kämpfen, befinden sich Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika, die sogenannten BRICS-Staaten, vergleichsweise im Aufschwung und treiben ihre Industrialisierung voran. In ihnen lebt fast die Hälfte der Menschheit.


  Das Wirtschaftswachstum in China ist zwar auf dem niedrigsten Stand seit drei Jahren, liegt mit 7,6 Prozent (im zweiten Quartal 2012)122 aber noch um ein Vielfaches über dem deutschen Wirtschaftswachstum, das im Mai 2012 nur 0,5 Prozent betrug und als großer Erfolg gefeiert werden musste: »Deutschland bewahrt die Euro-Zone vor der Rezession«, so die Süddeutsche Zeitung. Damit bildet Deutschland, neben Frankreich und Großbritannien, die Spitze der größeren europäischen Staaten.123 Natürlich gibt es, was Wachstumsraten, Ex- und Importabhängigkeit usw. angeht, unter den fünf BRICS-Staaten noch einmal große Unterschiede.


  China hat zu Boomzeiten Kredite an afrikanische Staaten vergeben – ohne die brutalen Auflagen der Weltbank und des IWF. Es hat so versucht, Rohstoffgebiete unter seine Kontrolle zu bringen, um das industrielle Wachstum abzusichern. Dabei ging China auch über Leichen, so wie im Sudan bei der Unterstützung der brutalen Massaker in Darfur. In Lateinamerika fährt China aber eine andere Strategie, zeigt sein fortschrittliches Gesicht und unterstützt linke Regierungen.


  Chinas industrielle Entwicklung ist teilweise im Trikont und in den sogenannten Schwellenländern ein Vorbild. Für das deutsche Kapital und seinen Staat ist China aus mehreren Gründen höchst attraktiv: Es besitzt Rohstoffschätze, unter ihnen die tatsächlich seltenen »Metalle der seltenen Erden«, ohne die viele moderne Schlüsseltechnologien heute kaum mehr denkbar zu sein scheinen. Ihre weltweit größten Vorkommen befinden sich, so sieht es 2012 aus, in China (man durchgräbt die Erde inzwischen aber auch anderswo nach diesem Schatz und ist u.a. in Westaustralien, Grönland und Kanada fündig geworden). Und es leben in China Hunderte Millionen billiger, weitgehend rechtloser Arbeitskräfte, die sich allerdings zu wehren beginnen.


  China ist mit 1,4 Milliarden Menschen das bevölkerungsreichste Land der Erde, also ein riesenhafter Absatzmarkt. In Deutschland gibt es auf 1 000 Einwohner 700 Autos, in China 19. Als ich 1987 China bereiste, waren selbst breiteste Straßen der größten Städte vollgestopft mit Fahrradfahrern – heute, trotz der niedrigen Quote, mit Autos. Die Berechnung dieses Potenzials lässt auch deutsche Konzerne mit den Hufen scharren. 1,4 Milliarden Chinesen, dann noch die Unterversorgung in Indien und anderswo – Goldrausch. Da müssen kleine Probleme zurückstehen, wie die Frage ob der Personenverkehr weltweit, hier und in China, in den USA und in Indien, tatsächlich rational, sozial wie ökologisch, auf motorisiertem Autoverkehr beruhen sollte. Natürlich nicht.


  Die Möglichkeiten brutaler Ausbeutung, abgesichert durch eine autoritäre Herrschaft, begeistern die weltweit agierenden Konzerne. Da wird gern auch mal die Scheindebatte um Demokratie zurückgestellt. Ebenso wie in China die Verwendung des Begriffs »Kommunismus« nur noch ein Hohn ist angesichts der zugespitzten sozialen Spaltung. Die Preisgabe sozialer Gleichheit ist die Kehrseite dieser Wirtschaftsdynamik.


  Auf der Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2012 warnte der US-amerikanische Senator McCain den stellvertretenden chinesischen Außenminister Zhang Zhijun: »Der Arabische Frühling kommt auch nach China.«124 Sein Bezugspunkt war die Lage in Tibet. Die Beziehung zwischen China und Tibet, die hier nicht diskutiert werden kann, mit den Diktaturen Nordafrikas zu vergleichen, die schließlich von den USA militärisch und wirtschaftlich unterstützt worden waren und bei denen aus dem Frühling kein blühender Sommer wurde, ist absurd.


  Im Sommer 2012 trieb die chinesische Staatsführung die Sorge um, dass ihre Zentralbank über die Jahre zu einseitig und zu hoch in US-Staatsanleihen investiert haben könnte. Der Wert betrug da 1,2 Billionen US-Dollar, ein Drittel der chinesischen Devisen. Wirkliche Sorgen muss sich China trotz Dollarentwertung um seine rasante Entwicklung aber nicht machen. Seine industrielle Produktion boomt. Es kauft sich strategische Schätze in kränkelnden europäischen Staaten (z.B. Häfen in Piräus und Kreta125) sowie Land, Bergwerke, Fabriken, Immobilien in den USA, Europa, Asien und Afrika.


  Im Zusammenhang mit der Krise verloren aber nun die US-Staatsanleihen – und damit die chinesischen Dollar-Schätze – an Wert. Zornig verlangte die amtliche chinesische Nachrichtenagentur Xinhua: »Wenn die USA vor der Zahlungsunfähigkeit stehen, müssten sie eben ihre ›riesigen Militärausgaben und aufgeblähten Sozialausgaben‹ beschneiden.«126 Das chinesische Interesse ist außenpolitisch nachvollziehbar: Weniger US-Militär im Pazifik und in Asien bedeutet auch Konkurrenzvorteile für China bei der Jagd nach Rohstoffen etwa in Zentralasien und im Kaukasus.


  Was aber soll man unter »aufgeblähten Sozialausgaben« in einem Land wie den USA verstehen, in dem es keine gesetzliche Gesundheitsversorgung für alle gibt und selbst Nahrungsmittelprogramme für die Ärmsten gekürzt werden? Geht es um den sozialen Vergleich zur Lage von viel mehr Menschen in China? Fast 260 Millionen Chinesen arbeiten wie Sklaven in den Industriezonen des Landes. Sie sind zur Wanderarbeit gezwungen, um ihre Familien, die Kinder, die Alten und Kranken zu ernähren.


  Aus China stammt ein großer Teil der Konsumgüter für die Armen in den kapitalistischen Zentren. Es dient der Befriedung, dass auch sozial Benachteiligte in Deutschland sich und ihre Kinder von Kopf bis Fuß für ein paar Euro bei Kik und ähnlichen Discountern einkleiden können. Sonst reicht Hartz IV nicht. Die Waren werden unter miesesten Produktions- und Umweltbedingungen hergestellt. So kommt eine Extradosis Umweltgift in die Körper.


  Fast 80 Prozent aller Spielsachen in Kinderzimmern in Deutschland kommen aus China und etwa 75 Prozent aller Spielwaren der Welt. Der größte Teil wird in der chinesischen Provinz Guangdong hergestellt, die etwa halb so groß ist wie die Bundesrepublik. Die Grenzstadt Shenzhen hatte einmal 30 000 Einwohner, heute sind es 4 Millionen. Es gibt mehr als 10 000 Fabriken, die aussehen wie Kasernen, manche mit bis zu 30 000 Arbeitern. Die Arbeitsbedingungen ähneln denen zu Zeiten der Frühindustrialisierung in Europa. Sieben Tage die Woche, 16 Stunden am Tag, vor Weihnachten auch drei Tage durchgehend. Die Gesundheit der meist jungen Leute vom Land wird schwer beeinträchtigt. Auftraggeber des Spielzeugs waren 2008 »fast alle namhaften deutschen Marken. Zapf, Steiff, Simba, Ravensburger«, dazu kamen Hasbro, Mattel und Disney. Steiff stellte 2009 – angeblich aus Qualitätsgründen – den Großteil seiner Produktion in China ein und verlagerte ihn nach Tunesien und Portugal.127 Mattel rief 2007 weltweit 1,5 Millionen in China hergestellte hochgiftige Spielzeuge zurück. Disney und Hasbro halten die Namen ihrer chinesischen Spielzeugfirmen geheim.


  Die Durchschnittslöhne lagen 2006 bei etwa 70 Euro im Monat. Diese »Blut- und Schweißfabriken« werden mit Sicherheitskräften und Zäunen gegen neugierige Besucher gesichert. In ihnen herrscht Menschenschinderei. Prügelstrafe ist an der Tagesordnung. Für »zu häufigen« Toilettengang gibt es Strafen, Schutzvorrichtungen gegen giftige Lösungsmittel existieren nicht. Das Essen in den meisten Kantinen ist miserabel, für viele Arbeiter gibt es tagsüber nichts zu trinken. Eine Untergrundgewerkschaft wurde brutal verfolgt. Es herrschen Verhältnisse wie in einer modernen Sklavenwirtschaft. »Kinder«, sagte John Langley, 42, Geschäftsführer von Tolo Toys in Hongkong, jovial, »lernen durch unsere Produkte die Welt begreifen.« Er meinte sicher nicht die Kinder, die in seinen Fabriken in Guangdong arbeiten. Langley sagte auch: »Am extremsten ist der deutsche Markt. Die Deutschen wollen es nur noch billig, billig, billig.«128


  * * *


  2010 wurde bekannt, dass die Arbeitsbedingungen bei der Herstellung von iPads und iPods von Apple im chinesischen Zulieferbetrieb Foxconn so unerträglich waren, dass sich mindestens 17 Arbeiter in fünf Jahren durch den Sprung aus dem Fenster selbst getötet hatten. Im gleichen Zeitraum standen Konsumenten vor Apple Stores in Deutschland schon nachts Schlange, um die neuesten Produkte als erste in die Hand zu bekommen. Wenn sie dann die Läden verließen, das Konsumgut stolz in die Luft gereckt, liefen sie durch ein Spalier schlecht bezahlter, nicht gewerkschaftlich organisierte Apple-Mitarbeiter, die sich von ihren Arbeitgebern hatten nötigen lassen, die Käufer zu beklatschen.


  Foxconn sah 2010 vor allem den Imageskandal, installierte Netze an höheren Gebäuden, um das Springen zu erschweren, und ließ Arbeiter Selbstmordverzichtserklärungen unterschreiben, in denen sie für den Fall ihres Selbstmordes zustimmten, »dass das Unternehmen korrekt im Rahmen aller relevanten Gesetze und Regeln gehandelt hat«. Außerdem engagierte Foxconn das New Yorker PR-Unternehmen Burson-Marsteller.


  2012 wurde die Computerfirma Apple gezwungen, bei ihrer Zuliefererfirma Foxconn und weiteren Zuliefererbetrieben in China erneut »aufzuräumen«. Die US-amerikanische Organisation China Labor Watch veröffentlichte die Ergebnisse im Juni 2012: »In zehn untersuchten Zulieferbetrieben leisteten die Arbeiter zwischen 100 bis 130 Überstunden pro Monat und arbeiteten unter gesundheitsschädlichen Bedingungen […]. Zudem seien die Arbeiter täglich hohem Lärm und giftigen Stoffen ausgesetzt und verletzten sich häufig an den Maschinen. Darüber hinaus griffen die Betriebe auf Zeitarbeiter zurück, die wie ›Arbeiter zweiter Klasse‹ behandelt würden.« Erst im März 2012 hatte die Arbeitsrechtsorganisation Fair Labor Association (FLA) über Arbeitsrechtsverstöße und Gesundheits- und Sicherheitsgefahren bei Apple-Zulieferern berichtet. Für die Untersuchungen waren 35 000 Arbeiter befragt und die Betriebe heimlich besucht worden. Apple hatte die damals erneut gemachten Versprechungen wieder nicht eingehalten.129


  Inzwischen hat der chinesische Staat den Mindestlohn in der Provinz Guangdong auf 190 US-Dollar erhöht (2011). Soziologische Veränderungen haben auch den Arbeitsmarkt verändert. Es machen sich die Folgen der Ein-Kind-Politik bemerkbar. Teile der jüngeren Generation haben den chinesischen Aufschwung vielleicht nicht an sich selbst, aber an anderen beobachtet. Die chinesische Mittelschicht ist noch winzig. Die Unzufriedenheit der Massen wächst. Billigste Wanderarbeiter sind nicht mehr in solchen Massen verfügbar wie noch in früheren Jahren. In der Provinz Guangdong fehlten, so die Germany Trade and Invest – Gesellschaft für Außenwirtschaft und Standortmarketing mbH, im Jahr 2010 knapp eine Million Arbeitskräfte. In den Provinzen Hebei (Nordchina, 70,34 Mio. Einwohner) und Hubei (östliche Mitte Chinas, 57,2 Mio. Einwohner), sind die Mindestlöhne noch niedriger: 126 bis 161 US-Dollar bzw. 88 bis 132 US-Dollar.130


  Die Plünderung der unterentwickelt gehaltenen Länder, der sogenannten Dritten Welt, macht nicht nur die Reichen reicher, sondern hilft ihnen in den Zentren des Kapitalismus auch, also etwa in Deutschland, ein paar Brosamen fallen zu lassen und so die sozialen Konflikte zu dämpfen. In Zeiten massenhafter Verarmung ist es sehr günstig, wenn das sich zu Unrecht kommunistisch nennende China seine arbeitende Bevölkerung so versklavt, dass Konsumenten in Deutschland billigste Textilien, Haushaltswaren und Kinderspielzeug zu Dumpingpreisen kaufen können statt gar nichts. Für die Lohnabhängigen in den kapitalistischen Zentren bleibt auf diese Weise auch ein bisschen mehr vom Lohn übrig. Und ohne Chinaware könnten Hartz-IV-Empfänger erst recht nicht überleben. So lassen sich die Verlaufskurven der Krisen in den kapitalistischen Zentren abflachen und die Klassenkämpfe, jedenfalls die von unten, in Grenzen halten.


  Heute gibt es etwa 252,78 Millionen Wanderarbeiter131 in China, die in allen Branchen arbeiten. 20 Millionen von ihnen hatten Anfang 2009 aufgrund der Einwirkungen der Weltwirtschaftskrise ihre Arbeitsplätze verloren, so viele Einwohner hat Australien. Millionen Arbeitslose streiften durch das Land, auf der Suche nach Arbeit. Hungerrevolten waren absehbar.132 China legte ein Konjunkturpaket in Höhe von knapp 500 Milliarden Euro auf, denn von den Einkünften der Wanderarbeiter leben große Teile der etwa 720 bis 900 Millionen Menschen umfassenden Landbevölkerung, es gibt keine genauen Zahlenangaben. »Die Statistik zählt insgesamt 230 Millionen Wanderarbeiter. Davon in den Städten – ohne dauerhaftes Aufenthaltsrecht und ohne soziale Gleichstellung – rund 165 Millionen Menschen. […] Die Asian Development Bank (ADB) geht von 30 Prozent Arbeitslosigkeit (›überschüssige Arbeitskräfte‹) bei der chinesischen Landbevölkerung aus. Regierungsbeamte sprechen von ›200 Millionen in Unterbeschäftigung‹ – in den ländlichen Regionen.«133


  In der Konkurrenz mit den USA, EU-Europa und Japan hat China das meiste Kapital in küstennahe Sonderwirtschaftszonen investiert, wo – zur Freude westlicher Investoren – moderne Produktionstechniken mit frühkapitalistischen Arbeitsbedingungen kombiniert wurden. Ein Streikrecht gibt es auch nicht. Während des chinesischen Booms stieg die Umweltzerstörung ins Unermessliche. 20 der 30 Städte mit der schlimmsten Luftvergiftung liegen in China. Die Volksrepublik drohe zur Müllhalde der Welt zu werden, sagte der Vizeumweltminister.


  Man konnte sich in den späten 1980er Jahren wochenlang in China aufhalten, ohne jemals blauen Himmel zu sehen. Die vorwiegende Farbe war, selbst im am Meer gelegenen Shanghai, ein schmutziggelbes Grau. Ich sah ihn erst im 4 500 Meter über dem Meeresspiegel gelegenen Hochland von Tibet wieder. Der klare blaue Himmel dort und der höhenbedingte Sauerstoffmangel befördern offensichtlich das esoterische Delirium manch eines westlichen Touristen, den die soziale Lage der Tibeter und ihre Unterdrückung – auch zu Zeiten der feudalherrschaftlichen Klöster – einen feuchten Kehricht schert. In China habe ich noch in der Umgebung großer Städte Kleinbauern beobachtet, die, weil sie sich primitivste Maschinen nicht leisten können, ihr Getreide auf die vielbefahrenen Straßen werfen, um es so von Autoreifen »dreschen« zu lassen. Reifenabrieb und Asbest werden kostenlos mitgeliefert.


  * * *


  Die sozialen Krisen in China werden von dessen Konkurrenten genutzt. Hinter manchen Menschenrechtskampagnen stehen zwar oft auch zutreffende Probleme – wobei viele Menschenrechtsprobleme in China niemanden in den kapitalistischen Zentren interessierten, wenn sich daraus kein Vorteil ziehen ließe –, sie werden aber überlagert und verformt von geostrategischen Interessen der USA und einiger EU-Staaten. Die USA zum Beispiel schüren seit langem immer wieder Sezessionsbestrebungen, auch mit Geld und Plänen, welche die CIA beisteuert, indem sie vorgeben, für die Rechte verfolgter Minderheiten einzutreten. Das zeigte sich etwa am Beispiel des Dalai Lama und Tibets.


  In Wirklichkeit ging es oft um die Destabilisierung Chinas und die Infragestellung seiner Grenzen. Im Vordergrund steht, seit der Auflösung der Sowjetunion 1991 umso mehr, das geostrategische Interesse nicht nur der USA an Zentralasien. Aus keinem anderen Grund stand der ausgewiesene »Menschenrechtskämpfer« George W. Bush auch an der Seite der Uiguren und warf China vor, »kulturellen Völkermord« zu begehen.134 Diese Sezessionsbestrebungen sind keineswegs marginal. Die Regionen etwa, für die die tibetische (!) Unabhängigkeit gefordert wird, umfassen auch Siedlungsgebiete von Tibetern in den chinesischen Provinzen Gansu, Sichuan und Qinghai. Alle zusammen wären dann ein fast so großes Land wie der Rest der Volksrepublik.135


  Der Aufstand tibetischer Jugendlicher und Studenten richtete sich gegen ihre Ausgrenzung und Perspektivlosigkeit, gegen soziale Ungleichheit und gegen ihre Benachteiligung innerhalb Chinas. Die Ursache der Revolte dieser jungen Tibeter ist nicht zu verwechseln mit dem reaktionären Aufstand der buddhistischen Mönche und Anhänger des Dalai Lama, deren erklärtes Ziel es ist, das frühere Feudalsystem wiederherzustellen.136


  * * *


  Meldung 1: Am 26. Juni 2012 begannen in der Provinz Guangdong Proteste von Wanderarbeitern. Die Verhaftung und Misshandlung eines 15-jährigen jungen Arbeiters im Stadtteil Shaxi von Zhongshan – dort wird Kleidung produziert – führte erst zu kleineren Demonstrationen, dann standen auf einmal 10 000 Arbeiter 1 000 Polizisten gegenüber. Auch aus anderen Städten kamen Arbeiter und griffen Polizeiautos, Polizeireviere und Geschäfte an. Die Zentralregierung soll 10 000 Polizisten nach Zhongshan geschickt haben, es ist von Toten die Rede.137


  Meldung 2: Anfang Juli 2012 meldet der Volkswagenkonzern, dass er im ersten Halbjahr 2012 in China 1,3 Millionen Fahrzeuge (jedes dritte von VW produzierte) verkauft hat, ein Zuwachs von 17,5 Prozent. Eine Umfrage der chinesischen Außenhandelskammer ergab, dass die überwiegende Mehrheit der deutschen Konzerne in China höhere Umsätze und Gewinne erwartet.138


  * * *


  Was das Kapital »Krise« nennt, ist der Zustand, in dem seine Profite sinken. Aber seine Krise ist nicht unsere Krise. Das massenhafte menschliche Leid, das mit seiner Produktionsweise und seinen zwangsläufigen Krisen verbunden ist, spielt für das Kapital erst dann eine Rolle, wenn es zu Revolten, Aufständen oder gar Revolutionen kommt.


  Gekürzt wird bei den Schwächsten, bei denen, von denen man sich keinen Aufstand erwartet, weil der tägliche Kampf ums Überleben und die Abwehr all der plumpen wie der subtilen Demütigungen meistens all ihre Kraft absorbiert. In der Bundesrepublik leben 6,7 Millionen Menschen, die Hartz IV beziehen. Das Grundgesetz sichert Menschen eigentlich eine menschenwürdige Existenz zu, nämlich »diejenigen materiellen Voraussetzungen […], die für seine physische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind« (Bundesverfassungsgericht). Deshalb kritisierte der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts im Februar 2010 die Regelleistung für Erwachsene und Kinder, weil sie nicht den verfassungsrechtlichen Anspruch auf Gewährleistung »eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG erfüllen«.139 Der Bundesgesetzgeber war aufgefordert, die Sache zu überprüfen. Am Ende gab es eine kleine Handvoll Euros im Monat mehr.


  Nichts Wesentliches verbesserte sich: Hartz-IV-Empfänger beziehen heute für ihre Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr monatlich 78,67 Euro (pro Tag: 2,62 Euro), für die 7- bis 14-Jährigen 96,55 Euro im Monat (pro Tag: 3,22 Euro) und für die 15- bis 18-Jährigen 124,02 Euro im Monat (pro Tag: 4,13 Euro).140


  Wie viel Müsli, Obst, Gemüse, Brot, Käse, Wurst, Fleisch, Fisch, Schokolade, Joghurt gibt es dafür? Wie viel Saft, Milch oder Tee? Stehen armen Leuten ökologisch hergestellte Lebensmittel zu? Oder bloß die von Aldi? Darf ein Kind herumtoben und Sport treiben, das ist ja so gesund, aber dann noch mehr Durst und Hunger haben? Ist so viel Kalorienverbrennen nicht unverantwortlich gegenüber der Allgemeinheit? Das Forschungsinstitut für Kinderernährung in Dortmund hat berechnet, »dass selbst bei Kindern, die durch wenig Bewegung einen geringeren Kalorienbedarf haben, die ALG-II-Leistung zu gering ist«.141


  * * *


  Im 19. Jahrhundert hatte der Berliner Fabrikant August Borsig aus preußischen Kasernen Rekruten angefordert, wenn seine Produktion nach mehr Arbeitskräften verlangte, und sie gefeuert, sobald er sie nicht mehr brauchte. Mit Zwangs- und Sklavenarbeit während des NS-Faschismus hatte Deutschland seinen Eroberungskrieg finanziert, viele heutige Vermögen begründen sich auch auf diesem Leid von Millionen Menschen aus den von Deutschland überfallenen Ländern. Zeit- oder Leiharbeit war bis 1967 in der Bundesrepublik Deutschland verboten und galt als anrüchig. Aber Großkonzerne wie die Phönix-Rheinruhr AG und die August-Thyssen-Hütte AG unterliefen das Verbot früh. »Moderner Menschenhandel« und »Seelenverkäufer« wetterten IG Metaller in den 1950er Jahren. In den 1960ern wurde das Verbot ein wenig gelockert, dann auf drei Monate befristet (1972), auf sechs Monate verlängert (1985), auf neun (1994) und schließlich auf zwölf Monate (1997).


  Unter der SPD/Grünen-Bundesregierung (1998–2005) kam es nicht nur zu ersten Kriegen und zur größten Sozialstaatszerstörung seit 1945, sondern auch zur Enthemmung der Sklavenarbeit. Leiharbeit wurde 2002 zuerst auf 24 Monate ausgedehnt, 2004 dann öffnete Rot/Grün alle Ventile: Wegfall der Begrenzung der Überlassungshöchstdauer, Aufhebung des Synchronisationsverbots und der Wiedereinstellungssperre. Das bedeutete: Leiharbeiter können seitdem unbegrenzt eingestellt, von einem Tag auf den anderen gefeuert und immer wieder beschäftigt werden oder auch nicht – eine komplett verfügbare, weitgehend rechtlose Masse von Menschen.


  1997 hatte es 200 000 Leiharbeiter gegeben, zu Recht hart kritisiert von Gewerkschaften und rot-grünen Sozialpolitikern. Jetzt, als direkte Folge der Politik »ihrer« Regierung, stieg ihre Zahl unter den folgenden Bundesregierungen rasant. Juni 2007: 731 000 Leiharbeiter, Oktober 2010: 923 000, und kurz vor Silvester 2010 meldete Manpower, dass »die magische Schwelle« von einer Million Leiharbeiter in Deutschland durchbrochen worden sei.142


  Leiharbeit war und ist ein Riesengeschäft – für die Kassen der Menschenhändler und der Betriebe, in denen die Menschen im Exund-hopp-Verfahren eingesetzt werden. Ein großer Teil des Geldes, das den Lohnarbeitenden bisher zugestanden worden war, floss jetzt auf die Konten der Leiharbeitskonzerne. Allein die vier größten verzeichnen zweistellige Wachstumsraten und brachten es 2011 auf folgende Umsätze: Adecco – 20,55 Milliarden Euro, Manpower – 18 Milliarden Euro, Randstad – 16,2 Milliarden Euro und die deutsche Persona Service im Jahr 2010 – 538 Millionen Euro. In Deutschland handeln allein diese vier großen Leiharbeitsfirmen mit 135 000 Menschen.143 Alle Leiharbeitsfirmen insgesamt, »beschäftigten« im Jahr 2011 in Deutschland rund 921 000 Menschen, im Jahr 2012 sollen es wieder, wie Ende 2010, eine Million sein.


  Politiker, die solch profitable Gesetze machen, müssen einfach belohnt werden: Der ehemalige Bundeswirtschaftsminister Wolfgang Clement (damals noch SPD-Mitglied) hat sofort nach seiner Amtszeit eine inzwischen unübersehbare Zahl von Aufsichtsratsund Beraterposten angenommen, unter anderem bei Adecco, einem der größten Leiharbeitskonzerne.


  Das durchschnittliche Monatseinkommen eines vollzeitbeschäftigten Leiharbeiters betrug im Jahr 2009 jämmerliche 1 393 Euro, »brutto und inklusive aller Zuschläge und Jahresleistungen«, das war weniger als die Hälfte des Einkommens eines normalen Lohnarbeiters.144 Jeder achte Leiharbeiter muss heute Hartz IV beantragen – so zahlen die Steuerzahler einen Teil des Profits der Leiharbeitskonzerne.


  Anfang Juli 2012 kam heraus, dass allein BMW 12 000 Leiharbeiter einsetzt. In einem »neuen Konzept«, beim dem sich der Gesamtbetriebsrat sehr bemüht haben muss, die Profite seiner Herren zu schonen, wurde beschlossen – das lief als grandios positive Meldung durch die Medien –, dass 6 000 Leiharbeiter festangestellt werden sollten. Wenn man allerdings das Kleingedruckte liest, ergibt sich keine Gleichstellung wenigstens auf das Niveau der »normal« Ausgebeuteten, sondern eine Arbeiterschicht zweiter und dritter Klasse: »Bei der angeblichen ›Halbierung der Zeitarbeit‹ [handelt es sich] nicht einmal um eine geringfügige Verbesserung der Arbeitsbedingungen der Belegschaft […], sondern um eine betriebliche Effizienzsteigerung auf Kosten der Arbeiterinnen und Arbeiter.«145


  Auch die Grünen stehen immer noch zu dem, was sie angerichtet haben. Sie lehnten erst im März 2012 wieder einen Antrag der Linkspartei auf Abschaffung der Leiharbeit ab: »Wir wollen die Leiharbeit nicht abschaffen, aber regulieren. Sie soll weiterhin zur flexiblen Abfederung von Auftragsspitzen und zur Überbrückung personeller Engpässe genutzt werden können, aber nicht zum Nachteil der Beschäftigten.«146 Und die Erde ist eine Scheibe.


  * * *


  Die Leiharbeit wurde vor der Krise enthemmt. Mit der Krise wurden Hunderttausende regulär angestellte Lohnarbeitende gefeuert und durch Leiharbeiter ersetzt. Als im Winter 2008/2009 auf einen Schlag 120 000 bis 150 000 Leiharbeiter gefeuert werden müssen, murrte niemand, keine Gewerkschaft streikte, kein Protest – fast nirgends. Autokonzerne entließen als erstes Zehntausende von Leiharbeitern und führten Kurzarbeit ein. Inzwischen prahlen die deutschen Autokonzerne wieder mit ihren Wachstumsraten. VW, BMW, Daimler und Porsche meldeten zweistellige Zuwachsraten. Nur Opel fiel ab. »Deutsche Autohersteller brechen alle Rekorde«, titelte die Frankfurter Allgemeine Zeitung.147 Aber eine extrem hohe Zahl an Sklavenarbeitern ist geblieben.


  »Rezession in Südeuropa, langsameres Wachstum in China und Brasilien, auslaufende Konjunkturprogramme in den Vereinigten Staaten – die exportstarke Chemieindustrie sollte es schwer haben. Hat sie aber nicht.« Für 2012 rechnet die Branche mit einer stabilen Produktion und zwei Prozent mehr Umsatz.148 Ein Leiharbeiter in der untersten Lohngruppe in der Chemieindustrie erhält einen Stundenlohn von 8,13 Euro, wäre er regulär angestellt, wären es 13,39 Euro.149 Die von den Gewerkschaften nach vielen Jahren nachverhandelten Geldzuschläge, die angeblich die Unterschiede »ausgleichen«, gibt es nur unter bestimmten Bedingungen und in voller Höhe im Metallbereich erst nach neun Monaten.150 Andere Diskriminierungen bleiben unberührt.


  * * *


  Während die Gewerkschaften jahrelang über die allmähliche Milderung der Sklaverei verhandeln, werden massenhaft neue Fälle von Extraausbeutung bekannt: der Missbrauch von Werkverträgen zur Lohndrückerei. Nach einer Schätzung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) waren 2011 mehr als 600 000 Menschen als freie Mitarbeiter über Werk- oder Dienstverträge im Einsatz, seit 2002 hat sich die offizielle Zahl wenigstens verdoppelt. Die Dunkelziffer ist sehr viel höher, denn Werkverträge sind nicht meldepflichtig. Die Zahl hat sich drastisch erhöht, seit für die Leiharbeit Mindestlöhne gelten.


  Die neuesten Niedrigstarbeitsverhältnisse explodieren, nach Angaben des DGB, vor allem im Einzelhandel (etwa 100 Fremdfirmen lassen etwa 350 000 Beschäftige die Regale einräumen), auf dem Bau, in der Stahl- und Autobranche. In der Nahrungsmittelindustrie und im Hotel- und Gaststättengewerbe soll es inzwischen mehr Werkvertrags- als Leiharbeitsverhältnisse geben. Im Durchschnitt erhalten die Werkvertragler für die gleiche Arbeit 5,84 Euro weniger pro Stunde als ein »normaler« Lohnarbeiter. Die IG Metall gibt an, dass Werkverträge inzwischen in über 70 Prozent der 900 Betriebe in Baden-Württemberg eingesetzt werden und dass sie in mehr als der Hälfte dieser Betriebe bereits Stammbelegschaften ersetzen. Lohnarbeit in drei Klassen: regulär ausgebeutete Lohnarbeit, Leiharbeit, Werkvertrag.151


  * * *


  Die Maschinenbaubranche exportiert in die USA, nach China und Frankreich – und wächst. Deutsche Rüstungsgüter sind erfolgreich. Der Konzern Rheinmetall machte mit seinen Rüstungsgütern 2011 einen Umsatz von 2,98 Milliarden US-Dollar, Krauss-Maffei Wegmann 1,31 Milliarden US-Dollar und der bayerische Rüstungskonzern Diehl 947 Millionen. Das deutsche Geschäft mit dem Krieg und dem Morden boomt: Zwischen 2000 und 2004 lag der deutsche Anteil an den weltweiten Rüstungsexporten bei sechs Prozent, von 2005 bis 2009 stieg er auf elf Prozent. Nur Konzerne in den USA und in Russland verkauften mehr Waffensysteme ins Ausland als die Deutschen.152 Die Zahl der Leiharbeiter in der Rüstungsbranche ist hoch, ihre genaue Zahl so wenig bekannt wie die der Werkverträge.


  * * *


  Das deutsche Kapital kann und konnte so viel Waren exportieren, weil es im Vergleich zur Konkurrenz innerhalb des kapitalistischen Zentrums EU-Europa und zur übrigen internationalen Konkurrenz eine extrem verschärfte Ausbeutung der Lohnarbeit betreiben konnte. Während die Reallöhne in der BRD zwischen 2000 und 2008 um 0,8 Prozent zurückgingen, stiegen sie in anderen Staaten Westeuropas: in Großbritannien um 26,1 Prozent, in Dänemark um 19, in Schweden um 17,9 und in Frankreich um 9,6 Prozent.153 Die Klage über die angeblich zu hohen Lohnnebenkosten, besonders schrill zu Zeiten der SPD/Grüne-Regierung, war sehr erfolgreich. Von ihnen hing doch angeblich »unsere« internationale Wettbewerbsfähigkeit ab, und nun redet niemand mehr darüber.


  Der Reallohnzuwachs in Deutschland liegt auch seither mit minus 0,4 Prozent (2009), plus 1,5 Prozent (2010) und 1,1 Prozent (2011) unter der Inflationsrate, die im Herbst 2011 offiziell bei 2,6 Prozent und im Frühjahr 2012 bei 2,3 Prozent lag. Dass die der Inflationsrate zugrunde liegenden Daten (»Warenkorb«) zu recht umstritten sind, soll nicht unerwähnt bleiben. Vor allem für Menschen mit geringerem Einkommen dürfte sie weit höher liegen.154


  Die deutschen Gewerkschaften stehen vor der Krise und in der Krise fest an der Seite ihrer Tarifgegner. Wegen der Finanzmarktkrise verzichtete Ver.di im Tarifstreit mit den Banken auf Streiks und blies eine für November 2008 geplante Urabstimmung ab.155 Wenn man erstmal geduckt ist, kommt man schwer wieder hoch. Bei den Tarifverhandlungen 2012 für die 220 000 Beschäftigten im Privat- und Landesbankenbereich startete Ver.di als Tigerlein (6 Prozent) und landete als Badematte: 2,9 Prozent, knapp über der offiziellen Inflationsrate.


  Die IG Metall ließ sich 2008 trotz anderslautender Beteuerungen von den Kapitalvertretern einseifen und verzichtete auf eine wenigstens am Produktivitätszuwachs und an der Inflationsrate orientierte Lohnerhöhung. Die IG Metall schließt seit Jahren, also nicht erst seit dem Beginn der Weltwirtschaftskrise, faule Tarifverträge ab, mit denen sie für ihre Mitglieder eine angebliche »Beschäftigungssicherheit« mit Lohnverzicht und längerer Arbeitszeit bezahlt. Schaut man sich die Verträge an, verzichten die Kapitalvertreter keineswegs auf betriebsbedingte Kündigungen.156


  Die systemloyalen Gewerkschaften sind Gefangene der Kapitallogik: Läuft die Wirtschaft nach kapitalistischen Maßstäben prächtig und fahren die Konzerne Profite in Rekordhöhen ein, darf es keine hohen Abschlüsse geben, weil die Lohnsteigerung einen Abschwung provozieren könnte. Läuft die Wirtschaft angeblich oder tatsächlich schlecht, müssen die Löhne gleich bleiben oder sinken, um die Lage nicht noch weiter zu verschärfen.


  Die Weltwirtschaftskrise von 1929 hat mit der heutigen vor allem den Namen gemein. Damals stürzte die kreditfinanzierte spekulative Überbewertung von Aktien in den USA ab, und die dortigen Banken kündigten ihre Auslandskredite. Das hatte verheerende Folgen bis in die 1930er Jahre. Weltweit gerieten Banken in Liquiditätsschwierigkeiten, die Anleger holten, solange es noch ging, massenweise ihr Geld von der Bank. Die Folge war eine lang anhaltende wirtschaftliche Schrumpfung, eine sogenannte Rezession, sowie Massenarbeitslosigkeit.


  Natürlich haben Staat und Kapital die Weltwirtschaftskrise von 1929 vielfach analysiert und besitzen heute weiterentwickelte Instrumente. Das Wissen um die möglichen verheerenden Dominoeffekte führte dann auch diesmal früh zu einem Eingreifen des Staates. Dabei riefen auch solche Banken und Konzerne laut um Hilfe, die sonst das freie Spiel der Marktkräfte als Quelle des Wohlstandes mystifizieren. Je nachdem, wie schlecht es um eine Bank steht, muss der Staat nun, getreu seiner Funktion als ideeller Gesamtkapitalist, Banken verstaatlichen, ihnen uneinbringbare Kredite abkaufen, für ihre Schulden bürgen, ihnen über die Zentralbanken neue billige Kredite gegen fragwürdige Sicherheiten geben sowie für Spareinlagen staatliche Garantieerklärungen leisten.


  Konjunktur-, das heißt Krisenverschiebungsprogramme wurden aufgelegt, um dem Rückgang des Konsums entgegenzuwirken, einmalige Steuerrückzahlungen zu gewähren oder Steuererleichterungen. Die »Abwrackprämie« war ein Riesengeschäft für die ach so notleidenden Autokonzerne: Der Staat förderte mit je 2 500 Euro – und insgesamt 5 Milliarden Euro aus dem Konjunkturpaket II – den Kauf von 2 Millionen Neu- oder Jahreswagen, wenn gleichzeitig jeweils ein altes Auto verschrottet wurde.


  Was eine der Ursachen der Krise war, das billige Geld der Zentralbanken, muss nun zur Aufrechterhaltung des Zahlungsverkehrs auch im EU-Raum allgemein herhalten: Die Zentralbanken pumpen mit ihren Krediten noch mehr billiges Geld in das Bankensystem, indem sie die Leitzinsen senken.157 Das soll auch verhindern, dass die Liquiditätsknappheit der Banken in Form verschärfter Kreditbedingungen an die Betriebe weitergegeben wird und damit die Investitionstätigkeit noch mehr lähmt und so die Rezession verschärft.158


  * * *


  Der Kapitalismus zerbricht nicht, sondern er verwandelt sich – einmal mehr. Der Staat wird eine Zeitlang einige Sektoren beeinflussen, er ist der Garant für das Fließen der Finanzströme und wird dafür sorgen, dass der bargeldlose Zahlungsverkehr aufrechterhalten wird. Ohne staatliche Regulierung ist der Kapitalismus noch nie ausgekommen, das ist ein ebensolcher Mythos wie der Glaube, der Kapitalismus könne durch staatliche Regulierung krisenfrei werden.


  Ob all die Rettungsprogramme greifen, ist offen. Die Weltwirtschaftskrise treibt eine gigantische Umverteilung an, von unten nach oben. Der Druck von unten ist längst nicht groß genug, um das aufzuhalten. Von einer nennenswerten Selbstorganisierung Betroffener ist weltweit wenig und besonders in Deutschland noch nichts zu sehen. Je nach Härte der sozialen Lage wird der Widerstand, der Klassenkampf von unten, aber zum Beispiel in Südeuropa stärker und dort besonders in Griechenland.


  * * *


  Im Oktober 2009 traf ich auf einer Konferenz159 auf Norbert Walter, den damaligen Chefvolkswirt der Deutschen Bank. Wir und zwei weitere Referenten hielten Vorträge und sollten miteinander diskutieren. Thema der Tagung: »Durch Fairness zur sozialen Gerechtigkeit?« Ich war vor Walter dran und diskutierte den Begriff »soziale Gerechtigkeit« (nichtssagend), die »Würde« des Menschen (beispielsweise in einem deutschen Abschiebeknast), die Freiheit der »Gestaltung« des eigenen Lebens (im Lohnarbeitszwangsverhältnis) und sagte160: »Gerechtigkeit, Würde und Gestaltung sind auf Schussfahrt ins Tal, unten prallen sie auf wirkliche soziale Gleichheit als Vorbedingung von Freiheit.« Der auf die so genannte Wiedervereinigung folgende nationale Rausch habe die Auflösung des Sozialstaats befördert, weil der Druck der Systemkonkurrenz der angeblich realsozialistischen Staaten verschwunden sei. Der deutsche Staat habe seither bis dahin undenkbare Maßnahmen ins Werk setzen können: die Beteiligung an Kriegen gegen Jugoslawien und in Afghanistan, das Schleifen des Sozialstaats, die Einführung von Zwangs- und Sklavenarbeit, die Preisgabe des Menschenrechts auf Asyl. Neonazis hätten seither etwa 160 Menschen ermordet (Stand 2012 über 180). Die Vorstellung selbst der verschwommensten Idee »sozialer Gerechtigkeit« bleibe aus der Sphäre der Arbeitswelt »nachhaltig« verbannt. »Wenn es keine Emanzipation, keine Selbstbestimmung, keine soziale Gleichheit und Freiheit gibt, und nicht einmal soziale Gerechtigkeit, kann es keine Fairness geben.«


  Ich zitierte und verspottete die Ethikdebatten in Managementkreisen als PR und beschrieb, wie sich das Kapital, an vorderster Stelle die Deutsche Bank, die Frankfurter Goetheuniversität gekapert habe. Die Weltwirtschaftskrise sei bedauerlicherweise nicht das Ende des Kapitalismus. Der sei prinzipiell krisenhaft, im Allgemeinen aber höchst anpassungsfähig und finde Methoden, seinem Hauptziel nachzugehen: die Natur und menschliche Arbeitskraft optimal auszubeuten und zu zerstören, um Profit zu maximieren. Notfalls greife er zu Mitteln wie Krieg und Faschismus. Ich beschrieb die Fortentwicklung von Repressionstechniken, nahm reformistische Konzepte gesellschaftlicher Veränderung auseinander sowie die antisemitisch gefärbte Unterscheidung von Produktivund Finanzkapital. Ich erklärte, warum »eine wirklich humanistische Ethik nur durchsetzbar ist, wenn es keinen Kapitalismus mehr gibt«, und deutete die Notwendigkeit des Aufbaus sozialer Gegenmacht an, bezog mich beim Notwehrrecht auf Herbert Marcuse und den 1968 verstorbenen hessischen Generalstaatsanwalt Fritz Bauer sowie auf Marx: Es gehe darum, »alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist«.


  Dann kritisierte ich die Deutsche Bank. Ich beschrieb, ähnlich wie am Anfang dieses Kapitels, wie sich die Bank allein in Cleveland, Ohio, in den Besitz von 7 000 Häusern gebracht hatte, sie hatte zwangsräumen lassen und 10 000 bis 20 000 Menschen teilweise mit Polizeigewalt aus ihrem Zuhause vertrieben hatte. Natürlich würde die Deutsche Bank, deren Türme ich von meinem Schreibtisch sähe, etwas Vergleichbares in Frankfurt nicht machen, es gelte schließlich am Heimatstandort ein Image zu pflegen, deshalb »fördere« man Theater und Universität. Gäbe es ein Fairness-Abkommen der Deutschen Bank, würde mich das nicht beeindrucken. Es sei angesichts ihrer Praxis gänzlich ohne Bedeutung.


  Ich bin immer wieder fasziniert, wie Menschen, die jahrzehntelang in Machtpositionen von Staat und Kapital agieren, vollkommen unvorbereitet darauf sind, es in einem Raum mit linksoppositonellen Kritikern aushalten und auch noch deren Meinung anhören zu müssen. So war es 1987 mit Franz Josef Strauß in jener denkwürdigen TV-Elefantenrunde, so war es nun auch mit Norbert Walter. Sein Vortrag folgte meinem. Er trug an seinem Jackett ein kleines Aufnahmegerät und ging nach vorn. Weil ich nicht glauben konnte, was er jetzt abzog, bat ich ihn ein paar Tage später um den Audiomitschnitt seines Vortrages, den er mir prompt zusenden ließ. Darauf stütze ich mich im Folgenden.


  Walter sagte leise: »Was daraus wird, aus diesem Experiment, das weiß der liebe Gott. Ich hoffe, er hilft. Die Ditfurth war so, dass ich wohl hohen Blutdruck habe.« Dann stand er vor vollem Haus im Saal der alten Frankfurter Börse: »Ich stehe noch unter Schock. Und ich bin nicht satisfaktionsfähig für diese Frau.« Er müsse an solchen Foren, auf denen »Schärfe, Gift« verbreitet würden, nicht teilnehmen. Dann kamen Sätze, deren Sinn ich heute vergeblich suche. Walter sagte minutenlang Dinge wie: Man könne »der Welt« nur dann »eine bessere Ordnung« geben, wenn man mit sich »im Reinen« sei. Man müsse »humble« (englisch, etwa: demütig, bescheiden, anspruchslos) sein. Er müsse das sagen, »weil ich sonst aus meinem Schock überhaupt nicht herauskomme«.


  Dann erzählte er, mit belegter, leise bebender Stimme, durchsetzt von gelegentlichen Seufzern, von seiner Herkunft. »Ich bin einem Vater geboren, der drei Tage aus Nishni Nowgorod zurückkommen konnte, am Neujahrsfest 1944 [seufzt]. Bin in eine Familie geboren, in der immer Armut herrschte und fünf Kinder lebten. In der der Vater nie Urlaub machte – bis er starb. Aber in dem alle fünf Kinder ein Studium hatten, weil es den Anspruch in der Familie gab. […] Ich teilte mit meiner Schwester das Fahrrad. Ich arbeitete mit 14 auf dem Bau, vermutlich ungesetzlich lange, für 98 Pfennig, am Anfang. Ich wurde von Arbeitern schlecht behandelt, weil ich von der Schule kam. Ich bin froh, dass ich diese Wirklichkeiten wahrnehmen konnte. Ich habe in einer Rayon-Spinnerei mit acht Türken Spinnmaschinen gesäubert, mit verdünnter Salzsäure.« Und so weiter. Irgendwie machte er dennoch mit 18 Jahren Abitur, studierte, kam »nahe an die Professoren heran«. Wie wunderbar es sei, dass er in einem Land lebe, in dem er solche wunderbare »Entwicklungschancen« bekommen habe. »Ich arbeite jetzt seit 40 Jahren 75 Stunden pro Woche, seit der deutschen Einigung 80 Stunden pro Woche.« Er zahle hohe Kirchensteuern, »das ist Fairness«. Er erhalte eine Flut von E-Mails, die wie er den Mindestlohn ablehnten. »Nichts ist in unserem Land stärker als die Motivverdächtigung. Nichts. Motivverdächtigung ist aber wie Salzsäure, sie zerfrisst.« Besser sei »natürlich empfundener Dank«. Er beschrieb, wie er seine Mitarbeiter fördere. »Wir haben nicht alle die gleiche Nutzenfunktion.« Seine sei die »Nutzenfunktion: maximiere Anerkennung«. »Ich kann über die Menschen, die viel Geld haben wollen, leicht von oben herab reden, weil ich so nicht ticke. Ich mag es viel lieber, wenn man mich anerkennt. Ich bin wie der Schauspieler, der Applaus braucht.« Er hüpfte von der Spieltheorie zur »Umverteilungsdebatte«, die sei Ausdruck »methodischer Schwachköpfe« und »riesiger Irrtümer«. Wir seien keine gleichartigen »peers«, und Fairness gebe es auch zwischen Arm und Reich. Die Armen und die Ungleichen sind, nach Walters Meinung, offensichtlich Kindern ähnlich. Er beschrieb langatmig, wie er seiner Enkelin Paula beibringe, sich die Schuhe zu binden. »Ich weiß, dass Führung dann bedeutet, dass Opa sich hinter sie setzt, nicht gegenüber.«


  Von der Frau Ditfurth wünsche er sich, dass sie seine Website öfter ansähe. Später kritisierte er die deutsche »Reformmüdigkeit«, lobte Adam Smith, forderte Weiterbildung für ältere Mitarbeiter, nannte längere Lebensarbeitszeit »Generationengerechtigkeit«.


  Gegen Ende seines rund 30-minütigen Vortrags hob der Chefvolkswirt der Deutschen Bank zur Verteidigung der Deutschen Bank an: »Die Kreditvergabe an amerikanische Haushalte, um Eigenheime zu erwerben, resultiert zu 85 Prozent aus den Aktivitäten von Fannie und Freddie, den beiden staatlich gesteuerten Hypothekenorganisationen.« »Staatliche Ideologie« habe dazu geführt, dass man Leute in Eigenheime drängte, deren Einkommen und Vermögen dies weder jetzt noch künftig zulasse. Kongress und Präsident leisteten diesem Fehlverhalten erneut Vorschub. »Mit Implikationen, morgen wieder Menschen zu haben, die, weil sie ihre Tilgung und Zinsleistungen nicht erbringen können, den Schlüssel bei der Bank einwerfen. In den USA zahlt man nämlich seine Hypothek, die man nicht mehr bedienen kann, dadurch zurück, dass man den Hausschlüssel bei der Bank einwirft. Deshalb besitzen so viele Banken in den USA so schnell so viele Häuser.«


  Was von Norbert Walters Ausführungen über die Unschuld der Deutschen Bank und die lästige Angewohnheit US-amerikanischer Hausbesitzer zu halten ist, sich ihrer Hypotheken durch Einwurf ihrer Schlüssel bei der Bank zu entledigen (und damit auch auf ihre bisherigen Ratenzahlungen zu verzichten), beantworten die folgenden Nachrichten.


  * * *


  April 2011: »Eine Schlangengrube aus Raffgier«. Der Bericht des US-Senats Wallstreet and the Financial Crisis: Anatomy of a Financial Collapse161 enthüllt nach zweijähriger Untersuchung, dass die Deutsche Bank an zentraler Stelle für die US-Immobilienkrise und die Finanzkrise mitverantwortlich ist. Die Deutsche Bank habe »das Risiko im US-Finanzsystem erheblich vergrößert«. Der 650-seitige Report belegt, dass Händler der Deutschen Bank 2006 und 2007 in großem Umfang Collateralized Debt Obligations (CDO) verkauften, die sich auf Kreditpakete, geschnürt aus wackligen Subprime-Hypotheken, stützten, von deren Risiko, Fehlerhaftigkeit und teilweisen Wertlosigkeit die Deutsche Bank wusste. 2007 hielt die Bank Hypotheken-Finanzprodukte im Marktwert von mehr als 25 Milliarden Dollar. Zusammengefasst: »Die Deutsche Bank ist formal zuständig für rund eine Million Privatimmobilien in den USA.«162


  Einen CDO mit dem schimmernden Namen Gemstone VII (Edelstein VII) im Wert von 1,1 Milliarden US-Dollar stellte die Bank 2006 zusammen. Ein Drittel des Juwels bestand aus giftigen Schrottkrediten. Der Co-Leiter der Abteilung CDOs schrieb im Februar 2007 in einer E-Mail: »Drückt die Daumen, aber ich glaube, wir können das verkaufen, bevor der Markt zusammenbricht.« Die Deutsche Bank wirbt um Käufer, die IKB (Deutsche Industriebank AG) investiert im März 2007 87 Millionen US-Dollar. Im April 2008 war Gemstone VII wertlos. Die Bank aber hatte für diesen Edelstein allein an Gebühren 4,7 Millionen US-Dollar kassiert. Es stellte sich heraus, dass die Bank, während sie ihren Kunden wertlosen Schrott andrehte, gleichzeitig auf dessen Preisverfall, auf Kreditausfälle und Totalverlust spekulierte. Carl Levin, der Vorsitzendes des US-Senatskomitees, sagte über die Praktiken der Deutschen Bank: »Wir sind auf eine Schlangengrube voller Gier, Interessenkonflikten und Fehlverhalten gestoßen.«163 Die Deutsche Bank weist die Vorwürfe zurück.


  Mai 2011: »Waghalsige Praktiken bei der Kreditvergabe«. Die Bundesstaatsanwaltschaft Manhattan erhebt Klage gegen die Deutsche Bank und die MortgageIT, ein US-Immobilienkreditunternehmen, das seit 2007 der Deutschen Bank gehört. Bank und Tochterfirma sollen Angaben zu Krediten für Eigenheimbesitzer gefälscht haben, damit der US-Staat die Finanzierungen absichert, wovon die Bank beim Weiterverkauf profitiert hat. Das US-Justizministerium spricht von »Jahren von waghalsigen Praktiken bei der Kreditvergabe«. Die drohende Strafe liegt in Milliardenhöhe. Die Deutsche Bank weist die Vorwürfe zurück.164


  Mai 2011: »Slumlord«. Die Stadt Los Angeles verklagt die Deutsche Bank. »Besonders diese Bank trägt dazu bei, Gemeinwesen zu zerstören«, sagte Stadtrat Dennis Zine. Das Kreditunternehmen, die viertgrößte Bank der Welt, sei einer der größten »Slumlords« (»Herr der Elendsviertel«) der kalifornischen Millionenmetropole. Die Bank habe sich hier bei Zwangsvollstreckungen mehr als 2 200 Häuser unter den Nagel gerissen, vorwiegend in San Fernando Valley, Nordost-Los Angeles und Süd-Los Angeles. Sie habe die Häuser verfallen lassen. Mieter der Deutschen Bank schilderten ihre Lebenszustände und dass die Deutsche Bank als Eigentümer stets nur ein taubes Ohr für sie gehabt habe, selbst als ihre Häuser verwahrlosten und baufällig wurden, Zimmerdecken durchbrachen, Wasserleitungen platzten, Fenster barsten. Die Deutsche Bank habe viele Hausbewohner dann auch noch unrechtmäßig vertrieben, um die Immobilien zu verkaufen, erklärte die Stadt. Die Bank sei zwar nicht das einzige Kreditinstitut, das gegen das Gesetz verstoße, sagte die Staatsanwaltschaft. »Sie ist aber der schlimmste und am wenigsten zugängliche Übeltäter.« Die Stadt fordert Entschädigungszahlungen in Höhe von Hunderte Millionen US-Dollar und die Entschädigung der zwangsgeräumten Mieter. Die Deutsche Bank wies die Vorwürfe zurück.165


  2012 sieht sich die Deutsche Bank einer Flut von Klagen aus den USA gegenüber. Die Deutsche Bank soll gelogen, betrogen und hintergangen haben. »Sie soll ihre Kunden geprellt und sich dabei selbst bereichert haben. Sie soll wilder gezockt und dabei weniger moralische Verantwortung gezeigt haben als viele andere Banken.«166 Einer der Männer, die das an vorderster Stelle mitzuverantworten hatten, ist Anshu Jain, führend im Bereich Investmentbanking seit 1995. Seit Juni 2012 ist Jain – neben Jürgen Fitschen – Co-Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank.


  Es klagen gegen die Deutsche Bank:


  
    	
      die US-Regierung: »United States of America gegen Deutsche Bank«. Vorwurf: Erschleichen staatlicher Garantien durch die Deutsche Bank und ihre Tochter MortgageIT. Forderung: 1 Milliarde US-Dollar;

    


    	
      Loreley-Gesellschaften (elf Fondgesellschaften gegründet von der IKB). Vorwurf: Verkauf von CDOs durch die Deutsche Bank in betrügerischer Absicht, zum Nutzen ausgewählter Hedgefonds. Forderung: 439 Millionen Dollar. Die IKB musste mit 8 Milliarden Euro deutscher Steuergelder gerettet werden, weil sie von der Deutschen Bank weitgehend wertlose Wertpapiere gekauft hatte;

    


    	
      die US-Hausfinanzierungsbehörde (FHFA). Vorwurf: Betrug beim Verkauf verbriefter Hypotheken (RMBS) an die Immobilienfinanzierer Fannie Mae und Freddie Mac im Volumen von 5 Milliarden US-Dollar. Forderung: Die FHFA fordert von 17 Banken bis zu 25 Milliarden US-Dollar, der Anteil der Deutschen Bank ist unbekannt;

    


    	
      der US-Lehrer-Pensionsfonds (TIAA). Vorwurf: Betrug beim Verkauf verbriefter Hypotheken (RMBS), die in der Deutschen Bank intern als »Müll« bezeichnet worden waren. Forderung: unbekannt.

    


    	
      Es klagen des weiteren: die Stadt Cleveland, die Gewerkschaft der Eisenarbeiter, die Genossenschaftsbank von San Francisco.

    

  


  Die Liste ist damit noch lange nicht zu Ende. Im November 2011 musste sich die Deutsche Bank außergerichtlich mit fünf US-Genossenschaftsbanken schon einmal auf 145 Millionen US-Dollar Schadensersatz einigen.


  Die US-Wertpapieraufsicht SEC ermittelt gegen die Deutsche Bank. Vorwurf: Manipulation von CDO-Geschäften zugunsten des Hedgefonds-Managers John Paulson.


  Die Situation für die Deutsche Bank ist ernst. Im November 2011 trafen sich Finanzaufseher aus Deutschland, Großbritannien und den USA mit Vorständen und Top-Managern der DB. Die Gefahren, die aus den Klagen drohen, sind jetzt ein Schwerpunkt der Aufsichtstätigkeit. Der Spiegel: »Die juristische Aufarbeitung einer schmutzigen Vergangenheit könnte die Deutsche Bank Milliarden kosten.« Und es ist hier nur die Rede von diesem vergleichsweise kurzen Abschnitt der schmutzigen Vergangenheit dieser deutschen Weltbank und nur von einem Tätigkeitsfeld.167


  4Was nützt eine Hütte, wenn das Meer sie mitnimmt?


  In welchem Zustand finden wir heute die beiden einzigen »Springquellen« des Reichtums – den Menschen und die Natur? Glück und Leben des Menschen werden von der kapitalistischen Produktionsweise in einem so ungeheuren Ausmaß beeinträchtigt, dass jede einigermaßen realistische Vorstellung davon zur sozialen Revolution gegen ebendiese führen müsste.


  Die kapitalistische Produktion ruiniert die Erde und die soziale Gesundheit des Menschen. Sie zerstört die Luft zum Atmen, das Klima, die Weltmeere, den Boden und die Nahrungsmittel. Sie zerstört ein gesellschaftliches Leben, in dem alle Menschen nicht nur ohne Angst, sondern mit Freude leben könnten, nicht nur ohne unterdrückt zu werden, sondern selbstbestimmt, nicht nur bloß existierend, sondern ihre lebendigen Bedürfnisse und Fähigkeiten voller Lust frei entfaltend.


  Die Natur wird nicht »vernichtet«, denn in irgendeiner Gestalt wird sie weiter existieren, aber sie wird über kurz oder lang so verseucht, erwärmt, ausgedörrt und vergiftet sein, dass der Mensch in ihr nicht mehr gesund leben kann. So ist die ökologische Frage immer ein Teil der sozialen Frage. Wer die ökologische Frage lösen will, ohne die soziale Lage des Menschen zu berücksichtigen, wird diktatorischen Lösungen zuneigen.


  Wer auf der anderen Seite die soziale Frage »lösen« will, ohne die ökologische zu berücksichtigen, hat auch nichts begriffen. Was nützen Arbeitsplätze, an denen Menschen Krebs bekommen? Was nützt eine bezahlbare Wohnung, wenn Baustoffe die Atemwege lähmen? Was nützt eine Hütte, wenn das Meer sie mitnimmt?


  »Gesundheit«, sagt Ernst Bloch, »ist ein sozialer Begriff, genau wie das organische Dasein der Menschen, als Menschen, insgesamt. So ist sie überhaupt erst sinnvoll steigerbar, wenn das Leben, worin sie steht, nicht selber von Angst, Not und Tod überfüllt ist.«168


  Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den reichsten Ländern der Erde. Aber wie krank ist die Gesellschaft, in der wir leben? Eine Flut von Gesetzen und Vorschriften regelt den Alltag der Armen. Die jeweiligen Bundesregierungen schwitzen unablässig einen Strom von kleinen und großen Demütigungen und Bösartigkeiten aus. Begleitet wurde und wird das von einem Chor von Verdächtigungen und Verunglimpfungen. Der schrille Gesang gegen sogenannte Faulenzer beherrschte in den ersten zehn Jahren dieses Jahrhunderts so aufdringlich das Medienprogramm wie der Musikantenstadl die ARD. Es musste eine Stimmung für die Zerstörung des Sozialstaates geschaffen werden, so wurden die Opfer zu Schuldigen.


  Wirtschaftsvertreter, Politiker und Medien beleidigen Arbeitslose und Hartz-IV-Empfänger nicht, weil sie »böse« sind – manchmal ist auch das der Fall –, sondern weil dies Profit verspricht. Geduckte, in ihr Schicksal ergebene Arme sind ein Drohpotenzial, das sich auf die Nachgiebigkeit derjenigen auswirkt, die noch Arbeit haben und die manchmal auf die verwegene Idee kommen, dass ihnen höhere Löhne, kürzere Arbeitszeiten und bessere Arbeitsbedingungen zustehen. Dass manche dieser Politiker, Medienleute und Kapitalvertreter nicht wissen, weshalb sie schikanieren und beleidigen, ändert nichts daran. Sie agieren dann eben blind im Interesse des Kapitals, ihren Opfern ist der Unterschied ziemlich egal.


  Je brutaler man Arbeitslose und Hartz-IV-Empfänger demütigt, umso mehr kann man ihnen wegnehmen, ohne dass die Gefahr besteht, dass die Solidarität anderer mit ihnen zu groß wird. Wer will sich schon für Loser und Faulpelze stark machen? Dabei hilft, dass das immer ärmer werdende und zugleich wachsende Heer aus Erwerbslosen und modernen Sklavenarbeitern (»Leiharbeiter«) sehr wirkungsvoll als Druckpotenzial gegen diejenigen eingesetzt wird, die noch bezahlte, tarifvertraglich gesicherte Arbeitsverträge haben. Arbeit wird immer billiger, der Profit wächst. Die Angst auch.


  Mit Kampagnen der Demütigung, Ausgrenzung und Entsolidarisierung von Arbeitslosen und Sozialhilfeempfängern hatte – begleitet von einem Medienchor – auch die SPD/Grüne-Bundesregierung (1998–2005) schon derartig viel Erfolg, dass die nachfolgenden Bundesregierungen dumm gewesen wären, nicht auf ihnen aufzubauen. Auch die vorherige CDU/CSU/FDP-Regierung war nicht besser, hätte aber bei vergleichbar dramatischen Sozialstaatskürzungen mit viel mehr Gegenwehr zu rechnen gehabt, als die angeblich sozialere rot-grüne Bundesregierung.


  Die Herabwürdigung sozial Schwächerer zeitigte breiten Erfolg. Als Ende 2008 von heute auf morgen zwischen 120 000 und 150 000 Leiharbeiter entlassen wurden, die in Betrieben längst Massen an Stammbelegschaftsmitgliedern ersetzten, rührte sich nichts.169 In den Medien und in den Gesprächen der Nocharbeitsplatzbesitzer waren sie nur Randnotizen. Die Entlassung der Vogelfreien wirkte lautlos: Festangestellte Lohnarbeiter begriffen, dass sie mit moderaten Tarifverhandlungen, Arbeitsstilllegungen und Kurzarbeit einverstanden zu sein hatten, wollten sie ihre Arbeitsplätze nicht auch verlieren. Gleichzeitig wurden große Rettungsprogramme fürs Kapital aufgelegt.


  Man feuerte sie ja nicht, man »gab«, so der Jargon der Kapitalseite, nur unnütz gewordene »Mitarbeiter an die Zeitarbeitsfirmen zurück«. Es gab keine Proteste. Keine Gewerkschaft rief zur Solidaritätsaktion auf, das bleibt unvergessen. Der Moment für große Streiks, für einen politischen Generalstreik gar, wurde wieder einmal verpasst. Die Unterwerfung der Gewerkschaften, die strukturell korruptive Einbindung ihrer Führer auf allen Ebenen, wurde vom Kapital genau registriert.


  Man kann sicher sein, dass von Beginn der Krise an, in Banken und Konzernen diskutiert wurde, wie sich die Weltwirtschaftskrise – neben allem Ärger – nutzen lässt, um noch größerer Profite zu erzielen, während sich Politiker hysterisch die Haare rauften, wegen der »Abgründe«, in die sie »plötzlich« blickten. Mit den Rettungspaketen werden Fusionen finanziert, mit Hilfe der Angst soziale Rechte demontiert. Die Arbeit wird billiger. Der Profit steigt. Die Ideologie der »Volksgemeinschaft« erhält nicht nur durch Fußballmeisterschaften einen fetten Schub. Das Motto wird in die Köpfe gehämmert: »Wir müssen alle zum Wohl des Großen und Ganzen verzichten lernen.« Aber das Große und Ganze ist nie etwas anderes als das Kapitalinteresse. Die Arbeitsund Lebensbedingungen der Menschen sacken ab. Der deutsche Untertan erträgt’s und tritt nach unten, nie nach oben.


  Zwar hat sich im Sommer 2012 die »Stimmung in deutschen Unternehmen […] weiter verschlechtert«, aber Deutschland ist »in den kommenden Jahren der mit Abstand attraktivste Investitionsstandort in Europa – weltweit nur geschlagen von China, Indien, den USA, Russland und Brasilien. Die Zahl der ausländischen Unternehmen, die im vergangenen Jahr in Deutschland investiert haben, stieg deutlich an.« Einer Befragung zufolge »vergrößert sich der Abstand zwischen Deutschland und anderen europäischen Ländern. Während Westeuropa insgesamt schlechter abschneidet als im vergangenen Jahr, ist die Attraktivität Deutschlands gestiegen. […] Die wichtigsten Konkurrenten Deutschlands um die Ansiedlung ausländischer Unternehmen sind demnach nicht die europäischen Nachbarländer, sondern China und die USA.«170


  Die bundesdeutsche Gesellschaft nach der Weltwirtschaftskrise, wann immer sie zu Ende sein wird, wird eine noch inhumanere sein. Vor allem auch deshalb, weil die Menschen sich nicht organisiert wehren. Es wird ja auch hart daran gearbeitet, dass sie sich nicht zusammenschließen und dass sie da, wo sie traditionell organisiert sind, in den Gewerkschaften, zu Ruhe und Ordnung gepfiffen werden, weil Gewerkschaftsführer seit langem durch ein eng verfilztes System von ideellen und materiellen Abhängigkeiten in die Interessen staatstragender und kapitalhöriger Parteien – und damit in die Interessen des Kapitals – eingeschnürt sind. Das nennt sich »Standortinteresse« und ist angeblich unser aller gemeinsames Interesse.


  Jede Senkung der Lohnnebenkosten bringt dem notleidenden Kapital Milliarden Extraprofite. Für die Versicherten jedoch bedeutet das zum Beispiel noch weniger und begrenztere Vorsorgeuntersuchungen, Zahnersatzbehandlungen unter dem bestmöglichen medizintechnischen Niveau, Einschränkung der physiotherapeutischen Behandlungen, eine noch ausgebranntere, fehlerbehaftetere Krankenhausversorgung usw. usf. Vielleicht berichten die Medien ja deswegen so viel über abstruse Schönheitsoperationen, weil sie über das lebensgefährlich sinkende Niveau der deutschen Gesundheitsversorgung nicht ausführlich und regelmäßig berichten dürfen, wollen, können. Und die meisten Menschen wissen nicht einmal mehr, wie weit unter dem bestmöglichen medizinischen Standard sie heute schon versorgt werden.


  * * *


  Seit dem Ende der Hochkonjunktur und dem Anstieg der Arbeitslosigkeit Mitte der 1970er Jahre wird, so lässt sich in den Archiven verschiedener Tageszeitungen gut verfolgen, das Gift des Rassismus mit großem Erfolg verbreitet. Diese in Deutschland so besonders erfolgreiche miese Ideologie war hier ohnehin nie verschwunden. Wie viel Überzeugungsarbeit war nach 1955 nötig gewesen, um »die Deutschen« davon zu überzeugen, dass Migranten für das Wirtschaftswachstum gebraucht wurden. Damals nannte die Propaganda sie »Gastarbeiter«, und man steckte sie in schäbige Container. Aber der Nützlichkeitsgedanke schürt ja in Wahrheit den Rassismus. Der unveräußerliche Wert eines Mensch wird bezweifelt und beschädigt, sobald er seine ökonomische Rentabilität nachweisen muss.


  Ab Ende der 1970er, Anfang der 1980er Jahre spürten die deutschen Stammtische, dass sie ihre Ressentiments gegenüber den Fremden wieder lauter herausbrüllen durften. Eine der wie plötzlich auftretenden, durch Massenmedien gestützten und verbreiteten Parolen lautete: »Die Ausländer nehmen uns die Arbeit weg.« Die Phase der Hochkonjunktur war vorbei, der Rassismus wurde gebraucht, um die Lohnarbeitenden zu spalten und den unnütz Werdenden jede Solidarität zu entziehen. Die außerparlamentarische Revolte, mit ihr die Verheißung der umfassenden Emanzipation jedes Menschen und internationaler Solidarität, zähmte den Rassismus hie und da zwar noch ein bisschen, aber die rassistische Propaganda bot dem deutschen Untertan ein bequemeres Ventil für sein Unbehagen als der Aufstand gegen oben. Der ist für ihn ohnehin eine beängstigende Vorstellung. Wie viel leichter ist es doch, auf den Schwächeren herumzutrampeln? Hätte die Bild-Zeitung getitelt: »Das Kapital nimmt uns die Arbeit weg«, hätte sich der deutsche Michel ja ein paar anstrengende und das eigene Leben unangenehm aufrüttelnde Gedanken machen müssen.


  Der Rassismus, der so leicht wieder anzufachen war, beförderte Risse und Spaltungen zwischen den Arbeitenden. Die mancherorts bröckelnde Solidarität half Kapital, Bundesregierung, Parteien und Gewerkschaftsführung gleich noch bei einem anderen Problem. Die sozialpartnerschaftlich befriedeten Gewerkschaften, deren Führungsgremien mehr oder weniger an der langen Leine der »Baracke« liefen – so hieß die Parteizentrale der SPD in Bonn –, hatten nämlich manche Streiks in den 1970ern nicht mehr in den Griff bekommen, weil politisch bewusste Arbeiter aus Griechenland, Spanien, Italien und Portugal ihren braven deutschen Kollegen demonstrierten, wie man kämpft.


  Auch die APO hatte gezeigt, wie man den Staat unter Druck setzt und ihn, wenn auch in gewissen Grenzen und nicht automatisch auf Dauer, zu Veränderungen zwingt. Nachfolgende Generationen hatten daraus gelernt. Es ging keineswegs nur um die RAF oder andere bewaffnete Gruppen, als der Staat in den 1970er Jahren, vor allem im »Deutschen Herbst« 1977, zum Bürgerkrieg rüstete und seine Truppen in den bewaffneten Kampf gegen die Anti-AKW-Bewegung und gegen linke Verlage, Medien und Projekte führte. Auch dafür verehren viele Kleinbürger und Bourgeois heute den früheren Bundeskanzler Helmut Schmidt, der sich jetzt in der Rolle des altersweisen, weltläufigen Mannes gefällt. Niemand spricht ihn auf seine Hetze gegen Linke und auf die Zahl der Köpfe an, die unter seiner Kanzlerschaft blutig geschlagen wurden, und auf die Freiheiten, die wir verloren.


  Die Arbeitslosigkeit stieg Anfang der 1980er und noch einmal Anfang der 1990er sprunghaft an und sank nicht mehr wesentlich. Die Hetze gegen die sozial Schwächsten hat auch deshalb nie aufgehört. Die antisoziale Propaganda holte noch weiter aus und zielte auf immer mehr Menschen. Das Trommelfeuer von »Schmarotzer«- und »Parasiten«-Berichterstattung füllte fast alle Medien, Kommentare, Reportagen, Talkshows; manchmal plump, manchmal subtiler, aber nicht weniger wirkungsvoll. Die TV-Sendungen, die heute verächtlich genau von denjenigen »Unterschichtenfernsehen« genannt werden, denen sie ideologisch besonders viel nützen, wurden geschaffen, um niederste Instinkte zu wecken und zu bedienen. Sie sollten Teile des Subproletariats – das heißt derjenigen Menschen, die keine oder keine regelmäßige Erwerbsarbeit mehr haben oder auf staatliche Hilfe angewiesen sind – auf so niederträchtige Weise darstellen und gegeneinander hetzen, dass der aufstiegsorientierte Kleinbürger und der saturierte Mittelschichtler, beide keine je als besonders solidarisch aufgefallenen sozialen Schichten, noch weniger dagegen einzuwenden haben, dass »die da unten« aus allen sozialen Netzen fliegen. Es hat funktioniert.


  Die Feinde der »Volksgemeinschaft« sind, diesen Hetzkampagnen zufolge, Menschen, die soziale Ansprüche haben: Arbeit, Krankenversicherung, angemessene Versorgung im Alter, eine gute Wohnung, Kultur, Bildungschancen für die Kinder. Die wachsende Arbeitslosigkeit konnte der Staat aber mit verschärften Kontrollen und erpresserischer Jobvermittlungspolitik nicht beseitigen. So viele Callcenter und vergiftete Rohrleitungen, die gereinigt werden müssen, gibt es nicht. So viele Kurse für »coaching«, »profiling« und »consulting« bieten die lokalen Einrichtungen der Bundesagentur für Arbeit einfach nicht an, um arbeitslose Menschen ganz und gar aus den Statistiken zu schummeln.


  Manche Menschen schaffen es in dieser Gesellschaft mit Glück, Beziehungen, der Hilfe von Zufällen und Arbeit, sich aus miesen sozialen Verhältnissen »hochzuarbeiten«. Die freundlicheren unter ihnen wollen dann, dass es auch anderen nicht so schlecht ergehen soll, wie es ihnen einmal ging, die solidarischen tun was dafür. Die unsympathischen Typen aber denken nur: Nie wieder soll es mir schlecht ergehen, und fahren die Ellbogen aus. Bekannte SPD- und Grünenpolitiker gehören zum dritten Typ.


  SPD-Bundeskanzler Gerhard Schröder (1998–2005) verspottete in seiner Amtszeit die Opfer seiner Sozialpolitik auch noch. »Es gibt kein Recht auf Faulheit in unserer Gesellschaft«, sagte er der Bild-Zeitung im April 2001. Er forderte die Arbeitsämter auf, härter gegen »arbeitsunwillige Erwerbslose« vorzugehen.171 CDU und FDP applaudierten. Wirtschaftsminister Wolfgang Clement, damals SPD, verabschiedete sich 2005 mit der Broschüre Vorrang für die Anständigen – Gegen Missbrauch, »Abzocke« und Selbstbedienung im Sozialstaat aus dem Amt. Darin werden die Opfer des Sozialabbaus beleidigt, den der Minister mitzuverantworten hat: Rund 20 Prozent der Arbeitslosengeld-II-Bezieher seien Menschen, die »die Melkkuh Sozialstaat rücksichtslos missbrauchen«. Dass Clement, der ein halbes Dutzend Aufsichtsratsposten sein Eigen nennt, nach seiner Demission wie erwähnt Vorsitzender des Adecco Institute wurde, vollständig finanziert vom gleichnamigen größten Global Player der Leiharbeitsbranche, ist so folgerichtig wie seine Kolumnistentätigkeit für Axel Springers Welt am Sonntag. »Nur wer arbeitet, soll auch essen«, sagte SPD-Arbeitsminister Franz Müntefering (2005–2007).172 Zur Belohnung wurde er 2008 für einige Zeit wieder Parteivorsitzender der SPD. Das ist sozialdemokratische Sozialpolitik in ihrer höchstentwickelten Form.


  Die alten sozialstaatlichen Strukturen – und die waren mit ihren Demütigungsritualen und Diskriminierungen schlimm genug – sind dank der rot-grünen Agenda 2010 zerschlagen. Wenn jemand Hartz IV empfängt, gilt sofort jede Arbeit als zumutbar. Hartz-IV-Empfänger, die jünger als 25 Jahre sind, bekommen nach einer ersten »Pflichtverletzung« drei Monate lang die Kosten zum Lebensunterhalt »gekürzt«, damit ist gemeint: gestrichen. Nur die Miete wird noch bezahlt.


  Seine Pflicht verletzt zum Beispiel, wer seine Arbeit – vielleicht aus gutem Grund wegen besonders unangenehmer ausbeuterischer Bedingungen – kündigt. Nach dem Motto »Jede noch so miese Arbeit ist zumutbar« darf der Hartz-IV-Empfänger auch eine neue Arbeit nicht ablehnen. Das gilt als weitere »Pflichtverletzung« und führt z.B. dazu, dass die Zuschüsse für die Lebenshaltungskosten gekürzt werden. Er bekommt dann möglicherweise auch kein Geld mehr für die Miete. Seit Jahren werden immer wieder Fälle bekannt, in denen Hartz-IV-Empfänger durch das Streichen von Leistungen in die Obdachlosigkeit getrieben wurden.


  Die besondere Bösartigkeit besteht nun darin, dass manche Jobcenter Hartz-IV-Empfänger nach dem Ablauf der Sanktion auffordern nachzuweisen, wie sie ohne die Leistung überleben konnten. Natürlich nicht aus Sorge um ihr Wohlergehen, sondern um herauszufinden, ob sie in der Zeit der Sperre andere Einnahmen hatten, die man ihnen nun abziehen kann. Das ist wie so vieles keine konkrete Vorgabe des Sozialgesetzbuches (SGB), welches aber den Jobcentern ein großes Maß an Willkür gestattet. Solange niemand dagegen klagt, wird diese Praxis einfach durchgesetzt. Erst wenn jemand dagegen klagt, wird die Recht- oder Unrechtmäßigkeit der angewandten Regelung gerichtlich festgestellt. Weigert der betroffene Mensch sich, seine Einkommensquellen offenzulegen, bekommt er sofort wieder eine weitere Sperre, weil er seinen »Mitwirkungspflichten« nicht nachgekommen ist. Außerdem wird in der Regel geprüft, ob er nach Ablauf der erneuten Sperre bereit ist, diesen Pflichten nachzukommen, indem man ihm zum Beispiel einen Ein-Euro-Job zuweist, den er anzunehmen hat.


  Wenn ein Hartz-IV-Empfänger einen Termin bei seinem »Fallmanager« absagt und ein Attest schickt, weil er krank ist, bekommt er ein Problem. Hartz-IV-Kranke haben deutlich geringere Rechte als »normale« kranke Menschen. Es lag vor einigen Jahren noch im Ermessensspielraum des Fallmanagers, das Attest zu akzeptieren oder einen ärztlichen Nachweis über die Bettlägerigkeit anzufordern. Kann der Kranke eine solche Bescheinigung nicht beibringen, ist er wieder mal seinen Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen und kann bestraft werden. Die Begründung ist doch ganz einfach: Er ist nicht so krank, dass er das Bett nicht verlassen kann, denn sonst hätte er sich ja nicht beim Arzt ein Attest holen können, klar? Wenn er aber in der Lage ist, zum Arzt zu gehen, ist er doch auch in der Lage, zum Termin beim Jobcenter zu erscheinen. Das selbstverständliche Recht eines kranken Menschen, weder mit Arbeit noch mit unangenehmen offiziellen Terminen behelligt zu werden, gilt nicht für die neuen Sklaven. Inzwischen sind auch die Bescheinigungen über die Bettlägerigkeit geltendes Recht.


  In nächster Zeit werden viele Verschärfungen neu dazukommen, weil die Bundesregierung für die nächsten Wahlen bessere Arbeitsmarktzahlen präsentieren will. Zu diesem politischen Zweck erarbeitet das Arbeitsministerium Zielvorgaben für die Jobcenter, die sich in einem Konkurrenzkampf untereinander befinden. Kommunen mit ähnlicher Bevölkerungsstruktur werden verglichen, Grundlage des Vergleiches sind umfangreiche Statistiken beispielsweise darüber, wie viele Menschen 2012 in eine sozialversicherungspflichtige Arbeit gebracht wurden oder inwieweit die Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut wurde. Langzeitarbeitslosigkeit kann z.B. auf die Weise »abgebaut« werden, dass Langzeitarbeitslosen etwa aus Gründen irgendeines »Fehlverhaltens« der Leistungsbezug gestrichen wird. Wenn daraus am Ende nur eine Unterbrechung der Leistungen resultiert und der »Klient« bzw. »Kunde« anschließend aber wieder Leistungen bezieht, wird er doch in der Langzeitarbeitslosigkeitsstatistik nicht mehr mitgezählt.


  Jobcenter, die im Wettbewerb untereinander nach hinten fallen, bekommen Druck. Wenn nun ein Jobcenter in seiner Vergleichsgruppe mehrmals hinten liegt, bekommt unter Umständen der betreffende Leiter Ärger. Es könnte zum Beispiel sein, dass seinem Jobcenter bei erneut schlechten Zahlen im nächsten Jahr weniger Geld zugeteilt wird. Diesen Druck gibt er nun über die Hierarchie nach unten weiter, indem er von seinem Teamleitern Zielvorgaben einfordert, die diese wiederum von ihren Mitarbeitern verlangen. Unter diesem Druck und in Konkurrenz untereinander werden Mitarbeiter »kreativ« und denken sich neue Gemeinheiten aus, um im Ranking weiter vorn anzukommen. Auch so entstehen immer neue Regelungen, wie man sie im SBG nicht immer finden kann. Es muss dann erst wieder jemand die Mühe auf sich nehmen und klagen.


  * * *


  Die bundesdeutsche Gesellschaft besteht aus Ghettos mit unsichtbaren Mauern. In Frankfurt am Main »regierte« 17 Jahre lang Oberbürgermeisterin Petra Roth (CDU), bis Juni 2012. Wenn sie mit Bankier Friedrich von Metzler tanzte173, schwebte die Verwalterin öffentlichen Eigentums mit dem Obermeister der Privatisierung übers Parkett. Sobald nach einer weiteren Privatisierung die Preise stiegen, tröstete Roth die Menschen gern mit Sätzen wie: »Ich weiß, dass alle, die mit einem bescheidenen Einkommen leben müssen, solche Preiserhöhungen empfindlich spüren.«174 Dass das eine mit dem anderen zu tun hat, nicht der Tanz und die Wolke, auf der Roth der sozialen Realität entschwebte, sondern die Privatisierung und die höheren Preise, das hatte sie zuzukleistern. Das war ihr Job.


  Mit der »Frankfurter Stadtgesellschaft« von der (nicht nur) sie so gern redete, sind nicht etwa alle Menschen in Frankfurt, sondern ist vor allem eine Oligarchie einflussreicher und wohlhabender Frankfurter gemeint, die sich gelegentlich mit ein bisschen Schickeria dekorieren. Die Stadtgesellschaft buhlt nun um den neuen Bürgermeister, den Sozialdemokraten Peter Feldmann, muss sich dabei aber nicht sehr anstrengen. Man wird sich schon bald anfreunden … Ein Unterschied ist wahrscheinlich: Er wird nicht mit Herrn von Metzler tanzen.


  Vor Weihnachten gehen die üblichen verdächtigen Promis gern mit der Sammelbüchse der Altenhilfe der Frankfurter Rundschau über die zentrale Einkaufsstraße Zeil und lassen sich fotografieren. Es kommt dann auch das eine oder andere Scherflein in die Büchse, und einer vereinsamten, behinderten Rentnerin wird die Küche tapeziert oder ein neuer Fernsehapparat gekauft. Das hätten alle Promis, die da sammeln, auch einfach so bezahlen können. Oder noch besser der Staat von den Massen an nicht eingezogenen Steuern. Man könnte den Opfern dieser »Charity« auch die Renten erhöhen und sie damit gleichzeitig auch vor der Mildtätigkeit solcher Leute beschützen.


  * * *


  Niemand weiß genau, wie viele Erwerbslose es wirklich gibt. Ende 2011 lag der Stand in Deutschland nach OECD-Angaben bei 5,6 Prozent, bei den 15- bis 24-Jährigen lag sie bei 8 Prozent, und es gab 1,9 Prozent Langzeitarbeitslose. Das sind schlechte Zahlen. Aber andere europäische Staaten werden gleich ganz abgehängt: In Spanien betrug die Zahl der jungen Arbeitslosen 50,8 Prozent und in Griechenland – wie gesagt, Ende 2011 – 52,1 Prozent. Und die Arbeitslosigkeit steigt und steigt. Die von bürgerlichen Medien als positiv beschriebene Arbeitsmarktentwicklung in Deutschland »wird von wachsender Ungleichheit bei den Einkommen überschattet« (Frankfurter Allgemeine Zeitung).175 Man kann es auch so sagen: Immer mehr Menschen arbeiten sich für immer beschisseneren Lohn kaputt.


  Die offizielle Arbeitslosenzahl der Bundesagentur für Arbeit belief sich im Mai 2012 auf hierzulande 2,86 Millionen Menschen.176 Große Gruppen an Erwerbslosen fehlen wie immer in dieser Zahl, und man muss sie mühsam suchen. Die Linke kommt auf mindestens 3,7 Millionen Erwerbslose.177 Es sind sicher noch mehr.


  Zu den Arbeitslosen, die von der Bundesagentur nicht mitgezählt werden, gehören allen Ernstes:


  
    	
      ein-Euro-Jobber,

    


    	
      über 58 Jahre alte Arbeitssuchende,

    


    	
      kranke Erwerbslose,

    


    	
      Arbeitslose, die eine Aus- oder Weiterbildung machen oder mit einem Zuschuss versuchen, eine Firma zu gründen (wir wissen, was aus solchen Projekten meistens wird),

    


    	
      Menschen in ABM-Maßnahmen und in Trainingsprogrammen,

    


    	
      Leiharbeiter,

    


    	
      Altersteilzeitnehmer und Vorruheständler,

    


    	
      eine so genannte »stille Reserve« von rund einer halben Million Menschen. Sie sind wirklich still und haben sich resigniert vom Arbeitsmarkt zurückgezogen und nicht mehr registrieren lassen.

    


    	
      Nie gezählt werden Frauen, die aufgegeben haben und sich in die Familienarbeit verkriechen und wider Willen Hausfrau sind,

    


    	
      und auch nicht all die Praktikanten und illegal Beschäftigten, die arbeiten, aber ganz oder teilweise ohne Erwerb sind.

    

  


  Die Website armut-per-gesetz berechnet monatlich die »wahren Arbeitslosenzahlen«. Ihre Autoren addierten die verstreuten Zahlen im 89 Seiten dicken Bericht der Bundesagentur und fanden für Mai 2012 darin 6 991 243 Menschen, die Leistungen nach Alg 1, Alg 2 und Sozialgeld bezogen.178 Insgesamt gibt es in Deutschland vermutlich zwischen 6,5 und 8 Millionen erwerbslose Menschen.


  Die Bundesrepublik ist »nach dem Vermögensbericht des Versicherers Allianz […] mit 4 934 Milliarden Euro Geldvermögen […] das viertreichste Land der Welt«. Gleichzeitig aber arbeiten »8 Millionen Menschen im Niedriglohnsektor und verdienen durchschnittlich 6,68 Euro in West- und 6,52 Euro pro Stunde in Ostdeutschland«. Erzwungen unbezahlte Überstunden, wie beispielsweise auf vielen Baustellen üblich, gehen in diese Rechnung vermutlich auch nicht ein. 1,4 Millionen Menschen bekommen für ihre Arbeit sogar weniger als fünf Euro brutto pro Stunde.179


  Als arm gelten Menschen, die – dies gilt z.B. für Alleinlebende – im Monat unter 940 Euro einnehmen.180 Dabei war die Berechnungsgrundlage für Erwachsene sogar noch zum Vorteil der Interessen der Bundesregierung geändert worden. Heribert Prantl wies auf einen logischen Irrwitz hin: »Während im Jahr 2005 noch diejenigen als arm galten, die weniger als 938 Euro netto im Monat zur Verfügung hatten, beginnt die Armut heute erst unter 781 Euro. Das liegt daran, dass das Durchschnittseinkommen gesunken ist, welches der Berechnung von Armut europaweit als Richtmaß zugrunde gelegt wird.«181


  Im Jahr 2009 galten 15,6 Prozent der Bevölkerung offiziell als »armutsgefährdet«.182 – »Armutsgefährdung« ist ein ähnlich hübsches Wort wie »Lebensmittelunsicherheit«. – Andere Zahlen bietet das Statistische Bundesamt: Im Jahr 2009 »lebten 12,3 Prozent der gesamtdeutschen Bevölkerung in Armut und insgesamt 34,8 Prozent im Niedrigeinkommensbereich«. Und: »Das Ausmaß an Niedrigeinkommen und Armut ist auf eines der höchsten Niveaus der letzten beiden Jahrzehnte angestiegen.«183


  Der Dritte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung von 2008 – einen neueren gibt es nicht – wies eine Kinderarmut von zwölf Prozent aus, »deutlich niedriger als der europäische Durchschnitt«, wie der damalige SPD-Arbeitsminister Olaf Scholz stolz vortrug. Wie falsch diese Zahlen waren, zeigte der Vergleich mit den Zahlen des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP), das viele Wissenschaftler, auch ausländische, für sehr viel verlässlicher und tragfähiger halten, weil mit ihm die Daten sorgfältiger und genauer erhoben werden. »Die SOEP-Erhebung ergab, dass im Jahr 2005 etwa 26 Prozent der deutschen Kinder arm waren. Im EU-Vergleich ist das Armutsrisiko für Kinder nur in wenigen Ländern ähnlich hoch.«184 In Deutschland wachsen einem Bericht von UNICEF von 2012 zufolge etwa 1,2 Millionen Mädchen und Jungen in relativer Armut auf. Und die sozialen Unterschiede zwischen Kindern sind stärker als in anderen Ländern. UNICEF: »Die Kluft zwischen Kindern in Deutschland darf nicht weiter wachsen.«185


  Immer mehr Menschen müssen nicht nur auf Urlaub, Kultur, eine ausreichende Gesundheitsversorgung sowie eine bessere Bildung für ihre Kinder verzichten, sondern sie hungern regelrecht. Für wie viele Menschen in diesem Land dies zutrifft, ist unerforscht. Exakt erforscht hingegen sind die Motive von Wählern oder ihr Kaufverhalten, denn das interessiert wirklich. Wie viele Menschen in diesem Land an den Folgen von mangelhafter und schäbiger Ernährung leiden, ist leider auch unbekannt. Bis ins Detail erkundet jedoch sind die Konsumvorlieben von Fernsehzuschauern und Autofahrern.


  Wie viele Menschen hungern oder ernähren sich so schlecht, dass sie krank werden? Wir haben nur Anhaltspunkte. Etwa 248 000 Menschen leben nach Schätzung der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe (BAGW) in Deutschland auf der Straße, ihre genaue Zahl wird von keiner Bundesstatistik erfasst.186 Etwa 1,5 Millionen Menschen sind in Deutschland auf die kostenlosen Lebensmittel der Tafel angewiesen.187 Eine Tafel ist eine gemeinnützige Hilfsorganisation, die Lebensmittel in Supermärkten, Bäckereien usw. einsammelt, die dort nicht mehr verkauft werden und vernichtet werden würden. Der Lebensmittelhandel spart Abfallbeseitigungskosten. Die Spender fühlen sich gut, und eineinhalb Millionen Menschen stehen diszipliniert in der Schlange an für ihr Essen. Ehrenamtliche Helfer, die das Essen abholen und austeilen, stopfen die Lücke, die der Staat aufreißt, der frech behauptet, ein Sozialstaat zu sein.


  Statt dass der Staat Menschen so ausstattet, dass sie nicht betteln müssen – und um etwas anderes als gutorganisiertes Betteln handelt es sich bei den Tafeln natürlich nicht –, rief Ursula von der Leyen (CDU), damals Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, laut: »Ich will auch dabei sein!«, und wurde 2006 Schirmherrin des Bundesverbandes Deutsche Tafel e.V., in dem damals 630 und heute schon 870 dieser Armenspeisungen organisiert sind. Die CDU-Ministerin schwadronierte schamlos vom »beeindruckenden Engagement für Menschen, die sich nicht ausreichend ernähren können«. Und sie legte ihre bahnbrechenden Erkenntnisse offen: »Auch in Deutschland gibt es Bedürftige, die dringend alle Unterstützung brauchen, die wir ihnen geben können.«188 Mehr will auch ihre Nachfolgerin im Amt und als Tafelschirmherrin, Kristina Schröder (CDU), nicht geben und auch nicht ihrer beider Partei oder der Staat, für den beide stehen. Wir müssen das verstehen, denn in geheimen Sitzungen von undurchschaubaren Gremien wurden Milliarden Euro für schwankende Banken oder Konzerne reserviert bzw. an sie verteilt. Wo soll da noch Geld herkommen, damit sich alle Menschen in diesem Land gesund und gut ernähren können?


  So eine Essensschlange hat ja auch eine wichtige »sozialhygienische« Funktion. Sie macht anderen, die sich ihr Essen noch kaufen können, Angst, in eine ähnlich unangenehme Lage zu kommen. Sonst würden die nämlich zu frech und kämen vielleicht sogar auf die Idee, höhere Löhne, kürzere Arbeitszeiten und bessere Arbeitsbedingungen zu fordern. Schließlich könnten sie auch noch mit ihren Gewerkschaften unzufrieden werden, vielleicht würde das ein paar Gewerkschaftsfunktionäre aufwecken. Eine rumorende Gewerkschaftsbasis könnte sich daran erinnern, für wessen Interessen ihre Organisationen einmal standen, und sie könnten auf die verrückte Idee kommen, die Hundeleine zur SPD-Parteizentrale und die feine, neue Kette zur zweiten reformistischen Partei, der Linkspartei/PDS, durchzuschneiden, auf die Straße zu gehen und für ihre Interessen zu kämpfen.


  * * *


  Politik und Medien ist es gleichgültig, welche ökologischen und sozialen Katastrophen sich in den ärmeren Regionen der Welt abspielen, solange die geostrategischen, imperialistischen Interessen Deutschlands unberührt bleiben. Eher berichtet die Tagesschau über eine Schauspielerin, die in Hollywood über einen roten Teppich stolpert, als über ein Meer, das in Mittelasien verdorrt. Der Aralsee stirbt seit mehr als 40 Jahren. Das einmal viertgrößte Binnenmeer der Welt umfasste noch 1960 die Fläche Bayerns. Heute sind seine zerteilten Reste zusammen nur noch so groß wie Unterfranken und viel flacher als früher, zudem versalzen und vergiftet.


  Seit 20 Jahren berichten sogar deutsche Publikumszeitschriften gelegentlich einmal über die Katastrophe, die sich in jenem Teil der Welt abspielt. Aber nicht einmal die aktuellen Weltkarten der Tagesschau (ARD), vom Heute-Journal (ZDF) oder von Arte sind korrekt. Bis vor kurzem gab es das Meer dort im Hintergrund der Hauptnachrichtenseiten noch in der vollen alten Größe. Irgendwo müssen die Verantwortlichen davon gehört haben und löschten gleich den Aralsee ganz und gar – aber nur von den Weltkarten der großen Nachrichtensendungen. Geht man heute auf den Nachrichten-Weltatlas der Tagesschau auf der Website der ARD, auf die Seite der Geothek des ZDF oder schaut sich eine TV-Dokumentation (!) bei Arte über Kasachstan an, ist das Meer plötzlich in voller Schönheit und unverändert in den Grenzen von 1960 wieder vorhanden.


  Zwei mächtige Flüsse Mittelasiens speisten den Aralsee, der in Kasachstan und in Usbekistan liegt – oder zutreffender gesagt: lag. Der Fluss Amudarja entspringt 2 500 Kilometer vom See entfernt in der Nähe der indisch-afghanischen Grenze. Er mündete einmal in den Süden des Aralsees. Dort in Usbekistan liegt die Stadt Mujnak, deren Einwohner vom Land und von den 24 Fischarten des Meeres gut leben konnten. Das breite Flussdelta war reich an Tieren und Pflanzen, fruchtbarem Boden, Schilfwiesen, Urwäldern, Tigern, Bären, Füchsen, Schakalen und vielen Vogelarten. Heute ist alles ausgestorben. Die Stadt gibt es noch, aber das Meer ist nicht mehr zu sehen. Der Aralsee ist etwa 160 Kilometer von Mujnak fortgeschrumpft.


  Die Quelle des zweiten Flusses liegt 3 000 Kilometer entfernt in Kirgisien, nördlich der chinesischen Grenze. Der einst mächtige und windungsreiche Syrdarja floss im Nordosten in den Aralsee. Von seinen vormaligen östlichen Ufern hatte sich das Binnenmeer schon 1989 mehr als 100 Kilometer zurückgezogen. Ich war damals dort, auf Einladung der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (KPdSU) unter ihrem Generalsekretär Michail Gorbatschow und als Reporterin für den Stern.189 Ein Wissenschaftler, der das Meer beobachtete, arbeitete in einer kleinen Holzhütte und notierte die deprimierenden Daten mit Bleistift auf Papier.


  Die südwestkasachische Stadt Aralsk lag früher am Nordufer des Aralmeers. Auf der Suche nach dem Meer stiegen wir in Aralsk mit einer kleinen Propellermaschine vom Typ An-2 auf. Wo sich früher die Meereswellen an der Hafenmauer der Stadt brachen, begann jetzt eine sich endlos bis zum Horizont streckende weiße Salzsandwüste. Ein paar Kamele starrten von dort zu uns herauf, wo früher einmal Schiffe gefahren waren. Rund 40 Schiffswracks ragten rostig aus dem Sand. Wir flogen eine Weile, bis wir in 55 Kilometer Entfernung das flache Meer fanden. »Die Regierung hat den Menschen versprochen, dass das Meer zurückkommt«, sagte Pilot Walentin Grischajew.


  Etwa zwei Drittel des Aralsees waren 1989 schon verschwunden. Das einstmals viertgrößte Binnenmeer der Welt war in Teile zerfallen, in kleinere Seen und einige Salzlachen, und war biologisch tot. Weil kaum mehr Wasser über dem einstmals großen Meer verdunstete und deshalb die Stürme aus den Wüsten Kysylkum im Osten, Karakum im Süden sowie der Salzwüste Ust-Urt im Westen nicht mehr durch die Feuchtigkeit auf- und auseinandergehalten wurden, waren diese Wüsten damals auf dem Weg, sich zu vereinigen. Das Klima kippte, die Sommer wurden viel heißer, die Winter bedeutend kälter als früher. Viele zehntausend Arbeitsplätze in der Fischindustrie waren dahin, genau wie die Gesundheit vieler Menschen. Mit dem Staub aus der Wüste wehten Salze und Pestizide in die Lungen der Menschen von Aralsk.


  Wo war das Wasser aus den Flüssen geblieben, und warum war der Staub so giftig? Syrdarja und Amudarja fließen durch fünf zentralasiatische Republiken, die 1989 noch zur Sowjetunion gehörten: Usbekistan, Tadschikistan, Turkmenistan, Kirgisien und Kasachstan. Schon unter den russischen Zaren wurden große Bewässerungssysteme entlang der Flüsse angelegt. Aber erst unter Stalin explodierte die Zahl der Baumwollplantagen und später der Reisfelder entlang der beiden Flüsse, vor allem in Usbekistan, wo der südliche Teil des Aralsees liegt. Eine Viertelmillion Bewässerungskanäle und Dutzende von Stauseen soffen die Flüsse leer. Rund die Hälfte des Wassers verdunstete und versickerte in Kanälen, die manchmal bloß Ritzen im Sand waren. Die Hälfte des Flusswassers hätte genügt, um den Aralsee und seine fruchtbaren Küsten zu bewahren.


  Die Baumwolle aus Usbekistan wird in alle Welt exportiert, auch nach Deutschland. Konventioneller Baumwollanbau ist eines der giftigsten landwirtschaftlichen Geschäfte der Welt. Die Menschen stehen bei der Ernte in Schwaden hochgefährlicher, krebserzeugender, oftmals anderswo verbotener Pestizide und Insektizide.190 Und auch hier wurden sie aus Flugzeugen mit Supergiften besprüht. In den Sommerferien halfen Schulklassen bei der Ernte. Die Gifte flossen über Jahrzehnte ins Meer und reicherten sich an, im Wasser, im Meeresboden, in den Fischen und, am Ende der Nahrungskette, in den Menschen.


  Ich hatte in Moskau mit Politikern und mit Angehörigen der Akademie der Wissenschaften gesprochen, in Aralsk mit Ärzten und Krankenschwestern. Die Menschen hier aßen nicht nur vergiftete Nahrung, sie hatten auch zu wenig Gemüse, Obst und Milch. Das Grundwasser war giftig, wenn es überhaupt noch welches gab. Trinkwasser wurde aus 80 Kilometer Entfernung zu den Brunnenstationen in Aralsk gepumpt, von wo Kinder und Frauen es in Eimern holten. Allein die Stadt Mujnak mit ihren nur noch 18 000 Einwohnern besaß drei Tuberkulosekrankenhäuser. Die Ärzte und Krankenschwestern des Krankenhauses von Aralsk schätzten, dass es in der Aralregion etwa 30 000 Tb-kranke Menschen gab. Die Haupttodesursache der Erwachsenen war Krebs.


  Die Säuglingssterblichkeit in westlichen Industrienationen lag damals bei acht bis elf pro 1 000 Geburten, in der Sowjetunion belief sie sich auf 24, am Aralsee aber auf ungeheure 118 von 1 000 Kindern, das heißt, jedes neunte bis zehnte Kind starb an Mangelernährung, Tuberkulose, Infektionskrankheiten, Hepatitis, Blutarmut, Typhus und Krebs.


  Im nordöstlichen Kasachstan, bei Semipalatinsk, zündete die Sowjetunion früher auch oberirdische Atombombenversuche.191 Am Aralsee kam und kommt noch ein Problem hinzu: Die mitten im Aralmeer gelegene Wosroschdenjie-Insel, die 1989 zur Halbinsel versandet war und heute Teil der neu gebildeten Aralwüste ist, hat dem sowjetischen Militär über viele Jahre als Testgelände von Biowaffen gedient.


  Der Grund, warum die Menschen in den Straßen von Aralsk Atemprobleme haben, war 1989 auch aus dem Weltall zu erkennen. Juri Israel, heute Vorsitzender der Moskauer Regierungskommission zur Rettung des Aralsees, damals Direktor des russischen Instituts für Weltklima und Umweltschutz, schenkte mir Fotos, aufgenommen aus einem Sputnik. Sie zeigen, wie Sandorkane 400 Kilometer lange und 40 Kilometer breite Salzstaubteppiche aus dem vertrocknenden Meer in die Luft trugen. Jahr für Jahr flogen bis zu 75 Millionen Tonnen salzigen, giftgeschwängerten Sandes in die Atmosphäre und mit ihm weitere 65 Millionen Tonnen feinstfasriger Salzstäube. Sie wehen nicht nur Siedlungen zu und den Rest des Meeres. Ihre Spuren sind über Hunderte und Tausende von Kilometern entfernt nachzuweisen, in Südsibirien, an der russischen Eismeerküste, am Schwarzen Meer und im Baltikum. Wissenschaftler vermuten den Leichenstaub des sterbenden Meeres in Mitteleuropa, Asien und Afrika.


  Als die Katastrophe auch in Moskau nicht mehr zu übersehen war, sollten sibirische Flüsse in ihrem Lauf umgedreht und, auch mit Hilfe von Atombombensprengungen, in den Süden der Sowjetunion geleitet werden.192 Als Teil dieser brachialen Flussumleitungen sollte ein 2 300 Kilometer langer Sib-Aral-Kanal Wasser aus den sibirischen Flüssen Ob und Irtysch in den Syrdarja und in den Amudarja führen, um den Aralsee wieder zu füllen. Und gewiss auch, um weiteres Wasser für die Landwirtschaft heranzuholen. Fast niemand interessierte sich für die ökologischen und sozialen Folgen des Mammutprojekts. Der Plan wurde spätestens 1986 nach harten Auseinandersetzungen gestoppt.


  Jetzt gibt es keine Sowjetunion mehr, und die Interessen sind andere. Es wurde einiges Geld in die Region gesteckt, aber wofür? Der sehr kleine restliche Aralsee im Norden sollte »gerettet« werden. Die Weltbank finanzierte ab 2001 einen etwa 90 Millionen US-Dollar teuren Damm. Er zweigte alles restliche Wasser des Syrdarja in den nördlichen Teil ab. Der Wasserspiegel im kleinen Aralsee ist seitdem um ein paar Meter gestiegen, viele Menschen glaubten nun, dass das Meer wiederkommt. Ein paar Fischarten gab es 2009 auch wieder, aber vor allem solche, die den unnatürlich hohen Salzgehalt überlebten. Der Giftgehalt des Wassers und der Fische war extrem hoch, viele Menschen wurden krank, wenn sie die Fische aßen. Aber es gab sogar wieder Fischhändler.


  2012 ist der 17 Kilometer lange Damm der Weltbank seit sieben Jahren fertig. Es gibt ein paar schwärmerische Medienberichte, die allen Wahrscheinlichkeiten widersprechen. Der Direktor einer örtlichen Fischerei behauptet, jährlich hole man 6 000 Tonnen Fisch aus dem nur noch 5 900 Quadratkilometer großen Aralsee, das wäre etwa viermal so viel Fisch, wie jährlich aus dem Bodensee gefischt wird. Ein Fischverarbeitungsbetrieb habe in Aralsk eröffnet und biete 41 neue Arbeitsplätze. So berichtet es das deutschsprachige Monatsmagazin Russland Heute, das der Kreml finanziert und das der Süddeutschen Zeitung als Anzeigenbeilage eingelegt wird.193 Nun überlege die kasachische Regierung, den Damm zu erhöhen oder einen Kanal zu bauen, »um mit dem Wasser des Syrdarja Aralsk zurück ans Meer zu bringen«.194 Nur wie soll das möglich sein, wo der schwache und ausgepumpte Syrdarja in niederschlagsarmen Jahren dem kleinen Restsee überhaupt nicht mehr nahe kommt, sondern längst vorher versiegt?


  Eine der katastrophalen Folgen des Weltbankdammes war es, dass nun gar kein Tropfen Wasser mehr aus dem Syrdarja in den großen Aralsee fließen konnte. Die Wüstenbildung des großen Aralmeeres wurde beschleunigt. Schon im Jahr 2009 war vom einstmals riesigen Binnenmeer nur noch ein westlicher Streifen von etwa fünf Prozent der früheren Fläche übrig. Warum überhaupt ein solches ökologisch und sozial irrationales Projekt? Was ist das Interesse der Weltbank und ihrer mächtigen kapitalistischen Mitgliedsstaaten, für diesen unsinnigen Damm so viel Geld auszugeben, einen Restsee lobzupreisen und das ganze Meer zu vergessen?


  Kasachstan ist seit der Auflösung der Sowjetunion im Jahr 1991 – ebenso wie Usbekistan – ein eigenständiger Staat. Das Verschwinden des Aralmeers war ein Schmerz im Gedächtnis vieler Kasachen: Landschaft verschwand, das Klima kippte, Armut und Krankheiten breiteten sich aus. Es gibt viele Lieder über das Meer, viele Bilder, Geschichten und Erinnerungen. Mit dem Damm macht sich die Weltbank bei einem Teil der Bevölkerung beliebt, und sie fördert das Image des diktatorischen Staatsoberhaupts von Kasachstan. Nursultan Nasarbajew herrscht seit 1990 und sieht sich als auf Lebenszeit gewählt.


  Kasachstan gilt bei deutschen Geschäftsleuten als Staat, mit dem man Geschäfte machen kann. Was daran liegt, dass es an Bodenschätzen reich ist und eine »stabile Diktatur« hat. Wenn die Repressionen, die Folter, die Vergewaltigungen im Gefängnis und andere schwere Menschenrechtsverletzungen aber zu laut vorgetragen werden und Nasarbajew auf Deutschland-Besuch ist wie Anfang 2012, mahnt die Zeit schon einmal streng: »Merkel muss Nasarbajew ermahnen.« Die Zeitung weiß aber auch, dass nichts die Geschäfte Störendes von der Bundeskanzlerin zu erwarten ist, denn »Kasachstan ist der drittgrößte Öllieferant Deutschlands, und zahlreiche große deutsche Firmen sind dort vertreten«.195 Und diese Firmen können stets sicher sein, dass des Diktators Polizei streikende Ölarbeiter, die für internationale Joint Ventures arbeiten, niederschlägt, foltert, tötet, wie im November 2011 im westkasachischen Schangaösen.196 Im Februar 2012 besuchte Nasarbajew dann Berlin, das volle Programm mit Staatsempfang. Angela Merkel sprach das Wort »Menschenrechte« wohl aus, aber natürlich folgenlos, denn es ging um 50 Verträge mit einem Gesamtvolumen von 4,5 Milliarden Euro. Stolz titelte die Süddeutsche Zeitung: »Merkel hebt den Schatz aus der Steppe«.197


  Der Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) hatte einen Monat zuvor die Gründung einer »Allianz zur Rohstoffsicherung« verkündet, die sich um die Beschaffung von Rohstoffen kümmern soll, »bei denen ausgeprägte Versorgungsrisiken für die deutsche Industrie bestehen«. Und wenn eine Allianz aus BASF, Bayer, BMW, Daimler, Evonik Industries, Bosch und ThyssenKrupp drängt, kann eine deutsche Politikerin nun mal nicht ernsthaft wegen Menschenrechten herummäkeln. Die Rohstoffvorkommen in Kasachstan »gelten als die fünftgrößten der Erde. Das Land ist reich an Öl, Gas, Gold und Uran. Besonders interessant für deutsche Unternehmen ist die Förderung sogenannter seltener Erden«, um die ein weltweiter Wettkampf entbrannt ist.198 Der Vertrag für eine »Rohstoffpartnerschaft« wurde unterzeichnet.


  Auch wurde unweit des Aralsees Öl gefunden. Die Kosten für den Kokaral-Damm waren gleichsam eine Art Werbekosten, denn um das kasachische Öl liegen viele kapitalistische Staaten, allen voran die USA, aber auch China und Russland, in einem harten Konkurrenzkampf. Die NATO bezeichnete Kasachstan vor einigen Jahren als »Anker der NATO in Zentralasien«, musste aber noch zulassen, dass Kasachstan engste Verbindungen auch mit Russland und China hält, an die es grenzt. Der Präsident Nasarbajew und sein Clan werden mit Geld überschüttet, das Land versinkt in Korruption, Oppositionelle wurden ermordet und wirtschaftliche Konkurrenten auch.


  Nirgends ist davon die Rede, wie die Baumwolle gesünder angebaut und geerntet und wie die Bewässerungsanlagen modernisiert sowie das Gift – vielleicht – beseitigt werden könnte; nichts davon, wie die Menschen besser leben und ihre Lebenserwartung wieder steigen könnten. Und wie, zum Wohl des Klimas, der Region und der Welt, die weitere Ausbreitung der Wüste verhindert werden könnte. Mit dem Tod des Aralsees schließt sich ein Wüstenband von Mauretanien im Nordwesten Afrikas über Ägypten, Irak und Iran, südlich vorbei am Kaspischen Meer über die mittelasiatischen ehemaligen Sowjetrepubliken bis hin zur mongolischchinesischen Wüste Gobi.


  * * *


  Die Auflösung der Sowjetunion, die Annexion der DDR – die sogenannte Wiedervereinigung – sowie die ökonomische Eroberung des europäischen Ostens hatten dramatische Folgen für den Trikont. Die osteuropäischen Märkte waren für die kapitalistischen Staaten interessanter. Da gab es eine weitgehend intakte Infrastruktur, viel billige Beute in Gestalt von Fabriken, Instituten und Vertriebsnetzen, Millionen gut ausgebildeter Arbeitskräfte und Konsumenten, Bodenschätze, an die man bisher nicht herangekommen war. Und es gab die überaus große Bereitschaft vieler Menschen, sich nach der Erfahrung mit dem angeblich realen Sozialismus, der tatsächlich eine bürokratische Kommandowirtschaft war, den »Segnungen« und Verheißungen des Kapitalismus zu unterwerfen; der ideologische Einfluss war vielversprechend.


  Für die ärmsten Regionen in Afrika hatte und hat das horrende Folgen. Die mörderische Verachtung für die »Überflüssigen« zeigt sich am besten am Verhältnis der »zivilisierten« Staaten gegenüber Afrika. Manche Regionen werden vergessen, manche taugen nur als Waffenexportgebiet, in andere fahren Wohlfahrtsorganisationen als Wegbereiter für unfreundliche Übernahmen von Land, Ressourcen und Markt, und in einige wenige Regionen, die – jedenfalls vor der Wirtschaftskrise – boomten, wird investiert. Wovon, wie wir ja längst wissen, die Mehrheit der Bevölkerung wenig hat. Durch die Weltwirtschaftskrise verarmten weitere Millionen. Der Kapitalismus gebiert stets seine eigene, spezifische, soziale Apartheid.


  In einigen afrikanischen Staaten werden einheimische Produkte und Märkte ruiniert, weil subventionierte und dadurch billige Waren, auch Lebensmittel, aus EU-europäischen Ländern nach Afrika strömen. Was vielleicht ein kleines selbstorganisiertes landwirtschaftliches Projekt aufgebaut hat, reißen die so viel mächtigeren Strukturen der EU oder Chinas wie nebenbei ein. 70 Prozent aller Exporteinnahmen der afrikanischen Staaten werden durch den Verkauf von Rohstoffen erzielt. Industrielle Exporte aus Afrika haben nur einen Anteil von 0,5 Prozent.199 Afrikanischer Boden, die Ressourcen und – sofern nicht gänzlich »überflüssig« – die Arbeitskräfte sind unvorstellbar billig.


  Der Trikont, die sogenannte Dritte Welt, wird aber seit Jahrzehnten nicht nur als Region missbraucht, wo Giftmüll abgeladen und Ressourcen geraubt werden können. Hier kommt auch noch an, was an Radioaktivität, giftigen Gasen und Stäuben, an Dünnsäure und Öl aus den kapitalistischen Zentren exportiert wird: aus Schornsteinen von Fabriken und Raffinerien, von Ölbohrtürmen, Flugzeugen und Schiffen, mit Abwässern und aus Pipelines. Und durch Atombombenversuche und Atommüllverklappung, letzteres auch aus deutschen Atomanlagen. 1962 hatte die CDU-Bundesregierung eine Idee, wohin sie den Atommüll kippen könnte: in den Atlantik. Die nachfolgenden Regierungen von SPD und FDP machten damit weiter. Andere europäische Staaten waren davon auch so angetan, dass bis in die 1980er Jahre, soweit man weiß, insgesamt 114 000 Tonnen schwach- und mittelradioaktiven Atommülls in den Atlantik gekippt wurden. Mehr als 200 000 Atommüllfässer verrosten heute vor den Küsten der Kanarischen Inseln entlang der Westküste Europas bis hinauf nach England.200


  Weiteres Gift steckt zum Teil auch in den Ressourcen, die aus den Zentren in den Trikont exportiert werden. Darunter sind Rohstoffe wie Asbest. Jeder weiß, dass Asbest Krebs verursacht. Während in Ottawa das kanadische Parlamentsgebäude unlängst von Asbest befreit worden ist, ist Kanada selbst der nach Russland zweitgrößte Asbestproduzent der Welt. Aber die eigenen Landsleute sollen dem Gift nicht ausgesetzt werden. Die kanadische Regierung fördert deshalb den Export mit allen Kräften und zum Wohl der einheimischen Asbestindustrie. Die hauptsächlichen Abnehmer sind arme Länder wie Indien, Thailand, Mexiko, Kolumbien, Indonesien, Sri Lanka oder Pakistan. »Wir exportieren menschliches Leid in einem monumentalen Ausmaß«, sagte der kanadische Abgeordnete Pat Martin, der selbst einmal in einer Asbestmine gearbeitet hat.201


  Um kriminelle, aber hochprofitable Produktionsanlagen weiter betreiben zu können, werden sie gern in den Trikont verlagert, auch nach China und in sogenannte Schwellenländer. So verseucht auch die Herstellung von »sauberen« Computern die Umwelt und macht Menschen krank. Silicon Valley in Kalifornien wurde lange Jahre gefeiert, bis die Anwohner und Arbeiter der Hightechbetriebe – unter ihnen waren zum Beispiel IBM und Intel – entdecken mussten, dass die Zahl der Fehlgeburten und Fehlbildungen von Kindern extrem anstieg und dass eine ungewöhnlich hohe Zahl von Menschen Krebs und andere Krankheiten bekam. Chips wurden zum Beispiel mit dem krebserregenden Lösemittel Trichloräthylen gereinigt. Silicon Valley hat heute die höchste Konzentration an Giftmülldeponien in den USA: 29 Deponien mit höchstgefährlichen Giften. Auf hochtoxischen Böden und über vergiftetem Grundwasser leben hauptsächlich die Ärmsten, Afroamerikaner und Hispanoamerikaner. Sie konnten nicht in andere Wohngebiete fliehen, im Gegensatz zu vielen Konzernen, die sich von den USA aus an die Orte der Welt begaben, wo die Umwelt- und Arbeitsplatzvorschriften noch laxer sind.202


  Der Kapitalismus ist der Klimakiller weltweit, seine Zentren USA, EU-Europa und Japan sind auch hier führend – neben dem aufstrebenden imperialen Staatskapitalismus Chinas. Wenn schon einmal über die Bedrohung des Klimas gesprochen wird, weil selbst kapitalabhängige Politiker zur Kenntnis nehmen, dass die Polkappen tatsächlich schmelzen, Wüsten sich wirklich ausbreiten, Tiere und Pflanzen aussterben und sich der Genpool der Welt verändert, dann wird das neue »Bewusstsein« für ein Umweltproblem sogleich benutzt, um alle anderen Umweltzerstörungen – und ihren Zusammenhang mit sozialen Problemen – auszublenden.


  Das herrschende Konsummodell, der weltweite Kapitalismus, basiert auf Verschwendung und Verschleiß sowie struktureller Überproduktion. Das Kapital produziert unvorstellbare Mengen sinnloser oder schädlicher Güter und stimuliert Konsumenten zum Kauf von Dingen, die ein Mensch nicht braucht und die zudem von schlechter Qualität sind oder gar schädlich. Dieses Konsummodell unterwirft die Natur dem nahezu grenzenlosen Wachstum der Profitwirtschaft als einem Rohstofflieferanten. Für die Aufrechterhaltung des Konsummodells in den kapitalistischen Zentren werden die unterentwickelt gehaltenen Länder ausgeraubt, vergiftet und verelendet.


  Ungefähr 20 Millionen Tonnen radioaktiver Müll – Industrieabfälle, Bruchstücke von Hafenanlagen, Holz und Bootsreste –, sind auf einer nahezu 10 000 Kilometer weiten Reise über den Pazifik, von der japanischen Ost- an die Westküste Amerikas. An den ökologisch besonders empfindlichen Küsten von Alaska (USA) und British Columbia (Kanada) sind die Vorboten des Treibguts schon eingetroffen. In Kalifornien wird in drei Jahren mit der Ankunft der Hauptwelle des Fukushima-erzeugten Mülls gerechnet. Hawaii wird es vorher erreichen.


  An den Stränden Kaliforniens, bei Bodenproben in der kalifornischen Wüste und im Regenwasser der Region Los Angeles werden schon seit 2011 erhöhte Strahlenwerte gemessen. Meeresalgen vor der kalifornischen Küste wiesen eine um 500 Prozent höhere Belastung mit Jod-131 auf als anderswo in den USA oder Kanada. Der Blauflossenthunfisch bewegt sich schneller als die Meeresströmungen. Forscher fingen 15 dieser großen Wanderfische vor der Küste von San Diego. Sie entdeckten eine zehnmal erhöhte Dosis Cäsium-134 und Cäsium-137 aus Fukushima. Man wusste bis dahin nicht, dass solche Fische Radioaktivität über fast 10 000 Kilometer transportieren können.


  Eine wissenschaftliche US-Studie vom Juli 2012 berechnete, dass die US-Westküste am Ende mit zehnmal mehr Cäsium-137 belastet sein könnte als das Meer vor der Ostküste Japans.


  Die Hoffnungen der Behörden auf Verdünnung des radioaktiv verseuchten Kühlwassers in den Weiten des Ozeans und auf das Absinken schwerer, verseuchter Partikel in die Ozeangräben zwischen Asien und Amerika haben sich als nicht nur naives, sondern vielmehr interessengeleitetes Wunschdenken herausgestellt. Die nördlichen Meeresströmungen tragen radioaktive Partikel nach Alaska, in die Beringsee und zur ostasiatischen russischen Insel Kamtschatka. Südliche Strömungen verbreiten radioaktive Partikel entlang der kalifornischen Küste bis nach Mexiko.


  Am 11. März 2011 bebte vor der japanischen Küste die Erde. Der seismische Schock wurde von den Sensoren der Atomenergieanlage Fukushima Daiichi registriert, die sich in der Nähe des Epizentrums befinden. Zur Vorsicht wurden die Reaktoren heruntergefahren. Der Betreiber der Anlage, die Tokyo Electric Power Company (Tepco), und der Staat versicherten der Bevölkerung, dass alles unter Kontrolle sei. Dem Erdbeben folgte ein Tsunami. Der Flutwelle gelang es mühelos, die Atomanlage unter Wasser und die Dieselgeneratoren außer Kraft zu setzen. In drei der sechs Reaktoren kam es zur Kernschmelze. Als eine Wasserstoffexplosion die Reaktorgebäude 1 und 3 zerstörte, kam es zu einem radioaktiven Fall-out, der den von Tschernobyl 1986 übertroffen haben soll. Die Serie von »Störungen« dauerte Tage. Menschen, Tiere, Luft, Böden, Grund- und Meereswasser wurden radioaktiv verseucht, darüberhinaus floss hochradioaktives Wasser aus den Anlagen in den Boden und das Meer.


  Tepco hatte die Öffentlichkeit seit Jahren mit falschen Daten zur Sicherheit der Anlage betrogen. Man wollte auch nicht bemerkt haben, dass die Anlage direkt auf einer aktiven Verwerfungslinie von vier tektonischen Platten errichtet worden war. Tepco und die staatliche Atomaufsicht wussten seit langem, dass »das AKW Fukushima Daiichi einem solch starken Erdbeben und Tsunami nicht standhalten konnte«. So urteilt Kiyoshi Kurokawa, der Leiter einer unabhängigen Untersuchungskommission, nach sechs Monaten Arbeit. Nicht nur an »elementaren Sicherheitsanforderungen« habe es gefehlt, sondern aufgrund »tief verwurzelter Konventionen der japanischen Kultur« auch an der Übung und Bereitschaft, Gehorsam aufzukündigen und Autoritäten in Frage zu stellen. Die Atomkatastrophe sei eine Folge »der Kungelei zwischen der Regierung, der Atomaufsicht und Tepco« und etlichen Medien. Ein Mitglied der Untersuchungskommission hatte schon vor Jahren öffentlich befürchtet, dass eines Tages Erdbeben Atomunfälle auslösen könnten.


  Im Juni 2012 waren alle japanischen Atomreaktoren »zu Wartungsarbeiten« heruntergefahren worden. Genau am Tag der Veröffentlichung des Berichts der parlamentarischen Fukushima-Untersuchungskommission aber nahm die japanische Atommafia wieder einen Reaktor ans Netz, einen des Atomkraftwerks Oi in der Provinz Fukui. Es ist ihr gleichgültig, dass die japanische Bevölkerung inzwischen mehrheitlich gegen die Nutzung der Atomenergie ist und – vor Fukushima undenkbar – zu Hunderttausenden gegen Atomkraftwerke demonstriert.


  Während Informationen im Ganzen betrachtet nur schleppend und punktuell ans Licht kommen, droht eine noch größere Katastrophe, falls die hochkonzentrierten radioaktiven Partikel aus 1 535 freiliegenden Brennstäben im Block 4 des AKW Fukushima Daiichi in die Umwelt gelangen. Tepco hat im Juli 2012 angefangen, die ersten Brennstäbe aus dem Abklingbecken aus Stahlbeton herauszuholen, um sie in einem Zwischenlager »sicher« unterzubringen. Gleichzeitig hat die Präfektur Fukushima einen Strand in 65 Kilometer Entfernung zum explodierten AKW freigegeben. Eintausend Menschen stürzten sich fröhlich in die Fluten. Etwa 200 000 Menschen demonstrierten in Tokio gegen die Regierung, die den zweiten, dritten und vierten Block des AKW Oi wieder in Betrieb nehmen will. Regierung und Atomkonzerne warnen vor Stromausfällen und vor den Folgen für die Wirtschaft.


  Schildrüsenkrebs entwickelt sich bei Kindern z.B. frühestens vier Jahre nach hoher radioaktiver Belastung. Aber schon ein halbes Jahr nach der Atomkatastrophe fanden sich bei zehn von 130 aus der Gefahrenzone evakuierten Kindern auffällige Hormonwerte. Jetzt sollen die Schilddrüsen von 360 000 Kindern und Jugendlichen in der Region Fukushima regelmäßig kontrolliert werden. Niemand weiß heute, wie viele Menschen in Japan und der Welt an Fukushima-Krebs sterben werden.203


  * * *


  Die weltweite Belastung durch Radioaktivität war vorher schon gestiegen, und zwar nicht nur durch Atomwaffenversuche, sondern durch den Betrieb von Atomanlagen. In der Bundesrepublik Deutschland, wo es eine starke Bewegung gegen Atomanlagen gab und gibt, war es die Aufgabe der früheren SPD/Grüne-Bundesregierung, diesem politischen Druck scheinbar nachzugeben. Sie bastelte 2002 einen »Energiekonsens«, der einerseits den Druck der Atomgegner dämpfen sollte, andererseits aber so viele breite Hintertore enthielt, dass das Atomkapital, allem Gejammere zum Trotz, alte Nuklearanlagen weiter in Betrieb halten, neue Reaktortypen vorbereiten und ein Atomprogramm aufrechterhalten kann, das auf seine nächste Stufe zusteuert, die Atomfusion. Der Atomforschungsreaktor München II (FRM in Garching) nahm mit der Unterstützung von SPD und Grünen 2004 seinen Betrieb auf. Und in Mecklenburg-Vorpommern hat die SPD/ Grüne-Bundesregierung mit der Hilfe der PDS/Linkspartei, die dort bis 2005 in der Landesregierung war, hohe Investitionen in die Atomfusionsforschung getätigt.204


  Selbstverständlich wurde unter »Rot-Grün« kein einziger Atomvertrag gekündigt: weder der deutsch-brasilianische Atomvertrag noch die deutsch-argentinischen Atomgeschäfte. SPD und Grüne verzichteten auch auf europäischer Ebene darauf, die Interessen des Atomkapitals zu beschneiden. Sie verzichteten nicht nur: Joseph Fischer, damals grüner Außenminister und Mitglied des EU-Konvents, schaffte es durch einen Trick, den Fortbestand des Euratom-Vertrages zu sichern.


  Um die weitreichende Bedeutung dieser Entscheidung zu verstehen, ein kurzer Schritt zurück in die Geschichte: Der Zweck der 1958 installierten Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom) ist die Förderung, Erforschung und Verbreitung der Atomenergie.205 Die Propaganda von der angeblich sicheren und zivilen Nutzung der Atomenergie war nach den Atombombenabwürfen in Hiroshima und Nagasaki für das Atomkapital lebensnotwendig. Die Atomtechnologie war entwickelt worden, um Atombomben zu bauen, nicht um Wasser zu kochen oder Wohnungen zu heizen. Jetzt wurde sie künstlich getrennt in eine angeblich nur »zivile« und eine angeblich nur »militärische« Nutzung. Aber jeder Staat, der über eine »zivile« Atomtechnologie verfügt, kann auch Bomben bauen.206


  Mit dem Beitritt zu Euratom verfolgte die Bundesregierung 1958 auch das Ziel, der Verfügung über und Nutzung von Atomwaffen näher zu kommen. Im März 1958 beschloss der Bundestag sogar die atomare Aufrüstung der Bundeswehr. Innenpolitisch gab die Bundesregierung dieses als Wunsch der NATO aus, während sie innerhalb der NATO permanent auf die Zustimmung zur nuklearen Bewaffnung der Bundesrepublik drängte.207 Erst 31 Jahre später kam heraus, dass sich der deutsche, französische und italienische Verteidigungsminister 1958 heimlich getroffen und ein Abkommen zur gemeinsamen Produktion von Atomwaffen unterzeichnet hatten.208 Der deutsche Verteidigungsminister hieß von 1956 bis 1962 Franz Josef Strauß, zuvor war er Atomminister.


  Allerdings scheiterte die ersehnte deutsch-französische Atomwaffenkooperation 1958 an Frankreich. Die Bundesrepublik unterzeichnete 1969 den Atomwaffensperrvertrag. Das war, so paradox sich das anhört, inzwischen der dringende Wunsch des deutschen Atomkapitals, das mit seinen Atomreaktoren weltweite Geschäfte machen wollte und dessen Image durch die Unterzeichnung des Sperrvertrages poliert wurde.


  Nicht nur in Deutschland gab es jahrzehntelangen Widerstand gegen Atomanlagen. Es gab sogar Länder, die ganz aus der Atomtechnik aussteigen wollten wie Schweden oder die gar nicht erst eingestiegen waren. Laut dem Siebten Rahmenprogramm von Euratom will die EU von 2007 bis 2011 3,1 Milliarden Euro ausgeben, davon 2,2 Milliarden Euro für die Atomfusionsforschung, 394 Millionen Euro für die Atom(spalt)kraftwerke und den Strahlenschutz sowie 539 Millionen Euro für die gemeinsame europäische Nuklearforschung.209


  Außenminister Joseph Fischer, der seine Karriere der grünen Partei verdankt, die der Anti-AKW-Bewegung der 1970er Jahre entstammt, hatte als Mitglied des EU-Konvents im Juni 2003 nichts Besseres zu tun, als sich über einen Bundestagsbeschluss vom März desselben Jahres hinwegzusetzen, der sogar vorsah, den Euratom-Vertrag auslaufen zu lassen.210 Fischer stimmte im EU-Konvent zu, der Euratom-Vertrag wurde als Anhang in den Entwurf der EU-Verfassung aufgenommen und sollte dadurch gleichsam indirekt Verfassungsrang erhalten.211 Der Euratom-Vertrag wanderte, als die Verfassung scheiterte, 2007 in den Lissabonner Vertrag, der die Verfassung vollständig ersetzt. So ist garantiert, dass weiterhin große Summen in die mörderische Atomforschung und Atomproduktion fließen. Natürlich hängt das mit den Aufrüstungsbestrebungen der Militärgemeinschaft Europäische Union (EU) zusammen.


  Nach der Atomkatastrophe von Fukushima war es dann ausgerechnet Bundeskanzlerin Merkel und ihre CDU/FDP-Bundesregierung, die das deutsche Atomprogramm beendete und erst im Juli 2012 ihren Sprecher erneut allen Zweifel an ihrer Entscheidung zurückweisen ließ: »Der Atom-Ausstieg ist beschlossen und unumkehrbar.«212 Wir werden sehen.


  * * *


  »Anarchisches, planloses, unbewußtes, ungesteuertes Wachstum«, schrieb Ernest Mandel, ein international anerkannter marxistischer Wirtschaftstheoretiker, bedroht »nicht nur die Grundlagen des materiellen Wohlstandes, sondern sogar die physischen Voraussetzungen für das Überleben der menschlichen Zivilisation«, sogar »der Spezies Mensch«. Auf dem Weg dahin folgt dem »zerstörerischen Potential des kapitalistischen Wirtschaftswachstums« ein unendliches Ausmaß an Elend und Unglück. Wichtig sind dem Kapitalismus nur die »Maximierung der Einnahmen, ohne Rücksicht auf und unabhängig von Konsequenzen für Glück oder Unglück und die Entwicklung oder Verkümmerung menschlicher Talente«.213 Für Aussagen wie diese galt Mandel dem damaligen Bundesinnenminister Genscher – Minister einer SPD/FDP-Regierung – als einer der »Hintermänner« des Pariser Mai von 1968. Als Mandel 1972 auf einen Lehrstuhl an die Freie Universität Berlin berufen wurde, verhängte Genscher ein sechsjähriges Einreiseverbot gegen ihn. Mandel, aus jüdischer Familie stammend, hatte als Kind aus Deutschland fliehen müssen. Er lehrte dann in Brüssel und Cambridge.


  * * *


  Niemand kann sich Hoffnungen machen, dass die Weltwirtschaftskrise zum Zusammenbruch des Kapitalismus führt. Sie wird dem Kapital helfen, ein paar Probleme loszuwerden, Kapital zu vernichten, den Markt zu bereinigen und Extraprofite herauszuholen. Das Geld für diese Maßnahmen, über die niemand von uns irgendeine Kontrolle hat, fließt aus öffentlichen Haushalten durch undurchschaubare Kanäle in die Taschen derjenigen, die unser Leben schon bis zur Schmerzgrenze belasten. Schon zum Beginn der Weltwirtschaftskrise war die Zerstörung der Umwelt, der Luft, des Wassers, des Bodens und auch des Klimas kaum noch ein Thema, jeden Tag wurde es weniger.


  Es gibt keinen automatischen Fortschritt für die Interessen aller Menschen im Kapitalismus, sondern nur technische Entwicklungen, verformt für Profitinteressen, die manchmal auch Vorteile für Teile der Menschheit abwerfen. Wenn es so weitergeht, wird sich unsere Welt in eine Diktatur verwandeln, mal mit demokratischer Fassade, mal ohne, angefüllt mit Ghettos. Einerseits mit Armenghettos ohne gute Wohnungen, Wasserleitungen, Schulen und Krankenhäuser, mit unzureichender Ernährung und unter schlechten ökologischen Bedingungen – und andererseits solche mit Einlassschranken, hohen Mauern, gesunder Ernährung und bester Gesundheitsversorgung, luxuriösem Konsum und höchstentwickelter Sicherheitstechnik. Eine Welt, in der Robocops, Polizisten, Sondereinheiten, Paramilitärs, Todesschwadronen und Militär für »Ruhe und Ordnung« sorgen, weil es keine soziale Sicherheit und keine intakte natürliche Umwelt mehr gibt.


  5Menschenfresser


  Was können Menschen tun, um die gesellschaftlichen Verhältnisse zu ändern? Die Frage ist wirklich nicht neu. Aber unsere Erfahrungen sind höchst unterschiedlich. Für die kommenden politischen Auseinandersetzungen ist die Lage zu klären. Denn wir sollten die Voraussetzungen für unser Vorhaben kennen: Welches sind die inhaltlichen Fragen? Was lernen wir aus der Geschichte? Wie wehren wir uns heute? Mit wem gemeinsam und mit wem nicht? Leben wir überhaupt in einem demokratischen Rechtsstaat, der uns Protest und Widerstand erlaubt?


  Einen demokratischen Rechtsstaat würden wir daran erkennen, dass kritisch denken zu lernen Bestandteil der Schulausbildung wäre, dass oppositionelle Meinungen wirklich frei wären, dass Demonstrationen, sofern nicht von Faschisten organisiert, unbehindert stattfinden könnten, dass niemand bespitzelt würde, dass Polizei und Geheimdienst strikt getrennt wären und auch nicht mit Faschisten kooperieren, dass, nicht zuletzt, eine Veränderung dieser Gesellschaft, auch eine grundlegende, möglich wäre, denn eine wirkliche Demokratie ließe sich in Frage stellen und weiter entwickeln. Das alles ist nicht der Fall.


  Die Ansichten darüber, ob wir in einem Rechtsstaat leben, gehen weit auseinander. Es sind viele kleine Momente, die zeigen, dass dieser Staat nach der Auseinandersetzung mit der Außerparlamentarischen Opposition (APO), den »68ern«, gelernt hat, seine Repressionen gezielter und milieuspezifischer einzusetzen. In den 1960er Jahren haben junge Leute, egal ob sie in großen oder kleinen Städten lebten, ob sie politisch aktiv waren oder nur lange Haare trugen und lässige Kleidung, sehr ähnliche schlechte Erfahrungen mit der Staatsgewalt gemacht. Das hat auch zusammengeschweißt und die Revolte gestärkt. Heute scheint fast jede Gruppe von jungen Leuten ihre eigenen, sehr unterschiedlichen Erfahrungen zu machen.


  Eine junge Frau, die sich selbst als kritisch und politisch interessiert begreift, aber nicht politisch aktiv ist, kam aus dem Film Der Baader Meinhof Komplex. Unter dem Eindruck der Schießereien, der Toten und der historischen Oberflächlichkeit dieses effekthaschenden Films sagte sie: »Das war ja schlimm damals. Glücklicherweise ist es heute nicht mehr so.« Beeindruckt war sie vor allem von einer Szene, und zwar von der, in der historische Wahrheit und Filmkunst ausnahmsweise zusammenfallen: als der Schah am 2. Juni 1967 nach Westberlin kam, die Demonstranten erst von Angehörigen des persischen Folter- und Geheimdienstes Savak und anschließend von der Westberliner Polizei verprügelt wurden und Benno Ohnesorg erschossen wurde.


  Ist es heute nicht mehr so? Und was ist heute nicht mehr so? Und für wen? Natürlich hat diese politisch nicht aktive junge Frau ein anderes Bild von der Welt als Menschen, egal welchen Alters und Geschlechts, die sich in die politischen Auseinandersetzungen stürzen.


  Machen wir, um eine Antwort zu finden, eine Reise in die Erfahrungswelt derjenigen, die – wie die Autorin und ihre Freunde – gegen die internationale Politik des Kapitals und seiner Agenturen demonstrieren, gegen den Internationalen Währungsfonds (IWF), die Weltbank (Internationale Bank für Wiederaufbau und Entwicklung) und die Europäische Union, also EU-Europa (was keineswegs mit Europa gleichzusetzen ist). Es fanden hier keine Revolutionen statt, keine bewaffneten Kämpfe, sondern »nur« Aufklärung, Demonstrationen und politische Aktionen. Betrachten wir aber die letzten 27 Jahre und vor allem die letzten 13 Jahre, dann ist deutlich zu sehen, wie sich die Bedingungen unseres Widerstandes verändert haben.


  * * *


  Der IWF und die Weltbank sind, in notwendiger Klarheit formuliert, Instrumente der kapitalistischen Zentren – vor allem der USA, aber auch der EU –, um die Staaten des Trikonts, die Staaten an der kapitalistischen Peripherie für die Verwertungsinteressen des Kapitals zuzurichten. Beide Organisationen, Hauptsitze in Washington, werden auch Bretton-Woods-Institutionen genannt, weil ihre Gründung 1944 in der gleichnamigen US-Kleinstadt beschlossen wurde.


  Während des Zweiten Weltkriegs hatten die USA den zerfallenden Kolonialreichen Frankreich und insbesondere Großbritannien die Vorherrschaft über den Weltmarkt endgültig abgenommen. Diesen Einfluss galt es zu festigen und auszubauen. Zugleich sollte den zerstörten kapitalistischen Zentren in Europa beim Wiederaufbau geholfen werden, um sie strikt auf den Kapitalismus aus- und als »Bollwerke gegen den Kommunismus« einzurichten. Der Wiederaufbau der im Zweiten Weltkrieg verwüsteten Länder in Westeuropa, insbesondere der Bundesrepublik, wurde durch den »Marshallplan« der USA (eigentlich: European Recovery Program/ERP) in Gang gesetzt. Er hatte damals einen Wert von mehr als 13 Milliarden US-Dollar, heute entspräche das etwa der sechs- bis siebenfachen Summe.


  Dem Internationalen Währungsfonds (IWF) kam bei seiner Gründung 1944 die Funktion zu, feste Wechselkurse zu garantieren, um die Märkte offen zu halten und um Protektionismus zu verhindern, der in der Vergangenheit durch Wechselkursschwankungen begünstigt worden war. Der US-Dollar wurde zur neuen Weltwährung. Zurzeit hat der IWF 187 Mitgliedsländer. Jedes Mitgliedsland zahlt in den Fonds ein und hält einen Anteil am Kapital des IWF, berechnet nach einem bestimmten Schlüssel. Diese Berechnung ist häufig umstritten, denn der Kapitalanteil bestimmt das Stimmrecht. Die Stimmanteile der einflussreichsten Mitglieder sind: USA 16,75 Prozent, Japan 6,23 Prozent, Deutschland 5,81 Prozent, Frankreich 4,29 Prozent, Großbritannien 4,29 Prozent, China 3,81 Prozent (Frühjahr 2012). Wichtige Beschlüsse im IWF müssen mit einer Mehrheit von 85 Prozent getroffen werden. Die USA verfügen über eine Sperrminorität; die 27 EU-Mitgliedsstaaten (32 Prozent der Stimmen) und die 17 EU-Staaten mit Eurowährung (22,43 Prozent) auch.214


  Mit der Schuldenkrise des Trikonts in den 1980er Jahren übernahm der IWF die Rolle des internationalen Finanzpolizisten. Er gewährte Kredite für in Zahlungsschwierigkeiten geratene Länder nur gegen unsoziale Auflagen. Er verordnete sogenannte Stabilisierungsprogramme, die nicht die »Eliten«, aber die Bevölkerungen der Länder des Trikonts weiter in die Armut trieben. In vielen Fällen führte die Politik von IWF und Weltbank zur Zerrüttung oft nur rudimentärer sozialer Sicherungssysteme, zur Preisgabe bildungspolitischer Maßnahmen und zur Abschaffung von Subventionen von Grundnahrungsmitteln. Der IWF bindet seine Kreditvergaben zum Beispiel an den Zwang zur Privatisierung, so dass die Schuldnerländer einen Teil ihres gesellschaftlichen Reichtums und ihrer Strukturen an Kapitalanleger vor allem aus den USA und der EU ausliefern müssen, die auch die Renditen der Investitionen kassieren. Der IWF war maßgeblich verantwortlich für Wirtschaftskrisen zum Beispiel in Argentinien und Ostasien.


  IWF und Weltbank vergaben und vergeben Kredite, welche die Infrastruktur und die Wirtschaftsstrukturen der Trikontstaaten »weltmarktfähig« machen sollen. Das heißt, sie fördern Strukturen, die größtmögliche Profite vor allem für international agierende Konzerne bedeuten – zum Nachteil der Menschen und der Natur im Trikont. Sie investieren in sozial und ökologisch zerstörerische Großprojekte wie Staudämme und Pipelines. Sie erzwingen die Privatisierung staatlicher Betriebe und die Demontage des Schutzes der Arbeiter und Angestellten, der Bauern und der einheimischen Betriebe, so dass in der Folge mehr Menschen noch gnadenloser ausgebeutet und die natürlichen Ressourcen zerstört werden sowie oftmals auch die einheimischen Märkte zusammenbrechen. Im Vergleich mit den Zerstörungen durch die Weltbank und den IWF sind die Verbrechen der Mafia überschaubar.


  Aber die meisten »unserer« Medien beschützen uns vor dieser Erkenntnis, zumal dann, ganz nebenbei, die störende Frage aufkommen könnte, welche Rolle Deutschland im IWF und in der Weltbank spielt. Der frühere Bundespräsident Horst Köhler (im Amt von 2004 bis 2010), der zum eigenen Nachteil so offenherzig über die ökonomischen Gründe deutscher Kriege gesprochen hat, kam aus diesem Milieu. Er war als Staatssekretär hauptverantwortlich für die Gestaltung der Währungsunion, die die ostdeutschen Betriebe und Banken zugunsten der westdeutschen übervorteilte. In seine Amtszeit fiel auch die Entscheidung, die sozialpolitischen Kosten der Wiedervereinigung aus den beitragsfinanzierten Sozialkassen zu bezahlen. Er bereitete als Chefunterhändler von Bundeskanzler Kohl mehrere G-7-Gipfel vor. Auf Vorschlag des damaligen Bundeskanzlers Schröder wurde Horst Köhler von 2000 bis 2004 geschäftsführender Direktor des IWF, und er war in dieser Funktion unter anderem mitverantwortlich für die Argentinien-Krise (1998–2002), die mehr als die Hälfte der dortigen Bevölkerung in die Armut stürzte. Köhler lobte die Agenda 2010 der SPD/Grüne-Bundesregierung als »historisch«, bemängelte aber, dass sie nicht weit genug ging. Er wollte noch mehr Deregulierung, Sozialabbau und Lohnsenkungen. So wird man in diesem Land Bundespräsident.


  * * *


  IWF und Weltbank stützen seit jeher die US-Außenpolitik. Wo immer es um die Freundschaft mit profitablen Diktaturen geht, sind sie dabei. Überall in der Welt sabotierten sie demokratisch gewählte Regierungen sowie alle gesellschaftlichen Veränderungen, die den Abbau sozialer Ungleichheiten bedeutet hätten.


  IWF und Weltbank unterstützten:


  
    	
      fast 30 Jahre lang den 1979 gestürzten nicaraguanischen Diktator Somoza;

    


    	
      die Militärjunta in Guatemala. IWF und Weltbank boykottierten die 1951 gewählte Regierung des Präsidenten Jacobo Arbenz und sagten der Militärjunta, die ihn 1954 mit Hilfe des US-Konzerns United Fruit Company (UFC), der CIA und der US-Regierung gestürzt hatte, jede erdenkliche Unterstützung zu. Arbenz war kein Sozialist, er hatte aus Guatemala einen modernen, kapitalistischen Staat machen wollen, allerdings unabhängig von der das Land beherrschenden UFC215;

    


    	
      das autoritäre System der mexikanischen PRI (Partido Revolucionario Institucional), die 70 Jahre lang bis 2000 an der Macht war und 2012 wiedergewählt worden ist. Der gesellschaftliche Reichtum Mexikos ist überwiegend in der Hand ausländischer Investoren, fast die ganze öffentliche Daseinsvorsorge ist privatisiert, die Bevölkerung verarmt, der höchst profitable Drogenkrieg hat seit 2006 offiziell über 50 000 Menschen das Leben gekostet;216

    


    	
      die Diktatur Ferdinand Marcos’ auf den Philippinen (1965– 1986). Marcos war ein enger Bündnispartner der USA im Vietnamkrieg. Auch als er für neun Jahre das Kriegsrecht ausrief, störte das Weltbank und IWF nicht. Sein immenses Vermögen legte Marcos in der Schweiz und in den USA an.

    


    	
      die Diktatur Haji Mohamed Suhartos in Indonesien (1966– 1998). Suharto hatte mit Unterstützung der USA die Macht ergriffen und ließ seine politischen Gegner nach Namenslisten ermorden, die er von der CIA bekam. Der Diktator veranlasste den Tod von mehr als einer Million Menschen, weil er sie verdächtigte, Kommunisten zu sein, oder weil sie die Unabhängigkeit wollten.

    


    	
      die Militärjunta des Generals Augusto Pinochet in Chile, der 1973 mit einem CIA-gestützten Putsch an die Macht kam. Mindestens 3 000 bis 4 000 Menschen wurden ermordet, viele sind für immer verschwunden geblieben, rund 40 000 Tote und Folteropfer zählte eine Untersuchungskommission im Jahr 2012.217 Auch der demokratisch gewählte, marxistische Präsident Salvador Allende starb. Henry Kissinger, Nationaler Sicherheitsberater und seit 1973 Außenminister der USA, half bei der Vorbereitung von Putsch und Militärdiktatur.

    


    	
      die argentinische Militärdiktatur (1976–1983). Der IWF bot General Jorge Rafael Videla sofort nach Errichtung der Diktatur Hilfe an. Noch immer sind nicht alle Leichen der ermordeten Oppositionellen aus jenen Jahren gefunden. Etwa 30 000 Menschen verschwanden. Videla und seine Junta ließen oppositionelle Schwangere in Gefängnissen gebären, sie ermordeten die Mütter und gaben ihre Säuglinge an Offiziersfamilien der Junta zur Adoption.218 Während der Fußballweltmeisterschaft 1978 konnten die Gefangenen die Jubelschreie der Fußballfans im zwei Kilometer entfernten Stadion von Buenos Aires hören, während sie in der Marineschule Esma gefoltert wurden. Die Fifa bekundete Sympathie für die Junta. Berti Vogts schwärmte vom »Land, in dem Ordnung herrscht. Ich habe keinen einzigen politischen Gefangenen gesehen.«219 Überflüssig zu erwähnen, dass trotz weltweiter Demonstrationen alle Boykottaufrufe in Deutschland scheiterten.

    


    	
      die Diktatur Mobutus im zentralafrikanischen Staat Kongo (1971–1997 Zaire). Der Kongo war über Jahrhunderte von den Kolonialmächten Belgien, Frankreich und auch Portugal auf das grausamste ausgebeutet worden. Der erste Ministerpräsident der Unabhängigkeit, Patrice Lumumba, wurde 1961 auf Veranlassung und mit Unterstützung der USA und Belgiens ermordet. Sein Nachfolger Mobutu Sese Seko begann einen »dreißigjährigen Krieg« gegen das eigene Volk. Er wurde 1997 gestürzt. Lumumbas dritter Nachfolger, der amtierende Joseph Kabila, ist korrupt. Die Wahlen von 2011 wurden international bestätigt, obgleich man wusste, dass sie gefälscht waren. Alle Proteste wurden niedergeschlagen. »Ordnungsgemäße« Wahlen und gegebenenfalls mit Gewalt befriedete Verhältnisse sind die Grundlage für Investitionen, Profite und für Zahlungen von Weltbank und IWF. Der Kongo ist reich an Rohstoffen: Diamanten, Kupfer und Coltan, das weltweit für den Bau von Handys gebraucht wird.220

    

  


  In den 1980er Jahren war es die Schuldenkrise, die afrikanische und südamerikanische Länder zwang, »zu privatisieren oder zu sterben«, wie es ein IWF-Mitarbeiter ausdrückte.221 Die Bürgerkriege, Morde und Massaker, die Foltergefängnisse und Verschwundenen hatten den Methoden des Kapitals mittlerweile in manchen lateinamerikanischen Ländern einen widerwärtigen Gestank anhaften lassen und unerwünschterweise linke Oppositionsbewegungen gestärkt oder wiederbelebt. In den 1980er und 1990er Jahren stellte das Kapital fest, dass sich Länder auch ohne offen militärische Aggressionen erobern und ausplündern ließen.


  In vielen Staaten erwies es sich als sehr erfolgreich, Wahlen zuzulassen. Diese Länder wurden dann mit vielfältigen Methoden unter Druck gesetzt. Manchmal genügte es, die statistischen Daten zu fälschen, so dass ein Land als für Kreditgeber unzuverlässig bewertet werden konnte und in die Arme des IWF und der Weltbank getrieben wurde. Legionen von Militär-, Politik- und Wirtschaftsberatern ebneten »friedlichen« – wahlweise: »gewaltfreien« – Lösungen im Sinn des Kapitals den Weg. Hinter dem Rücken der Bevölkerungen – und oft auch der gewählten Parlamente – installierten die Staatschefs oder Minister dann eine Art Ermächtigungsausschuss oder »task force«, die an den Parlamenten und am Willen der Bevölkerung vorbei agierten. Sehr oft taten sie das im ausdrücklichen Gegensatz zu den Wahlprogrammen der Regierungsparteien. Beispiele:


  
    	
      Bolivien: Victor Paz Estenssoro wurde 1985 zum dritten Mal Präsident, nach 21 Jahren Diktatur (1964–1982). Seine Wähler hielten ihn für einen US-unabhängigen Demokraten. Unter direktem Einfluss des IWF wurde binnen dreier Wochen nach der Wahl mit 220 Gesetzen die Wirtschaft des Landes zum Nachteil der Ärmsten umstrukturiert: Streichung von Lebensmittelsubventionen, Aufhebung der Preiskontrollen, Ölpreissteigerung um 300 Prozent, Einfrierung der Gehälter usw. Das Parlament erfuhr vom fertigen Plan erst in einer Geheimsitzung. Als die Sache bekannt wurde und Zehntausende wütend auf die Straßen gingen, rief Präsident Paz den Belagerungszustand aus und ließ Armeepanzer durch die Straßen rollen. Die politische Opposition wurde verboten. Paz ließ 200 Gewerkschaftsführer von Polizei und Militär zusammentreiben und in abgelegene Gefängnisse im Amazonasgebiet verschleppen. Sie wurden nicht ermordet, das war der Unterschied zu Chile und Argentinien. Ein bolivianischer Bankier sagte 1987 zufrieden: »Was Pinochet mit dem Bajonett gemacht hat, hat Paz mit einem demokratischen System geschafft.«222 Bodenschätze und öffentliche Einrichtungen wurden privatisiert. Das soziale Elend explodierte. Die Campesinos, die kleinen Bauern und Landarbeiter, verdienten nur noch 20 Prozent des Mindesteinkommens, sie hungerten, und ihre Kinder starben, bevor sie den Kokaanbau als lebensrettenden Wirtschaftszweig wiederentdeckten.223 Der 2005 gegen den Willen und Widerstand des IWF und der Weltbank gewählte Präsident Evo Morales ist Sozialist und stammt aus der Widerstandsbewegung der indigenen Kokabauern. Morales wurde 2009 mit einem noch besseren Ergebnis wiedergewählt.

    


    	
      Südafrika: 1994 gewann der African Nation Congress (ANC) die Parlamentswahlen, das Apartheidregime war anscheinend besiegt. Aber der ANC bekam nur die Regierung, keineswegs die Macht. In den Jahren des Übergangs, von 1990 bis 1994, gab es politische Verhandlungen über die Beendigung des international inzwischen unhaltbaren Apartheidregimes. Die Auseinandersetzungen zwischen Nelson Mandela und Frederik Willem de Klerk zogen alle Aufmerksamkeit auf sich, in Wirklichkeit aber entschieden die wirtschaftlichen Verhandlungen im Hintergrund über Südafrikas Zukunft. Die meist unerfahrenen Verhandlungspartner des ANC wurden von scheinbar neutralen Institutionen regelrecht geschult: allen voran vom IWF und der Weltbank. Am Ende lieferte der ANC die Ökonomie des Landes an das internationale Kapital aus. Manche geben das heute selbstkritisch zu. Andere haben nichts anderes gewollt. Thabo Mbeki, von 1999 bis 2008 Mandelas Nachfolger als Staatspräsident, nannte sich selbst einen »Thatcherist«. Ihre ökonomischen Zugeständnisse machten die sozialpolitischen Projekte der ANC-Regierung finanziell zunichte.


      Die Zentralbank wurde »unabhängig«, nicht der Regierung unterstellt, und ihr Chef war der alte Chef aus der Zeit der Apartheid. Letzteres galt auch für den Finanzminister. 70 Prozent des Bodens gehören der weißen Minderheit. Die für die ärmsten Landarbeiter und Kleinbauern lebensnotwendige Landreform scheiterte am (neuen) Verfassungspassus, allen Privatbesitz zu schützen. Die »Minen, Banken und Monopolindustrien«, die Mandela hatte verstaatlichen wollen, sind immer noch in der Hand der wenigen Großkonzerne, die auch die südafrikanische Börse beherrschen (inzwischen wurde ein nationales Bergbauunternehmen gegründet). Der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit scheiterte an der Schließung Hunderter von Fabriken, die wegen einer Vereinbarung mit dem GATT dicht gemacht werden mussten. Südafrika war auch der WTO beigetreten, also verstieß die Verbreitung kostenloser Aids-Medikamente in den Townships gegen die Vereinbarung über geistige Eigentumsrechte. Dem IWF hatte die Regierungspartei ANC »Lohnzurückhaltung« zugesichert, deshalb konnten die rassistisch motivierten Mindestlöhne für schwarze Arbeiter leider nicht angehoben werden. Während sich alle möglichen Popsternchen mit dem Helden Mandela fotografieren ließen, versank das Land in Armut. Die ANC-Regierung setzte auch in den Wahrheitskommissionen keinen Schadensersatz für das Leid durch, welches das alte Regime über die Menschen gebracht hatte, aber sie erklärte sich bereit, für die Schulden des Apartheidregimes aufzukommen, anstatt diese Lasten den alten Kumpanen und Geschäftspartnern der rassistischen Regierung vor die Füße zu werfen. 2011 lag die Auslandsverschuldung Südafrikas bei 111,5 Milliarden US-Dollar, aber die Einfuhr deutscher Güter stieg in nur einem Jahr um 15,6 Prozent. Millionen Menschen verloren bald das bisschen, was sie bekommen hatten, die neuen Wasser- und Stromanschlüsse wurden wieder abgestellt. Die durchschnittliche Lebenserwartung sank seit 1990 um 13 Jahre.


      Der langjährige Anti-Apartheids-Kämpfer, Schriftsteller und Filmemacher Rassool Snyman sagte: »Sie haben uns niemals befreit. Sie haben uns nur die Kette vom Hals genommen und sie an unseren Füßen festgemacht.«224


      Von der Fußballweltmeisterschaft 2010 profitierte nicht Südafrika, sondern die Fifa und internationale, auch deutsche Konzerne. Heute sind viele soziale Vorzeigeprojekte eingestellt, die teuren Sportstadien verfallen. Deutsche Konzerne und mittelständische Betriebe aber fuhren mit der Fußballmeisterschaft Aufträge im Wert von 1,5 Milliarden Euro ein, allein auf Siemens entfielen 1 Milliarde Euro. Das ist nichts Neues: Die Dresdner Bank, die Commerzbank und die Deutsche Bank zogen aus ihren Apartheidgeschäften (1971–1993) einen Gewinn von ca. 4 Milliarden Euro.225

    


    	
      Sri Lanka: Eine breite Protestbewegung hatte im April 2004 eine Anti-Privatisierungs-Regierung, die soziale Reformen plante, an die Macht gebracht, aber der Tsunami im Dezember desselben Jahres spülte die Hoffnung davon. Nur wenige Stunden nach der Naturkatastrophe wurde eine menschengemachte Katastrophe, die umfassende Privatisierung des Landes, beschlossene Sache. Die war die Voraussetzung für die Gewährung von Hilfsgeldern der kapitalistischen Agenturen. Vier Tage nach dem Tsunami peitschte die um 180 Grad gewendete Regierung ihre nagelneuen Privatisierungspläne durch das Parlament. Die militanten Bauern und Fischer, die sich seit Jahren gegen die Enteignung ihres Landes und ihrer Küsten gewehrt und deshalb diese Regierung an die Macht gebracht hatten, waren derweilen, sofern sie nicht ertrunken waren, mit dem nackten Überleben beschäftigt.


      Mitglieder der neuen »task force« der Regierung waren die mächtigsten Wirtschaftsführer des Landes, fünf von zehn vertraten die Interessen der Hotelketten. Bauern und Fischer waren nicht dabei. So verloren sie ihr Land nicht durch das Meer, sondern durch einen demokratisch verbrämten Staatsstreich.

    

  


  * * *


  Erst nach Jahrzehnten gelang es einigen lateinamerikanischen Staaten, die inzwischen durch soziale Kämpfe wieder demokratisch gewählte Regierungen hatten und mancherorts den Vorteil von wertvollen Ressourcen besaßen, den Würgegriff von IWF und Weltbank zu lockern.


  Als im Jahre 2005 der ecuadorianische Wirtschaftsminister Rafael Correa aufgrund der schweren politisch-sozialen Krise seines Landes beschloss, die Erdöleinnahmen etwas weniger für die Schuldentilgung und etwas mehr für Sozialprogramme zu verwenden, stoppte die Weltbank einen zugesagten 100-Millionen-Dollar-Kredit, und der aufmüpfige Wirtschaftsminister verlor sein Amt. Er sagte: »Ich habe versucht, einen radikalen Kurswechsel in der Wirtschaftspolitik herbeizuführen, weil die vergangenen zwanzig Jahre Neoliberalismus ein wahres Desaster hinterlassen haben. Banken, Erdölmagnaten, IWF und Weltbank, die Vereinigten Staaten und die Interamerikanische Entwicklungsbank, sie alle setzten den Präsidenten unter Druck, um ihre Privilegien zu erhalten. Ich verlor sein Vertrauen, seine Unterstützung.«226


  Dann wurde Correa im Januar 2007 selbst Staatspräsident. Drei Monate später erklärte er den Repräsentanten der Weltbank in Ecuador zur Persona non grata und beschloss, die Tilgungsquote der Auslandsschulden am Staatshaushalt von 38 Prozent im Jahr 2006 bis 2010 auf 11,8 Prozent herunterzufahren.


  Die Liste mit den Namen der Länder, die die Agenturen des Kapitals mit offenen oder verdeckten putschistischen Mitteln in ihren Besitz genommen haben und weiterhin nehmen, ist endlos. Kein Wunder, dass es wütende Aufschreie gibt, wenn es Ländern wie Kuba, Venezuela oder Bolivien, bei allen Fehlern, gelingt, sich aus diesem Gefängnis zu befreien oder herauszuhalten. Es ist nicht schwer, sich vorzustellen, dass intensiv an den Plänen zu ihrer Gefangennahme gearbeitet wird.


  * * *


  IWF und Weltbank behaupten, die Armut in der Welt zu bekämpfen, sie sind es aber, die oft die Armut erst hervorbringen. Ihre »Strukturanpassungsprogramme« haben in mehr als 90 Entwicklungsländern in den letzten mehr als 20 Jahren die Wirtschaft stagnieren lassen und die Armut in Osteuropa, in der Subsahara Afrikas, in Lateinamerika, der Karibik und in Südasien vergrößert. Der IWF war in den 1990er Jahren verantwortlich für die Ausweitung von Wirtschaftskrisen in Thailand, Indonesien und Südkorea, so dass mindestens eine Million Menschen in Thailand verarmten und mehr als 20 Millionen Menschen in Indonesien.


  Und immer trifft es auch die ökologischen Lebensbedingungen: IWF und Weltbank finanzieren Pipelines, die Regenwälder zerstören, Siedlungsprojekte, die Ökosysteme kippen lassen, sowie Bergbau, Straßenbau und Kraftwerksprojekte, zu denen es immer Alternativen gibt. Zwischen Ende der 1970er und Anfang der 1990er Jahre hat sich in 15 der größten Schuldnerländer, die den Strukturanpassungsprogrammen der Weltbank ausgesetzt gewesen waren, die Zerstörung der Wälder verdreifacht.


  Was im Trikont, auch dank IWF und Weltbank, geschah, schwappte wieder in die kapitalistischen Zentren zurück: In Argentinien und in Chile wurde eine verschärfte Form kapitalistischer Wirtschaftspolitik ausprobiert, bevor sie in Großbritannien und den USA angewendet wurde – mit den bekannten Folgen: brutalisierter Klassenkampf von oben, Privatisierung öffentlichen Reichtums, zerstörte demokratische und soziale Rechte und Errungenschaften, überwältigende Verarmung, gespaltene und geschwächte Gewerkschaften, verschärfte Repression und Überwachung sowie kleinste Gruppen mit enormem Reichtum.


  * * *


  Befassen wir uns mit weiteren Gegnern selbstbestimmter sozialer Entwicklung.


  Da wäre die WTO (Welthandelsorganisation/World Trade Organization) mit Sitz in Genf. Sie entsprang 1995 dem General Agreement on Tariffs and Trade (GATT) und ist neben dem IWF und der Weltbank eine der zentralen internationalen Organisationen zur Vertretung der Interessen der kapitalistischen Zentren. Ihre Aufgabe ist die Anpassung der Handelsbedingungen an die Veränderungen innerhalb der kapitalistischen Produktion, sie dient der Durchdringung und Inwertsetzung immer neuer Räume und Ressourcen.


  Maßgeblichen Einfluss auf ihre Entscheidungen haben transnational agierende Konzerne und Verbände wie die Internationale Handelskammer (ICC). Sie beschränken die Wirkungen nationaler Gesetzgebung. Sozialpolitische, Arbeitsschutz- und Umweltschutzmaßnahmen gelten ihr allzu oft als Handelshemmnisse. Die WTO setzt sich im Trikont zum Beispiel maßgeblich für die Privatisierung des Wassermarktes ein und für den Abbau von Schutzzöllen. Sie erpresst die Produktion für den Weltmarkt und den Import von – oft subventionierten – Grundnahrungsmitteln aus den kapitalistischen Zentren, womit sie die Existenz von Kleinbauern und die Lebensbedingungen der einheimischen Bevölkerung im Trikont gefährdet. Die Ernährung der Menschen dort wird auch durch die WTO immer abhängiger von den kapitalistischen Zentren. Eine eigenständige Entwicklung wird nahezu unmöglich.


  Des Weiteren die EU-Gipfel und die Weltwirtschafts- oder G8-Gipfel. Die EU-Gipfel sind die Konferenzen der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union (EU) sowie des Präsidenten der Europäischen Kommission. Sie bestimmen viermal im Jahr, unter großem Pomp und beschützt von rund 12 000 Sicherheitskräften, die Richtlinien der Politik der EU. Auch mit Hilfe dieser Gipfel will sich die EU als ökonomische, aber eben auch als militärisch potente Weltmacht gegen die USA behaupten, unabhängig davon, dass es das gemeinsame Interesse der USA und der EU ist, jedwede Infragestellung der Herrschaft der kapitalistischen Zentren zu bekämpfen und die Verwertungsbedingungen des Kapitals auf dieser Welt zu sichern.


  Die EU ist in viel umfassenderem Ausmaß dabei, eine gemeinsame Militärmacht zu werden, als sich dies die meisten Menschen vorstellen wollen. Der Ausbau der EU zur Kriegsmacht geht nicht etwa am EU-Parlament vorbei, das Parlament und seine Ausschüsse sichern diese Entscheidungen stets ab, die gemeinsame Truppenstärke wird kontinuierlich erhöht. Es sollen immer mehr Kriegseinsätze gleichzeitig möglich sein. Die EU sieht sich als »Akteur mit globalem Machtanspruch« (so Javier Solana, der ehemalige Hohe Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik). Der Vertrag von Lissabon (2009) liefert die rechtlichen Rahmenbedingungen. Offen benannt wird, worum es geht: um die Durchsetzung europäischer Interessen – also der Interessen europäischer Konzerne. Erstens in der Konkurrenz zu anderen Weltmächten, zweitens bei der gewaltsamen Niederwerfung von Konflikten im Trikont und drittens bei der sozialen Aufstandsbekämpfung innerhalb der EU-Mitgliedstaaten (»crowd and riot control«). Die EU will die »Finanz-, Handels- und Warenströme« notfalls militärisch absichern – womit sich der Kreis zu den erwähnten Verteidigungspolitischen Richtlinien schließt – und auch die Interessen »der globalen Reichen gegen die Spannungen und Probleme der Armen« gegebenenfalls mit militärischen »Abschottungsoperationen« (»barrier operations«) durchsetzen.


  Mit dem Vertrag von Lissabon wurden die Machtverhältnisse innerhalb der EU zugunsten ihrer stärksten Mitgliedsstaaten zentralisiert und verschoben, wovon vor allem Deutschland profitiert. Dafür wurde im Militärbereich die »Ständige Strukturierte Zusammenarbeit« (SSZ) geschaffen. Im Lissabonner Vertrag (Protokoll 10) sind die Aufstellung von EU-Kampftruppen und die Teilnahme an den wichtigsten EU-Rüstungsprojekten als notwendige SSZ-Eintrittskriterien genannt.227


  Und dann gibt es auch noch die transatlantische NATO, ein offensives Militärbündnis unter Führung der USA, das den Zweck hat, die Herrschaftsverhältnisse weltweit abzusichern. Das schließt jedoch interne Auseinandersetzungen innerhalb der NATO zum Zwecke der militärischen Stärkung der EU und des Aufbaus der deutsch-französischen Militärachse ein.


  Seit 1975 finden jährlich Weltwirtschaftsgipfel (WWG) statt. Natürlich wird auch über sie behauptet, hier ginge es um Hilfe für die Welt oder ähnlich freundliche Dinge. Zur ursprünglichen »Gruppe der sechs« (G6) gehörten die Bundesrepublik, Frankreich, Italien, Japan, Großbritannien und die USA. 1976 kam Kanada hinzu (G7). Seit 1998 schließen die G8-Gipfel außerdem noch Russland mit ein, das allerdings von den Finanz- und Währungsberatungen ausgeschlossen ist. Die EU ist außerdem mit einem »Beobachter« vertreten. Die G8 berät über Fragen der internationalen Wirtschafts-, Entwicklungs- und Währungspolitik, über Terrorismus und organisierte Kriminalität, über Drogen- und Waffenhandel, über Energiepolitik, bewaffnete Konflikte, Umweltschutz, Arbeitslosigkeit und Schuldenkrise.


  Die G8-Staats- und Regierungschefs repräsentieren etwa zwei Drittel des Welthandels und des Weltbruttonationaleinkommens, wobei in diesen acht Staaten nur 13 bis 14 Prozent der Weltbevölkerung leben.


  Die G8-Gipfel sind nach ihrem Selbstverständnis informelle Treffen, was keineswegs bedeutet, dass dort nicht Entscheidungen getroffen oder vorbereitet werden, die das Leben vieler Menschen betreffen, die allerdings nie gefragt werden und vor allem auch nicht selbst entscheiden sollen. Allerdings verbietet die weltweite Sicherheitshysterie den Staatsvertretern längst das wohlige »Bad in der Menge«. An ausgewählten Objekten wird Volksnähe nur noch inszeniert, während die Gipfel in bis an die Zähne gerüsteten Festungen stattfinden. Die G8-Gipfel sind daher in erster Linie eine Machtdemonstration: »Wir beherrschen die Welt!« Natürlich wurden sie damit zu Kristallisationspunkten internationalen Widerstands.


  * * *


  Gehen wir einmal knappe 30 Jahre zurück, in die Mitte der 1980er Jahre. Die alte, einflussreiche Anti-AKW-Bewegung, die sich zu einer staatskritischen Bewegung entwickelt hatte, war im Deutschen Herbst von 1977 vom Staat niedergeschlagen worden. Die Atomkatastrophe von Tschernobyl (1986) lag noch vor uns. Gegen die Wiederaufbereitungsanlage (WAA) im bayerischen Wackersdorf tobte eine sehr phantasievolle und zähe Widerstandsbewegung, die sich am Ende durchsetzte. In der Rhein-Main-Region waren die letzten wilden Wehen der Startbahnbewegung zu spüren, und bei den relativ linken Grünen war auf Bundesebene von einem Sieg des rechten Flügels, der sogenannten »Realos«, noch nichts zu sehen. Die Hauptstadt der Bundesrepublik Deutschland hieß noch Bonn.


  * * *


  Mai 1985, Weltwirtschaftsgipfel in Bonn: Ein Bündnis aus linken Grünen, Gewerkschaftern, autonomen und anderen Linken trug die Gegenkampagne. Der US-Präsident hieß Ronald Reagan, angeblich hatte er auch in Bonn einen schwarzen Koffer mit dem roten Knopf bei sich, um im Fall des Falles Atomraketen in Richtung Sowjetunion abfeuern zu können. Es waren etwa 20 000 bis 30 000 Demonstranten, die einen konstruktiven Gegengipfel und phantasievolle, nichtmilitante Aktionen veranstalteten. Den 10 000 Polizisten vor Ort war es vermutlich zu ruhig, so griffen sie aus der dichten Menschenmenge auf dem Münsterplatz willkürlich einzelne Demonstranten heraus, was eine einstündige körperliche Auseinandersetzung auslöste, denn die so Aussortierten wurden sogar von empörten Gewaltfreien verteidigt. Danach waren das Pflaster löchrig und alle Schaufenster des Kaufhofs geborsten.


  * * *


  September 1988, tagelange Proteste gegen die Tagung des IWF und der Weltbank in Berlin (West): Die Mauer war noch dicht. An den westdeutschen Übergängen in die DDR und von dort aus nach Westberlin hatten Reisende, die nach »Demonstranten« aussahen, heftige körperliche Kontrollen zu erdulden. In Westberlin fanden vor den Ereignissen Hausdurchsuchungen und Hausbesuche statt, um die Gipfelkritiker vom Demonstrieren abzuhalten – was aber nichts nützte.


  Der Polizeieinsatz war der bis dahin größte in der Nachkriegszeit. Ziemlich amüsant war die große Zahl von Polizeifahrzeugen mit westdeutschen Kennziffern, deren Insassen, Stadtpläne vorm Gesicht, sich in Westberlin ständig verfuhren und Passanten nach dem Weg fragten, die »ordentlich« und überhaupt nicht nach Demonstrant aussahen. Die beschrieben dann gern mit ernstem Gesicht den falschen Weg. Weniger amüsant war, wie sehr Teile des Westberliner Stadtgebiets dem Areal einer militärischen Notstandsübung ähnelten.


  Der Berliner Innensenator Kewenig (CDU) setzte die damals berüchtigte Polizeisondereinheit EbLT (Einheit für besondere Lagen und einsatzbezogenes Training) ein, die auch bei Einsätzen am 1. Mai in Westberlin und in Wackersdorf durch besondere und enthemmte Grausamkeit aufgefallen war. Ein EbLT-Mitglied sagte einer Zeitschrift, dass die Polizeiführung der Einheit großen Freiraum und vollständige Rückendeckung zugesichert habe und dass es erstaunlich sei, dass noch keine Demonstranten totgeschlagen worden seien. Die Einheit sei so gefährlich, dass sie sofort aufgelöst gehörte.228


  Dazu kamen einige hundert USK-Polizisten aus Bayern. Diese USKs (Unterstützungskommandos) waren Ende 1987 nach dem Muster der EbLT-Einheiten aufgebaut worden und agierten nach dem gleichen Prinzip: losjagen und zuschlagen. Dabei wurde in Berlin unter anderem auch die Besatzung eines Demo-Lautsprecherwagens krankenhausreif geprügelt.


  Die Aktionen gegen die Tagung von IWF und Weltbank waren monatelang vorbereitet worden. Hauptträger der Ereignisse waren linke und autonome Gruppen, Dritte-Welt-Gruppen, dazu die damals noch linkeren Grünen mit ihrem Landesverband der Alternativen Liste Westberlin, der BUKO (Bundeskongress entwicklungspolitischer Aktionsgruppen) und viele andere. Als vor den Aktionstagen ein Auto brannte, gab es enormen Druck auf die moderateren Teile der Kampagne, sich zu distanzieren. Aber die sagten der Presse: »Jede Gruppe hat ihre Widerstandsformen selbst zu wählen, zu begründen und zu verantworten.« Der erste Spaltungsversuch war misslungen. Konsens war: Alle Aktionsformen sind möglich, sanfte und militante, bunte und schwarze, lustige und bitterernste. Die Massenzeitung der IWF-Gegner hieß Zahltag. Sie erschien täglich in einer Auflage von 50 000 Stück.


  Innensenator Kewenig kündigte die Abriegelung des Stadtteils Kreuzberg an. Die Mauer stand ja noch, im grenznahen Bereich waren die Wohnungen billig, hier lebten viele Linke. Sie neigten dazu, sich über die Dächer zu flüchten oder auf ihnen zu sitzen, zu lärmen und Unflätiges zur Polizei hinunterzurufen oder, schlimmer noch, zu werfen. In Kreuzberg jagten Polizeieinsatzfahrzeuge kleine Gruppen von Jugendlichen, die Besatzungen verprügelten sie und buchteten sie ein. Wenn man in der Bundesrepublik Deutschland von »Vorfällen an der Mauer« redete, war so etwas nie gemeint. Viele bürgerliche Kreuzberger protestierten. Der Innensenator bot Passierscheine für den Stadtteil an.


  Eine Flut von Aktionen und Informationsveranstaltungen, darunter ein Gegenkongress mit überraschend vielen, nämlich 4 000 Teilnehmern, informierte über die weltweite Politik des IWF und der Weltbank, aber auch über Polizeirepressionen, die Verletzung der Pressefreiheit und des Demonstrationsrechts. Die Polizei rächte sich mit Prügeleien, Festnahmen, Haus- und Autodurchsuchungen, Demonstrationsverboten, weiteren Straßensperrungen, Beschlagnahmungen von Flugblättern und Polizeikesseln. An einem bayerischen Grenzübergang wurde eine Gruppe von italienischen IWF-Gegnern festgenommen, damit sie nicht nach Westberlin reisen konnte. Gegen ein Straßentheater setzte die Polizei das Kampfgas Chemical Mace ein.


  Am vierten Tag zogen 80 000 Demonstranten durch Westberlin – gegen die Politik von IWF und Weltbank, für Solidarität mit dem Trikont und für die sofortige Schuldenstreichung. Es war eine der größten Demonstrationen der Nachkriegszeit. Sie wurde hier und da drangsaliert, aber die Demonstranten blieben gelassen und setzten sich durch. Es war ein strahlend schöner Tag.


  Wir standen als lose Gruppe von etwa 25 bis 30 Journalisten auf dem Breitscheidplatz und beobachteten die Szenerie. Unsere Presseausweise waren sichtbar, die teuren Kameras einiger Fotografen auch. Plötzlich wurden wir von ein paar Dutzend Polizisten in Kampfanzügen eingeschlossen. Sie ließen keinen raus. Ich machte den Kollegen den Vorschlag, dass wir uns wehren und die Sache öffentlich machen sollten. Wir verständigten uns, eine Protesterklärung gegen die Einschränkung der Pressefreiheit zu verfassen. Die damalige Chefredakteurin der taz hatten wir dazugebeten und ihr die Veröffentlichung des Schreibens übertragen. Wir richteten unsere Erklärung an das Abgeordnetenhaus von Berlin und die Parlamente der Westalliierten, verlangten eine sofortige Beendigung der Polizeiübergriffe, strafrechtliche und disziplinarische Maßnahmen, eine Untersuchung der Vorfälle durch das Abgeordnetenhaus von Berlin und den US-Kongress, denn »die pressefeindlichen Aktionen der Polizei fanden im US-Sektor von Restberlin statt« (taz).229


  Die Berichte über die polizeiliche Freiheitsberaubung von Journalisten breiteten sich bis in die USA aus, selbst in der New York Times soll der Pressekessel erwähnt worden sein. Demonstranten blutig schlagen war kein Tabu, aber Journalisten einkesseln schon. Als Erstes meldete sich Gery Studd, Mitglied des US-Kongresses: »Ich bin tief besorgt und habe dies dem Außenministerium bereits mitgeteilt.«230 Auch der US-amerikanische Ausschuss für europäische Angelegenheiten wollte sich mit dem Pressekessel beschäftigen. Diese internationale Aufmerksamkeit war einigen Berliner Politikern und Polizeifunktionären sehr unangenehm. Der Pressesprecher des Innensenators wollte die Namen der Journalisten wissen, um sich mit jedem einzelnen über seine Beschwerde auseinanderzusetzen.


  Anfang Oktober befasste sich der Innenausschuss des Berliner Senats in einer Sondersitzung mit den Ereignissen. Es gab Gruseliges zu sehen. Ein Videofilm zeigte, »wie der Kopf einer jungen Frau mehrmals von einem Polizisten auf das Straßenpflaster geschlagen wird«. Ans Licht kam auch eine Freigabe zum Zuschlagen, eine interne Mitteilung des Innensenators an die Polizei: »Kräfte aller Abschnitte sollen verstärkt in Eigeninitiative handeln. Hierbei auftretende Fehler werden in jedem vertretbaren Maß durch Polizeiführer und Politik gedeckt.«231 Die Polizei versuchte unterdessen vergeblich zu beweisen, dass es keinen Pressekessel gegeben habe. Ich bekam Monate später die Rechnung für meine Beteiligung an dem so wirksamen Protest gegen den Polizeikessel: Einige Polizistinnen und Polizisten verabredeten sich zu einer fingierten Geschichte, um mich von einem Gericht wegen Beamtenbeleidigung verurteilen zu lassen. Meinem Strafverteidiger H.-Jürgen Borowsky gelang es auch diesmal durch seine klugen Befragungen der Polizistinnen und Polizisten, die Verabredung zur Falschaussage auffliegen zu lassen. Die lang vorbereitete und durch die Ladung so vieler Polizeizeugen auch sehr teure Hauptverhandlung in Frankfurt/Main wurde hastig unterbrochen, nie wieder aufgerufen und auf Staatskosten eingestellt.


  * * *


  Juli 1992, Weltwirtschaftsgipfel in München: Die Demonstranten wollten den Aufmarsch der Mächtigen durch Demonstrationen, Parolen und Pfeifkonzerte stören. Ein naiver Mensch mag dies, in einer Demokratie, für vollkommen legitime Aktionsformen halten, um die andere Auffassung, den Protest, darzustellen. Die Mauer zwischen DDR und BRD gab es nicht mehr, aber die Stadt München zog plötzlich an vielen Straßen und Kreuzungen Mauern hoch: Vorkontrollen, Hauptkontrollen, Ausweiskontrollen, Gepäckkontrollen, Sperrungen. Es gab keine Steinwürfe oder andere Handlungen in der großen Demonstration mit etwa 20 000 Teilnehmern, die den nachfolgenden Polizeieinsatz gerechtfertigt hätten. Aber die USK-Einheiten und die aus der ganzen Bundesrepublik zusammengezogenen hochaggressiven SEKs (Spezialeinsatzkommandos der Polizei) zeigten, wozu der Staat sie ermächtigt hatte. Es gab keine erkennbaren Anlässe. Vielleicht einmal eine Mütze zu tief ins Gesicht gezogen oder einen Schal zu hoch, ein Transparent gefiel nicht oder wurde seitlich getragen, damit Passanten es lesen konnten, schon rannten Polizisten in die Demo und schlugen zu, manchmal griffen sie Einzelne heraus, manchmal nicht. Jeder Polizeistratege und jeder Polizeipsychologe weiß, dass man mit solchen Angriffen eine physische Auseinandersetzung provoziert. Die Demonstranten durchschauten es, wollten in diese Falle nicht gehen und blieben diszipliniert.


  Die Aggressivität der Polizei suchte weitere Opfer. Das Pfeifkonzert gegen die inhumane und naturzerstörende Politik des Weltwirtschaftsgipfels am Max-Joseph-Platz war angemessen laut. Keiner der Gäste wurde bespuckt oder auf irgendeine Weise attackiert, kein Farbei traf ein Fahrzeug, aber die Proteste waren zu hören, sobald die Herren und wenigen Damen aus ihren Limousinen stiegen. Offensichtlich war es den Politikern peinlich, dass ihre »hohen Gäste« die Pfiffe hörten, Diktatoren sind ja so leicht beleidigt. Die Polizei dichtete das Pfeifen und Rufen, die Transparente und Slogans zur kriminellen Tat um, zur strafrechtlich verwerflichen »Nötigung«. Es folgten Prügelorgien, der berühmte Münchner Kessel, massenhafte Festnahmen, Verschleppungen in die Haftanstalt in der Ettstraße oder gleich in die Justizvollzugsanstalt Stadelheim, Freiheitsentzug.


  Auch ich wurde gefangen genommen, weil ich laut gegen den Kessel protestierte, den sie, eine Straßenkreuzung entfernt vom Max-Joseph-Platz, um eine Gruppe von Demonstranten schlossen, denen sie nichts anderes vorwerfen konnten als die Benutzung von Trillerpfeifen und Stimmbändern. Ich hatte – mein Presseausweis hing sichtbar um meinen Hals – Journalistenkollegen und Fotografen auf einige ziemlich brutale Festnahmen aufmerksam gemacht und mir die Namen einiger der im Kessel Eingeschlossenen notiert, um sie an die betreuenden Rechtsanwälte weiterzugeben.


  Das missfiel der Polizei. Man nahm mich fest, plötzlich und mit Gewalt, meine Lederjacke zerriss. Einer der Polizisten, die mich meiner Freiheit beraubten, griff mit seinen beiden behandschuhten Händen in einem Spezialgriff um meine rechte Hand, so dass ich vor Schmerz schrie. Ich konnte mich nicht einmal fallen lassen. Bei diesem Polizeigriff wird die Hand weit über das Maß, das Bänder, Sehnen, Nerven und ein Handgelenk ertragen, zum Unterarm hin überdehnt. Passanten sehen nicht viel mehr als zwei dick behandschuhte Polizeihände, die eine Hand und ein Handgelenk verbergen. Die Behauptung, dass außer einem heftigen Schmerz kein dauerhafter Schaden bleibt, kann ich heute widerlegen. Die Hand blieb beeinträchtigt.


  Viele Fotos von Polizeiübergriffen auf Demonstrantinnen und Demonstranten zeigen heute diesen und andere Griffe, die oberflächlich betrachtet so harmlos erscheinen, dass unerfahrene Betrachter die schmerzverzerrten Gesichter der Festgenommenen für theatralisches Getue halten mögen.


  Von Polizisten bewacht wurde ich in einem Krankenhaus notversorgt. Bei der ärztlichen Untersuchung wollten die beiden Polizisten gern zusehen. Glücklicherweise war der Arzt selbstbewusst, zeigte auf das winzige Fenster, durch das ich nicht hätte fliehen können, und verwies die beiden Staatsdiener des Raums. Er versorgte mich, bandagierte unter anderem mein Handgelenk und legte meinen Arm in eine Schlinge. Die Polizisten wachten vor dem Arztzimmer, dann schleppten sie mich in die Haftanstalt im Polizeipräsidium in der Ettstraße. Ich wurde erkennungsdienstlich behandelt, Fingerabdrücke, Fotos, die ganze Prozedur. Mein Presseausweis war so viel wert wie Klopapier. Welchen Vorwurf machte man mir? Als Antwort nur Gelächter, so sicher fühlten sich staatliche Rechtsbrecher in einer von der SPD regierten Stadt. In diesen sonderbaren Momenten bekommt man eine sehr sinnliche Vorstellung von der »Demokratie«, in der man lebt. Wieder einmal.


  Die Zelle, in der ich dort mit mehr als einem Dutzend Frauen saß, hatte nur etwa sechs Holzpritschen, die wir uns teilten. Ich weiß nicht mehr genau, wie lange wir dort eingesperrt waren. Acht Stunden? Zehn Stunden? In der düsteren Zelle gab es einen Wasserhahn, aus dem aber kein Tropfen kam, weil das Wasser im Flur abgestellt war. Als wir Durst und Hunger hatten, ernteten wir höhnisches Gelächter. Als wir laut wurden, stellten die Wachhabenden das Wasser plötzlich voll auf, und es schoss in hohem Bogen in die Zelle und hörte nicht auf, bis der Boden überschwemmt war. Gegen den Durst hätten wir das Wasser auflecken müssen. Um keine nassen Füße zu bekommen, drängten wir uns auf den wenigen Holzpritschen.


  Wir erfuhren weder damals noch in der Folge, dass die Polizei eine Datei für uns eingerichtet hatte. Sie wurde zwar viel später nach der Kritik des bayerischen Datenschutzbeauftragten offiziell gelöscht. »Löschen« in einer Datenbank heißt aber nicht wirklich löschen, die Daten werden vorher gern von der Polizei in eine andere Datei übertragen. So sind sie, o Wunder, gelöscht und gleichzeitig doch wieder nicht. Die Daten von einigen von uns wurden offensichtlich, wie sich Jahre später herausstellte, in die neue, beim Landeskriminalamt (LKA) geführte, bayerische Staatsschutzdatei (SDBY) übernommen, die »offenbar als Rückzugsgebiet für ansonsten zu löschende Daten« fungierte232, wie Datenschützer kritisierten.


  Insgesamt 491 Menschen wurden am Montagmorgen festgenommen. Wie wurde die Sache gerechtfertigt? »Ihre Pfiffe und Sprechchöre, die die Blaskapelle zu Ehren des Bundeskanzlers übertönten, hätten gedroht, die Veranstaltung zu kippen«, rechtfertigte der verantwortliche Polizeipräsident Koller den Einsatz. Bundeskanzler Kohl sagte, die Demonstranten hätten nur »dem eigenen Land Schaden zufügen wollen«. Ministerpräsident Max Streibl meinte, »hartes Hinlangen sei eben bayrische Art«.233 Der Haftrichter sah das anders. Er lehnte nicht nur den Antrag ab, einige der Festgenommenen vier Tage lang einzusperren. Er ließ am Montagabend auch alle 491 Gefangenen »unverzüglich« frei: »Lärm ist keine Gewalt im Sinne des Paragraphen 240 StGB« (Nötigung).


  Prompt wurden gegen 479 Menschen Verfahren eingeleitet, weil ihnen Polizei und Staatsanwaltschaft vorwarfen, »durch lautes Schreien und Pfeifen mit mitgebrachten Trillerpfeifen den Abbruch der Begrüßungszeremonie für den Weltwirtschaftsgipfel zu erzwingen (Vorwurf der versuchten Nötigung und der Verunglimpfung des Staates und seiner Symbole)«234.


  In 287 Fällen stellte die Staatsanwaltschaft die Verfahren ganz ein, weil den Beschuldigten nichts nachgewiesen werden konnte. 188 weitere Verfahren stellte sie »wegen geringer Schuld« ein. Aber in diesen Fällen speicherte die Polizei die erhobenen personenbezogenen Daten weiter. Der Datenschutzbeauftragte hatte gegen die Speicherung in der bayerischen Staatsschutzdatei nichts einzuwenden. Er bemängelte nur, dass einige auch bundesweit aufbewahrt wurden. Man verpasste ihren Akten einen sogenannten KAN-Merker 6 (Handeln zur Verfolgung extremistischer Ziele und fremdenfeindlicher Straftaten), der ursprünglich nur für schwere Straftaten von überregionaler Bedeutung gedacht gewesen war.235


  * * *


  Juni 1999, EU-Gipfel in Köln: Es gab sehr verschiedene Positionen unter den Gipfelgegnern, wie spätestens bei der Vorbereitung und Durchführung der Anti-Gipfel-Aktionen klar wurde. Manche, die sich noch als Kritiker der Europäischen Union (EU) – nicht als Kritiker Europas! – gerierten, kokettierten längst mit all den materiellen Annehmlichkeiten, die die EU bestimmten Kreisen, nicht nur Europaparlamentariern, bot. Die EU winkte mit Jobs und Fonds für Projekte, auf die manch eine Gruppe nicht verzichten wollte. Linke und linksradikale EU-Gegner kritisierten die NGOs (Non-Governmental Organizations, Nichtregierungsorganisationen). Manch eine NGO sah sich eher als Politikberater denn als Kritiker. Ein Teil dieses Milieus hatte alle seine radikalreformerischen Forderungen aufgegeben. Die PDS zum Beispiel, die Anfang der 1990er noch vorgegeben hatte, eine linke, explizit antikapitalistische Partei sein zu wollen, war längst zu einer Möchte-gern-mitregieren-Partei geworden, hatte sich – schneller noch als die Grünen – angepasst und war inzwischen in Mecklenburg-Vorpommern an einer Landesregierung beteiligt. Ihrer EU-Kritik war – auch wenn sie sich mal gut anhörte – nicht zu trauen. Eine richtige Einschätzung, wie wir heute wissen.


  Statt um internationale Solidarität und soziale Befreiung ging es so einem Teil der Demonstranten nur noch um die Ausarbeitung von »globalen Steuerungsprogrammen« und um die »Bändigung spekulativer Finanzströme«, als sei das Finanzkapital losgelöst vom Produktivkapital. Um den Widerstand gegen den Kapitalismus insgesamt ging es ihnen nicht mehr. Dafür kam damals die staatstragende PDS auf die Idee, um globale Krisen zu lösen, solle eine UN-Weltpolizei – verdruckst betitelt als »Standby-Truppen« – eingerichtet werden.


  Aber die linken Gipfelgegner setzten sich noch weitgehend durch. Die EU-Gegner protestierten gegen die »staatlichen Vollstrecker der kapitalistischen Weltordnung« auf dem EU-Gipfel, gegen den Ausverkauf Osteuropas an die Interessen des westeuropäischen Kapitals und gegen die wachsende Verarmung in Europa. Zu ihren Forderungen gehörte die »Zerschlagung aller herrschaftssichernden Institutionen wie WWG [Weltwirtschaftsgipfel], IWF, Weltbank, NATO« und die sofortige Streichung der Schulden sowie Reparationszahlungen an den ausgeplünderten Trikont. Sie kritisierten aus guten Gründen die EU-Agrarpolitik, die Abschottung der EU-Festung gegen Flüchtlinge und Migranten sowie die innere und äußere Militarisierung Europas. Von 1990 bis 1999, neuere Zahlen habe ich nicht gefunden, waren schon etwa 90 Menschen an der BRD-Ostgrenze gestorben – auf der Flucht vor dem Bundesgrenzschutz oder deutschen Bürgerwehren, verunglückt oder ertrunken beim Versuch, nachts an gefährlichen Stellen die neue, viel modernere Mauer zu überqueren.


  Als nach dem EU-Gipfel in Köln die Protestierenden in Deutschland in einer Sackgasse zu stecken schienen und noch hitzig darüber diskutiert wurde, wie weiter vorzugehen sei gegen die »neue Weltordnung«, brachten die Ereignisse im amerikanischen Seattle einen Hoffnungsschimmer am finsteren Horizont.


  6Auf dem Weg in die Diktatur


  In Seattle wurde 1999 der Beginn eines Aufbruchs einer noch jungen neuen internationalistischen Bewegung gefeiert. Zuerst einmal verwandelte die Polizei die nordwestamerikanische Stadt »in ein Kriegsgebiet«, wie Vandana Shiva, Trägerin des Alternativen Friedensnobelpreises, es beschrieb.236 Die Polizei trat RoboCopähnlich auf und setzte Gummigeschosse, Tränengas und Prügel ein – aber es nützte ihr nichts. Die Staatsmacht war auf die Intensität des Protestes gegen die WTO nicht vorbereitet. Die Tagung scheiterte auf spektakuläre Weise.


  * * *


  November 1999, Konferenz der Welthandelsorganisation in Seattle: Hier sollte die »Millenniumsrunde«, die Jahrtausendrunde zu Handelsfragen, eröffnet werden, um die »Liberalisierung des Welthandels« und die »Marktöffnung« weiterer Staaten auszudehnen, eine Konferenz der Welthandelsorganisation (WTO). Für einen großen Teil der Welt bedeutete das nichts anderes als eine Bedrohung. 50 000 Demonstranten belagerten das Treffen. Sie verhinderten nicht nur den geplanten Ablauf der Zusammenkunft, sondern erzwangen ihren vorzeitigen Abbruch. Die WTO-Konferenz brachte nicht einmal eine gemeinsame Abschlusserklärung zustande.


  Sobald die Polizisten irgendwo Blockierer herausgezerrt und festgenommen hatten, setzten sich andere Demonstranten an ihre Stelle. Seattles Polizeipräsident gestand nach seinem Rücktritt: »Wir waren nicht auf die Tiefe der Anti-WTO-Gefühle vorbereitet. Und nicht auf die sehr große Zahl von Einzelpersonen, die eine Minderheit aller Protestierer repräsentierten, die auf Zerstörung und Gewalt aus waren.«237


  Gewalt? Die Medien vermitteln die von der Politik der WTO ausgehende menschenvernichtende Gewalt niemals so eindringlich wie das vergleichsweise bedeutungslose Vorkommnis kaputter Scheiben bei McDonald’s. Das perspektivlose, von Hunger und Krankheiten geschüttelte Leben auch nur eines einzigen Menschen im Trikont wird nie so einfühlsam dargestellt wie der Zorn eines Konferenzteilnehmers über lästige Demonstranten.


  Die Polizei hatte außer ihrer Überraschung über die Wut auf die WTO noch ein Problem. Der damalige US-Präsident Bill Clinton ließ sich nicht davon abhalten, nach Seattle zu kommen und die Teilnehmer der Konferenz mit einer Rede zu beglücken. Es war schließlich Wahlkampf. Wie man einem Interview mit Clinton später entnehmen konnte, hatte das Weiße Haus eine geheime Absprache mit der AFL-CIO (American Federation of Labor and Congress of Industrial Organizations), dem Dachverband der US-amerikanischen und kanadischen Gewerkschaften, getroffen.238 Die AFL-CIO nahm an den Anti-WTO-Protesten teil. Aber die Annahme, dass der Verband für seine Rücksichtnahme auf den wahlkämpfenden US-Präsidenten eine Mehrheit der Demonstranten und Blockierer gewinnen würde, war ziemlich unrealistisch. Warum sollten ernsthafte WTO-Gegner ausgerechnet dem höchsten Repräsentanten derjenigen Nation den Weg frei machen, die am meisten Schaden in und mit der WTO anrichtete? Die Mehrheit unter den 50 000 Protestlern war ein bunter Haufen aus gewaltfreien und militanten, linken, anarchistischen, sozialistischen und internationalistischen Gruppen und nicht so leicht zu vereinnahmen, wie es sich das Weiße Haus vorgestellt hatte.


  Der Secret Service des US-Präsidenten verlangte von der Polizei von Seattle, dem Präsidentenwunsch absoluten Vorrang zu geben und einen großen Teil ihrer Kräfte von der Räumung der Blockaden abzuziehen, um Clinton die Straßen frei zu machen. Ronald Legan, der leitende Vertreter des Secret Service in Seattle, stellte der Polizei ein Ultimatum, denn »wir wollten seine Wagenkolonne aus 30 Autos nicht nach Seattle hinein- und wieder hinausprügeln müssen«239. Die Polizei gab nach, zog Einheiten von den Protesten ab, und so kam Clinton durch – aber die Konferenz blieb blockiert.


  Eigene Erfahrungen in ihren Ländern mit den Folgen der WTO-Politik sowie der Druck der »Straße« schürten auch die Widersprüche unter den damals 135 (heute 157) WTO-Mitgliedsstaaten. Einige Handelsminister aus Asien, Afrika, Zentral- und Lateinamerika verweigerten ihre Unterstützung für den hinter verschlossenen Türen ausgehandelten »Konsens«. Es gelang den mächtigsten Regierungen in der WTO, den USA, der EU und Japan, nicht einmal, sich auf eine Tagesordnung für die Jahrtausendrunde zu einigen.


  Seattle wurde zum Fanal, zum Triumph eines »konfrontativen Vorgehens« gegenüber dem »lobbyistischen Schmusekurs der Nichtregierungsorganisationen«, wie es der Bundeskongress entwicklungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO) nannte. Indem die linken Aktivisten die WTO-Konferenz störten, verzögerten sie auch verheerende Beschlüsse. Aber das System, das mehr als 24 000 Kinder unter fünf Jahren240 täglich an Unterernährung sterben lässt und das dazu geführt hat, dass heute etwa eine Milliarde Menschen hungert, auch weil die Nahrungsmittelpreise durch Spekulation und Agrosprit gestiegen sind, wurde nicht gestoppt.241


  Dennoch hatte der Erfolg von Seattle – zehn Jahre nach dem Fall der Mauer, acht Jahre nach der Auflösung der Sowjetunion, nach all dem Siegesgeschrei vom »Ende der Geschichte« und dem noch endgültigeren »Sieg des Kapitalismus« – eine der internationalen Agenturen des Kapitals für einen Moment ausgebremst und weltweit vielen Menschen klargemacht, um was für eine menschenverachtende Organisation es sich bei der WTO handelte. Und es wurde die Botschaft verbreitet, dass tatsächlich ganz gewöhnliche Menschen etwas tun können, wenn sie sich zusammenschließen.


  * * *


  September 2000, IWF- und Weltbank-Konferenz in Prag: Die beiden Institutionen tagten zum ersten Mal in einem osteuropäischen Land. Eine Initiative gegen ökonomische Globalisierung (INPEG), ein Zusammenschluss vor allem junger Leute, koordinierte die Aktionswoche des Widerstandes. Wie in Seattle spielte das Internet eine große Rolle bei der Mobilisierung und der gegenseitigen Information. Das war auch dringend nötig, denn die tschechische Regierung führte in den Wochen vor der Konferenz einen Medienkrieg gegen die Demonstranten. Die Prager Regierung wollte der Welt zeigen, dass sie Ruhe und Ordnung durchsetzen konnte. Bloß keine Wiederholung des verlorenen »battle of Seattle«!


  Das tschechische Gesundheitsministerium riet Krankenhäusern allen Ernstes, sich auf Angriffe mit chemischen und biologischen Waffen einzustellen. Man empfahl der Bevölkerung, sich zu Hause einzuschließen, Türen und Fenster gegen die »Barbaren« zu verrammeln, Lebensmittelvorräte anzulegen und Kinder und alte Leute aufs Land zu schicken.242


  Viele IWF- und Weltbank-Gegner wurden schon an der tschechischen Grenze abgewiesen. Einem Sonderzug mit 1 000 italienischen Aktivisten wurde anfangs die Einreise verweigert. Polizisten filmten aus Hubschraubern jede größere Menschenansammlung in Prag. Es kam zu heftigen Auseinandersetzungen, mindestens 70 Demonstranten wurden verletzt. Am Abend lobte der tschechische Innenminister Stanislav Gross die Arbeit der Sicherheitskräfte.


  Dennoch drangen etwa 20 000 Demonstranten bis zum Tagungszentrum der Weltwährungskonferenz vor. Die Demonstranten kamen auch aus Indien, Brasilien, Griechenland, Spanien, Italien, Norwegen und Deutschland. Es waren Gewerkschafter, Bauern, Landlose, Linke verschiedenster Couleur. Die etwa 10 000 Konferenzteilnehmer, unter ihnen auch Finanzminister und Notenbankchefs, kamen nicht mehr hinaus. U-Bahn und Pendelbusse stellten am Nachmittag den Betrieb ein. Zuvor hatte es wieder massive Polizeiübergriffe gegen Demonstranten gegeben. Im Einsatz waren 11 000 Polizisten und 5 000 Soldaten, als wäre Krieg.


  Die Weltbank brach ihr Treffen einen Tag früher als geplant ab. Einige Delegierte fühlten sich nicht mehr sicher. »Wir sehen es als Erfolg an, dass sie die Stadt so schnell wie möglich mit eingezogenen Schwänzen verlassen«, sagte ein Aktivist der INPEG selbstbewusst.


  * * *


  Nach Prag wurde der schon länger schwelende Konflikt zwischen den verschiedenen Strömungen der Gipfelgegner noch deutlicher. Viele der NGOs, die an den Protesten gegen die Gipfel teilnehmen, wollen lediglich eine »Reform« von IWF und Weltbank, nicht deren Abschaffung. Manche sind nicht einmal gegen den Kapitalismus, sie wollen nur seine Modernisierung. Deshalb sind diese Gruppen in weiten Kreisen der internationalen Protestbewegung auch so unbeliebt. Viele trauen ihnen nicht, denn allzu häufig wechseln ihre Repräsentanten zur Gegenseite über, werden Politikberater oder Abgeordnete bürgerlicher Parteien. Attac gehört eher zu den linkeren NGOs und will doch nichts als eine Steuerreform. Eines der jüngeren Beispiele der Integration ins System ist der Übertritt des Mitgründers von Attac Deutschland, Sven Giegold, zu den Grünen und seine blitzschnelle (erfolgreiche) Kandidatur für das Europaparlament. Viele andere angeblich oppositionelle NGO-Funktionäre beziehen für ihre »konstruktive« Arbeit Gelder aus dem Staatshaushalt oder von Parteistiftungen.


  Längst haben Weltbank und IWF begriffen, wie günstig eine Spaltung des Widerstandes ist – in die »vernünftigen« und »konstruktiven« auf der einen und die »unvernünftigen«, »destruktiven« Widersacher auf der anderen Seite. Wenn es um korrumpierende Angebote geht, haben nicht nur Parteien, Parlamente und Regierungen großes Potenzial, sondern auch die Weltbank und der IWF: Fonds, Stiftungen, Aufträge, Jobs und – vielleicht am wirksamsten – Reputierlichkeit, also die falsche Art der sozialen Anerkennung.


  Aber es gab in Prag auch radikalere Vertreter der NGOs wie Walden Bello, den philippinischen Soziologieprofessor und internationalen Menschenrechtsaktivisten. Er diskutierte gemeinsam mit zwei anderen NGO-Vertretern auf Einladung des tschechischen Präsidenten Václav Havel auf einer öffentlichen Veranstaltung auf der Prager Burg. Auf der Gegenseite saßen Horst Köhler, damals der geschäftsführende IWF-Direktor, James Wolfensohn, Präsident der Weltbank, der US-Investor George Soros und der südafrikanische Finanzminister Trevor Manuel. Walden Bello spottete: »Ich hätte ja nie gedacht, dass ich jemals so dicht bei James Wolfensohn sitzen würde. Das ist es vermutlich, was man Nahkampf nennt.« Dann griff er Wolfensohn direkt an: »Sie haben geholfen, die Diktatur von Suharto [in Indonesien] zu rechtfertigen, und das wird Ihnen die Welt niemals verzeihen.« Der Vorsitzende von Friends of the Earth International legte offen, dass Wolfensohn und seine Kollegen in ihrer Begeisterung für den Bau von Dämmen in der Dritten Welt persönlich dafür verantwortlich seien, dass 400 Leute getötet und 10 Millionen Menschen zwangsumgesiedelt worden waren.


  Auch wenn Walden Bello einmal gemeinsam mit James Wolfensohn auf dem Podium saß, weiß er um die Gefahr solcher »Dialoge«. Weltbank und IWF seien hauptsächlich daran interessiert, die Opposition gegen ihre Projekte zu spalten, zum Beispiel indem sie einige Initiativen »vernünftige NGOs« und militantere »unvernünftige« nennen, schrieb er in einer Nachbetrachtung.243


  Ende Oktober saßen noch etwa 20 der in Prag festgenommenen IWF- und Weltbankgegner in Haft. Zwei Monate nach den Protestaktionen kam, gegen eine Kaution von 50 000 Euro, der letzte Demonstrant aus einem Prager Gefängnis frei, ein 18-jähriger dänischer Schüler. Er war misshandelt worden und hatte wochenlang in Einzelhaft gesessen. Man warf ihm vor, mit einer Eisenstange auf einen Polizisten eingeschlagen zu haben, was er bestritt. Er sagte, dass er gesehen habe, wie ihm Polizisten Steine in seinen Rucksack steckten, als er am Boden lag.


  * * *


  Juni 2001, EU-Gipfel in Göteborg: Für Kapital und Waren, für Billigarbeitskräfte und für Finanzspekulation gibt es in Europa kaum noch Grenzen. Für die Kritiker der herrschenden Verhältnisse hingegen ständig neue. Für viele Gegner des EU-Gipfels in Göteborg, die aus allen Teilen des Kontinents anreisten, war die Fahrt schon im Heimatland oder an der schwedischen Grenze zu Ende. Die schwedische Regierung setzte kurzerhand das Schengener Abkommen außer Kraft, um die Einreise von Gipfelgegnern zu verhindern. Ihre Busse wurden gestoppt, durchsucht und zur Umkehr gezwungen, Fähren aus Dänemark wurden scharf kontrolliert.


  Man stelle sich einmal vor, was für ein Geschrei ausbräche, wenn auch nur einem Bus mit deutschen Touristen an einer europäischen Grenze die Durchreise verboten werden würde.


  Und wie gut die europäischen Regierungen zusammenarbeiten, sobald es um die Diskriminierung von Oppositionellen geht! Der deutsche Bundesgrenzschutz (BGS) – seit 2005 Bundespolizei (BuPo) –, eine paramilitärische Truppe und Sonderpolizei mit viel zu umfassenden Rechten und Befugnissen, hatte der schwedischen Polizei detaillierte Informationen über sogenannte »bekannte Gewalttäter« zukommen lassen. Das Bundeskriminalamt (BKA) bespitzelte Busse. BKA-Leute reisten nach Göteborg. Es wurden sogar Akten aus Verfahren gegen Linke in Deutschland, die eingestellt worden waren oder mit einem Freispruch geendet hatten, an die schwedischen Behörden weitergeleitet.


  Alles wurde für eine Eskalation vorbereitet. Dass dennoch so viele Menschen, vor allem viele junge, aus allen Ländern nach Göteborg reisten, ließ die europäischen Regierungen bald noch intensiver über eine »gemeinsame Strategie gegen herumreisende Gewalttäter«244 nachdenken.


  Aber von alldem wussten die Demonstranten praktisch nichts. Zuerst sah es sogar so aus, als ob die schwedischen Behörden tolerant kooperieren wollten, und einige Behörden meinten das auch vermutlich so. Die Stadt Göteborg erlaubte den Gipfelgegnern, bestimmte Schulen als Schlafstätten, Kommunikations- und Konferenzzentren zu nutzen. Die Polizei versprach, sich zurückzuhalten und zum Beispiel keine Hunde und Reiterstaffeln gegen Demonstranten einzusetzen. Kaum hatte aber der Gipfel begonnen, stellte sich heraus, dass die Obrigkeit sich in Wahrheit für eine viertägige Strategie der Provokation, Aggression und Eskalation entschieden hatte.


  Die Hvitfeldtska-Schule gehörte zu den Schulen, die den Demonstranten zur Verfügung gestellt worden waren. Sie war Schlafstätte, zentraler Anlaufpunkt und Informationszentrum. Hier sollten die Workshops stattfinden, und hier arbeitete die »Volxküche Rantanplan« für die Verpflegung der Gipfelgegner. Die Schule war also der wichtigste Teil ihrer Infrastruktur. Erst lange nach den Ereignissen wurde den Organisatoren klar, dass die Schule eine Falle war. Mitorganisatorin Annika Tigerryd fiel wieder ein, was der Leiter der Göteborger Polizei ihr vor dem Gipfel gesagt hatte: »Du sollst wissen, Tigerryd, immer wenn der Staat herausgefordert wird, ist es der Staat, der gewinnt.«245


  Ausgerechnet diese Schule wurde gleich am ersten Tag, am Donnerstag, dem 14. Juni 2001, von der Polizei umstellt und angegriffen. Gegen 11 Uhr, nicht zufällig zu genau dem Zeitpunkt, als US-Präsident George W. Bush in Göteborg eintraf, umstellten 300 Polizisten – bis an die Zähne bewaffnete »Riotcops«, Reiterstaffeln und Hundeeinheiten – die Schule. In jenem Moment hielten sich dort mindestens 500 Gipfelgegner auf. Viele bereiteten sich gerade darauf vor, gegen Bush zu demonstrieren. Manche wollten ihm als ihre schärfste Waffe ihren nackten Hintern zeigen, das nannten sie »mooning to Bush«. Eine weitere Provokation – in den Augen der Polizei – schienen die Selbstschutzmaßnahmen der gewaltfreien spanischen Gruppe Ya Basta zu sein. Sie umwickelten empfindliche Körperteile zum Schutz vor möglichen Polizeiknüppeln mit allerlei Pappen und Schaumstoffen. Die Polizei nennt so was gern »passive Bewaffnung«. Man muss den Frust eines Polizisten verstehen, der auf einen Schädel schlägt, aber der platzt und blutet nicht …


  Wer aus der Hvitfeldtska-Schule zu fliehen versuchte, auf den ritt die Polizei mit Pferden los oder hetzte ihre Hunde. Nach einiger Zeit entschieden die Eingeschlossenen, einen kollektiven Ausbruch zu wagen, dabei aber defensiv vorzugehen, einfach immer wieder beharrlich mit einer Masse von Leuten gegen die Polizeiketten zu drücken. Aber als sie dann merkten, dass das vergeblich war, gaben sie auf und zogen sich in die Schule zurück. Ein Polizist behauptete später vor Gericht, die Demonstranten hätten durch ihren Rückzug die Polizei in eine Falle locken wollen, um sie im großen Stil »totzuschlagen«.


  Immer wieder versuchten die Eingeschlossenen auszubrechen. Die Polizei umstellte die Schule mit Transportcontainern. Ein paar sportlichen Leuten gelang es, über die Dächer der Container zu fliehen. Als gegen Abend mehrere größere Gruppen erneut auszubrechen versuchten, stürmte die Polizei die Schule und verletzte etwa hundert Menschen. Sie sperrte die meisten in Gefangenenbusse und verweigerte ihnen, nach der stundenlangen Freiheitsberaubung, erneut ihre Grundrechte. Niemand durfte einen Anwalt anrufen. »Sicherheitshalber« zerschlug die Polizei die Scheiben von Autos auf dem Parkplatz der Schule. Die Workshops und der Gegengipfel mussten ausfallen. Währenddessen demonstrierten 12 000 bis 15 000 Menschen in der Stadt, wo sich die Informationen über den Polizeiüberfall auf die Schule rasch verbreiteten. Viele versuchten, den Eingeschlossenen zu Hilfe zu kommen. Die Polizei rechtfertigte später ihr Vorgehen damit, dass in der Schule Straftaten vorbereitet worden sein sollen. Beweise legte sie nie vor.


  * * *


  Ein junger Göteborger wohnte zusammen mit seiner Freundin und zwei Katzen im Stadtteil Biskopgården. Er arbeitete in der häuslichen Pflege. Er hatte eine Zahnoperation hinter sich und konnte nicht mitdemonstrieren. Aber etwas wollte auch er tun, also meldete er sich für das Infotelefon.


  Infotelefone sind eine verbreitete und notwendige Sache bei großen Demonstrationen, sie gehören seit Jahrzehnten zu vielen Protestaktionen, auch sozialdemokratischen und gewerkschaftlichen. Bei einer der Vorbereitungssitzungen für die Anti-EU-Gipfel-Aktionen wurde, wie für andere Arbeiten auch, öffentlich für die Mitarbeit beim Infotelefon geworben. So fand sich eine kleine Gruppe aus 18- bis 23-Jährigen, darunter der junge Mann aus Göteborgs Biskopgården. Wie immer wurden Telefonlisten angelegt, wer im Falle wichtiger Ereignisse per SMS benachrichtigt werden sollte. Die Listen hingen in der Hvitfeldtska-Schule offen aus, allein acht Telefonnummern gehörten den Mitarbeitern eines Dokumentationsfilmers. Jeder konnte sich eintragen.


  Der Standort der Infozentrale war eine gewöhnliche Wohnung in einem Vorort. Die jungen Leute schliefen in Schlafsäcken. Der einzige Computer stand auf dem Couchtisch. Ein Polizeiexperte sagte dem Gericht später, auf dem Computer habe man ein spezielles Programm zum Versenden von SMS gefunden sowie ein Programm zur Verschlüsselung der Festplatte. Aber auf Nachfragen der Verteidiger musste der »Experte« zugeben, dass das SMS-Programm kostenlos zu haben war und mehrere Millionen Menschen es weltweit benutzten, und dass das Verschlüsselungsprogramm von jener Art war, welche die EU ihren Bürgern zum routinemäßigen Einsatz empfahl.


  Als die Aktionstage am Donnerstag begannen, bezog das Infotelefon von überallher Informationen, hörte den Polizeifunk ab und gab die aktuellen Informationen an alle Interessierten weiter. Als die Hvitfeldtska-Schule überfallen wurde, riefen viele der Eingeschlossenen mit ihren Handys um Hilfe. Das meldete das Infotelefon natürlich weiter und verband die Information mit dem Aufruf, zur Schule zu gehen und den Eingeschlossenen zu helfen. Das Infotelefon verschickte, bis es von der Polizei überfallen wurde, nur zehn SMS-Nachrichten. Eine SMS lautete: »Wir brauchen Solidarität mit unseren Genossen in der Schule. Die Polizei hat Probleme, die Stellung zu halten, sie sind müde und hungrig.« Eine andere: »Menschen bereiten sich auf Verteidigung der Hvitfeldtska vor. Polizei sind zu wenige. Alle dorthin zum Helfen ihrer Genossen! Weiterverbreiten!«


  In dieser Nacht zum Freitag stürmten maskierte Polizisten mit automatischen Waffen die Wohnung des Infotelefons. Zwölf Leute wurden verhaftet, unter ihnen der junge Pfleger. Er stand unter schwerem Schock, als sie ihn in das Gefängnis in Alingsås einlieferten. Der Leiter des ersten Verhörs sagte ihm, dass er zehn Jahre Gefängnis für Sabotage und Anstiftung riskiere. »Was?«, fragte der junge Mann entgeistert, »glaubst du, dass ich ein Terrorist bin?« Die Antwort: »Ich glaube, dass du ein feiges, ekliges Schwein bist, das andere auf der Straße die grobe Arbeit machen lässt.«


  Vier SMS wertete der Staat als Aufforderung zum Handeln und als Aufruf zu gewalttätigen Übergriffen auf die Sicherheitskräfte. Was war so geheimnisvoll und kriminell an diesen SMS? Jeder in der Schule, der ein Mobiltelefon hatte, rief um Hilfe. In den Straßen Göteborgs verbreitete sich die Nachricht auch auf anderen Wegen. Aktivisten informierten durch Megaphone und riefen alle dazu auf, den Eingeschlossenen in der Schule zu Hilfe zu kommen.


  Nur einer der SMS-Empfänger konnte identifiziert werden, ein 20-Jähriger. Der hatte um 14:46 Uhr, mehrere Stunden nach Beginn des Polizeiangriffs auf die Schule, den Hilferuf empfangen. Weitere vier Stunden später soll er in der Demonstration durch »winkende Handbewegungen« die Menschenmenge dazu aufgefordert haben, zur Schule zu gehen. Nichts weiter. Er hatte keinen Stein geworfen, keinen Polizisten angegriffen, nicht mal einen Papierkorb angezündet. Die Staatsanwaltschaft setzte sich mit ihrer Auffassung durch, dass das Infotelefon mit Hilfe des jungen Manns einen »våldsamt upplopp«, einen »gewalttätigen Aufruhr« (vergleichbar dem deutschen »besonders schweren Fall des Landfriedensbruchs«, § 125a Strafgesetzbuch), gesteuert habe.


  Der Vorwurf des »våldsamt upplopp« bzw. des Landfriedensbruchs war in der schwedischen wie in der deutschen Geschichte immer politisch umstritten, weil der Staat mit ihm politische Oppositionelle unverhältnismäßig willkürlich und übermäßig hart bestrafen kann. Mit der EU gleichen sich diese Repressionsgesetze über die Grenzen hinweg an. »Landfriedensbruch«, sagt das deutsche Strafgesetzbuch (StGB), bezeichnet »Gewalttätigkeiten gegen Menschen und Sachen« aus einer Menschenmenge heraus. Schon das »Einwirken« auf diese Menschenmenge, »um ihre Bereitschaft zu solchen Handlungen zu fördern« – was immer das sein mag: ein Winken? Ein Lachen? Eine Rede? –, kann mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren bestraft werden (§ 125 StGB).


  Für den »besonders schweren Fall«, der mit Freiheitsstrafen bis zu zehn Jahren geahndet werden kann, muss ein Täter eine Waffe mit sich führen, einen anderen in Todesgefahr versetzen oder, sonderbare Gleichsetzung von Menschen und Sachen, »bedeutenden Schaden an fremden Sachen« anrichten (§ 125a StGB). Nichts davon traf hier zu. Der junge Mann wurde zu zweieinhalb Jahren Gefängnisstrafe verurteilt. Während des Prozesses bildete sich die Solidaritätsgruppe Föräldrar 2001 (Eltern 2001). Sie sagten: Auch wir haben dazu aufgerufen, den Leuten in der Schule zu Hilfe zu kommen, wir zeigen uns jetzt selbst an. Viele taten es ihnen nach.


  * * *


  Auch am zweiten Tag des Gipfels, am Freitag, brach die Polizei erneut alle Absprachen, als eine große Demonstration in Richtung Tagungsort zu ziehen versuchte. Nach den vorangegangenen Ereignissen wollten die Demonstranten sich dieses Recht nicht nehmen lassen. Etwa 15 000 Menschen – oder waren es mehr? – und ein Meer von Fahnen. Die Polizei versuchte keinen Augenblick zu deeskalieren oder die Demonstration nur abzudrängen. Eine Pferdestaffel ritt in die Demonstration, die Reiter prügelten nach allen Seiten. Hunde wurden in einen »schwarzen Block« gehetzt. Die Wut der so Angegriffenen entlud sich in Steinwürfen. Scheiben gingen zu Bruch, von Wartehäuschen, Fast-Food-Kneipen, Banken und Cafés.


  Eine große Demonstration am Abend, an der auch bürgerliche Demonstranten und Prominente teilnahmen, ließ die Polizei jedoch in Ruhe. Aber auf der Avenyn, Göteborgs zentraler Einkaufsstraße, und im Vasapark feierten junge Leute eine hippieske »Reclaim the Street«-Party. Ihre Fete war lange angekündigt, nichtsdestotrotz sah sich der Staat bedroht. Die Polizisten, in voller RoboCop-Montur, umstellten den Park und griffen die Teilnehmer der Fete an. Daraus entwickelte sich eine mehrstündige Straßenschlacht, zu der mehr und mehr Demonstranten eilten, die die Ereignisse des Tages und der Nacht nicht vergessen hatten. Fast kein Medium erklärte diese Hintergründe, die Fotos von brennenden Caféstühlen und Müllcontainern hatten »Erklärung« genug zu sein.


  Hannes Westberg warf in der Vasagatan einen Stein. Der fiel kurz vor der Polizeikette auf die Straße. Der 19-jährige Schwede drehte sich um. Ein Polizist zog seine Waffe, zielte auf ihn und schoss. Der junge Mann fasste sich an den Rücken, stolperte noch ein paar Schritte und stürzte auf die Straße.246 Er schwebte tagelang in Lebensgefahr. Die Polizisten schossen noch zweimal und trafen noch einen Demonstranten sowie einen freiberuflichen Fotografen.


  Am Samstagmorgen demonstrierten nahezu 25 000 Menschen gegen die Militarisierung der EU, gegen »neoliberale« Wirtschaftspolitik und gegen die Festung Europa. Gegen Abend versammelten sich ein paar hundert auf dem zentralen Platz Järntorget, um spontan gegen die Polizeigewalt zu demonstrieren. Alle Anwesenden, auch Zuschauer und Passanten, wurden eingekesselt, viele festgenommen. Gegen Mitternacht wurde der Kessel plötzlich geöffnet. Es war vorbei. Aber nicht für alle.


  Ein Abschlussangriff musste schon sein. Gegen 22 Uhr stürmte eine mit Maschinengewehren bewaffnete Anti-Terror-Einheit die Schillerska-Schule. Auch diese Schule war den Gipfelgegnern von der Stadt als Schlafstätte zur Verfügung gestellt worden, offensichtlich eine ganz spezielle Form von Göteborger Gastfreundschaft. Diesmal lautete die Ausrede, ein »deutscher Terrorist« mit Handfeuerwaffen halte sich hier versteckt. Es hat dafür nie einen Beweis gegeben. Die 78 Gäste der Schule mussten sich auf den Schulhof legen. Wer einen schwedischen Pass hatte, wurde freigelassen – man wollte noch größeren Ärger meiden –, aber alle Demonstranten mit ausländischen Pässen wurden in Gewahrsam genommen.


  * * *


  Als es später wegen der Schüsse gegen die Demonstranten zum Prozess kam, behauptete die Regierung, die Polizisten seien bedroht worden und hätten um ihr Leben fürchten müssen. Die Videofilme der Polizei zeigten scheinbar, wie vermummte Demonstranten die Polizei attackierten und auch nicht aufhörten, als diese Warnschüsse abgab. Aber schwedische Fernsehjournalisten wiesen nach, dass Filmschnipsel hineinmontiert worden waren, die aber Demonstranten zeigten, die sich an einer anderen Stelle in der Stadt aufgehalten hatten. Es sollte so aussehen, als seien die Polizisten in einer bedrohlichen Situation gewesen. Die Journalisten wiesen auch nach, dass die Polizei eine Szene herausgeschnitten hatte, die dokumentierte, wie ein Polizist einem auf den Boden liegenden Demonstranten auf den Kopf trat. Die Polizei fügte sogar – ob es für diese Fälschungsmethoden an den Polizeischulen wohl gesonderte Kurse gibt? – Soundeffekte hinzu, um die Handlungen von Hannes Westberg und anderen als bedrohlicher erscheinen zu lassen, wie Amnesty International kritisierte.247


  Der Staatsanwaltschaft war die Manipulation peinlich, die sie doch eigentlich selbst hätte aufdecken müssen. Noch gilt, dass auch Beweise für die Unschuld von Beschuldigten und Angeklagten zu ermitteln sind. Schwedens Oberster Staatsanwalt Bengt Landahl erklärte: »Ich habe die Filmversion, die die Polizei vorgelegt hat, nie in Frage gestellt. Künftig werde ich Videoaufnahmen kritischer begegnen.«248 Wo lebt der Mann eigentlich?


  Die Schüsse blieben ohne juristische Konsequenzen für die beteiligten Polizisten. Die Göteborger Staatsanwaltschaft kam zwar zu dem Schluss, dass sie sich nicht in einer Notwehrsituation befunden hatten, dennoch wurden die Ermittlungen gegen den Schützen am 28. Mai 2003 zum dritten Mal eingestellt.


  Der 19-jährige Hannes Westberg lag mehrere Tage im Koma, die Ärzte mussten ihm eine Niere und die Milz entfernen, die Aorta war verletzt. Er wäre beinahe gestorben. Nach seiner Genesung wurde er zu einer 18-monatigen Haftstrafe ohne Bewährung verurteilt – wegen gewaltsamen Aufruhrs und Gewalt gegen Polizeibeamte. Die Strafe wurde später wegen Westbergs schweren Verletzungen um zehn Monate herabgesetzt. Die Ermittlungen gegen die Polizisten wurden eingestellt. Zum ersten Mal seit der Niederschlagung eines Arbeiteraufstands im Jahr 1931 im nordschwedischen Ådalen hatten Polizisten in Schweden wieder auf Demonstranten geschossen.


  Westberg hat nicht aufgegeben. Er ist heute 30 Jahre alt, hat eine kleine Tochter, interessiert sich für Musik, studiert und ist immer noch links. Manchmal tritt er bei Diskussionsveranstaltungen auf.


  Der 19-jährige Sebastian St. aus Bad Münstereifel hatte gerade sein Abitur gemacht und war mit einem Freund nach Göteborg gefahren. Ein Polizist schoss ihm bei der »Reclaim the Street«-Party in der Vasagatan ins Bein. Der Vorwurf der Staatsanwaltschaft war, dass Sebastian mit einem Stein auf einen Polizisten losgegangen sei. Er bestritt das, er habe nur bei lauter Musik auf der Straße getanzt und sei dabei auf die Polizisten zugelaufen. Es wurde ein Haftbefehl gegen ihn erlassen, vor seinem Zimmer in der Göteborger Universitätsklinik standen zwei Polizisten Wache, es herrschte absolutes Besuchsverbot. Sebastian wurde im Juli 2001 von einem Göteborger Gericht zu einem Jahr und acht Monaten Haft ohne Bewährung verurteilt. Seine Verwundung wurde nicht als ein Grund für eine Haftmilderung angesehen.


  Die Regierung »musste« eine Notwehrsituation für eine ganze Großstadt erfinden, um den Delegationen der 15 EU-Staaten sowie den rund 2000 akkreditierten Journalisten eine Ausgangssperre zu verpassen. Das war einmalig in der Geschichte der EU, und es gab eine Menge interner Kritik nicht am Verhalten gegenüber Andersdenkenden, sondern an den lästigen Nebenwirkungen, die das für die ehrenwerten Gäste bedeutet hatte: Abgeordnete durften ihre Unterkünfte nicht mehr verlassen, festliche Abendessen wurden abgesagt, der luxemburgische Premierminister Jean-Claude Juncker und der niederländische Ministerpräsident Wim Kok flüchteten über die Feuertreppe aus ihrem von Demonstranten belagerten Hotel.


  Die schwedischen Behörden waren, im besten Fall, heillos überfordert. Die rot-grüne deutsche Bundesregierung unterdessen gab eine harte Linie vor. Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) sagte über die Demonstranten: »Das sind Verbrecher, die mit der ganzen Härte der Gesetze zu rechnen« haben. Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) verlangte eine sofortige Sondersitzung der EU-Innenminister, um sich »sehr rasch auf ein koordiniertes und hartes Vorgehen gegen diese neue Form grenzüberschreitender extremistischer Kriminalität zu verständigen«. Man könnte linke Aktivisten registrieren und mit Einreiseverboten belegen, schlug er vor.


  Die Botschaft wurde gehört und verstanden. Einige inhaftierte deutsche Demonstranten wurden nach einem Terroristenparagraphen im Ausländergesetz verhaftet, isoliert, in sechs Quadratmeter große Zellen gesperrt und durften nur mit schwedischen Pflichtverteidigern, nicht aber mit Anwälten ihres Vertrauens und mit Angehörigen und Freunden kommunizieren. Nach drei Wochen bekamen sie Einzelhofgang, manchmal durften sie Radio hören oder fernsehen. Es waren Haftbedingungen, die ihre deutschen Anwälte, Volker Ratzmann und Hans-Christian Ströbele, an die Behandlung politischer Häftlinge im Deutschland der 1970er Jahre erinnerten. Die Anklagepunkte blieben lange unbekannt, was vermutlich damit zu tun hatte, dass die meisten Verdächtigen fernab jeder Randale aufgegriffen worden waren, auf dem Heimweg zum Hotel zum Beispiel oder an einer Bushaltestelle.


  Die meisten Verhafteten waren zwischen 18 und 23 Jahre alt. Sie wurden sofort in Isolationshaft gesteckt, etliche für mehr als drei Monate, obwohl das Gesetz für so junge Leute möglichst kurze Haftzeiten vorschreibt. Man quälte sie mit nächtlichem Lichtanschalten, einige mussten Schlaftabletten und Psychopharmaka einnehmen. »Dies machte sie für die Verhöre ›umgänglicher‹«, schrieb der schwedische Prozessbeobachter und Journalist Erik Wijk.249


  Die Bilanz der staatlichen Gewalt in Göteborg waren drei angeschossene Jugendliche, Hunderte von verletzten jungen Leuten, mehr als 550 Festnahmen, zehn Abschiebungen per Charterflugzeug nach Hamburg, 51 Untersuchungshäftlinge, viele Gerichtsprozesse und sehr harte Gefängnisstrafen. 55 Gipfelgegner wurden verurteilt, 41 zu Haftstrafen, der Rest zu sonstigen Strafen wie Arbeitsstunden. Der Anklagevorwurf war in den meisten Fällen der »våldsamt upplopp«, der »besonders schwere Landfriedensbruch«. Die durchschnittliche Haftstrafe lag bei 13,6 Monaten, die härtesten Haftstrafen betrafen zwei Leute und beliefen sich auf zwei Jahre und sechs Monate. In sieben Fällen wurden die Angeklagten freigesprochen oder das Verfahren eingestellt.


  Damit galten die »Taten« nicht mehr als geringfügige oder als Ordnungswidrigkeiten. Das Oberste Gericht in Stockholm überprüfte im Januar 2002 einige der noch nicht rechtskräftig gewordenen Göteborg-Urteile, aber nur das Strafmaß und nicht die Beweissituation oder die Urteilsbegründung. In einigen Revisionsverfahren wurde die Haftdauer gesenkt. Indem sie nicht in Frage gestellt wurden, wurden gleichzeitig aber auch die Urteilsbegründungen, die ja teilweise auf Falschaussagen und auf manipulierten Beweismaterialien beruhten, höchstinstanzlich gerechtfertigt.


  Die Medien, die das Infotelefon als »Zentrale des Terrors« vorverurteilt hatten, waren erfolgreich. Vor Gericht malte die Staatsanwaltschaft das Schreckensbild an die Wand, beim Infotelefon habe es sich um eine gleichsam militärische Organisation gehandelt. Die acht jungen Leute, die das Infotelefon betrieben und SMS verschickt hatten, wurden zu Freiheitsstrafen von drei bis vier Jahren verurteilt. Mit ihren SMS-Nachrichten hätten sie gewalttätige Ausschreitungen unterstützt. Der Fall kam viermal vor Gericht, hinauf bis zur höchsten Instanz. Aus dem Vorwurf der Anstiftung zum schweren Landfriedensbruch wurde Beihilfe zu schwerem Landfriedensbruch. Am Ende wurden die Angeklagten zu Gefängnisstrafen zwischen vier und 21 Monaten verurteilt. »Alle sind«, sagte mir der schwedische Schriftsteller Jörgen Gassilewski 2008, »durch die Zeit der Untersuchungshaft und im Gefängnis mehr oder weniger traumatisiert.«


  * * *


  Die Göteborger Ereignisse haben auch gezeigt, wie schnell Grenzen zu schließen sind – mehrere Busse mit Demonstranten durften erst gar nicht einreisen – und wie grenzenlos die Kooperation der europäischen Polizei- und Strafbehörden ist. Es ist zum Beispiel im Falle deutscher Demonstranten möglich, sofern die vorgeworfene Handlung in beiden Ländern strafbar ist und in gleicher Maximalhöhe bestraft werden kann, dass die Göteborger Staatsanwaltschaft Anklage erhebt und diese dann an das schwedische Justizministerium weiterleitet, welches die Anklage schließlich den zuständigen Behörden zum Beispiel in Deutschland überstellt.


  Im Mai 2002 erklärte die Göteborger Staatsanwaltschaft, dass gegen 18 Ausländer, darunter sieben Deutsche, in ihren Herkunftsländern Anklage erhoben werden würde. Die deutschen Behörden, darunter das LKA Berlin, nahmen eigene Ermittlungen gegen mindestens elf Personen auf, darunter auch gegen solche Demonstranten, die auf ihrer Reise weder kontrolliert noch in Göteborg in Gewahrsam genommen worden waren. Man »identifizierte« sie auf Fotos oder Filmen.


  Ab August 2002, mehr als ein Jahr nach dem Gipfel – die deutschen Demonstranten aus Göteborg hatten von den Ermittlungen gegen sich nichts gewusst und vieles vielleicht längst vergessen –, kam es zu ziemlich ruppigen Hausdurchsuchungen und Vorladungen in Deutschland. Die Anwälte der Beschuldigten erhielten keinen Zugang zu den vollständigen Ermittlungsakten der schwedischen Behörden, wo sie vielleicht auch entlastendes Material hätten finden können. Im März 2003 wurde, nach einer solchen Hausdurchsuchung, zum Beispiel Timm E. in Berlin wegen schweren Landfriedensbruchs zu zwei Jahren Haft auf Bewährung verurteilt. Wegen angeblicher Fluchtgefahr saß er 34 Tage in Untersuchungshaft: täglich eine Stunde Hofgang, im Monat nur zweimal 30 Minuten Besuch, Nazis in seiner Zelle. Die Fluchtgefahr wurde damit begründet, dass er sich ja schon einmal im Ausland, nämlich in Göteborg, aufgehalten hatte.


  Schuldig gesprochen zu werden hieß auch, enorme Kosten aufgebürdet zu bekommen. Wohl um die jungen deutschen Angeklagten mit hohen Geldforderungen sozial zu schädigen, mussten sie, sobald sie ein Verfahren verloren hatten, Tausende von Euro an unsinnigen Reisekosten für Polizeizeugen aus Schweden übernehmen, deren Aussagen – so Prozessbeobachter – ohne Substanz waren.


  Wolfgang Kaleck, der Vorsitzende des Republikanischen Anwältinnen- und Anwältevereins e. V. (RAV), kritisierte die »Einschränkung der Verteidigungsmöglichkeiten« sowie die miserable Qualität des Beweismaterials. Die deutschen Behörden wären weder ihrem Auftrag nachgekommen, das schwedische Material auf Widersprüche und Fehler zu prüfen, noch hätten sie, wie das Gesetz es (noch) vorschreibt, auch Entlastungsmaterial gesammelt und ausgewertet. Die Staatsanwaltschaft habe Videos gezeigt, die nur der Stimmungsmache dienten und die seit den Erkenntnissen, dass die Polizei in Schweden Videos gefälscht habe, unter Manipulationsverdacht stünden.


  Alle Verfahren gegen Polizisten wurden eingestellt. Dass zwei Demonstranten und ein Fotograf angeschossen worden waren, einer davon lebensgefährlich, dass andere geprügelt worden waren, gejagt und eingesperrt in der Schule, Hunde und Reiterstaffeln auf sie gehetzt worden waren, dass Polizisten, wie sie selbst zugaben, Steine auf Demonstranten geworfen hatten, dass sie falsch ausgesagt und Videofilme gefälscht hatten und all die willkürlichen Einreiseverbote und Abschiebungen – nichts zählte. Nicht ein einziger Polizist erhielt als Strafe auch nur eine winzige Sozialstunde.250


  Die Europäische Union demonstrierte, für wen sie da ist: für die sogenannten Sicherheitsinteressen ihrer Mitgliedsstaaten, nicht für Freiheit und Bürgerrechte. Diese neue europäische Repressionspraxis war mit Göteborg einen großen Schritt in Richtung einer europäischen Diktatur gegangen. Die polizeilichen und juristischen Maßnahmen gegen die Gipfelkritiker während und insbesondere nach den Göteborger Ereignissen zeigen, dass diese Repressionspraxis darauf zielt, den Handlungsraum der linken antikapitalistischen Opposition so zu beschränken, dass sie sich nicht mehr entfalten kann. EU-Europa rückt nicht nur wegen seiner vielen rechtsextremen und faschistischen Organisationen nach rechts – die autoritärer werdenden bürgerlichen Parteien schieben die ach so freie und »grenzenlose« EU in die Richtung einer Diktatur.


  In der strafrechtlichen Aufarbeitung setzte sich der autoritäre Teil des Staatsapparates, in bestem Einvernehmen mit politischen Polizeidienststellen und Staatsanwaltschaften in anderen europäischen Staaten, in voller Härte durch. Es kam zu Verurteilungen, die eines Rechtsstaates unwürdig sind und die das Ziel verfolgten, eine junge politische Generation mit aller Staatsgewalt abzuschrecken, ihr zu schaden und sie nachdrücklich einzuschüchtern. Es ist schön, dass das offensichtlich nicht gelang.


  Eine der wenigen schwedischen Zeitungen, die fünf Jahre danach ausführlich über die Ereignisse in Göteborg berichtete, war Arbetaren. Die ganze Redaktion war im Juni 2001 nach Göteborg gefahren und hatte die Webseite des Blattes »mit einer schockierenden Meldung nach der anderen« gefüllt.


  Alle nachträglichen Untersuchungen, sagte Hannes Westberg, »von Amnesty International, vom Helsinki-Komitee für Menschenrechte oder auch von der Polizei selbst, bestätigen, was wir vergebens versucht haben zu sagen: Dass es das Vorgehen der Polizei war, das kleine Zwischenfälle zu Krawallen werden ließ. Dass Beweismaterial gefälscht wurde oder verschwand, dass Polizisten Meineide schworen, dass Unschuldige in politisch gefärbten Gerichtsverfahren zu jahrelangen Gefängnisstrafen verurteilt wurden. Dass auf Demonstranten geschossen wurde und es zu illegalen Massenverhaftungen kam. Dass es bei den brutalen Polizeieinsätzen keine klare Aufteilung der Verantwortung gab, dafür eine umso deutlichere Verantwortungslosigkeit. Und dass das alles von einer Politikerklasse gedeckt wurde, die es eifrig anfeuerte, bis schließlich alles in einem medialen Gefühlssturm aus Nonsens und noch einmal Nonsens begraben wurde.«


  * * *


  Die Ereignisse vom Juni 2001 waren ein traumatischer Einschnitt für eine Generation junger schwedischer Linker. Vielen saß das schockartige Ausmaß der Repression jahrelang tief in den Knochen. Während Teile der Bewegung auf diese Weise zerschlagen wurden, habe Schweden, so Hannes Westberg, »was repressive Gesetzgebung und Überwachung angeht, seitdem eine Führungsrolle in der EU übernommen«.251


  Im ersten Halbjahr 2001 hatten sich, nach Seattle und Prag, viele neue Gruppen gegründet. In Porto Alegre fand das erste Weltsozialforum statt. Die Zapatisten marschierten in die mexikanische Hauptstadt, ein Gipfeltreffen der Weltbank in Barcelona musste annulliert werden. Es wuchs die Hoffnung, die kapitalistischen Gesellschaften menschlicher zu machen.


  Aber Göteborg war nicht das Ende der Aufbruchphase. Es sollte noch härter kommen, nur vier Wochen später in Genua. Und dann am 9. September 2011 veränderte sich die Welt durch die Anschläge auf die Twin Towers in New York noch einmal. Die Herrschenden in Schweden und Italien, die politischen Eliten und Apparate, die die Gipfel trugen, mussten sich niemals wirklich verantworten. Die hinter ihnen stehenden Kapitalfraktionen ohnehin nicht.


  7Der schleichende Faschismus


  Wenn schon die Krise von 2001 derart autoritäre Entwicklungen in einer bürgerlichen Demokratie wie Schweden ausbrechen lassen konnte, wie stellte sich die Lage für kritisch denkende Menschen erst dar, wenn eine Weltwirtschaftskrise sich voll entfalten würde? Die Ereignisse von Göteborg und Genua geben aus Sicht des Jahres 2012, des sechsten Jahres der Weltwirtschaftskrise, frühe und oftmals unterschätzte Hinweise auf heutige Zeiten.


  * * *


  Ende der 1960er Jahre fürchtete der linke Verleger Giangiacomo Feltrinelli, dass Italien kurz vor einer faschistischen Machtübernahme stünde, weil sich die Zahl der rechtsextremen Sprengstoffanschläge auf zivile Einrichtungen häufte. Feltrinelli, der aus einer reichen Familie stammte, Kommunist geworden war, aber die KP Italiens wegen ihrer Orthodoxie verlassen hatte, war der erfolgreiche Verleger von Boris Pasternaks Dr. Schiwago und von Che Guevaras Bolivianischem Tagebuch, das ihm sein Freund Fidel Castro überlassen hatte.


  Feltrinellis Ängste waren nicht unbegründet: Italien war bis Mitte der 1970er Jahre die einzige bürgerliche Demokratie in Südeuropa. Spanien war seit dem Bürgerkrieg eine Diktatur unter General Franco, bis der 1975 starb. In Portugal beendete erst die Nelkenrevolution von 1974 die Diktatur unter Salazar bzw. Caetano. In Griechenland hatte sich 1967 eine folternde und mordende Militärjunta an die Macht geputscht (bis 1974).


  Auch für Linke in der Bundesrepublik war die Tatsache, dass diese Diktaturen von allen Bonner Regierungen unterstützt und von den USA maßgeblich gefördert wurden, eine ernste Bedrohung. Der Hass, der auch auf die neue Linke in der alten Bundesrepublik niederprasselte, die Notstandsgesetze, der Krieg in Vietnam, die Junta in Griechenland – all das verursachte nicht nur bei Ulrike Meinhof 1967 den Eindruck einer realen Bedrohung. Wie jede Linke kannte sie die Drohung: »Euch sollte man vergasen!« Ihr Freund Feltrinelli hatte ihr seine Furcht vor einer faschistischen Machtübernahme in Italien ausführlich begründet. In einem Text für die Zeitschrift Konkret verglich Meinhof die Situation in Griechenland mit der Lage, die sich in der Bundesrepublik durch die geplanten Notstandsgesetze einstellen konnte.


  Dieser Artikel für die Juni-Ausgabe erschien Ende Mai 1967. Sie schrieb darin: »Die Unterschiede rühren daher, dass die einen den Notstand schon durchführen, indes die anderen ihn erst planen.« Dass CDU, SPD, FDP, NATO und die USA die griechische Junta unterstützten, ließ Meinhof schlussfolgern: »Hätten wir eine Opposition mit politischer Alternative und Wahlerfolgen – das griechische Beispiel beweist, dass ihre Beseitigung nicht nur möglich ist, sondern auch reibungslos geht, (…) in bestem Einvernehmen mit allen Bündnispartnern. Ein paar Panzer, ein paar tausend Inhaftierte, das Parlament in Bonn kann bleiben. (…) Einige Demokratien in Westeuropa sind Kartenhäuser. Will man sie benutzen, stürzen sie ein.«252 Sie verglich die Situation der griechischen und der westdeutschen oppositionellen Jugend. »Die Polemik von Politikern und Presse gegen politische Studentengruppen in der Bundesrepublik und West-Berlin unterscheidet sich nur insofern vom griechischen Beispiel, als sie noch nicht mit Waffengewalt vorgetragen wird.«253


  Ein paar Tage später, am 2. Juni 1967, wurde der Student Benno Ohnesorg in Westberlin von dem Polizisten Karlheinz Kurras durch einen Schuss in den Hinterkopf ermordet. Viele Polizistenkollegen beglückwünschten den Täter und freuten sich bald, dass er keinen Tag im Gefängnis sitzen musste.


  Feltrinelli gab seinen Verlag und seine bürgerliche Existenz auf und ging in den Untergrund, wo er 1972 in der Nähe Mailands bei einem unaufgeklärten Sprengstoffanschlag starb. Auf gewisse Weise erfüllten sich seine Ängste. Italien ist zwar kein im klassischen Sinne faschistisches Land, aber dort herrschen heute Rechtskonservative in feinen Maßanzügen und -schuhen. Rechte und rechtsextreme politische Parteien, Geheimdienste, Staatsschutz, Teile der Justiz und der Polizei sind ein gegen die linke Opposition verschworener Block. Hinter der jahrelangen oberflächlichen Kritik an Berlusconi, hinter falschen Haaren und Sexpartys, verschwand dieses System. Die herrschenden italienischen Kreise konnten sich bei großen Ereignissen auch auf Deutschland verlassen.


  Beim G8-Gipfel vom 18. bis 22. Juli 2001 in Genua zeigte sich, welches gewalttätige und faschistische Potenzial in EU-europäischen Staaten gedeihen kann. Es ist nicht schwer, aus den im Folgenden geschilderten Ereignissen Schlussfolgerungen für gegenwärtige und kommende Auseinandersetzungen zu ziehen.


  * * *


  Am 18. Juli 2001 stand ich auf dem Flughafen Tegel in Berlin und hatte ein Problem. Für meine Ulrike-Meinhof-Biographie hatte ich Interviews zu führen und ein Archiv zu durchforschen gehabt, das hatte länger gedauert als geplant. Deshalb war ich zu spät dran für kollektive Bus- oder Zugfahrten zum G8-Gipfel, so versuchte ich einen Flug nach Genua zu bekommen. Unter den Gipfelgegnern würde ich dort Freundinnen und Freunde aus Deutschland, Griechenland, Frankreich und Italien treffen, irgendein Übernachtungsplatz würde sich schon ergeben. Aber es gab keine Flüge. Silvio Berlusconi, nach fünf Jahren Opposition nun zum zweiten Mal als Ministerpräsident im Amt, hatte den Flughafen von Genua geschlossen und auch den Bahnhof, als herrsche Krieg. Flüge nach Mailand, Turin oder Nizza gab es auch nicht mehr, von dort hätte ich ein Mietauto nach Genua nehmen müssen. Das war zu teuer.


  Italien war keine einsame autoritäre Insel. Nicht ein einziger EU-Staat würde sich nach den kommenden Ereignissen darüber beschweren, was in den folgenden Tagen in Genua geschah.254 Die Nachbarstaaten Italiens waren von vornherein eifrig darum bemüht, potenziellen Gipfelgegnern jedwede Reisefreiheit zu rauben. Italien überwachte sämtliche Grenzen. Auch die österreichische Regierung setzte das Schengener Abkommen außer Kraft, sie kontrollierte Reisende an den Grenzen zu Deutschland und Italien auf der Suche nach möglichen G8-Gegnern. Die deutsche Bundesregierung – damals bestand sie aus SPD und Grünen – begrüßte die Maßnahme, das taten auch die spanische und die italienische Regierung. Man kann also annehmen, dass die Sache abgesprochen war.


  Der damalige bayerische Innenminister Günther Beckstein behauptete, solche Maßnahmen seien die »zwangsläufige Folge des linksextremistischen grenzüberschreitenden Gewalttourismus«, und er malte das Hetzbild von »kriminellen Extremisten, die politische Gipfeltreffen für ihre Verbrechen« nutzten.255 Etliche deutsche Linke durften nicht nach Italien ein-, manche erst gar nicht aus Deutschland ausreisen. Es gibt längst neue Mauern, sie sind unsichtbar. Es gab auch keine Proteste der ach so fortschrittlichen SPD/Grüne-Bundesregierung zu hören, als die italienische Regierung ankündigte, sie würde ihre Polizei mit scharfer Munition ausrüsten.


  EU-Grenzen sind stets offen fürs Kapital, für Waren und für billige Arbeitskräfte. Für Menschen, die ihr Recht auf Demonstrations- und Versammlungsfreiheit wahrnehmen wollen, gilt das immer weniger. Repressive, gewalttätige Maßnahmen werden üblicherweise damit vorbereitet, dass es Medien gibt, die das Spiel mitspielen und schon im Vorfeld gegen die Demonstranten hetzen. Der Axel-Springer-Verlag ist seit Jahrzehnten dabei, wenn es gegen Linksoppositionelle geht. 2001 nun berichtete seine Welt am Sonntag von angeblichen Erkenntnissen italienischer Behörden, dass »die Politik-Hooligans« vorhätten, »einzelne Polizisten als Geiseln« zu nehmen, um sie anschließend als »menschliche Schutzschilde« einzusetzen.256


  Die Genueser Zeitung Secolo XIX machte publik, dass die Behörden 200 »body bags« bestellt hatten, Leichensäcke, und dass ein 500 Quadratmeter großer Kühlraum als Leichenhalle angemietet worden war.257 20 000 Polizisten und Militärs standen zum Einsatz bereit, 15 Armeehubschrauber, vier Militärflugzeuge. Vor der Küste lagen sieben Kriegsschiffe.


  Die Stadt Genua war mit meterhohen Zäunen mehrfach gespalten: Die rote Zone war totales Sperrgebiet, sie war groß und umfasste das Stadtzentrum und den Hafen. Kein Staatsmann schrie: »Tear down that wall!« Die gelbe Zone konnten Anwohner nur mit speziellen Ausweisen betreten. Auf dem Flughafen waren Flugabwehrraketen aufgestellt, Autobahnen und Straßen durch bewaffnete Kontrollen »gesichert«. Teile der Kanalisation waren versiegelt. Der Mobilfunkverkehr wurde gezielt gestört.


  In der roten Zone versammelten sich die Regierungschefs und ihre Delegationen, eine Geisterzone. Manchmal hörte man Rufe entfernter Demonstrationszüge, Pfiffe oder Schläge gegen die Absperrgitter. Davon, dass ein Protest in einer angeblichen Demokratie auch für diejenigen – hier: die Staats- und Regierungschefs – zu hören sein muss, gegen deren Politik man protestiert, war keine Rede.


  Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Gipfelprotesten in Genua waren riesig: 200 000 Demonstranten, vielleicht sogar 300 000. Auf einer der ersten Demonstrationen liefen 20 000 fröhliche, laute, bunte Menschen aus aller Welt. Punks und Pazifistinnen, Gewerkschafter und Religiöse, Schülerinnen aus Italien und Bauern aus dem Trikont. Sie sahen Hubschrauber über sich kreisen. Vielleicht glaubten sie, dass sie mal wieder ausgespäht wurden. Aber plötzlich sank einer der Hubschrauber tiefer und sprühte CS-Gas in die dichtgedrängte Menschenmenge. Wer keine Schutzmaske aufhatte, und das waren die allermeisten, bekam keine Luft mehr. Panik brach aus. Von den Straßenrändern feuerten Polizisten Gasbomben in den vorderen Teil der Menge. Wohin rennen? Die Aktivisten im Lautsprecherwagen versuchten den Demonstrationszug in Sicherheit zu bringen: Sie riefen zum langsamen Rückzug auf, auf dem Corso Gastaldi sollte sich der Zug neu formieren. Aber auch von anderen Seiten schoss die Polizei jetzt mit Tränengasgranaten in die Demonstration.


  * * *


  Flashback. Malville/Frankreich am 31. Juli 1977. Auf den Feldern bei Creys-Malville demonstrierten wir gegen den geplanten französischen Superphénix, einen Schnellen Brüter, ein uranbetriebenes Atomkraftwerk. Wir kamen aus vielen westeuropäischen Ländern. Die paramilitärische französische Bereitschaftspolizei CRS (Compagnies Républicaines de Sécurité) beschoss uns mit Tränengasgranaten. Wir wussten nicht, dass sie auch mit Offensivgranaten schossen. Zwei Demonstranten versuchten, die vermeintlichen Gasgranaten auszutreten bzw. zurückzuwerfen, einer verlor dabei eine Hand, ein anderer einen Fuß. Das Gift ließ unsere Augen und Kehlen brennen. Wir flohen durch giftige Nebelschwaden.


  Abends, wenige Stunden, bevor die CRS unser Camp im Dorf Morestel überfiel, erfuhren wir, dass der Druck einer solchen Granate die Lunge des jungen französischen Lehrers Vital Michalon zerrissen hatte. Er war tot. Der Staat log: »Herzversagen«, aber die Leiche konnte den staatlichen Sanitätern weggenommen und ordnungsgemäß obduziert werden, dabei fand sich der Lungenriss. Keiner der Täter wurde je bestraft. Gegen einige von uns gab es sofort Schnellgerichte, viele Verurteilungen, monatelange Haft. Aber wir erlebten auch viel Solidarität, nicht nur als Bauern und sogar Nonnen einige von uns vor der Polizei versteckten.


  * * *


  Genua, 20. Juli 2001. Irgendwo brannte ein Auto, Steine flogen. Wen überraschte das? Die Demoleitung rief immer noch zum Rückzug auf. Sie versuchte, die Demonstranten zu schützen. Aber der Zug kam nicht aus dem Kessel. Wasserwerfer rückten vor. Demonstranten errichteten Barrikaden und warfen Steine auf die Polizei. Wen die Polizisten erwischten, auf den prügelten sie ein, auch wenn er schon hilflos auf der Straße lag. Einige Demonstranten retteten sich auf die Piazza Alimonda. Aber auch dort waren Polizisten und zwei Jeeps der Carabinieri. Wütend warfen die Demonstranten Steine auf die beiden Militärfahrzeuge, und einer schlug mit einem Holzbrett eine Scheibe ein.


  Der 19-jährige Mario Placanica gehörte als Carabiniere im Wehrpflichtigendienst erst seit einem halben Jahr zu den 100 Carabinieri des XII. Bataillons Sicilia. Placanica hatte zuvor nur Erfahrungen beim Ordnungsdienst im Stadion von Palermo gemacht. Die Unterbringung in Genua war schlecht, »die Vorgesetzten brüllten die ganze Zeit«, sagte er, und sie bereiteten ihre Untergegebenen auf eine ganz besondere Lage vor: »Sie erzählten uns, dass man uns mit Beuteln voll mit infiziertem Blut bewerfen würde. Es fühlte sich an, als müssten wir in den Krieg ziehen.« Liest man ein späteres Interview mit dem jungen Carabiniere, das eine ganze Reihe von Fragen aufwirft, kommen Erinnerungen an die deutschen Freikorps der 1920er Jahre auf, die immer sicher sein konnten, dass kein Gericht sie je haftbar machen würde.


  Anfänglich wurden Placanica und seinen Kollegen auf den Straßen von Genua »Sturmeinsätze« befohlen, um die demonstrierenden Massen ein wenig »zu lockern«, wie ihre Vorgesetzten es nannten. Als Demonstranten daraufhin einen Carabinieri-Mannschaftswagen angriffen, befahl Major Cappello, der Leiter des Bataillons Sicilia und Angehöriger des Fallschirmjäger-Elitekorps Tuscania, Tränengas abzuschießen. Cappello war unzufrieden, weil Placanica »in parabolischen Bahnen« schoss, über die Menge hinweg also, wie man es ihm beigebracht hatte. Der Major, so Placanica, »fing an, auf Mannshöhe zu schießen, wobei er einige Personen im Gesicht traf. Vollkommen irre Sachen […]. Ich musste den Tränengaspatronen die Lasche abnehmen und sie dem Major Cappello reichen. Wenn man die Lasche abnimmt, entflieht ein wenig Gas.« Ihm wurde schlecht. »Daraufhin hat man mich in eine Straße gebracht, die zur Piazza Alimonda führt. Unterwegs habe […] ich […] gesehen, wie Oberst Truglio [Giovanni Truglio, der an diesem Tag in Genua im Rang zweithöchste Carabiniere und Befehlshaber der Sondereinheit CCIR; J.D.] und Major Cappello einige Personen mit einem Fotoapparat schlugen, bis sie bluteten. Ich begann, mich zu übergeben, da haben sie mich in den Jeep einsteigen lassen.«


  Hinten im Jeep saßen außer Placanica noch zwei weitere Carabinieri. Es gibt ungeklärte Hinweise auf einen vierten Mann, einen Offizier, der im Fond gesessen haben soll. Vorn saß Cappello, sagt Placanica, und Truglio im zweiten Jeep auf der Piazza. Als die Demonstranten losrannten, ergriff der Zug der Carabinieri, der, so Placanica, »uns beschützen« sollte, die Flucht. Die beiden Jeeps blieben angeblich beim Rangieren stecken, da widersprechen sich die Aussagen. »Sie haben uns alleingelassen, sie haben uns im Stich gelassen«, dachte der junge Soldat. Er lud seine Pistole.


  Es existieren inzwischen Fotos und Filmausschnitte von dem, was dann geschah: Der 23-jährige Demonstrant Carlo Giuliani, Punk, Sohn eines Gewerkschafters und einer Kommunistin, stand in Jeans und weißem ärmellosen T-Shirt auf der Piazza Alimonda. Er trug keine Waffen, nur eine schwarze Haube. Placanica warf einen Feuerlöscher aus dem Jeep auf die Demonstranten. Fotos beweisen, dass im Jeep ein Carabiniere, vielleicht Placanica, vielleicht jemand anderes, den Arm ausstreckte und mit seiner Dienstpistole direkt auf einen schwarz-behelmten Demonstranten zielte. Der erkannte die Gefahr, vielleicht, lief jedenfalls weg, stolperte fast über den Feuerlöscher. Carlo Giuliani hob das Gerät auf. Ob er den Feuerlöscher Richtung Jeep oder zur Seite werfen wollte, bleibt unklar.


  Der Carabiniere, dessen Gesicht man nicht sieht, schoss eine Kugel in den Kopf von Carlo Giuliani. Während Carlo auf der Straße lag, setzte sich der Jeep in Bewegung und überfuhr ihn zweimal. Gleich darauf umringte Militär den sterbenden jungen Mann. Bei der Obduktion wurde später festgestellt, dass Giulianis Schädelfront gebrochen war. Aus den Ergebnissen der Recherchen schlossen Angehörige und Anwälte, dass Carlos Schädel mit einem Stein eingeschlagen worden war und dass dies nur passiert sein konnte, als ausschließlich Militär um ihn herumstand und Carlo im Sterben lag.


  Als der Carabiniere Placanica nach einem ersten nächtlichen Verhör in seine Kaserne zurückkam, jubelten die Kollegen vom Bataillon Tuscania und feierten ihn als »Killer«.258 Im November 2006 – drei Jahre nach seinem Freispruch – sagte Placanica in einem Interview: »›Man‹ habe auf der Piazza Alimonda einen Toten gewollt, er habe lediglich einige Warnschüsse in die Luft abgefeuert und sei später zum Sündenbock gemacht worden, ›um jemand anderen zu decken‹.«259 Und er behauptete, nur in die Luft geschossen zu haben, ein anderer sei der Todesschütze. Seine weiteren Aussagen blieben ebenso rätselhaft und widersprüchlich, sein weiterer Lebensweg auch: Die politische Rechte der Berlusconi-Regierung machte ihn zuerst zum jungen süditalienischen »proletarischen Helden«, der sich gegen gewalttätige Linksextremisten zu verteidigen versucht hatte. Nach seinem Freispruch aber kam er in psychiatrische Behandlung und wurde schließlich wegen psychischer Störungen aus dem Dienst entlassen. Placanica bemühte sich vergeblich, bei den Kommunalwahlen in Kalabrien für die neofaschistische Alleanza Nazionale zu kandidieren. Noch später bot er sich den Eltern Giuliani als Zeuge an, um angeblich endlich die ganze Wahrheit zu sagen.


  2003 war das Verfahren gegen den Carabiniere mit der unglaublichen Begründung der Richterin eingestellt worden: »Der junge Soldat habe nur in die Luft geschossen, dort einen von Demonstranten geworfenen Stein getroffen, und dieser habe den Warnschuss unglücklich Richtung Giuliani abgelenkt. Das habe ein ballistisches Gutachten ergeben.«260 Giuliano Giuliani, Carlos Vater, ein linker Gewerkschafter, hatte das 2002 so ähnlich vorausgesagt: »Mein Sohn ist ermordet worden, und das war nicht eine Einzelperson, sondern der Staat. Aber wahrscheinlich werden die Ermittlungen zu dem Ergebnis kommen, dass Carlo Selbstmord verübt hat, während die Polizei gleichzeitig ein Tontaubenschießen auf dem Platz veranstaltete.«261


  Wenn man sich die weiteren Ereignisse an jenem 20. Juli vergegenwärtigt, war es ein Wunder, dass Carlo Giuliani der einzige Tote blieb, denn das Blutbad war noch nicht vorüber. Immer wieder griff die Polizei den noch etwa 10 000 Menschen zählenden Demonstrationszug an, sie fuhr Panzer auf, Wasserwerfer und Tränengas. So erging es allen sieben Demonstrationszügen an diesem Tag.


  Die Aktionsform Tute Bianche (weiße Overalls) gibt es seit 2000. Sie nahm mit Aktionen gegen Abschiebeknäste in Italien ihren Anfang. Die Frauen und Männer von Tute Bianche kleiden sich, daher der Name, ganz und gar weiß. Sie polstern ihren Körper mit Schaumstoffteilen, aufgeblasenen Reifen, Resten von Isomatten, Klebestreifen und Bauhelmen gegen die Angriffe der Polizei. Das ergibt schon äußerlich einen beachtlichen Kontrast zur monströsen dunklen, technisch ausgefeilten RoboCop-Montur der heutigen Polizisten. Diese Gruppe nahm auch an den Protesten von Genua teil. Luca Casarini, ein Sprecher der Tute Bianche, zeigte später vier Projektile, die die Polizei im Laufe des Tages auf Demonstranten abgefeuert hatte.


  Es war der Polizei verblüffend gleichgültig, als ausländische Fotografen und Kamerateams filmten, wie sie einzelne Demonstranten herausgriffen und zusammenschlugen, bis sie regungslos und in ihrem Blut am Boden liegen blieben. Auch diese Unverfrorenheit ließ erkennen, dass die »Sicherheits«-Kräfte von ihren Vorgesetzten und von der politischen Führung freie Fahrt bekommen hatten.


  * * *


  Einen Tag später, in der Nacht vom 21. auf den 22. Juli 2001 übernachteten etwa 100 Demonstranten aus verschiedenen Ländern in der Diaz-Schule abseits vom Zentrum von Genua. Einige schliefen, andere redeten miteinander, schrieben oder checkten ihre E-Mails. Was dann geschah, wurde vom Staat lange bestritten und ist heute »gesichert, dokumentiert und bewiesen«.262


  Der englische Journalist Mark Covell, 33 Jahre alt, war auf dem Weg zum Medienzentrum in der Pascoli-Schule, wo das linke Netzwerk Indymedia und die Rechtsanwälte der Demonstranten einquartiert waren. Die Pascoli-Schule liegt gleich neben der Diaz-Schule. Covell hatte eine Warnung vor einem Polizeiangriff gehört und daraufhin die Diaz-Schule, die vor allem als Schlafstätte diente, in Richtung Medienzentrum verlassen. Er stand auf der Straße, als ihn ein Schlagstock auf die linke Schulter traf. Er rief: »Ich bin Journalist!« Vergeblich. Das Überfallkommando umringte ihn und schlug ihn zusammen. Er lag mit dem Gesicht auf der Straße. Er bekam noch mit, wie sich die Polizei versammelte, um die Diaz-Schule zu überfallen. Er hoffte noch, davonkriechen zu können, als ihm ein Polizeioffizier mit solcher Kraft in den Brustkorb trat, dass ihm ein halbes Dutzend Rippen brachen und seine Lunge verletzt wurde. Er hörte den Polizisten lachen.


  Während einige Polizisten versuchten, die Tür zur Diaz-Schule aufzubrechen, mussten andere Polizisten vor dem Gebäude warten. Vielleicht langweilten sie sich. Einige gingen hinüber zu Covell und kickten ihn, als wäre er ein Fußball. Dabei brachen sie seine linke Hand, und seine Wirbelsäule wurde beschädigt. Noch mehr Polizisten trafen bei den Schulen ein. Zwei andere wartende Polizisten gingen jetzt hinüber zu Mark Covell, einer hieb ihm mit dem Knüppel auf den Kopf, der andere trat ihm mehrmals in den Mund, bis 18 Zähne herausbrachen. Covell dachte, dass er jetzt sterben würde, und verlor das Bewusstsein.


  Auch das Medien- und Rechtsanwältezentrum in der Pascoli-Schule wurde überfallen und verwüstet, Computer zerstört, Festplatten gestohlen; das eigentliche Massaker aber fand in der Diaz-Schule statt.


  Die Polizisten waren vermummt und bewaffnet. Beim Sturm auf die Diaz-Schule wurden sie von Beamten der politischen Polizei DIGOS angeführt. Einige Globalisierungsgegner in der Schule hatten gemerkt, dass Polizeieinheiten im Anmarsch waren, und versuchten zu fliehen. Andere setzten sich mit erhobenen Händen auf den Boden, in der naiven Annahme, auf diese Weise den Vertretern des italienischen Staates keinen Anlass für Gewalt zu bieten. Aber die kamen und prügelten. Keiner der Staatsbeamten erhob irgendeinen offiziellen Vorwurf oder rechtfertigte den Angriff auch nur zum Schein. Während den einen Demonstranten befohlen wurde, sich mit dem Gesicht zur Wand zu stellen, wurden andere umstandslos blutig geschlagen, vorzugsweise auf die Köpfe. Sie schlugen ihnen Zähne aus, brachen ihre Knochen. Die, die noch stehen konnten, beobachteten aus den Augenwinkeln, wie andere regungslos in ihrem Blut lagen. Bald waren Wände, Fußböden und Heizkörper blutverschmiert. Auf dem Fußboden lagen Opfer in ihrem Blut, viele rührten sich nicht mehr. Andere kauerten wimmernd an den Wänden.


  Einer der Polizeioffiziere sagte später aus, es habe danach in der Diaz-Schule wie bei »einem mexikanischen Schlachter« ausgesehen. Die sorgsam über Jahre gesammelten und ausgewerteten Zeugenaussagen ergeben im Nachhinein ein Bild des Grauens.


  Der Gipfelgegner Michael Gieser stand im Schlafanzug da und hielt seine Zahnbürste in der Hand, als die Sondereinheiten die Tür der Diaz-Schule aufbrachen. Er sagte naiv: »Wir sollten reden«, sah dann aber die Ausrüstung der Polizei, die gepolsterten Jacken, die Spezialknüppel, die Helme, die vermummten Gesichter, und floh die Treppe hinauf. Zehn spanische Gäste schliefen in einem Raum im Erdgeschoss in ihren Schlafsäcken, sie wachten unter den Schlägen auf. Schnittwunden, Prellungen, Knochenbrüche. Eine junge deutsche Archäologiestudentin schrieb in einem Nachbarzimmer E-Mails. Unter schnellen harten Schlägen verlor sie ihr Bewusstsein. Polizisten umringten die Bewusstlose, schlugen und traten sie, knallten ihren Kopf gegen einen Schrank und ließen sie in einer Lache aus Blut liegen. Die Augen der jungen Frau standen offen und waren verdreht, sie zitterte am ganzen Körper.


  Binnen weniger Minuten, so ermittelte Staatsanwalt Enrico Zucca später, waren alle Gipfelgegner, die sich im Erdgeschoss aufgehalten hatten, vollkommen hilflos. Das Weinen der Verwundeten mischte sich mit den Rufen nach Hilfe. In ihrer Angst machten sich einige in die Hosen. Dann nahmen sich die Polizisten das nächste Stockwerk vor. Dort befand sich eine kleine Gruppe, darunter Gieser, immer noch die Zahnbürste in der Hand. Die Menschen setzten sich hin, um zu zeigen, dass es keinen Widerstand gab. Vergeblich.


  Die Polizei stürmte einen Raum nach dem anderen. Manche Gipfelgegner waren in Ecken gekrochen, andere unter Tische. Eine Wolke von Hass drang in die Räume, bevor die Schläge kamen, bevor Haut aufplatzte und Knochen brachen. Den Schlägern machte die Sache Vergnügen. Als einmal ein Vorgesetzter »Basta!« rief und zum Weiterziehen aufforderte, schienen die Prügelnden fast enttäuscht ihr Spielzeug loszulassen.


  Es gab Rituale. Jeder Polizist verprügelte jedes Opfer, der Reihe nach. Das Ziel war, jeden Einzelnen schwer zu verletzen. Ein Mann legte sich schützend über seine Freundin, sie spürte jeden Schlag durch seinen Körper. Andere Polizisten beugten sich über den Freund, um auch sie zu treffen. Als sie ihre Hände über den Kopf hielt, brach man ihr ein Handgelenk.


  Auf einem Flur befahlen die Polizisten ihren Opfern, sich hinzuknien, um sie bequemer auf Köpfe und Schultern schlagen zu können. Ein 21-jähriger Student aus Berlin musste später operiert werden, damit das Blut aufhörte, in sein Gehirn zu sickern. Manche Polizisten drehten ihre Spezialknüppel um, so dass sie sie wie Hammer benutzen konnten. Andere genossen es, ihre Opfer zu demütigen. Ein Polizist stellte sich breitbeinig vor eine kniende und verletzte junge Frau und stieß seinen Unterleib in ihr Gesicht. Ein anderer nahm ein Messer und schnitt seinen Opfern die Haare ab.


  Ein Demonstrant war aufs Dach geflohen und machte den Fehler, zurückzukommen. Als sie mit ihm fertig waren, waren seine Arme und Beine verletzt, sein Schädel gebrochen, Blut floss in seine Brusthöhle. Ein polnischer Demonstrant floh über ein Baugerüst. Polizisten, die die Aktion von außen absicherten, fingen ihn ab. Sie warfen ihn mit dem Kopf voraus auf die Straße, stellten sich auf ihn und rauchten, während sein Blut auf den Asphalt floss.


  Ein deutsches Studentenpärchen hatte sich in der Schule in einem Putzschrank versteckt. Den Mann zogen sie heraus und schlugen auf ihn ein. Die Frau floh auf die Toilette. Die Polizisten zogen sie an ihren Dreadlocks auf den Flur, umstellten sie wie Hunde ein Kaninchen und schlugen sie auf den Kopf, traten sie in den Brustkorb, bis sie glaubte, dass er brach. Man lehnte sie an die Wand, einer hieb sein Knie in ihren Unterleib, sie sank auf den Boden, sie schlugen weiter. Sie sprühten Schaum aus einem Feuerlöscher in ihre Wunden, dann zogen sie sie an den Haaren, den Kopf voran, die Treppe hinunter, wo andere Menschen in Blutpfützen und Exkrementen lagen. Sie warfen die junge Frau auf zwei Menschen, die sich nicht mehr bewegten und die nicht antworteten, als die junge Frau flüsternd fragte, ob sie noch lebten. Sie konnte sich nicht rühren, ihre Extremitäten zuckten, Blut lief aus ihren Kopfwunden. Eine Gruppe von Polizisten kam vorbei, blieb bei ihr stehen, und wie in einem Ritual nahmen sie einer nach dem anderen die Masken von ihren Gesichtern, bückten sich und spuckten ihr ins Gesicht.


  Kameras nahmen später auf, wie blutüberströmte, regungslose Menschen auf Krankenliegen aus der Schule geschafft wurden. Die Polizisten erzählten Passanten und Medien, es habe einen militanten Angriff auf sie gegeben. 62 G8-Gegner kamen ins Krankenhaus, manche waren sehr schwer verletzt, mehrere lagen im Koma, Mark Covell für zwei Tage. Drei Verletzte schwebten in Lebensgefahr. 28 Demonstranten mussten stationär aufgenommen werden. Einer 20-jährigen Deutschen waren alle oberen Zähne ausgeschlagen worden. In der Schule fand man später, zwischen all den Blutlachen und Überresten, auch Zähne samt Wurzel.


  Sanitäter der Tute Bianche und des Rote-Kreuz-Pflegepersonals hatten vor dem Gipfel davor gewarnt, sich ins Krankenhaus einliefern zu lassen, denn die Polizei hatte es so organisiert, dass alle verletzten Demonstranten in die Universitätsklinik San Martino transportiert werden sollten. So wenig spontan waren die Überfälle der Polizei gewesen. Man hatte ja noch mehr mit den Gipfelgegnern vor.


  Noch auf den Fluren des Krankenhauses bewachten und bedrohten die Polizisten ihre Opfer. Sie verboten ihnen, aus dem Fenster zu sehen. Untersagten jede Bewegung. Klopften ungeduldig mit ihren Knüppeln in ihre behandschuhten Hände. Fesselten einige Verletzte mit Handschellen und verschleppten dann die meisten, noch bevor überhaupt alle medizinisch versorgt waren, zur nächsten Station, in eine Folterkaserne.


  In diesen Tagen des G8-Gipfels, während die Repräsentanten der EU-Staaten sich feierten, wurden etwa 360 Menschen in die Kaserne Nino Bixio der mobilen Abteilung der Staatspolizei in Bolzaneto verschleppt, und 222 von ihnen wurden nachweislich gefoltert, wie der Staatsanwalt Enrico Zucca später herausfand. Alte und junge G8-Gegner, auch Minderjährige, Frauen und Männer, Menschen aus verschiedenen Ländern und mit ganz unterschiedlichen Berufen und sozialer Herkunft. Die Folterkaserne war von Freitag bis Sonntag in Betrieb, vom 20. bis zum 22. Juli. Wer »Glück« hatte, war den Staatsterroristen »nur« zwölf Stunden ausgeliefert, andere verschwanden hier für 30 Stunden.


  Neu Festgenommene wurden mit farbigen Filzstiften im Gesicht markiert. Sie mussten Spaliere von Wärtern durchlaufen, die sie bespuckten und auf ihre Köpfe einprügelten. Die brüllten: »Wer ist der Staat? Die Polizei! Wer ist der Chef? Mussolini!« oder »Willkommen in Auschwitz«. Die Polizisten sangen Lobgesänge auf Mussolini und auf Pinochet: »uno – due – tre, viva Pinochet, quatro – cinque – sei, morte agli ebrei« [»eins – zwei – drei, es lebe Pinochet, vier – fünf – sechs, Tod den Juden«]. Ein Gefangener musste sich ausziehen, nackt auf allen vieren kriechen und rufen: »Viva la polizia italiana!« Ein anonym gebliebener Polizist erzählte der italienischen Zeitung La Repubblica, dass er beobachtete, wie seine Kollegen auf Gefangene urinierten und auf sie einschlugen, als die sich weigerten, das faschistische Kampflied »Faccetta Nera« zu singen.


  Man zwang die Gefangenen zu unterschreiben, dass sie auf ihre Rechte verzichten, dass sie niemanden anrufen würden. Schnitt ihnen, wenn sie sich weigerten, mit einem Messer ganze Haarbüschel ab und drohte, ihnen die Kehle aufzuschlitzen. Man schleppte die Verletzten auf die Krankenstation der Kaserne, sie mussten sich ausziehen und ihre Körperöffnungen durchsuchen lassen. Einer der diensthabenden Ärzte trug Springerstiefel und Tarnhose. Er nähte Verletzungen ohne Betäubung und schützte seine Patienten nicht, wenn sie vor seinen Augen weiter gequält wurden. Seine Kollegen waren nicht besser, manche schlugen auf die Wunden, die sie hätten verarzten sollen.


  Die Staatsbeamten zwangen auch verletzte Gefangene bei großer Hitze stundenlang zu qualvollen Körperhaltungen. »Schwan« hieß breitbeiniges Stehen mit erhobenen Armen und dem Gesicht zur Wand. »Ballerina« nannten es die Wärter, wenn die Gefangenen auf Zehenspitzen zu stehen hatten. Andere ließ man stundenlang knien, die Hände auf dem Rücken gefesselt. Alle wurden in den Zellen geschlagen, mit den Knüppeln auf den Kopf. Oder ihr Kopf wurde einfach gegen die Wand geknallt.


  * * *


  Ministerpräsident Berlusconi genoss unterdessen im barocken Palazzo Ducale seinen großen Auftritt auf dem internationalen politischen Parkett. Kein Vertreter einer der europäischen Staaten kritisierte Berlusconi und den Polizeistaatseinsatz, auch nicht Bundeskanzler Gerhard Schröder, der den im März 2012 wieder zum russischen Staatspräsidenten gekürten Wladimir Putin immer noch für einen »lupenreinen Demokraten« hält. Kurz nach den Ereignissen von Genua schüttelte der damalige Bundesinnenminister Otto Schily (SPD) seinem italienischen Kollegen Scajola die Hand. Er betonte, dass er volles Vertrauen in die italienische Justiz habe: »Für uns ist Italien eine stabile Demokratie, die alleine im Stande ist, die Probleme zu lösen.«263


  Otto Schily war 1989 von den Grünen zur SPD gewechselt und seit 1998 rot-grüner Bundesinnenminister. Seine barbarische Haltung gegenüber Flüchtlingen, Asylsuchenden und sozial Benachteiligten entspringt dem elitären und rassistischen Menschenbild der Anthroposophie. Er war maßgeblich daran beteiligt, das deutsche Asylrecht in Nichts aufzulösen. Als noch weniger Asylsuchende nach Deutschland gelangten, freute sich Schily über diesen »klaren Erfolg unserer Gesetze«.264 Als schon tausende Flüchtlinge im Mittelmeer ertrunken waren, hatte er 2004 eine Idee: Auffanglager in Nordafrika, zum Beispiel in Libyen.265 Die Fremden sollten gar nicht erst kommen. 2005 erhielt Schily zu Recht den Big Brother Lifetime Award »für den Ausbau des deutschen und europäischen Überwachungssystems auf Kosten der Bürger- und Freiheitsrechte und für seine hartnäckigen Bemühungen um die Aushöhlung des Datenschutzes unter dem Deckmantel von Sicherheit und Terrorbekämpfung«. Schily hatte sich als Minister massiv für die Einführung biometrischer Merkmale in Ausweispapieren eingesetzt. Folgerichtig wurde er nach seiner Ministerzeit Aufsichtsratsmitglied bei Byometric Systems AG und SAFE ID Solutions AG. Er beriet die Siemens AG, gründete eine Beraterfirma usw. usf. und verweigerte dem Bundestag (Mandat bis 2009) die Auskunft über seine »Nebeneinkünfte«.266 Die Behauptung, Schily stünde der CDU/CSU näher als der SPD, ist eine interessengeleitete Dummheit. Niemand hatte die SPD zu diesem Innenminister gezwungen. Schily war ein würdiger Nachfolger Gustav Noskes.267


  Alle Politiker versuchten, den Gipfel als ein »Treffen im Kampf gegen die Armut in der Welt« darzustellen. Berlusconi behauptete, die G8 bekämpften den Hunger in der Welt, die Epidemien, die Armut und andere »inconvenienti«, Unbequemlichkeiten. US-Präsident George W. Bush, dessen hysterisches Sicherheitsbedürfnis schon so viele Grenzen geschlossen hatte, sagte: »Die Globalisierung ist der Triumph der Freiheit der Menschheit über die nationalen Grenzen.« Und die Globalisierung würde, sagte Bush, Millionen von Menschen aus der Armut retten. Die Gegner der Globalisierung seien »die wahren Feinde der Armen«.268


  * * *


  Während die einen feierten, plauderten und fein speisten, wurden die Linken in der Kaserne weiter gequält. Zu den Frauen sagten die Folterknechte von der Polizei: »Bis heute Abend ficken wir euch alle.« Die Männer bedrängte man: »Bist du schwul oder Kommunist?« Die Folterknechte zwangen ihre Opfer, Tiergeräusche nachzumachen und »Hoch der Duce!« zu rufen. Man ließ sie stolpern und prügelte auf am Boden Liegende ein, verletzte ihre Genitalien, besprühte sie mit Reizgas, einigen wurde die Milz zerquetscht. Sie wurden sexuell drangsaliert, mit Feuerzeugen angebrannt. Eine menstruierende junge Frau musste sich ausziehen und, unter höhnischem Gelächter der Polizisten, ihr Intimpiercing entfernen.


  Es gab nur eine Toilette, einen Stehabort. Die Tür wurde nie geschlossen. Man fragte eine Frau, ob sie schwanger sei, und schlug sie. Den Kopf einer anderen Frau drückte man in die Kloschüssel. Alle, die im Saal warteten, sahen, dass die, die von der Toilette zurückkehrten, noch mehr Verletzungen hatten als zuvor. Da fragten viele nicht mehr, ob sie zur Toilette gehen durften. Später schlug man sie, weil sie »stanken«.


  Viele Demonstranten wurden nach der Tortur in die Gefängnisse in und um Genua gesperrt.


  * * *


  Am Samstag, dem 21. Juli, demonstrierten 100 000 Menschen in Genua, mehr als 700 Gruppen hatten zu den Protesten aufgerufen. An diesem Tag war die Stimmung bedrückt, von den Folterungen in der Bolzaneto-Kaserne wussten wohl erst wenige, aber alle vom Massaker in der Schule, und alle kannten Carlo Giulianis Namen. Sie riefen: »Assassini!« – »Mörder!« – und zeigten den »Sicherheits«-Kräften ihre Fäuste. Zwei Banken brannten. Tränengas. Barrikaden. Räumpanzer. Panik. Mannschaftswagen jagten Demonstranten auf das Meer zu. Einige flohen über hohe Metallzäune zum Meeresufer. Lebensgefährliche Situationen. Einer sprang von einer drei Meter hohen Mauer und blieb bewusstlos auf dem Pflaster liegen.


  Am letzten Tag des G8-Gipfels meldete die Deutsche Presse-Agentur (dpa) eine ganz andere Bilanz als die der offiziellen Verlautbarungen: ein Toter, mehr als 500 Verletzte und 200 Festnahmen. Wir können sicher sein, das es viel mehr Verletzte unter den Demonstranten gab, die sich aber, um von der Polizei nicht in den Krankenhäusern gefangen genommen zu werden, nicht meldeten und ihre Verletzungen anderswo oder überhaupt nicht versorgen ließen.


  * * *


  »Jeder hat das Gefühl, dass die G8 weitermachen muss«, sagte Berlusconi. Der britische Ministerpräsident Tony Blair, guter Kumpel von George W. Bush, ergänzte: Es sei »sehr gefährlich, wenn Führer, demokratisch gewählte Führer, sich außerstande fühlen, zusammenzukommen und Themen zu diskutieren, die für unsere Völker von vitaler Bedeutung sind«.269 Gefährlich für wen?


  Gianfranco Fini, der frühere Generalsekretär der neofaschistischen Partei MSI, 2001 stellvertretender Ministerpräsident und heute Vorsitzender der italienischen Abgeordnetenkammer, hielt sich, so berichteten Zeitungen, während der Ereignisse im Hauptquartier der Polizei auf. Er musste später nie offenlegen, welche Anweisungen er dort gab. Es gab in der Folgezeit Gerüchte, dass der Polizei für alle Taten im Voraus Straffreiheit versprochen worden war. Fini sagte, dass es richtig gewesen war, die Polizei zu bewaffnen: »Die Demonstranten haben es darauf angelegt, dass Blut fließt. Sie haben bekommen, was sie wollten.« Noch 1994 hatte Fini den faschistischen Ex-Diktator Benito Mussolini als »größten Staatsmann des Jahrhunderts« bezeichnet, wovon er später, national-konservativ verkleidet, offiziell nichts mehr wissen will.270


  Fini ist eines der vielen Beispiele dafür, dass es nicht ausreicht, die Größe offen rechtsextremer und neofaschistischer Parteien zu messen, wenn man wirklich herausfinden will, wie weit Europa inzwischen nach rechts gerückt ist. Das deutlich größere Problem ist die dramatische Rechtsentwicklung großer bürgerlicher Parteien.


  Zynisch war das Abschlusskommuniqué des Gipfels: »Wir sind fest entschlossen, die Globalisierung so zu gestalten, dass sie allen Bürgern zugute kommt, insbesondere den Armen in der Welt.« Carlo Giulianis Tod wurde ebenso pflichtgemäß wie kühl bedauert. Die gewaltbereiten Demonstranten, so Bundeskanzler Gerhard Schröder, seien »von Justiz und Polizei mit aller Härte zu verfolgen«.


  Ein paar Tage nach dem Gipfel wurden 32 Deutsche in einem Bus über den österreichischen Grenzübergang beim Brenner aus Italien abgeschoben, unter ihnen der Politikwissenschaftler Jens H. aus Berlin, der zuerst Opfer des Überfalls in der Diaz-Schule geworden und dann viele Stunden in der Kaserne gequält worden war. Es dauerte Monate, bis er das Erlebte verarbeiten konnte. Er sagte Jahre später: »Wahrscheinlich habe ich das alles nur überstanden, weil ich mich, wie die anderen auch, nicht als Opfer gesehen habe. Ich habe immer wieder versucht, Erklärungen für das Ganze zu finden, und ich bin sicher, dass die Polizisten nur deshalb so ausgerastet sind, weil sie uns 300 000 Demonstranten, auch die, die völlig friedlich protestiert haben, als Bedrohung ihrer Macht sahen. Die haben einfach gemerkt, dass wir uns von ihnen nicht einschüchtern lassen.«271


  Es gab Dutzende von Anklagen – gegen Demonstranten. Die Opfer wurden mit einer Lawine von strafrechtlichen Beschuldigungen überzogen. Zum Beispiel behauptete die Polizei, Demonstranten hätten Molotowcocktails in der Diaz-Schule versteckt. Sie zeigten sogar welche vor. Aber durch einen glücklichen Zufall konnte bewiesen werden, dass die Molotowcocktails erst während des Polizeiüberfalls von der Polizei selbst in der Schule versteckt worden waren. Ein hoher Polizeibeamter widersprach seinen Kollegen, denn er erkannte die Brandsätze wieder, weil er sie selbst vorher – und an einem ganz anderen Ort – beschlagnahmt hatte.


  Elf lange Jahre dauerte es, und es ist nur der Arbeit hartnäckiger Opfer, ihrer Verteidiger, einiger Journalisten und italienischen Juristen wie dem Staatsanwalt Enrico Zucca zu verdanken, dass einige der Täter überhaupt auf die Anklagebank kamen. Zucca reiste in verschiedene europäische Länder und sprach mit den Opfern. Er und sein Team sammelten Hunderte von Zeugenaussagen, sie analysierten 5 000 Stunden Videomaterial und Tausende von Fotografien. Die Ergebnisse fasste Zucca in einem 260-seitigen Bericht zusammen, an dem auch die italienische Justiz nicht mehr vorbeikam.


  Nach Jahren konnten alle Vorwürfe gegen die Demonstranten – die Qual und Folter nicht gerechtfertigt hätten – zurückgewiesen werden. Aber nur einige Verantwortliche wurden bestraft und kamen letztlich mit geringen Strafen davon. Die Opfer waren fassungslos. Nur weil das italienische Strafrecht keinen Folterparagraphen habe, schrieben die Staatsanwälte, sprächen sie nicht von Folter. Amnesty International bezeichnete die Vorgänge als die »größte Außerkraftsetzung von demokratischen Rechten in einem westlichen Land nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs«.272


  Mehr als elf Jahre lang kämpften die Opfer der Torturen in der Diaz-Schule für die Verurteilung der Täter. Am 13. November 2008, nach 200 Verhandlungstagen, waren nur noch 29 angeklagte Polizisten übrig, 16 wurden freigesprochen, 13 verurteilt. Die 13 erhielten zusammen nur 35 Jahre und 7 Monate Haft, wenig mehr, als für die jungen Leute vom Göteborger Infotelefon gefordert worden war. Zu Freiheitsstrafen von zwei bis vier Jahren verurteilt wurden die Mitglieder der 7. Abteilung der mobilen Einsatztruppe in Rom und die zwei Beamten, die Molotowcocktails in der Diaz-Schule deponiert und den Demonstranten untergeschoben hatten. Die gesamte Führungsriege der Polizei, die für den Einsatz verantwortlich war, wurde freigesprochen. Praktischerweise hatte die Regierung Berlusconi 2005 eine Amnestie verkündigt, die für alle galt, die unter drei Jahren Haft erhielten. Aber das war noch nicht die letzte Instanz.


  Bei den Verfahren gegen die Verantwortlichen im Fall der Kaserne in Bolzaneto waren 45 zum Großteil hochrangige leitende Polizisten wegen Beweisfälschung, Körperverletzung und Folterung von Demonstranten angeklagt. Dreißig wurden im Juli 2008 freigesprochen, 15 Angeklagte zu Gefängnisstrafen von fünf Monaten bis fünf Jahren verurteilt. Fünf Jahre Haft erhielt der Kommandant der Kaserne. Der Richter sagte, er hätte gegen manche Angeklagte gerne höhere Strafen ausgesprochen und bedauerte, dass es im italienischen Strafrecht den Tatbestand der Folter nicht gibt.


  Die meisten der mehreren hundert Polizisten, Carabinieri und Vollzugsbeamten, die in der Diaz-Schule und in Bolzaneto im Einsatz gewesen waren, gingen vollkommen straffrei aus. Es konnte vor Gericht auch nicht nachgewiesen werden, dass es eine Befehlskette gab, dass also führende Politiker, Minister oder Staatssekretäre, Militär-, Geheimdienst- oder Polizeichefs usw. die Befehle gegeben hatten. Selbstverständlich ist allen kritischen Beobachtern klar, dass Polizisten nicht einfach ohne Order so handeln, wie sie handelten. Was es aber offensichtlich gab – und gibt –, ist eine faschistische Kultur, wenigstens innerhalb der italienischen »Sicherheits«-Kräfte und in Teilen des Staatsapparates, die durch Straffreiheit belohnt und gestärkt wurde.


  Alle angeklagten Polizisten des G8-Gipfels wurden erst einmal befördert. Nur die Laufbahn der wenigen Polizisten, die aufklären wollten und bereit waren, auch gegen ihre »Kollegen« auszusagen, stockte. Viele verantwortliche Polizeioffiziere machten sogar eine steile Karriere. So etwa Giovanni De Gennaro, während des Gipfels Polizeichef Italiens. 2007 wurde er, auch weil er wegen des Vorgehens gegen die Gipfelgegner noch in der öffentlichen Kritik stand, vom damaligen Ministerpräsidenten Romano Prodi abgesetzt. Aber die Regierung Berlusconis ernannte ihn im Mai 2008 zum Koordinator der italienischen Nachrichtendienste.273


  Francesco Gratteri war einer der Anführer des Massakers in der Diaz-Schule. Damals Chef der SCO, einer Sondereinheit der Bereitschaftspolizei, stieg er auf zum Leiter der nationalen Anti-Terror-Einheit und wurde dann Polizeichef in Bari.


  Nie wurde, wie unzureichend auch immer, »erklärt«, wie es zu Tod, Folter und Massaker kommen konnte. Dafür wurden die Opfer mit einer Flut von erfundenen Beschuldigungen überschüttet und dafür Berge von Falschaussagen und gefälschten Protokollen konstruiert. Es dauerte Jahre, bis dieser Dschungel aus Lügen durchdrungen war.


  Die Hauptbotschaft an die italienische Polizei und an die Carabinieri ist: Der Staat steht hinter euch. Es geht nicht mehr nur um eine »Suspendierung des Rechtsstaates«, wie Amnesty International kritisierte.274 Denn ein Rechtsstaat ist auch dadurch definiert, dass er nicht ausgesetzt werden kann. Die unmissverständliche Botschaft von Genua war: Dieser europäische Staat, und nicht nur dieser, verwandelt sich seit Jahren in eine Diktatur.


  * * *


  Mark Covell, der englische Journalist, sagt: »Ich verlor die besten Jahre meines Lebens.« Er leidet heute an posttraumatischem Stress. Seine Gesundheit ist angegriffen. Er musste mehrmals operiert werden. »Ich werde wegen der physischen Folgen zehn Jahre früher sterben, als ich müsste. Wir wurden von unseren europäischen Regierungen verurteilt und verleugnet.« Und: »Wir wollen, dass die italienische Regierung ein Anti-Folter-Gesetz beschließt, und wir wollen eine öffentliche Untersuchung. Wir wollen den Krebs des Faschismus aus der Polizei schneiden.«275


  Aber er sagt auch, dass er es nicht bereut hat, in Genua gewesen zu sein.


  Das Kassationsgericht in Rom bestätigte am 5. Juli 2012 die Urteile gegen 25 Polizeikräfte, die am Überfall auf die Diaz-Schule beteiligt waren. Ein Film belegte, dass sie den Molotowcocktail in der Schule deponiert hatten, nicht die Demonstranten. Es konnte ihnen außerdem nachgewiesen werden, dass sie selbst einen Messerangriff auf einen Polizeikollegen inszeniert hatten. Sie wurden wegen Körperverletzung, Verleumdung und Falschaussage im Amt zu Strafen von drei Jahren und acht Monaten bis zu fünf Jahren verurteilt. Aber keiner von ihnen muss in Haft, dafür sind zwischenzeitlich passende Strafnachlässe beschlossen worden. Ihre Reststrafen sind verjährt. Trotz laufender Ermittlungen waren die Beamten mehrfach ausgezeichnet und befördert worden. Jetzt verlieren sie ihre Führungspositionen und dürfen für fünf Jahre keine öffentlichen Ämter mehr bekleiden – vorläufig.


  Verurteilt wurden:


  
    	
      Franceso Gratteri, Vizechef der italienischen Polizei, 2001 Chef der Direzione Centrale Anticrimine (»Kriminalpolizei« – Teil der Polizia di Stato), designierter nächster Polizeichef Italiens – zu vier Jahren.

    


    	
      Gilberto Caldarozzi, Leiter des Servizio Centrale Operativo (»Zentrale Einsatzeinheiten«, Bereitschaftspolizei), 2001 war er Stellvertreter von Gratteri – zu drei Jahren und acht Monaten.

    


    	
      Giovanni Luperi, Leiter der Analyse-Abteilung des Inlandsgeheimdiensts AISI und der Anti-Terror-Einheiten. Ex-Vizechef des UCIGOS (Zentrale Koordination der politischen Polizeiabteilungen) – zu vier Jahren.

    


    	
      Vincenzo Canterini, 2001 Leiter des römischen Reparto Mobile (Sondereinsatzkommando für Demonstrationen) – zu fünf Jahren.

    


    	
      Spartaco Mortola, Ex-Chef der DIGOS-Einheiten von Genua (»Staatsschutz«) – und weitere.

    

  


  Die italienische Innenministerin Annamaria Cancellieri war betrübt: »Wir zahlen einen sehr hohen Preis, denn wir verlieren einige unserer besten Männer. Wir müssen jetzt neu anfangen und nach vorne blicken. […] Es wird schwer, sie zu ersetzen, aber das Urteil muss respektiert werden.«


  Aber die Polizeifunktionäre und Polizisten wissen natürlich, dass sie sich fest auf Teile des Staatsapparates und der politischen Klasse stützen können. Wer, noch dazu im Namen des Staates, Schädel zerbricht und Zähne ausschlägt, wer foltert und demütigt, kommt frei. Wer einen Stein wirft, muss für Jahre in den Knast.


  Der Oberste Gerichtshof Italiens sprach am 17. Juli 2012 zehn Genua-Demonstranten wegen »Plünderung und Verwüstung« für schuldig. Dieser Straftatbestand der »Plünderung und Verwüstung« entstammt dem faschistischen Strafkodex Rocco des Mussolini-Regimes, welches es Richtern ermöglicht, Sachbeschädigungen zu »Verwüstungen« aufzublähen und Einzelne für Vorkommnisse verantwortlich zu machen, die von vielen verursacht wurden. Er ist in seiner politischen Willkür dem Vorwurf des »schweren Landfriedensbruchs« in Deutschland vergleichbar.


  Zusätzlich wurde den Verurteilten vorgeworfen, den Ort des Geschehens nicht verlassen zu haben. Marina (verurteilt zu 12 Jahren und 3 Monaten) und Alberto (10 Jahre) haben ihre Haft angetreten. Francesco (14 Jahre) und Vincenzo (13 Jahre) sind untergetaucht. Ines (6 Jahre und 6 Monate) hat vor kurzem ein Baby bekommen, sie erhielt vorerst Haftverschonung. Keinem von ihnen wurde Gewalt gegen Polizisten vorgeworfen. Ihnen wurde lediglich zur Last gelegt, dass sie einen Schinken aus einem geplünderten Supermarkt getragen, einen Geldautomat zerstört oder einen Molotowcocktail in ein Fenster des örtlichen Gefängnisses geworfen hatten. Die Tageszeitung Il Manifesto rechnete aus, dass schwerer Raub, Erpressung oder Mitgliedschaft in der Mafia mit geringeren Strafen geahndet werden.


  Die Strafen der anderen fünf angeklagten Demonstranten (Haftstrafen zwischen 7 und 11 Jahren) werden noch von einem Revisionsgericht überprüft.


  Die 400 Beamten, die die Menschen in der Diaz-Schule krankenhausreif und ins Koma geprügelt hatten, blieben ansonsten unbestraft.


  Carabiniere Mario Placanica wurde 2003 freigesprochen, weil er Carlo Giuliani »in legitimer Notwehr« erschossen haben soll. Die Richterin betrachtete die These der Staatsanwaltschaft als bewiesen, dass die Kugel Placanicas von einem »fliegenden Stein« abgelenkt worden sei und Giuliani in den Kopf getroffen habe. Im August 2009 bestätigte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg das Urteil der italienischen Justiz. Die europäischen Richter stellten im Urteil fest, dass es nicht zu Verletzungen der Menschenrechte gekommen sei. Nach einer erneuten Beschwerde der Familie Giuliani entschied der EGMR, dass mit dem Todesschuss auf Carlo Giuliani auch kein Grundrecht der Europäischen Menschenrechtskonvention verletzt worden sei.


  Freigesprochen wurde auch Carabiniere Filippo Cavataio, der den Polizeijeep zweimal über den sterbenden Carlo Giuliani gefahren hatte.


  Von den staatlichen Folterern aus der Polizeikaserne Bolzaneto wurden zwar 45 Polizisten, Mediziner und Aufseher wegen Amtsmissbrauchs, Nötigung und Misshandlung angeklagt und 15 von ihnen 2008 zu Haftstrafen zwischen fünf Monaten und fünf Jahren verurteilt, aber am Ende blieben alle in Freiheit, ihre Taten gelten als verjährt.


  Der damalige Polizeichef von Genua, Gianni De Gennaro, wurde freigesprochen, blieb bis 2007 im Amt und ist derzeit als Staatssekretär für den Geheimdienst zuständig.


  Kein Politiker wurde je zur Rechenschaft gezogen.


  Es gibt nach wie vor kein Folterverbot im italienischen Strafgesetzbuch.


  Der Strafcodex Rocco wird weiter angewandt.


  Das sind insgesamt günstige Voraussetzungen dafür, dass sich lebensgefährliche Attentate von Seiten des Staates auf Linksoppositionelle wiederholen können.276


  * * *


  Über all die Jahre wurde die Erinnerung an die Ereignisse von Genua wachgehalten, von den Opfern, von politischen Organisationen, von Carlo Giulianis Eltern, von demokratischen Juristen, von kritischen Journalisten. Es gab immer wieder große Solidaritätsdemonstrationen. Gäbe es all diese Menschen nicht, gäbe es wenig Hoffnung.


  Nur wenige große europäische Medien haben die Bedeutung der Ereignisse von Genua damals verstehen können oder wollen. Das stimmt für die Zukunft bedenklich. Zu diesen viel zu wenigen kritischen Medien gehörte die englische Zeitung The Guardian:


  »Zweiundfünfzig Tage nach dem Angriff auf die Diaz-Schule benutzten 19 Männer Flugzeuge, voll mit Passagieren, als fliegende Bomben und verschoben unsere Grundannahmen, auf denen das Fundament westlicher Demokratien beruht. Seitdem haben Politiker, die sich selbst niemals als Faschisten bezeichnen würden, das umfassende Abhören von Telefonaten erlaubt, das Ausspähen von E-Mails, Haft ohne Gerichtsverfahren, systematische Folter, das scheinbare Ertränken von Häftlingen, unbegrenzten Hausarrest und das gezielte Töten Verdächtiger, während das Auslieferungsverfahren durch eine außergerichtliche Auslieferung ersetzt wurde. Das ist kein Faschismus mit Diktatoren in Kanonenstiefeln und mit Schaum vor dem Mund. Es ist der Pragmatismus von gefällig auftretenden Politikern. Aber die Resultate ähneln sich sehr. Genua sagt uns, dass, wenn der Staat sich bedroht fühlt, die Gesetze außer Kraft gesetzt werden können. Überall.«277


  Nur dass der Staat nicht einmal ernsthaft bedroht war, er musste eine Bedrohung erfinden.


  Europa rückt dramatisch nach rechts. Gibt es zwischen den Gesetzgebungen und Gewohnheiten in einzelnen EU-Staaten Widersprüche, kann man sicher sein, dass in irgendwelchen »Reformen« meist die autoritärere und repressivere Variante durchgesetzt wird. Angesichts der Weltwirtschaftskrise und der Sorge von Staat und Kapital über mögliche wachsende soziale Unruhen wird die bürgerliche Demokratie immer hastiger zerstört.


  Können wir uns dem in den Weg stellen? Wie und mit wem an unserer Seite? Und mit wem nicht?


  8Sackgasse Reformismus


  Der Kapitalismus als das System der zerstörenden Ausbeutung des Menschen und der Natur könnte nur zugrunde gehen, wenn sich in den Zentren wie an der Peripherie das Bewusstsein einer Gegenwelt durchgesetzt hätte. Diese Gegenwelt, in der sich der Humanismus radikal verwirklichen würde, nannte Marx Kommunismus. Seine Grundidee hat nichts mit dem zu tun, als was ihn spätere »real-sozialistische« Gesellschaften ruinierten. Die übernahmen den falschen Fortschrittsbegriff des Kapitalismus, entwickelten meist keinen neuen humanen Begriff von Wissenschaft, mästeten Destruktivkräfte, schleppten die Warenwelt, das Geld und das Gewaltverhältnis Lohnarbeit in ihre nur vermeintlich freien und gleichen nichtkapitalistischen Gesellschaften und degenerierten zu Systemen bürokratischer Zwangsherrschaft und Kommandowirtschaft.


  Viele Menschen haben sich von dieser Weltwirtschaftskrise den Niedergang des Kapitalismus erhofft. Aber der Kapitalismus wird auch an dieser Krise nicht zugrunde gehen, sondern, weil es kein entwickeltes Gegenbewusstsein gibt, an ihr wachsen. Betriebe und Investmentfirmen werden bankrott gehen, Länder zusammenbrechen, Inseln versinken, Wüsten sich vervielfachen, Milliarden Menschen im Elend leben, Millionen Menschen sterben. Aber der Kapitalismus kann, so lange er als alternativlos oder als reparabel und reformierbar gilt, das alles nicht nur »aushalten«: er wird sogar davon profitieren.


  Rohstoffmangel wird er mit neuen imperialistischen Anstrengungen beantworten, und Kriege werden Profitraten hochschnellen lassen. Heerscharen neuer Sklaven werden Mehrwert produzieren, ohne dass ihr Lohn die Reproduktion ihrer Arbeitskraft noch trägt. Die Knappheit mancher Energiequellen wird das Kapital mit Baggern, Bohren und Schürfen in Teilen der Erde beantworten, nach Schätzen suchend, die ihm nicht gehören.


  In dieser Krise versuchen manche Linke romantische »Erinnerungen« an die »soziale Marktwirtschaft« und den »rheinischen Kapitalismus« zu erzeugen. Sie tun so, als habe es sich bis 1990 in der Bundesrepublik um eine grundsätzlich andere Produktionsweise gehandelt, die gleichsam per Beschluss zurückgeholt werden könne. Die »soziale Marktwirtschaft« war aber die Folge der Hochkonjunktur im westlichen Teil jenes Deutschlands, das zuvor halb Europa verwüstet und den Tod von rund 60 Millionen Menschen auf dem Gewissen hatte. Die Bundesrepublik profitierte vom antikommunistischen Kalten Krieg der Westmächte. Sie wurde als Frontstaat gegen den RGW-Block gebraucht. Selbst der Arbeiterbewegung, wenn auch ihr kommunistischer Flügel in den 1950er Jahren erneut verfolgt und zerschlagen wurde, nützten »Wiederaufbau« und der Marshallplan der USA materiell.


  In dieser Phase mussten nachdrücklich vorgebrachte Forderungen der durch Krieg, Konzentrationslager und Gaskammern zahlenmäßig knapper gewordenen Lohnabhängigen nach besseren Löhnen und Arbeitsbedingungen einen gewissen Erfolg haben, zumal es auch keine Sklavenarbeiter mehr gab. Gewisse Verbesserungen, die man damals noch Reformen nannte, wurden erkämpft, nicht weil es sich um ein anderes Wirtschaftssystem handelte, sondern weil sich der Kapitalismus in dieser Phase befand und in den »real-sozialistischen« Staaten mit ihrer Verheißung auf soziale Gleichheit eine scharfe ideologische Konkurrenz hatten. Selbst eine sozialpartnerschaftliche befriedete Arbeiterbewegung konnte da, befeuert von »Gastarbeitern«, von denen nicht wenige klassenkämpferische Erfahrungen mitbrachten, gewisse Erfolge haben – Erfolge, die allerdings in Zeiten der Schwäche sofort wieder einkassiert wurden.


  Der Kapitalismus wurde also in der Bundesrepublik in der Nachkriegszeit nicht »gezähmt«, ihm wurden auch keine »Zügel« angelegt. Das kann zudem nur behaupten, wer ignoriert, was deutsches Kapital in jenen Jahrzehnten jenseits bundesdeutscher Grenzen in aller Welt anrichtete. Es machte Geschäfte über Leichen: mit dem südafrikanischen Apartheidstaat, mit den Militärdiktaturen in Griechenland, Chile und Argentinien, es kooperierte in Sachen Atomwaffen mit Pakistan, Indien und Brasilien. Niemand legte dem Kapitalismus Zügel an, er zügelte sich höchstens im westdeutschen Zentrum aus taktischen Gründen selbst, um anderswo sein unmaskiertes Gesicht umso frecher zu zeigen.


  Wenn aber die Analyse falsch ist, sind es auch Programm, Strategie und Taktik. Warum Menschen, die sich Linke nennen und es besser wissen könnten, dennoch alle Kraft in die Modernisierung und damit in die Rettung des Kapitalismus stecken, kann vielleicht sozialpsychologisch erklärt werden: Denkfaulheit, auch die Furcht von dem Unvorstellbaren, dem Unbequemen, vor gesellschaftlicher Marginalisierung und vor dem Isoliertsein, dazu das Wissen um die – im internationalen Vergleich – doch unerhört privilegierte eigene Lage, die erschüttert werden könnte – dies und mehr lässt einen hohen Anteil von »Kapitalismuskritikern« im System steckenbleiben.


  Mich interessiert das hier nicht weiter, denn ich möchte selbstmitleidige bourgeoise Nabelschau nicht auch noch fördern. Es geht um soziale Interessen und darum, für welche Grundwerte sich ein Mensch entscheidet.278


  * * *


  Auf manche trifft diese Kritik deshalb nicht zu, weil sie den Kapitalismus nicht einmal »überwinden« wollen. Zu ihnen gehört die maßlos überschätzte Piratenpartei.


  Wer behauptet, dank moderner Kommunikationstechniken ließen sich soziale Revolutionen befördern (in anderen Ländern natürlich nur, hier ist es ja angeblich nicht notwendig), ist ungefähr so dumm wie einer, der einen Nagel in die Wand schlägt und anschließend behauptet, das Bild, das jetzt dort hängt, sei deshalb von ihm gemalt. Es ist die vollkommene Verwechslung von Form und Inhalt, von technischem Gerät und Anliegen.


  Multimilliardenmal am Tag die Frage gestellt »Wo bist du?« entfernt vom Menschen, der neben einem steht. Die neuen Techniken bringen Menschen nicht näher zusammen, das ist nur der Schein, sie vergrößern vielmehr sowohl Entfremdung als auch Kontrolle. Das Lernen, dass für die technische Aneignung neuer Kommunikationsmittel gebraucht wird und für die Erforschung all der neuen Konsummöglichkeiten, frisst die Zeit für Nähe und Freundschaft, also vor allem für solche Beziehungen, die über den Austausch von konsumtechnischem Wissen hinausgehen.


  Ich spreche natürlich nicht gegen die Nutzung moderner Kommunikations- und Informationstechniken. Sie sind nur ein moderner »Hammer« mit enormem Ausforschungs- und Überwachungspotenzial. Aber zu behaupten, erst sie hätten den »arabischen Frühling« möglich gemacht, beweist, wie tief die Erkenntnisse über die wirklichen sozialhistorischen und ökonomischen Voraussetzungen der Revolten in Tunesien und Ägypten unter Infoschrott versunken sind.


  Die neue »Partei der Schiffbrüchigen« wird den Weg aller bürgerlichen Parteien gehen. Sie ist so »transparent«, dass man ihre inhaltlich-politische Leere und den Mangel an jedweder Subversivität leicht erkennt. Sie kokettiert mit ihrem Unwissen über das meiste, um sich umso schneller dem Druck der herrschenden Meinung, also der Meinung der Herrschenden, zu beugen. Ihre Domestizierung hat in Frankfurt/Main, Berlin, Kiel und Düsseldorf längst begonnen. Ihr derzeitiger Bundesvorsitzender Bernd Schlömer ist Diplom-Kriminologe, war brav bei der Bundeswehr (Panzergrenadier), ist Regierungsdirektor im Verteidigungsministerium und für Einsätze der Bundeswehr zur »Ressourcensicherung«, würde aber dagegen stimmen, wenn es die Basis will. Erwartungsgemäß fordert er »mehr Mut« von seiner Partei, sich an Regierungen zu beteiligen.279 Das löst langfristig auch sein militärpolitisches Dilemma: Es kommt in Deutschland keine Partei in eine Bundesregierung, die nicht kriegsbereit ist.


  Auch andere Piratenfunktionäre gewährleisten der bürgerlichen Welt, dass »Ordnung« in den anfangs vermeintlich »chaotischen« Laden gebracht wird und auch die Reste dessen verschwinden, was einmal vielleicht sogar sympathisch war (nicht die technischen Neuerungen, sondern subkulturelle Elemente). Die Piratenfunktionäre selbst nennen es »Lernprozess«, das klassische Synonym für hundsordinäre Anpassungsprozesse an die herrschenden Verhältnisse.


  Die Sehnsucht vieler ihrer Funktionäre, Mitglieder und Anhänger nach Reputierlichkeit verhindert jeden wirklichen Erkenntnisgewinn. »Wer von jetzt auf gleich in jeden Landtag einzieht, wen die Demoskopen, ohne einen anderen Grund dafür zu finden als ›Protest‹, bei dreizehn Prozent sehen und wessen Mitgliederzahl über Nacht auf 25 000 steigt, kann nichts wollen, was Zeit für einen Gedanken kostet, schon gar nichts Neues«, schrieb Hermann Gremliza im Mai 2012. Die Piraten verfügten über alle Voraussetzungen, bald »nützliche Mitglieder der Gesellschaft« zu werden.280


  Vermutlich werden sie aus späterer Betrachtung auch die Funktion gehabt haben, eine Gruppe Menschen aus technisch hochqualifiziertem kleinbürgerlichen Milieu, das traditionell eher zum Umfeld der SPD gehört hätte, in Amt und Würden gehievt zu haben. Sie haben, inzwischen schon ohne große Leidenschaft, Proteste gegen Vorratsdatenspeicherung und Zensur vorgetragen. Und sie werden eines Tages vermutlich die Funktion gehabt haben, die Digitalisierung der Administration voranzutreiben. Das macht – solange die Machtverhältnisse die gleichen bleiben – die herrschenden Verhältnisse nicht humaner, sondern nur effizienter. An diesen rüttelt die Piratenpartei aber nicht einen Moment. Sie ist nur das Vernachlässigte vom Fleisch bürgerlicher Parteien, das lässt sich heilen.


  Die Piratenpartei und ihre Klientel helfen dabei, die Urheberrechte der meist armen Künstler zu deregulieren. Die Piraten kämpfen nämlich nicht gegen das private Eigentum an industriellen Produktionsmitteln, sondern nur für die sogenannte Freiheit, sich das geistige Eigentum von Künstlern unter den Nagel zu reißen. Die Piraten der Geschichte waren aller Sozialromantik und Johnny Depp zum Trotz niemals wirklich freie Rebellen, sondern meist irreguläre militärische Truppen der einen oder anderen imperialen Großmacht.


  So offen wie unbedeutend ist, ob die Piraten den bürgerlichen Parteien erst einmal noch eine Weile Stimmen wegnehmen, bald mit ihnen koalieren oder sich in sie auflösen, denen sie bis auf das noch häufige Fehlen grauer Anzüge in ihrem Blick auf die Welt doch am ähnlichsten sind. Die einzige substantielle Differenz sind (noch) die überdurchschnittlichen technischen Kenntnisse ihrer Mitglieder. Das macht sie aber nicht zu einer subversiven Kraft, sondern nur zu einer Fortbildungsveranstaltung für all die, die uns ohnehin nerven. Die einzig wirklich interessante Frage bleibt: Welcher Kapitalfraktion werden die Piraten am Ende am meisten genützt haben?


  Wie wir wissen, hat die Modernisierung des Kapitalismus die Ausbeutung, Diskriminierung und Demütigung des Menschen sowie die Vernichtung der Natur niemals gebremst, sondern stets nur ihre Form verändert, den Sand aus dem Getriebe gekehrt (die Piraten sind ein neuer Besen) und die Ausbeutung und Naturvernichtung intensiviert. Eines ist heute schon sicher: Die Piratenpartei wird sich als »Systemadministrator« der »herrschenden Verhältnisse« nützlich machen. Es besteht leider kein Grund für eine andere Hoffnung.


  * * *


  Occupy Deutschland, Sommerferien 2012. Die Behörden in Frankfurt/Main, Berlin und Kiel nutzen die Gelegenheit, um die lästigen kleinen Camps loszuwerden. Sie sind ihnen zu unansehnlich, und die Zeltansammlungen sind politisch so kraftlos, dass die drei Städte sich vermutlich sogar polizeiliche Räumungen leisten könnten, ohne dass sie einen hohen politischen Preis dafür bezahlen müssten. Die Stadt Frankfurt/Main hat das lokale Camp monatelang über die Maßen gehätschelt, es wurde von Polizei, Ordnungsamt, Bankern und allen Medien – außer der Bild-Zeitung – regelrecht zugrunde gelobt. Occupy Frankfurt war etwas, wohin gelangweilte Bankangestellte in der Mittagspause gaffen gingen und was Touristen fotografieren konnten.


  Es ist nichts Verwerfliches daran, wenn ein Mensch, weil er keinen Arbeitsplatz findet oder weil seine Familie ihr Erspartes durch die Spekulationen von Banken verloren hat, ein Zelt in einer Grünanlage oder auf einem öffentlichen Platz aufstellt und ein Plakat malt. Niemand wird mit linkem Bewusstsein geboren. Wenn die Schlechtigkeit der Bank und die individuelle Erwerbslosigkeit aber das Wesentliche bleibt, was jemanden an dieser Gesellschaft stört, ist das ein Problem. Diese Art von Protest wäre ja sofort zu bändigen, wenn die schuldige Bank eine Abfindung zahlen und der Protestierende wenigstens Aussichten auf einen Job bekommen würde.


  Der Staat muss die Integrierbaren von den Systemkritikern trennen. Er weiß das, beobachtet, analysiert und bleibt milde, wo ihm keine Gefahr droht. Von Occupy Deutschland drohte dem Kapitalismus zu keiner Sekunde eine Gefahr. Wir finden hier kaum Spuren eines emanzipatorisch-linken oder sozialrevolutionären Selbstverständnisses. Occupy Frankfurt wurde vom ersten Moment an von rechtspopulistischen Ideologen okkupiert, auch wenn ich die Linken, die sich dort abmühten, nicht übersehen habe. Occupy Deutschland beklagt am Kapitalismus oft nur die »falsche« Politik der Banken, aber nicht die kapitalistische Produktionsweise selbst. War je von Occupy Deutschland grundsätzlich Ablehnendes gegen Ausbeutung, Profit, Mehrwertproduktion und Lohnarbeit zu hören? Aber wenn die Bedingungen kapitalistischer Verwertung unbegriffen bleiben, kippen die Annahmen über die Ursache der Misere gern ins Verschwörungstheoretische. Abstrakte Strukturen zu durchdringen ist anstrengende Kopfarbeit, da ist es einfacher, jüdische Weltverschwörungen nicht auszuschließen.


  Occupy Deutschland ist für das Gute, das »rein Menschliche« und gegen das Böse – und alle können mitmachen, auch der Nazi, sofern er nicht prügelt. Es herrscht die absolute »repressive Toleranz«, die Herbert Marcuse analysiert hat – genau die, welche letztlich »die Tyrannei der Mehrheit« stärkt. Sekten belagerten Occupy Frankfurt von Anfang an: das Zeitgeist-Movement und die Anthroposophen, Anhänger des antisemitischen Wirtschaftstheoretikers Silvio Gesell sowie der rechtsradikalen, rassistischen Frankfurter Freien Wähler. Vertreter solcher Gruppen beeinflussten wesentlich Kommunikation und Diskurs.


  Occupy Deutschland ist keine soziale Bewegung, schon gar keine linke. Anders als etwa Occupy Oakland, Kalifornien, ist Occupy Deutschland ein weitgehend in den herrschenden Diskurs integriertes Projekt geblieben. Den Unterschied kann man leicht feststellen, wenn man Veröffentlichungen und Diskussionsbeiträge der Oakland-Aktivisten liest. Occupy Oakland ist gegenwärtig dabei, sich in Oakland Commune zu transformieren, ein Projekt, das sich noch stärker mit kommunalen und regionalen Kämpfen verbünden will.281


  Gemeinsam mit fortschrittlichen Teilen der Arbeiterbewegung besetzte Occupy Oakland – insgesamt waren es Zehntausende von Leuten – im November 2011 den Hafen von Oakland, den fünftgrößten Containerhafen der Welt, der jährlich einen Umsatz von 39 Milliarden US-Dollar macht. Der Betrieb musste vollständig eingestellt werden. Die kalifornische Stadt hat etwa 390 000 Einwohner, sie ist eine Industriestadt und die sogenannte »weiße« Bevölkerung ist in der Minderheit. 1946 gab es hier den letzten Generalstreik der USA, als sich Stahlarbeiter, Verkäuferinnen, Lkw-Fahrer, Kriegsveteranen und ein Heer von weiteren Arbeitenden verbündeten.282 1966 wurde hier die Black Panther Party gegründet.


  Occupy Oakland hatte 2011 nicht viel im Sinn mit der törichten Parole »Wir sind die 99 %«, denn dazu gehören »schließlich auch Rassisten, homophobe Sexisten und Polizeibeamte«. Lieber skandierte man auf Demonstrationen: »Wir sind das Proletariat.« Anders, als es im New Yorker Zucotti-Park der Fall gewesen war, wurde die Polizei stets aus dem Oaklander Occupy Camp vertrieben. Es gab keine zuckersüßen Beziehungen zur Polizei, vielleicht weil kämpferische Industriearbeiter und politisch bewusste Arbeitslose andere Erfahrungen mit staatlichen Repressionsorganen haben als weiße Mittelschichtskinder. »Die ›Frank Ogawa Plaza‹, wo sich das Occupy-Camp befindet, wurde in ›Oscar Grant Plaza‹ umbenannt, nach einem jungen Schwarzen, der 2009 von der Polizei erschossen worden war.«283


  Es folgten Kampagnen wie die gegen die Arbeitsbedingungen der Busfahrer und die hohen Ticketpreise für Busse (Occupy AC / Transit), Kämpfe gegen Zwangsräumungen (Foreclosure Defense Group / FDG), Widerstand gegen die Diskriminierung vor allem afroamerikanischer alleinerziehender Mütter (Oakland Occupy Patriarchy / OOP), Unterstützung von und Teilnahme an Arbeitskämpfen (Occupy Oakland Labor Solidarity / OOLS) zusammen mit Arbeiterorganisationen (Worker’s Assembly / WA) und Arbeitslosengruppen (Assembly of the Unemployed / AU). Darüber hinaus wird ein antirassistisches Gesundheitsprojekt (People’s Community Medics) und das Anti-Repression Committee (ARC) unterstützt.


  Wer die Geschichte der New Left und der Black-Power-Bewegung in den USA und das Ausmaß staatlicher Repressionen gegen sie kennt, wundert sich nicht über das Dissertationsthema eines Occupy-Aktivisten, Co-Autor besagter selbstkritischer Reflektion: Mike King schreibt über das Thema »Counterinsurgency« (Aufstandsbekämpfung) gegen Occupy Oakland.


  Occupy Deutschland musste gar nicht erst Opfer staatlicher Aufstandsbekämpfung werden, es erledigte sich selbst. Natürlich gibt es individuelle Ausnahmen, aber das politische Bewusstsein von Occupiern in Deutschland ist von so viel Harmlosigkeit einerseits und von so viel Offenheit für rechte Ideologien andererseits geprägt, dass der deutsche Staat sich keine Sorgen über irgendeine Art von »Aufstand« machen musste. Aber wer weiß, vielleicht infiltrieren deutsche Geheimdienste eher Occupy-Gruppen, als dass sie Nazimorde aufklären.


  * * *


  Und dann ist da noch die Linkspartei.


  Nach der sogenannten Wiedervereinigung von 1990 gab es zwei reformistische Parteien, die SPD und die PDS. Beide waren sehr deutsch. Jede von ihnen erzählte ihren Anhängern gerne das Märchen, sie allein sei die Partei der sozialen Gerechtigkeit, was nicht zu verwechseln ist mit sozialer Gleichheit. Sie gingen feindselig miteinander um, was damit zu tun hatte, dass die SPD seit 1945 fortlaufend an den Weltfestspielen des Antikommunismus teilgenommen hatte, den Kapitalismus und die NATO als alternativlos rühmte und dafür sogar mehrfach auf dem Regierungsthron hatte Platz nehmen dürfen (1966–1969 als Juniorpartner der CDU/CSU; 1969–1982 als die größere Fraktion in einer SPD/ FDP-Regierung). Und obwohl die SPD die neuen Mitglieder aus dem Osten des Landes gut hätte brauchen können, fürchtete sie sich vor antikommunistischen Reaktionen. Sie meinte sogar, sich für Gespräche mit der »Ostzone« in früheren Jahren rechtfertigen oder diese herunterspielen oder gar leugnen zu müssen.


  Und die PDS, die einmal SED geheißen hatte? Es gab viele aufrichtige Weltverbesserer in ihren Reihen, wissbegierige Humanisten. Aber auch viele Mühselige und Beladene sowie gekränkte Angehörige der früheren DDR-Oberschicht. Der Verlust eines ganzen Staates und ein Lebenswerk zerstört zu sehen, abgeräumt, als sei alles wertlos gewesen, schürten Verbitterung und Mutlosigkeit. Aber viele vermissten in ihrem neuen »gesamtdeutschen« Leben auch das Falsche – Macht und gesellschaftliche Reputation nämlich. Auch um die zurückzugewinnen, beugten sie den Rücken und taten Buße in allerlei Talkshows. Im Westen wurde die PDS der SPD schließlich so ähnlich, dass es Sozialdemokraten gab, die nicht mehr wussten, in welcher der beiden sozialdemokratischen Parteien sie gerade Mitglied waren.


  Seit 1989 sind 23 Jahre ins Land gegangen. Eine Zeit lang traten frustrierte Sozialdemokraten, die kein Atomprogramm, keine Anti-Terror-Gesetze, kein Radikalenerlass, kein NATO-Doppelbeschluss und kein Jugoslawienkrieg je aus der SPD getrieben hatten, ohne Umweg in die Linkspartei ein. Ab und an traten auch ein paar PDS-Würdenträger zur SPD über. Mittlerweile hat die Linkspartei noch einige Abtrünnige aus der SPD geschluckt, vor allem über den Umweg der Neugründung als »Die Linke« aus »Die Linkspartei/PDS« und »WASG« (Arbeit & soziale Gerechtigkeit – Die Wahlalternative) im Juni 2007. Die Strukturen der WASG hat die Linkspartei allerdings längst rückstandslos verdaut.


  Die SPD hatte zu jener Zeit große Probleme, die Kriege gegen Jugoslawien und Afghanistan waren unvergessen, die Opfer von Agenda 2010 und Hartz IV mehrten sich, und die Dimension der von SPD und Grünen enthemmten Leiharbeit wurde klar. Davon profitierte die Linkspartei, die bei der Bundestagswahl 2009 mit 11,9 Prozent erfolgreich war. Sie ist heute in elf Landesparlamenten vertreten, in vier östlichen (Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen) sogar mit mehr als 20 Prozent. Hier sowie in Mecklenburg-Vorpommern stellt sie ein Heer von tausend oder mehr ehemaligen und derzeitigen Mandatsträgern. Derzeit hat sie einige Minister, 122 Landtagsabgeordnete, fünf Landräte, fünf Oberbürgermeister, 47 Bürgermeister und ungezählte Kommunalparlamentarier. Dazu kommen die hier nicht zu zählenden Würdenträger aus zehn Berliner Mitregierungsjahren.


  Der Erfolg überstrahlte eine Zeit lang die Erfahrungen, die kritische Menschen inzwischen mit dieser Linkspartei gemacht hatten, sobald die an der vermeintlichen Macht beteiligt war, also in Ländern mitregierte. Auch für manche Linke ist »Erfolg« als solcher ein großer Reiz, und dann schaut man nicht mehr so genau hin. Mitregieren durfte die Linkspartei/PDS vor allem dort, wo die Armut besonders groß war und die Elendsverwaltung noch ein paar erfahrene und funktionstüchtige Apparatschiks brauchte wie von 1998 bis 2006 in Mecklenburg-Vorpommern, von 2002 bis 2011 in Berlin und seit 2009 in Brandenburg.


  * * *


  221 Busfahrer der Verkehrsbetriebe Saarbahn GmbH hatten Angst, dass ihr Betrieb privatisiert werden würde, und traten im Sommer 2008 ausgerechnet in die Linkspartei ein, weil die sich angeblich als einzige Partei gegen »den Privatisierungswahn« stellte. Statt Arbeitskampf Parteieintritt, was für eine Emanzipation! Oskar Lafontaine jubelte: »Das ist wie Weihnachten!«284 Was der Weihnachtsmann bringt, hat man ja in Berlin unter dem SPD/ Linkspartei-Senat gesehen. Aber das wollten die Saarbrücker Genossen im fernen Westen offensichtlich nicht wahrnehmen.


  Als Ministerpräsident des Saarlands, also genau in der Rolle, in der diese Busfahrer ihn am liebsten wieder haben wollen, hatte Lafontaine 1988 Arbeitszeitverkürzung ohne vollen Lohnausgleich gefordert285, längere Maschinenlaufzeiten insbesondere durch Ausdehnung der Sonntags- und Wochenendarbeit (1988/1989)286, die Erhöhung der Arbeitszeit im öffentlichen Dienst (1993)287 und die Verpflichtung zu Zwangsarbeit (1998)288. Beim Blick auf die Erwerbslosen hatte Lafontaine stets das Interesse des Kapitals im Auge. 1998 drohte er Sozialhilfeempfängern via Bild-Zeitung: »Wir werden ähnlich wie in England dafür sorgen, dass die Zahlung von Sozialhilfe an strenge Regeln geknüpft wird! Eine angebotene Arbeit muss angenommen werden. Sonst wird die Sozialhilfe gekürzt!«289 Sozialstaatliche Leistungen, zum Beispiel die Unterstützung Erwerbsloser, sollten nur noch nach »Bedürftigkeit« gewährt werden, das bedeutete nichts anderes als die Forderung nach Abschaffung der Arbeitslosenversicherung.290 Neben der Verarmung der Betroffenen erzielt so etwas die Senkung der sogenannten Lohnnebenkosten, das freut das Kapital. Die Menschen arbeiten in den Augen Lafontaines auch nicht lang genug in ihrem Leben, er verlangte 2003 die Heraufsetzung des »tatsächlichen Renteneintrittsalters«.291


  Damit der Zorn der Betroffenen sich nicht gegen ihn richtet, greift Oskar Lafontaine gern zu Ablenkungsmethoden mit langer deutscher Tradition, er bedient rassistische Ressentiments. 1989 war er auf Seiten derjenigen, die das Asylrecht abschaffen wollten, und ist stolz darauf, 1992, gleichsam als Konsequenz aus mehreren rassistischen Pogromen, zum »Asylkompromiss« von CDU, SPD und FDP beigetragen zu haben, der faktischen Abschaffung des Asylrechts.292 Der Vorsitzende der Linkspartei befürwortete, vermutlich nur, um die Ausländerfeindlichkeit zu vermindern, die Errichtung von Flüchtlingslagern in Nordafrika (in der Bild-Zeitung, 2004). »Ausländerfeindlichkeit« entsteht laut Lafontaine durch Zuwanderung (2005).293 Er lehnte den Eintritt der Türkei in die EU ab.294 2005 verlangte er, deutsche Arbeiter vor »Fremdarbeitern« zu schützen: »Der Staat ist verpflichtet, seine Bürger und Bürgerinnen zu schützen, er ist verpflichtet, zu verhindern, dass Familienväter und Frauen [sic!] arbeitslos werden, weil Fremdarbeiter zu niedrigen Löhnen ihnen die Arbeitsplätze wegnehmen.«295 Als er wegen seiner sich an die Nazis anlehnenden Terminologie kritisiert wurde, verwies er scheinheilig auf den Duden.296 »Es ist richtig, dass auch die Nazis Deutsch gesprochen haben.« Der Duden verweise beim Begriff Fremdarbeiter nicht auf die Nazivergangenheit. »Und die Sprachregelung des Duden darf man ja wohl noch anwenden, ohne dass irgendwelche Betroffenheitslyriker versuchen, einem ans Zeug zu flicken.«297 Schließlich diene sein Rassismus einem guten deutschen Zweck: »Wir dürfen das Thema Schutz vor Billiglohnkonkurrenz nicht der NPD überlassen. Die NPD hat Probleme, wenn eine linke Partei konsequent Arbeitnehmerrechte vertritt.«298 Auch Gregor Gysi wollte der NPD »irregeleitete Wähler wegnehmen«.299 Der NPD Stimmen abnehmen, indem man ihr ähnlicher wird?


  Dass Lafontaine kein unerschütterlicher Demokrat ist, demonstrierte er 2004, als der Frankfurter Polizeivizepräsident Manfred Daschner den Kindsmörder Magnus Gäfgen mit Folter bedrohte. Die Folter wurde damit gerechtfertigt, das Versteck des entführten Kindes Jakob von Metzler zu finden. Aber Folter ist in jedem Fall inakzeptabel. Wo leben wir, dass das betont werden muss? Gemäß der UN-Anti-Folter-Konvention (Artikel 1) von 1984 ist die Androhung von Folter bereits Folter. Aber Lafontaine sagte, er hätte »genauso gehandelt« wie der Folter androhende Polizist. Würde der Beamte bestraft, sei das »eine Katastrophe für den Rechtsstaat«. Man müsse »formale Verfassungsartikel« schon mal außer Acht lassen, alles andere sei »Prinzipienreiterei«.300


  Es gibt eine merkwürdige irrationale Sehnsucht mancher Linker nach einer auch finanziell starken Organisation, an die sie sich anlehnen können, die die Dinge für sie erledigt. Eine naive Hoffnung, durch Wahlen und eine Regierung vieles in Ordnung gebracht zu sehen und sich stärker zu fühlen, dazuzugehören. Eine kollektive Regression vieler, die es besser wissen könnten, würden sie nur kritische Gedanken zulassen. Es ist die links gewendete Unterwerfung des deutschen Untertanen unter die Obrigkeit.


  Die Linkspartei benutzt die Hoffnung ihrer Wähler auf ein besseres Leben, und sie zerstört ihre dafür unabdingbare Bereitschaft und Fähigkeit, sich selbstbestimmt zu organisieren. Stattdessen bietet sie die gewohnte Hierarchie einer deutschen Partei. Die Anpassung an sozialdemokratische »Vernunft« ist aber – genauso wie das Geschwätz von »Sachzwängen«, »Realpolitik« oder »Standortinteresse« – nichts als die Unterwerfung unter die Verwertungsinteressen des Kapitals. Die Linkspartei will so wenig den Bruch mit den Gewaltstrukturen des Kapitalismus, wie es die SPD will. Beide macht jeder Gedanke an eine wirkliche soziale Emanzipation aggressiv.


  * * *


  Die heutige Partei Die Linke entstammt einer Umgründung der SED zur PDS-SED im Dezember 1989. Nur durch die Beibehaltung des alten Namens als Namensbestandteil war das Parteivermögen – und ein Teil der Mitgliedschaft – in die neue BRD zu retten. 1990 wurde der Name in PDS (Partei des Demokratischen Sozialismus) umgeändert, 2005 in Die Linkspartei/PDS. Inzwischen heißt dieselbe Partei anmaßend nur noch Die Linke. Wenn also im Folgenden von »PDS«, »Linkspartei« oder »Die Linke« die Rede ist, ist damit immer derselbe Laden gemeint.


  Noch unsicher in ihrer künftigen Strategie, waren führende PDSler Anfang der 1990er Jahre interessiert daran, ihre Organisation nach Westen auszudehnen und dafür sogenannte Westpromis für sich zu gewinnen. Von 1984 bis 1988 war ich Bundesvorsitzende der Grünen gewesen. Die meisten linken Grünen traten zwischen 1989 und 1991 aus der Partei aus, ich im April 1991. Die PDS lud mich ein, mich auf der Wahlprogrammversammlung der Linken Liste/PDS im September 1990 in einem Gastvortrag mit dem Programmentwurf der Partei auseinanderzusetzen.301


  In meiner Rede kritisierte ich, dass in »öffentlichen Äußerungen von PDS-Vertretern erstaunliche Illusionen und Wunschträume über die SPD« zu finden waren, »als sei die SPD Teil der gesellschaftlichen Opposition. Realistischer sei doch wohl, dass die SPD eine Kapitalpartei mit marginalisierter Sozialfraktion geworden ist. Oskar Lafontaine, der gegen Lohnausgleich bei Arbeitszeitverkürzung und gegen Flüchtlinge wettere und sich mit einem ›modernisierten‹ militaristischen Großdeutschland in der NATO längst versöhnt« habe, sei ein »prototypischer Sozialdemokrat«. – Irgendwer muss da etwas falsch verstanden haben: Zwischen 2007 und 2010 war Oskar Lafontaine, gemeinsam mit Lothar Bisky, Parteivorsitzender der Linkspartei. – Es gebe auch keinen »sozialstaatlichen Kompromiss« in der BRD (Programmentwurf der PDS), sagte ich, an den eine Linke Liste/PDS anknüpfen könnte:


  »›Sozialstaatlicher Kompromiss‹ heißt in der BRD drei bis fünf Millionen Arbeitslose, viele Menschen in Psychiatrien, Altersheimen, Obdachlosenasylen, Isolation und Einsamkeit. Die Stärke einer linken Partei liegt auch in ihrer polarisierten Gegnerschaft zu Kapitalparteien und ihrer souveränen und bewussten Staatsfeindlichkeit. Die Hoffnung, linke Politik harmonisch und nicht polarisiert betreiben zu können, ist gefährlich falsch. Sozialistische Positionen stehen in antagonistischem Widerspruch zu den herrschenden Verhältnissen. Dummerweise lässt sich das nicht durch Parteitagsbeschluss ändern.«


  Zum Fortschrittsbegriff der Linken Liste/PDS sagte ich:


  »Einige PDS-Vertreter haben das Loblied der ›Modernität‹ und des ›hohen technischen Niveaus‹ des Kapitalismus gesungen. Aber dieses ›hohe technische Niveau‹ baut auf hemmungsloser Plünderung der ökologischen und menschlichen Ressourcen in der sogenannten Dritten Welt auf und hinterlässt seine Opfer auch in der reichen Bundesrepublik. Die Illusion, man könne Technik und Wissenschaft aus den konkreten kapitalistischen gesellschaftlichen Verhältnissen herausschneiden, war der SED, der KPdSU und der SPD gemein. Aber es gibt keine wertfreie Technologie. Eine für den Zweck der Profitmaximierung entwickelte Technologie sperrt sich gegen ihre humane und ökologische Umformung.«


  Ich empfahl, das Verhältnis zu Technik, Wissenschaft und Natur aus der Tradition von Marx und Engels abzuleiten und nicht auf den zertretenen Pfaden des Sozialdemokratismus und des Stalinismus zu wandeln (Beispiel in diesem Buch: der Aralsee). Viele Fünfjahrespläne seien Belege dafür, dass die »realsozialistischen« Länder versucht hätten, den Kapitalismus in seiner eigenen Entwicklungslogik zu überholen, anstatt mit dieser, den Menschen und die Natur zerstörenden, Logik zu brechen: »Dabei entstanden miserable Kopien des Kapitalismus in der DDR und in Osteuropa und über sie vermittelt in der sogenannten Dritten Welt. Dass dort dabei ähnliche Umweltprobleme folgten, wenn auch zeitversetzt, war kein Wunder.«


  Der Glaube, dass die technische Entwicklung der Produktivkräfte automatisch zum sozialen Fortschritt führe, sei Aberglauben. Eine wirklich fortschrittliche ökologische Linke wisse, dass es in der Entwicklung von Technologie und Wissenschaft einen Punkt gibt, an dem Produktivkräfte in Destruktivkräfte umschlagen können, wie die Atomenergie und die Gentechnik. Im Programm der PDS fehle die Forderung nach sofortiger Stilllegung aller Atomanlagen in West und Ost, das sei ein unumstößliches Prinzip linker ökologischer Politik. Vor allem diese Passage war bei verschiedenen Gelegenheiten über Jahre Gegenstand heftiger Kritik von PDS-Mitgliedern.


  Die SPD/Grüne-Bundesregierung (1998–2005) hat die Modernisierung von Atomanlagen und Atomprogramm (»Energiekonsens«) als »Ausstieg« mystifiziert. Die Linkspartei half beim Betrug, indem sie diese Modernisierung, die den nahtlosen Übergang zur Atomfusion möglich macht, als »zaghaften« Atomausstieg anerkannte. Gleichsam im Gegenzug lobte Bundeskanzler Schröder 2000 die PDS in Mecklenburg-Vorpommern, weil sie über das übliche Maß der Aufgabenverteilung hinaus die Atomfusion fördere.302


  Der Ausstieg aus der Atomenergie war im PDS-Programmentwurf von 1990 so windungsreich beschrieben, dass man der Forderung nicht trauen konnte, schon deshalb nicht, weil wir ja die Geschichte der SED kannten. Ich hatte noch im Ohr, wie uns die DDR-abhängige DKP in den 1970er Jahren in Westdeutschland mit ihren Parolen genervt hatte, Atomkraftwerke seien zwar in der Hand des Kapitals gefährlich, nicht aber »in der Hand des Volkes«. Mein damaliger O-Ton:


  »Es gibt Technologien, die sind ohne jede Rücksicht abzulehnen, selbst wenn es Arbeitsplatzprobleme gäbe. Atomenergie verseucht die Umwelt auch im ungestörten Normalbetrieb mit Dutzenden von Billionen Becquerel radioaktiver Strahlung. Es existiert keine Trennung in zivile und militärische Nutzung: Wer Atomanlagen hat, kann Atombomben bauen. Atomstrom ist idiotischste Energieverschwendung. Atomenergie ist leicht ersetzbar, und sie kostet so viel, dass Alternativen wie rationelle Energienutzung, Energieeinsparung und Entwicklung und sofortige Anwendung der vorhandenen erneuerbaren Energieträger, Sonne, Wind, Wasser, verhindert werden. Radioaktive Stoffe bedrohen für Zehntausende von Jahren die Erde. Plutonium von der Menge einer Apfelsine genügt, die ganze Menschheit umzubringen.«


  Meine Rede wurde sehr freundlich beklatscht, vermutlich, weil man es schätzte, dass eine sogenannte Westprominente auf einem Parteitag der gesellschaftlich noch verfemten Ostpartei redete, aber nicht, weil meine Argumente eine Mehrheit interessiert hätten.


  * * *


  Seit Mai 1990 verbrachte ich viel Zeit im Osten Deutschlands. Bis 1989 hatte ich aus politischen Gründen nie in die DDR einreisen dürfen. Es war interessant, eine Partei aus großer Nähe zu beobachten, die im Westen klein und stigmatisiert war, im Osten aber eine sehr deutsche Volkspartei.


  Da waren PDS-Bürgermeister wie Horst-Dieter Brähmig aus Hoyerswerda, dem nach dem Pogrom vom September 1991 das Image seiner Stadt mehr am Herzen lag als Empathie für die Todesängste der Opfer.303 Wie zornig wäre die Schriftstellerin Brigitte Reimann darüber gewesen, die von 1960 bis 1968 in Hoyerswerda gelebt und im neuen Kombinat Schwarze Pumpe gearbeitet hatte! Dort hatten auch DDR-Vertragsarbeiter aus Mosambik und Vietnam gearbeitet, die bei den rassistischen, lebensgefährlichen Angriffen 1991 aus der Stadt gejagt wurden, während sie doch eigentlich dabei waren, über ihre Abfindungen zu verhandeln, denn sie mussten als Folge der Wiedervereinigung Deutschland verlassen. »Unter den Angreifenden erkannten die Vertragsarbeiterinnen und Vertragsarbeiter ihre deutschen Kollegen – vor allem Vorarbeiter – aus dem Braunkohlewerk.«304 Es war das erste rassistische Pogrom in Deutschland seit 1945.


  Da gab es PDS-Bauunternehmer, deren Stasi-Vergangenheit ihren Auftraggebern aus dem Westen plötzlich vollkommen egal war, weil man mit ihrer Hilfe Autobahnen durchs neu eroberte Land schneiden konnte; ehemalige Vorsitzende sozialistischer, kollektiver LPGs, die in Blitzgeschwindigkeit zu Direktoren von hierarchischen und ökologiefeindlichen Massentierhaltungsbetrieben mutierten, und man musste PDS-Funktionäre beobachten, die in Sachsen politische Brücken zu Faschisten bauten.


  Ohnehin war und ist die Linkspartei/PDS schrecklich deutsch und national. Hans Modrows Konzept »Deutschland einig Vaterland« vom Februar 1990 war weder der Anfang noch das Ende der nationalen Orientierung. Der PDS-Landesminister Helmut Holter beklagte rückblickend (1999) sogar den angeblich mangelnden Nationalismus in der DDR: »In der DDR durfte sich Nationalstolz nicht entwickeln. […] Aber ich finde es nicht anrüchig, zugleich Internationalist und Patriot zu sein.«305 Es waren von Anfang an eine Menge Flanken nach rechts offen. Gregor Gysi wollte 1993 Protesten zum Trotz mit dem Chefredakteur der Jungen Freiheit an einer Podiumsdiskussion in Potsdam teilnehmen. Wie ärgerlich für ihn, dass der Potsdamer SPD-Oberbürgermeister die Veranstaltung verbot. Dafür konnte Gysi 1994 in Stuttgart mit dem reaktionären Manfred Brunner (bis 1999 Vorsitzender des Bundes Freier Bürger) diskutieren und beklagen, dass die Linke »ein gestörtes Verhältnis zur Nation« habe.306 Wenn es denn so wäre.


  Wer die Linkspartei/PDS im Osten kennt, weiß, wie national gesinnt viele ihrer Kreise sind. Das weiß auch die Parteiführung, auch deshalb hat sie sich nie von sich aus von ihrem extrem nationalen Flügel um Christine Ostrowski getrennt. 1992 traf Ostrowski sich mit Constantin Meyer, einem Funktionär der bald darauf verbotenen neofaschistischen Gruppe Nationale Offensive, zu einem nichtöffentlichen Gespräch über gemeinsame Jugendprojekte. Ostrowski sagte anschließend anerkennend: »Unsere sozialen Forderungen stimmen im Grunde überein – bis hin zum Wortlaut.«307 Als die Kritik an Ostrowski lauter wurde, verteidigte der Parteivorsitzende Lothar Bisky sie. Wie Gysi hielt er Ostrowskis Rücktritt aus dem Parteivorstand für unnötig. Das hätte die Linkspartei/PDS Wählerstimmen im Osten gekostet.


  Christine Ostrowski wurde 1998 sogar mit einem Mandat im Bundestag belohnt. Im gleichen Jahr erklärte sie, die PDS müsse sich zur »Stimme des Protestes« auch ausländerfeindlicher Bauarbeiter machen:


  »Warum gelang es der PDS nicht, viele von denen, die jetzt DVU gewählt haben […] für sich zu gewinnen? […] Jeder dritte Bauarbeiter im Osten ist arbeitslos. Gleichzeitig arbeiten nicht wenige ausländische Beschäftigte auf dem Bau. Kann man es einem hiesigen Bauarbeiter verdenken, daß er die Wut kriegt, wenn er nicht zuletzt deswegen seine Arbeit verliert? […] Die Richtung allerdings, in die er Schuld suchend schielt, zeigt nicht die wirklich Verantwortlichen, sondern die noch Schwächeren. […] Also seien wir die Stimme seines Protestes und denken wir darüber nach, warum wir es nicht sind, jedenfalls nicht genug.«308


  Die Bundestagswahlen von 1998 bewiesen, wie stark sich ein erschreckend großes, rechtsextremes und völkisches Wählerpotenzial zur Linkspartei/PDS hingezogen fühlte. Die Forschungsgruppe Wahlen fand heraus, dass »23 Prozent der DVU-Wähler mit ihrer Erststimme die PDS unterstützt [haben], damit erhält die PDS mehr Erststimmen von den DVU-Anhängern als alle anderen Parteien«.309


  Ostrowski war in der Linkspartei/PDS nie marginalisiert, im Gegenteil, sie machte Karriere: Stadtverbandsvorsitzende in Dresden (1990–2000), stellvertretende Parteivorsitzende (1993), Stadträtin in Dresden (1994–2008), Landtagsabgeordnete in Sachsen (1994– 1998), Mitglied im Bundestag (1990 und 1998–2002). Sie trat erst 2008 aus der Partei aus, nach Auseinandersetzungen um den Verkauf der Wohnungsbaugesellschaft WOBA GmbH (rund 48000 Wohnungen) an die US-Investmentgesellschaft Fortress Investment Group, dem sie als Stadträtin der Linkspartei wie etwa die Hälfte ihrer Fraktion zugestimmt hatte. Die Mehrheit der PDS-Stadträte (9 von 17) hatte dem Dresdner OB Ingolf Roßberg (FDP) im März 2006 zur Durchsetzung des Beschlusses im Stadtrat verholfen.


  Das Nationale in der Linkspartei/PDS machte und macht sich nicht nur an der Person Ostrowski fest oder an PDS-Bürgermeistern wie in Hoyerswerda. Auch ihr Antikapitalismus hat gelegentlich einen nationalen, aber auch antisemitischen Beigeschmack, in Zeiten der Weltwirtschaftskrise wird das nicht eben weniger: In Verlautbarungen und Redebeiträgen wird das Kapital künstlich getrennt, in das scheinbar voneinander fast unabhängige Produktivkapital einerseits und das Finanzkapital andererseits. Das produktive ist, in dieser Lesart, deutsch und gut und leistungsbegründet, das finanzielle international und böse und leistungslos, es rafft, statt zu schaffen, betätigt sich seltsamerweise vor allem in den USA und bekommt als »internationales Finanzkapital« eine antisemitische Färbung.310


  * * *


  Fast 25 Jahre lang haben wir inzwischen die Praxis der Linkspartei/PDS beobachten und analysieren können, in Rathäusern, Stadträten, Parlamenten und vor allem dort, wo sie die vielbeschworene »Verantwortung« in einer Landesregierung trug. In Sachsen-Anhalt tolerierte die PDS eine SPD-Regierung (1994– 2002), eine Art Vorschule für Mecklenburg-Vorpommern, wo die PDS dann von 1998 bis 2006 mitregieren durfte. In Berlin regierte die Linkspartei/PDS zwischen 2002 und 2011 mit der SPD.


  Welches Wesen eine politische Organisation hat, zeigt sich manchmal an winzigen, für den Lauf der Zeitgeschichte beinahe belanglosen Beispielen.


  Helmut Holter, heute Landtagsfraktionsvorsitzender der Linkspartei, war 1991 bis 2001 Landesvorsitzender der PDS und von 1998 bis 2006 Minister für Arbeit und Bau in der SPD/PDS-Landesregierung in Mecklenburg-Vorpommern. SED-Mitglied seit 1973, in Moskau ausgebildeter Kader und sehr wendig. Während seiner Amtszeit verkaufte die Treuhand die Ostseehalbinsel Wustrow an die nordrhein-westfälische Investmentgruppe Fundus. Holter hatte es in der Hand, zu entscheiden, wie viel die Fundus-Gruppe an Profit aus der Nutzung der Halbinsel herauspressen könnte – wie dicht durfte das verwilderte Stück Natur bebaut werden? »Als Minister für Raumordnung liegt es in seiner Hand, wie viel Geld die Fundus-Gruppe mit Wustrow verdienen wird. In seinem Ministerium wird das Raumordnungsverfahren durchgeführt«, schrieb Brigitte Fehrle in der Berliner Zeitung im Dezember 1999. Der Investor plante keinen Naturpark, wofür sich das seit Jahrzehnten verlassene Gelände wunderbar eignen würde, oder wenigstens eine autofreie, schonend bebaute Halbinsel, sondern eine luxuriöse, dichte Bebauung samt Jachthafen und mit allen Schikanen.


  Das gab Ärger mit der Parteibasis. Viele Mitglieder verstanden sich noch als Sozialisten und sahen nicht ein, warum so viel öffentliches Eigentum privatisiert werden sollte. Der PDS-Minister hatte zwar im Großen und Ganzen leichtes Spiel, denn viele Menschen hatten nach der sogenannten Wende größere private Sorgen als je zuvor, und viele waren es zudem gewohnt, ihrer Parteiführung zu vertrauen. Aber der Unmut war so groß, dass es zu Versammlungen kam, bei denen der Minister sich rechtfertigen musste.


  Ein älterer Mann fragte ihn auf einer PDS-Basisveranstaltung: »Aber, Genosse Holter, stärken wir damit nicht das Kapital?«


  Der gab die unnachahmliche Antwort: »Natürlich, Genossen, stärke ich damit das Kapital. Aber, Genossen, es sind doch unsere Leute.«311


  Ein Hotel, dazu 2 000 bis 10 000 Betten, ein seeseitiger Yachthafen und ein Golfplatz sollen entstehen. Inzwischen hat die Fundus-Gruppe sogar geführten Besuchergruppen das Betreten der Halbinsel Wustrow verboten. Sie ist durch einen hohen, bewachten Zaun abgetrennt.


  * * *


  Als die SPD 2006 mit dem Ende der Koalition drohte, stimmte die Schweriner PDS der umstrittenen Verwaltungsreform (Verwaltungsmodernisierungsgesetz) zu. Sonst wäre es, drohte die SPD, aus gewesen mit den schönen Minister- und Staatssekretärsposten und den vielen anderen Ämtern. Auch die PDS-Bundestagsfraktion hatte ihre Landtagsfraktion zur Zustimmung gedrängt.


  Die absehbaren Folgen der Verwaltungsreform sind: Entdemokratisierung, eine extreme Zentralisierung und Entmündigung von Gemeinden (18 Landkreise und kreisfreie Städte wurden zu nur sechs Landkreisen und zwei kreisfreien Städten zusammengelegt), Abbau von kommunaler Selbstverwaltung, eine höhere Kostenbelastung für Kommunen, die Zusammenlegung oder Auflösung von 100 Behörden und die Privatisierung eines ganzen Bündels bisher öffentlicher Aufgaben, das bedeutete Massenentlassungen und eine noch höhere Arbeitslosigkeit.


  Alle Gemeinden in Mecklenburg-Vorpommern protestierten gegen das undemokratische Gesetz, auch die Mehrheit der PDS-Fraktion war ursprünglich dagegen gewesen. Jetzt aber stimmten so viele PDS-Abgeordnete zu, wie für eine Mehrheit notwendig waren. Die PDS hatte sich ganz offenkundig den »Ströbele-Trick« bei den Grünen während der SPD/Grüne-Koalition im Bund abgeguckt: Man spielt Opposition, gibt der anderen Regierungspartei aber so viele Stimmen, dass das angeblich bekämpfte Projekt durchkommt, und so fällt man nicht aus der Regierung und behält all die Mandate und Ämter.


  Der PDS-Abgeordnete Gerhard Bartels, der u.a. wegen der Zustimmung seiner Fraktion zur Verwaltungsreform aus der Landtagsfraktion austrat, sagte 2007: »Die Angst vor dem Verlust von Regierungsverantwortung wog schwerer als die vor der Preisgabe grundsätzlicher Inhalte. Bei den Landtagswahlen hat sich das gerächt. Gemessen an den absoluten Zahlen haben wir jede Menge Wähler in den Nichtwählerbereich verloren.«312


  Inzwischen ist, begleitet von heftigen juristischen Auseinandersetzungen, die »Reform« durch. Seit 2006 koaliert in Mecklenburg-Vorpommern die SPD mit der CDU und verdünnt die Infrastruktur des Landes weiter. Die Linkspartei protestiert, als habe sie überhaupt nichts damit zu tun.


  * * *


  War die Linkspartei/PDS/Linke jemals eine Bewegungspartei, Protest- oder Oppositionspartei? Natürlich nicht. Schon seit vielen Jahren ist es die höchste Sehnsucht der Linkspartei/PDS, Teil einer Bundesregierung zu sein, das aber gibt’s in einem kapitalistischen Zentrum nur um den Preis der Zustimmung zu Kapitalismus, EU-Aufrüstung und NATO. Ihr Wunschpartner bleibt die SPD, aber große Teile der Partei nähmen auch jeden anderen Regierungspartner, wenn der sie nur wollte.


  1994 lautete eine Wahlkampfparole der PDS: »Veränderung beginnt mit Opposition.« Das klang noch links. Aber der letzte Schritt der Partei war schon mitgedacht: »… und endet mit Unterwerfung unter die herrschenden Verhältnisse.« Die Linkspartei/ PDS liebäugelte eine Zeitlang mit der außerparlamentarischen Linken, mit neuen sozialen Bewegungen, ja gar mit antiautoritären Protesten – während ihre Amts- und Würdenträger lieber für Ruhe und Ordnung sorgten.


  Um einem Teil der Parteibasis und der Wählerschaft vorzutäuschen, dass sie eine sozialistische Partei sei, während sie sich in Wirklichkeit auf striktem Kurs in die Arme des Systems befand, musste die Linkspartei die Widersprüche weichzeichnen. Da das nur wahrheitswidrig funktionierte, musste ziemlich viel antiaufklärerischer Blödsinn geredet werden. Gysi plapperte 1999 in einem Interview: »Wir sollten uns von der Vorstellung trennen, dass unser System in Deutschland nur kapitalistisch ist. Hunderte von Elementen sind kapitalistisch gar nicht zu erklären. Nehmen Sie die Bypass-Operation eines 70-Jährigen. Rein marktwirtschaftlich ist sie nicht zu erklären, nicht einmal für den Arzt. Ich behaupte, in der Bundesrepublik gibt es einige sozialistische Elemente.«313


  Rein markwirtschaftlich ist auch nicht zu erklären, warum Gysi so einen Unsinn redet. Weiß er als ausgebildeter Marxist-Leninist wirklich nichts davon, dass soziale Leistungen in einer kapitalistischen Gesellschaft vom Stand der Klassenkämpfe abhängen und auch der Befriedung und Integration dienen? Es würde (noch) für viel zu viel soziale Unruhe sorgen, stürben heute massenhaft 70-Jährige, denen einen solche Operation verweigert würde.


  Im selben Interview gab Gysi eine weitere bahnbrechende Erkenntnis über den Kapitalismus und über die Rolle einer vermeintlich sozialistischen Partei preis: »Es ist Aufgabe einer sozialistischen Partei, diese Elemente zu stabilisieren gegen neoliberale Angriffe, sie auszubauen, bis an die Stelle der Dominanz der Kapitalverwertungsinteressen die Dominanz der sozialen Interessen der Menschen tritt. Es darf also Kapitalverwertungsinteressen geben, sie dürfen nur nicht dominieren.«314 Und wie im Märchen will man heimlich den Kapitalismus abschaffen, ohne dass das Kapital was davon merkt. Und wenn sie nicht gestorben sind …


  Wenn eine Partei so strukturkonservativ ist und die nationale Flanke so weit offen hat wie die Linkspartei/PDS, sind auch Wahlbündnisse mit der CDU auf Dauer nicht mehr auszuschließen. Gregor Gysi sagte schon 1999, er wolle Berlin noch zu Lebzeiten »vereint« erleben. Da sah es so aus, als könne nach den Landtagswahlen eine numerische Mehrheit von CDU (vor allem im Westen) und PDS (vor allem im Osten) entstehen. Es gehe ihm allerdings nicht um eine Koalition, sondern um einen »Dialog« mit der CDU. Nichts Geringeres wollte er, als den »Kalten Krieg [zwischen PDS und CDU] beenden« und Berlin vor der Gefahr der »Provinzialität« retten.315 Sein Ziel für das Jahr 2000 sei »ein ganz wichtiges: Linke und Konservative haben in Deutschland zum ersten Mal seit Kriegsende eine gemeinsame Verantwortung. Das ist die Herstellung der inneren Einheit Deutschlands. Für die CDU geht es dabei vor allem um die nationale Frage, für uns um die soziale. Das ist eine Aufgabe nicht nur für ein Jahr. Aber sie darf auch kein ganzes Jahrhundert dauern.«316


  Auch der frühere Parteivorsitzende Lothar Bisky konnte sich vorstellen, dass irgendwann auch eine Koalition mit der CDU denkbar sei: »Denn es ist auf längere Sicht eine Neuorientierung der Parteienlandschaft in der Bundesrepublik zu erwarten.«317 Nach den Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus 2001 wurde es um die C-Frage stiller, weil es zu einer von der PDS tolerierten SPD/Grüne-Landesregierung kam und 2002 zu einer Koalition von SPD und PDS.


  In vielen Landkreisen und Gemeinden, vor allem in den östlichen Bundesländern, gibt es Bündnisse zwischen Linkspartei und CDU. Sie sind längst Alltag. Auch regelrechte Koalitionen mit der CDU werden kommen. Wulf Gallert, der langjährige Fraktionschef der Linkspartei in Sachsen-Anhalt, schloss 2008 eine Zusammenarbeit mit der CDU »nicht auf alle Ewigkeit« aus, »in zehn Jahren« sei sie denkbar: »Man kennt sich von früher. In Stendal wurde ein hochrangiger DDR-Grenzoffizier Oberbürgermeister; da redet man anders über Vergangenheit.«


  Gemeint war hiermit der NVA-Offizier Klaus Schmotz. Er hatte zu DDR-Zeiten 16 Jahre Dienst in der Führung des Grenzkommandos Nord an der innerdeutschen Grenze getan. Die Stasiunterlagen-Behörde protestierte gegen den Kandidaten. Aber die CDU verschaffte ihm die notwendigen Stimmen. »Schäuble macht Wahlkampf für DDR-Grenzoffizier«, titelte Die Welt.318 Gallert erklärte, die CDU sei in vielen Kommunen im Osten besser als die SPD in der Lage, »auf den Stimmungswandel in der Bevölkerung zu reagieren«. Oftmals sei die Distanz zwischen CDU und Die Linke nicht größer als die zwischen SPD und Die Linke. In vielen Ostkommunen gebe es eine »punktuelle Zusammenarbeit« zwischen Linken und CDU, aber »viele in der Linken wollen nicht, dass darüber geredet wird – was für die CDU übrigens ebenso gilt«. Die »Basis« für diese Kooperation ist eher eine »sozial-konservative«, die CDU sei dagegen, »dass Strukturen verändert werden, und wir sind es auch«.319


  * * *


  Wie sozial ist die Linkspartei eigentlich, wenn es ernst wird? Es gab 2004 laut einer Forsa-Umfrage mehr Bundestagsabgeordnete der PDS (58 Prozent) als der SPD (52 Prozent), die »die Meinung vertraten, dass den Bürgerinnen und Bürgern ›weitere Einschränkungen zuzumuten‹ seien«.320 Dass die Linkspartei/PDS fest auf dem Boden des Kapitalismus steht, wurde früh deutlich. 1996 erklärte der damalige Parteivorsitzende Gregor Gysi, dass »demokratischer Sozialismus« à la PDS das Privateigentum an Produktionsmitteln einschließt und dass die Interessen dieser Privateigentümer zu schützen seien.321


  Die Steuerreform der SPD/Grüne-Bundesregierung von 2000 war einer der größten Beutezüge für das Kapital.322 Die beiden Parteien machten deutschen Banken und Versicherungen »ein milliardenschweres Steuergeschenk«: »Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen, die eine Kapitalgesellschaft an einer anderen Kapitalgesellschaft hält, sind nicht steuerpflichtig.« Das bedeutete: Banken und Konzerne konnten künftig Unternehmensanteile verkaufen, ohne dafür Steuern zu bezahlen. Die Aktienkurse von Dresdner und Deutscher Bank, von Allianz und Münchner Rückversicherung »explodierten förmlich«. Es war, »als falle Weihnachten und Ostern auf einen Tag«, jubelten Banker.323 Im Schatten blieb, zum Vorteil der Linkspartei, dass die Steuerreform auch mit der Stimme der mecklenburg-vorpommerschen SPD/PDS-Landesregierung verabschiedet wurde. Die Frankfurter Allgemeine Zeitung, Zeitung des Besitzbürgertums, informierte ihr Publikum: »Die PDS ist überraschend, aber doch deutlich und endgültig und aus freien Stücken im Westen angekommen: Sie hat, erstens, einer Steuerreform zugestimmt, die dem Kapital zugute kommt, und sie hat es zweitens gern getan.«324 Oskar Lafontaine war 1999 als SPD-Parteivorsitzender und als Bundesfinanzminister zurückgetreten, war aber noch Mitglied der SPD und verfasste Kolumnen für Bild. Er lobte in einer Kolumne in der Welt den Anpassungsprozess der Linkspartei/PDS: »Die schrittweise Integration der PDS und ihrer Wähler in die Demokratie ist nicht aufzuhalten.« Und weiter: »Die PDS Mecklenburg-Vorpommerns hat im Bundesrat einem Steuergesetz zugestimmt, das vor allem das Großkapital um 30 Milliarden Mark im Jahr entlastet. Da kann man nur staunen. Ein solches Gesetz, das eine massive Umverteilung von unten nach oben zur Folge hat, hätte die Regierung Kohl dem Bundesrat nicht vorgelegt.«325


  Zum Chemnitzer Parteitag titelte der Der Spiegel im Oktober 2003: »PDS im Kapitalismus angekommen«, und schrieb weiter: »Was der SPD ihr Godesberg, ist der PDS Chemnitz: Die letzte sozialistische Partei Deutschlands ist nun keine mehr. Mit einem neuen Grundsatzprogramm bekannte sich die SED-Nachfolgepartei erstmals zu den Grundsätzen der Marktwirtschaft.«326


  Wo sie mitregiert, betreibt die Linkspartei/PDS die Bereicherung kleiner Kreise und stützt den Raubzug gegen Millionen Arme. Ihr Image als »sozialistische« oder wenigstens irgendwie »linke« Partei wird vor allem von ihren antikommunistischen Gegnern aufrechterhalten.


  Die zehn Jahre dauernde SPD-PDS-Regierung in Berlin zeigte, was »Wenn wir mal an der Macht sind« bedeutet. Die PDS hat mitzuverantworten, dass städtische Wohnungsbaugesellschaften privatisiert wurden, zum Beispiel:


  
    	
      durch den Verkauf der Gemeinnützigen Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft (GSW) an ein Konsortium der internationalen Fondsgesellschaften Whitehall (Goldman Sachs) und Cerberus für 405 Millionen Euro (2004),

    


    	
      durch den Verkauf von 1 700 Wohnungen der kommunalen Wohnungsbaugesellschaft Berlin-Mitte (WBM) an den Investor Puma Brandenburg Limited327,

    


    	
      durch den Verkauf weiterer über 4 500 Wohnungen (zwischen Anfang 2007 und Herbst 2008).328

    

  


  Während die Mieten stiegen, kürzte und strich Rot-Rot Mieterberatungsinitiativen die Zuschüsse. Es wäre ja auch ärgerlich, wenn gutinformierte Mieter sich besser wehrten.


  Der Berliner Soziologe Andrej Holm hat ausgerechnet: Seit 1995 wurden in Berlin 209 000 kommunale Wohnungen privatisiert, mehr als 57 Prozent davon, 120 000, allein von 2002 bis 2005 – unter der Mitverantwortung der Linkspartei.329


  Der Berliner SPD/PDS-Senat hat das Berliner Gesundheitswesen in seit 1945 nie dagewesener Weise zerschlagen. Große Teile des Krankenhauswesens sind inzwischen der direkten parlamentarischen Kontrolle entzogen. Neuer Träger ist die Firma Vivantes GmbH, die zu 100 Prozent dem Land Berlin gehört. Inzwischen ist in Berlin eine medizinische Versorgung von Kassenpatienten auf dem Niveau der besten wissenschaftlich-technischen Möglichkeiten nicht mehr gewährleistet.330


  Damit viele Millionen Euro eingespart werden konnte, mussten 13 000 Beschäftigte auf ihr Weihnachts- und Urlaubsgeld verzichten, anderenfalls drohten ihnen der »linke« Senat und die Vivantes-Geschäftsleitung mit Kündigung. Seit der Firmengründung sind fast 4 000 Vollstellen und etwa 1 000 Ausbildungsplätze gestrichen worden. Die Beschäftigten wurden erpresst: Insolvenz oder Lohnverzicht? Die Beraterfirma McKinsey strich währenddessen ein Honorar von 2,7 Millionen Euro ein. Für die Patienten ist durch die Personalknappheit und den Stress des Krankenhauspersonals eine (lebens-)gefährliche Situation entstanden.331


  In der Regierungszeit der PDS in Berlin seit 2002 kam es, neben anderen neoliberalen Entgleisungen wie (Teil-)Privatisierung der Strom- und Wasserversorgung, der Krankenhäuser und Wohnungen, zu massivem Sozialabbau. Berlin strich Zuschüsse für Obdachlose und für Behinderteneinrichtungen (2002), schaffte das Blindengeld ab (2005), beseitigte das Sozialticket für den öffentlichen Nahverkehr (2004), um es später, wegen der heftigen Proteste, zu einem dreimal so hohen Preis wieder einzuführen. Des Weiteren wurde Berlin Vorreiter bei der Abschaffung der Lernmittelfreiheit (2003), erhöhte die Kita-Gebühren (2003), strich den Jugendhilfeetat von 400 Millionen (2001) auf 230 Millionen Euro herunter (2005) und schuf 24 000 Ein-Euro-Jobs, womit sich prima tariflich bezahlte Arbeitsplätze beseitigen lassen. Nicht selten fanden sich entlassene Beschäftigte als Ein-Euro-Jobber in genau den Stellen wieder, die sie zuvor als Festangestellte ausgeübt haben – zum Beispiel in Kindertagesstätten.


  Die Berliner Linkspartei/PDS war daran mitbeteiligt, die Mittel für die Universitäten zu kürzen und zugleich private Elitehochschulen zu fördern. Unter Wirtschaftssenator Gregor Gysi – den es nur ein halbes Jahr im Amt hielt – wurde eine »Eliteuniversität« begründet, die ESMT (European School of Management and Technology). Der SPD/PDS-Senat gab den Betreibern, darunter so ärmlichen Einrichtungen wie die Allianz, DaimlerChrysler, Eon und Thyssen-Krupp, eine städtische Immobilie in bester Lage: das ehemalige DDR-Staatsratsgebäude samt zugehörigem Grundstück kosten- und mietfrei.332


  Wirtschaftssenator Gysi betrieb massiven Stellenabbau im öffentlichen Dienst, um eine halbe Milliarde Euro einzusparen, und erpresste mit einem sogenannten solidarischen Beschäftigungspakt von den Beschäftigten den Verzicht auf Gehaltserhöhungen und auf die Hälfte des Urlaubsgeldes, indem er mit »betriebsbedingten Kündigungen« drohte.333


  Während laufender Tarifverhandlungen kündigte der SPD/ PDS-Senat im Jahr 2003 seine Mitgliedschaft im Verband öffentlicher Arbeitgeber und wurde damit zum »Vorreiter für eine bundesweite tarifpolitische Destabilisierung«, wie die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft (GEW) es formulierte.334 Wirtschaftssenator Gregor Gysi – auch sein Sein bestimmt sein Bewusstsein – war voller Mitgefühl für die Arbeitgeberseite: »Ich habe es hautnah erlebt, wie kompromisslos sich die Gewerkschaften verhalten, wenn es darum geht, Lohnerhöhungen für die Arbeitsplatzbesitzer durchzusetzen, auch wenn sich ein Arbeitgeber dies gar nicht leisten kann.«335


  Das Ökologieverständnis der Linkspartei schwimmt irgendwo zwischen konservativer Wachstumskritik, Esoterik, Bioenergiedörfern und einem sehr kleinen bisschen Marx. In der Berliner Regierungspraxis setzte sich das Unvereinbare dann ganz konventionell um: Die Partei brach ihr Wahlversprechen und stimmte für den Bau des Großflughafens Berlin-Brandenburg und ließ auch die weitere Ausdehnung des Autoverkehrs zu Lasten des öffentlichen Nahverkehrs und der Schiene zu.


  Die Linkspartei half 2002, den Stromversorger Bewag an den schwedischen Konzern Vattenfall zu verscherbeln und im folgenden Jahr die Berliner Wasserwerke zur Berlinwasser Holding AG teilzuprivatisieren. Die Bürgerinitiative Berliner Wassertisch stritt, behindert 2008 auch vom SPD/Linke-Senat, um die Zulassung eines Volksentscheids, mit dem wenigstens erst einmal erzwungen werden sollte, dass die Geheimverträge über die Privatisierung des Wassers veröffentlicht werden. Der Senat behauptete, das verstoße gegen »höherrangiges Recht«. Konzerninteressen sind im Kapitalismus nun mal wichtiger als Bürgerrechte. Es kam dann nach großen Anstrengungen doch noch zu einem Volksentscheid: 666 000 Berliner stimmten im Februar 2011 für die Offenlegung der Verträge. Bis heute geht der Kampf um die Rekommunalisierung weiter.336


  Gegen die Pläne des Investorenvereins Mediaspree e.V., der das Spreeufer in Kreuzberg-Friedrichshain mit Luxusbauten, Hotels und Bürohochhäusern zubauen und der Öffentlichkeit enteignen will, hatte sich völlig überraschend mit originellen Aktionen und guten Argumenten die Initiative »Mediaspree versenken« zusammengerottet, die ein »Spreeufer als Kultur- und Grünfläche mit vielfältiger und kleinteiliger Nutzung für Alle« erhalten und durchsetzen will.337 Bei einem Bürgerentscheid hatten 87 Prozent von rund 35 000 Bewohnern aus Friedrichshain und Kreuzberg 2008 für eine Änderung der Baupläne gestimmt. Die Linkspartei stand auf der Gegenseite. Der Bürgerentscheid wird ignoriert. Das Spreeufer wird zugebaut.338


  * * *


  Seit dem Jugoslawienkrieg präsentiert sich die Linkspartei als Antikriegspartei, das gilt als der Kern ihrer angeblichen Andersartigkeit. Für viele ihrer Mitglieder trifft das sicher zu. Die Hauptlinie der Partei ist allerdings eine andere. Sie ist eine Befürworterin des undemokratischen, unsozialen, prokapitalistischen und militärischen Projektes EU, aber sie gibt seit Jahren vor, das sie enorm kritisch und fast ganz dagegen ist.


  2001 war Lafontaine noch Mitglied der SPD. Da machte er das Bekenntnis zur NATO zu einer Bedingung für mögliche Koalitionen der SPD mit der PDS: »Solange sie [die PDS] die NATO ablehnt, kann man mit ihr keine Außenpolitik machen.«339 Nach den Anschlägen vom 11. September 2001 auf das World Trade Center hielt Gysi begrenzte militärische Einsätze der NATO zur »Strafverfolgung« für möglich.340 Gysi und der damalige EU-Abgeordnete der PDS, André Brie, forderten 2002 in einem offenen Brief an Lafontaine, dass die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU, also der Aufbau einer EU-Militärmacht, zu stärken sei – als Antwort auf den imperialistischen Kriegskurs der USA.341 Damit rannten sie bei Lafontaine offene Türen ein.


  Auf dem Parteitag in Chemnitz 2003 korrigierte die Linkspartei/PDS eine antimilitaristische Entscheidung eines vorangegangenen Parteitags. Sie erkannte mit ihrem neuen Grundsatzprogramm das Gewaltmonopol der UNO uneingeschränkt an und stimmte damit UN-Militäreinsätzen und sogenannten friedenserzwingenden UN-Einsätzen zu.342 Im Mai 2005 stimmte die Berliner SPD/PDS-Regierung für die EU-Kriegsverfassung.343 Drei Jahre später sagte Oskar Lafontaine, da war er zusammen mit Gysi Vorsitzender der Linksfraktion im Bundestag: »Wenn der UN-Sicherheitsrat einen Blauhelm-Einsatz beschließen würde, würde dieser von der Linken unterstützt.«344 Usw. usf.


  * * *


  Die Rückkehr in die Rolle als staatstragende Partei, wenngleich es ein anderer Staat ist, den sie nun so gern mittragen möchte, ist offensichtlich abgeschlossen. Die Linke/PDS ist dort, wo ihre Führung und ein großer Teil ihrer Mitglieder seit fast 25 Jahren hinwollte: angekommen im kapitalistischen System Bundesrepublik Deutschland. Wer die Linkspartei wählt, akzeptiert den Kapitalismus als unveränderliches Schicksal, sagt grundsätzlich ja – Gequengel in Einzelfällen nicht ausgeschlossen – zu: Sozialterror, Militär, IWF und Weltbank, UNO und EU.


  Die Linkspartei/PDS ist weder sozialistisch noch radikaldemokratisch. Sie ist prokapitalistisch und betreibt, sobald sie an der Regierung ist und es von ihr verlangt wird, Sozialabbau. Sie behauptet, antimilitaristisch zu sein, aber sie fördert die Aufrüstung und ist, unter bestimmten Voraussetzungen, für Krieg. Sie ist ein Gegner emanzipatorischer linker Politik. Sie steht uns im Weg.


  Selbstverständlich hätte die PDS, wäre sie Teil der Bundesregierung gewesen, auch die Agenda 2010 der SPD/Grünen-Regierung mitgetragen, wegen deren Ablehnung sie heute für viele Wähler so interessant ist. Die Linkspartei ist heute nicht deshalb in der Krise, weil irgendwelche Parteipromis sich nicht leiden können, schwache Texte über den Kommunismus verfasst werden oder Briefe an Fidel Castro geschrieben wurden. Sie ist in der Krise, weil sie, sobald sie an die Regierung kommt, sehr viele Menschen vor den Kopf stößt, die etwas anderes als eine nichtsoziale, neoliberale Politik von ihr erwarten. Die Linkspartei bringt sich selbst um die soziale Basis, die sie hätte haben können. Sie verprellte Protestwähler aus allen Richtungen und in Berlin sogar Teile ihrer Stammwähler. Dort konnte sie noch 2001 ein Wahlergebnis von 22,6 Prozent einfahren, 2006 waren es nur noch 16,3 Prozent, 2011 nur noch 11,7 Prozent. Die Piratenpartei hatte leichtes Spiel, auch bei der Linkspartei abzukassieren – rund 13 000 frühere Linke-Wähler wählten diesmal die Piratenpartei345 –, und schoss aus dem Stand auf 8,9 Prozent hoch.


  Wie zerrissen die Linkspartei ist, spiegelt sich in ihrem Programm wieder, denn nicht nur in ihrer Regierungspraxis, sondern auch in ihrem Programm ist sie keine antikapitalistische Partei. Das aktuelle Parteiprogramm (Erfurter Parteitag 2011) ist ein Mix aus sozialdemokratischer Reformillusion und antikapitalistischen Sprüchen. Oskar Lafontaine, einem zentralen Sprecher des linken Flügels, ist es zu verdanken, dass der Weg für die Bundeswehr in alle Welt – und mit ihr die Schleimspur in eine Bundesregierung –, nicht verbaut wurde. Der Parteitag in Erfurt stimmte auf seine Intervention hin gegen den Antrag, Auslandseinsätze zu verbieten, und Deutschland tritt, Lafontaine und seiner Parteimehrheit sei Dank, auch nicht aus der NATO aus.346


  9Deutsche Lektionen


  Die Linkspartei hatte verdammt viel Glück, dass sie während des G8-Gipfels in Heiligendamm 2007 nicht mehr in der Landesregierung von Mecklenburg-Vorpommern war. So konnte sie Menschen mit historischem Kurzzeitgedächtnis vortäuschen, ein unbefleckter Teil des Protestes zu sein und für keine der staatlichen Schandtaten mitverantwortlich.


  Dabei waren die Vorbereitungen auf den G8-Gipfel zwischen CDU, SPD und PDS ziemlich synchron gelaufen. Bundesinnenminister Schäuble drohte »gewaltbereiten Demonstranten« mit vorbeugender Haft. Die PDS in der Schweriner Landesregierung stimmte 2005 dem neuen Sicherheits- und Ordnungsgesetz (SOG) des Landes zu, das den sogenannten Unterbindungsgewahrsam bis zu einer Dauer von zehn Tagen möglich machte. Damit konnten – »vorsorglich« wie bei der »Schutzhaft« der Nazis – Menschen bis zu zehn Tage eingesperrt werden, die keine Straftat begangen hatten, denen die Polizei nur unterstellte, vielleicht eine solche begehen zu wollen.


  Außerdem wurde, noch unter der Verantwortung der SPD/ PDS-Koalition, von der »Projektgruppe G8« des Schweriner Innenministeriums die »Besondere Aufbauorganisation (BAO) Kavala« konstruiert. Anregung für den Phantasienamen war die gleichnamige Hafenstadt in Nordostgriechenland. In der BAO Kavala herrschte eine »in der verfassungsmäßigen Ordnung so nicht vorgesehene verschränkte Zusammenarbeit von Bundes- und Landesbehörden und des Militärs mit der Landespolizei. Sämtliche Polizeiaufgaben im Zusammenhang mit dem Gipfeltreffen wurden Kavala übertragen.«347 Kavala nahm noch 2005 die Arbeit auf, wuchs rasch und hatte im Herbst 2006 schon 160 Mitarbeiter.


  Nicht einmal gegen derartige polizeistaatliche Konstruktionen hatte die Linkspartei ihre Regierungsbeteiligung aufs Spiel setzen wollen. Sie half auch noch, bevor sie aus der Landesregierung flog, viele Millionen Euro in den Haushalt einzustellen, die das Land anlässlich des G8-Gipfels in Heiligendamm 2007 für Polizeieinsätze, Sicherheitsmaßnahmen und Festlichkeiten verprassen wollte.348 Nach den kommenden Ereignissen konnten sich Anwälte der betroffenen Gipfel-Gegner das mangelnde und, wenn überhaupt, zögerliche parlamentarische Engagement der Linkspartei im Schweriner Landtag bei der Aufklärung all der polizeilichen Gesetzesverstöße nur damit erklären, dass die Partei nicht an ihre rechtliche, finanzielle und politische Mitverantwortung erinnert werden wollte.349


  Für den G8-Gipfel in Heiligendamm im Juni 2007 wurde der größte Polizeieinsatz in der Geschichte der Bundesrepublik vorbereitet. Es wurde eine Sonderrechtszone, eine für Demonstranten rechtlose Zone, geschaffen, in der Kavala herrschte. Formal war Kavala ein Sonderstab der Landespolizei von Mecklenburg-Vorpommern. Aber unter ihrem Dach – und das war der verfassungswidrige Trick – versammelten sich (und kooperierten zum ersten Mal und gegen alle verfassungsmäßigen Trennungsgebote und Prinzipien der Gewaltenteilung) Bundespolizei, Bundeskriminalamt, Landespolizei und Bundeswehr (mit See- und Lufteinheiten). Es gab keine parlamentarische Kontrolle. Die Landkreise gaben ihre Zuständigkeit, auch für das Versammlungsrecht, an die Polizeidirektion Rostock ab, und die lieferte die Demokratie an Kavala aus.


  Der Führungsstab von Kavala beorderte im Bruch mit der verfassungsmäßigen Ordnung Kampfflugzeuge der Bundeswehr zur Überwachung der Widerstandscamps. Man muss sich das vorstellen: Ein angeblicher Sonderstab der Landespolizei setzt Einheiten der Bundeswehr gegen die linke Opposition ein, und kein Parlament wird gefragt (was die Sache nicht legitimer, aber legaler gemacht hätte).


  Ihre Proteste hatten die Gipfelgegner lange vorbereitet. Es gab sehr unterschiedliche Flügel, die aber tolerierten sich im Großen und Ganzen gegenseitig, was sowohl die Solidarität als auch die Qualität der Aktionen erhöhte. Die große Mischung machte den Protest in seiner Gänze auch angenehm unberechenbar, so dass die Polizei weder sicher sein konnte, mit welcher Medienstrategie sie den Widerstand hätte spalten, noch, mit welchen Gruppen der Gipfelgegner sie verbindliche Verabredungen hätte treffen können.


  Wie repressiv die Strategie war, die der Staat durchzuziehen plante, zeigte sich, als die Bundesanwaltschaft am 9. Mai 2007 in Berlin, Hamburg, Bremen, in Niedersachsen und in Schleswig-Holstein 40 Durchsuchungen und Razzien bei Linken durchführte – in Projekten, sozialen Zentren und Privatwohnungen. Diese sollten ihr aktuelle Einblicke in linke Strukturen verschaffen, sie erfassen und überwachen, und sie sollten den legitimen Protest gegen den Gipfel in der Öffentlichkeit als »Terror« stigmatisieren. Es war eine reine Machtdemonstration – mit einer unverhofften Wirkung: Zwar schreckte diese Kampagne einige Gipfelkritiker davon ab, nach Heiligendamm zu kommen, aber viele kritische und linke Leute, die ursprünglich nicht vorgehabt hatten, zum Gipfel zu fahren, planten um.


  Die Großdemonstration am 2. Juni trug die weichgespülte Parole »Another world is possible«. Etwa 80 000 Menschen zogen zum Rostocker Stadthafen, darunter auch zwei »schwarze Blöcke«, einer mit etwa 6 000 Leuten, Parole: »Make capitalism history«, ein anderer mit etwa 3 000 Menschen. Insgesamt nahmen viele ausländische Linke teil. Während der Abschlusskundgebung im Stadthafen stürmten plötzlich und ohne Anlass Polizeieinheiten, formiert wie ein Keil, in die Menschenmenge und begannen, auf die Köpfe der Teilnehmer einzuschlagen. In Rostock habe die Polizei, sagte der Münchner Polizeipsychologe Georg Sieber später, »lehrbuchgerecht alles so gemacht […], wie es nicht sein soll«, der Polizeieinsatz sei eine »einsatztechnische Dummheit« gewesen.350


  Viele Demonstranten aus anderen Ländern waren schockiert, wie aufdringlich und aggressiv sich die deutsche Polizei verhielt und wie viel sich manche deutsche Demonstranten gefallen ließen. Das Hineinschlagen in die Abschlusskundgebung einer großen Demonstration gehörte noch nicht überall zur Norm. Zur Überraschung der Polizei wehrten sich die buntgekleideten Demonstranten unterschiedlichen Alters und unterschiedlicher Herkunft dann aber doch und trieben die Polizei aus ihren Reihen. Dann griffen Spezialeinsatzkommandos (SEK) an, unterstützt von Reizgas und Wasserwerfern. Ihnen antwortete ein Steinhagel aus dem internationalen »schwarzen Block«, und eine Straßenschlacht brach aus. An dieser Gegenwehr beteiligten sich Hunderte von Demonstranten – griechische, französische, italienische und deutsche. Durch die Razzien der Polizei und viele kleine lokale böse Ereignisse hatte sich bei den deutschen Protestierenden eine enorme Wut angestaut.


  Ängstlich besorgt um ihr Image distanzierten sich Sprecher des reformistischen Flügels der Demonstration von der »hirnlosen« Aktion, wobei unklar blieb, wem genau sie diese zuschrieben. Peter Wahl vom Attac-Vorstand verstieg sich gar dazu, die autonome Antifa, der allein er die Gegenwehr unterstellte, mit Neonazis zu vergleichen. Das verschaffte ihm unter den Demonstranten, aber auch in den eigenen Reihen großen Ärger.


  Raul Zelik, Schriftsteller aus Berlin, antwortete ihm in einem offenen Brief:


  »Ich bin am Samstag mit blutigen Kleidern nach Berlin zurückgefahren, weil Polizisten – vermummt, schwarz gekleidet – beim Eintreffen der Demonstration am Kundgebungsort wie wild auf uns eingedroschen haben. […] Ein Fahrradkonvoi wurde Sonntagnacht auf einer Landstraße von Polizeifahrzeugen überholt und von den herausspringenden Beamten ohne Vorwarnung angegriffen. […] Schon seit Monaten heizte die Polizei die Stimmung in Rostock auf, indem sie alle Ladenbesitzer dazu aufforderte, ihre Geschäfte zu schließen. Über den Kundgebungsorten standen ununterbrochen Polizei- und zeitweise sogar Armeehubschrauber. Sieht so Deeskalation aus? […] Das, was der Begriff ›Gewalt‹ eigentlich beschreibt – den Angriff auf ungeschützte Körper –, wurde auch an diesem 2. Juni in großer Zahl von Polizisten verübt. […] Es ist schon bemerkenswert, dass über diese Gewalttaten kein bisschen Empörung herrscht. […] Ich halte die Beseitigung von Gewalt und Gewaltverhältnissen für einen zentralen Punkt jedes widerständigen Denkens. […] Ihr habt die verurteilt, die bereits Verfolgungsziel sind, und über jene Gewalt geschwiegen, die gesellschaftlich akzeptiert ist, weil sie mit der Position der Macht identisch ist. Über prügelnde, vermummte Polizisten fiel der Satz eben nicht: ›Mit solchen Leuten haben wir nichts gemeinsam, wir wollen sie nicht mehr sehen.‹ […] Ich werde deshalb nicht mit einstimmen in den Chor der Distanzierungen, die für mich etwas Heuchlerisches haben, weil sie sich – bewusst oder unbewusst – auf die Seite der Macht schlagen, die, das sollten wir nicht vergessen, immer auch die Anwendung der Gewalt in sich trägt.«351


  Die Liste der Schikanen, denen die Demonstranten ausgesetzt waren, ist endlos, hier in aller Kürze: Gepanzerte Spähwagen der Bundeswehr überwachten die Autobahn, der Straßenbahn- und Busverkehr zu den Auftaktkundgebungen wurde eingestellt, es wurde verboten, Fahrräder in der S-Bahn oder im Zug mitzunehmen, auch gab es endlose Kontrollen überall, Züge wurden angehalten, Menschen wahllos abgegriffen und festgenommen.


  Die Camps der Demonstranten wurden nicht nur von der Polizei, sondern auch aus Panzerspähwagen beobachtet und mit Tornado-Kampfflugzeugen der Bundeswehr in nur 110 Meter Höhe überflogen. Dabei wurden die Gipfelgegner gefilmt. Bei einem der Überflüge wurde ein Angriff simuliert. Jets dieser Art werden in Afghanistan zur Aufklärung im Kampf gegen die Taliban eingesetzt.352 Die Filme und Fotos wurden den Sicherheitsbehörden ausgehändigt. Das Verteidigungsministerium rechtfertigte den Einsatz. Im Oktober 2008 beschloss der Koalitionsausschuss von CDU und SPD im Bundestag, dass »Bundeswehreinsätze wie der beim G8-Gipfel 2007 in Heiligendamm […] legalisiert werden« sollen.353


  Obwohl die kilometerbreite demonstrantenfreie Zone vor dem Zaun als nicht rechtmäßig beurteilt wurde und das deutsche Recht (Brokdorf-Urteil von 1985) erlaubt, genau dort zu demonstrieren, wo ein Ereignis stattfindet, gegen das der Protest sich richtet, blieben alle Protestaktionen verboten. Als Alibi wurde vom Bundesverfassungsgericht eine kleine Stellvertreterdemonstration von 50 Teilnehmern und auch nur in großer Entfernung vom Rostocker Flughafen erlaubt.


  Die BAO Kavala tyrannisierte während des ganzen Gipfels Demonstranten, Rechtsanwälte und kritische Journalisten. Sie sprach Platzverweise und Demonstrationsverbote aus, verprügelte nachweislich ohne jeden Anlass aufs brutalste und beraubte Menschen ungerechtfertigt ihrer Freiheit. Sie hatte auch in einer großen Werkshalle der Firma Siemens in der Rostocker Industriestraße eine »Gefangenensammelstelle« (Gesa) mit rund 20 Gitterkäfigen eingerichtet. »Guantánamo-Käfige« nannten die Gefangenen die nur fünf mal fünf Meter großen Käfige. Sie waren von allen Seiten einsehbar und oben mit einem Netz verschlossen. Die Gefangenen wurden an verschiedenen Orten abgegriffen, von Anfang an und aus willkürlichem Anlass. Es genügte zum Beispiel, mit dem Fahrrad an der Halle vorbeizufahren, jung zu sein, irgendwie links auszusehen und ein Foto zu machen, um gleichfalls geschnappt zu werden.


  Auch weibliche Gefangene mussten sich vor männlichen Polizisten ausziehen. Die Polizei filmte in den Käfigen. Auch nachts brannte das Neonlicht, so dass die Gefangenen durch Schlafentzug gequält wurden. Notwendige Medikamente wurden verweigert, niemand konnte sich waschen. Die Festgenommenen lagen auf dem nackten Boden, anfangs waren nicht einmal Decken oder Matten vorhanden. Zu essen gab es kaum etwas und Trinkwasser nur manchmal. Einige G8-Gegner blieben Tag und Nacht gefesselt, selbst auf dem Weg zur Toilette. Die meisten durften ihre Anwälte nie oder nur nach endlosen Verzögerungen sprechen. Manche Anwälte mussten ihre Schriftsätze auf der Straße schreiben, ein Anwaltsarbeitszimmer war nicht vorgesehen. Richter unterschrieben so eifrig Haftanträge, als seien sie Angestellte der BAO Kavala. Manche Demonstranten waren mehr als 30 Stunden unter diesen Bedingungen gefangen.


  Die polizeiliche Sonderorganisation behinderte die Arbeit der Presse und verweigerte oder entzog mehr als 60 Journalisten die Akkreditierung, als wäre Pressefreiheit die Freiheit der Polizei, sich die Presse auszusuchen. Zwei Journalisten sperrte sie sogar in einen Gefangenenkäfig, nachdem sie die Presseausweise der beiden ungültig gestempelt hatte. Ein niederländischer Bus mit Journalisten wurde gleich ganz aufgehalten.


  Absichtlich falsch angegeben (und dann tagelang unhinterfragt übernommen) wurde die Anzahl der bei den Auseinandersetzungen verletzten Polizisten. Die am 2. Juni, am ersten Tag, von der BAO Kavala verbreitete Zahl von rund 430 zu Schaden gekommenen Polizisten stellte sich als Lüge heraus. Ganze zwei Polizisten hatten im Krankenhaus mit Knöchelbrüchen behandelt werden müssen. Die meisten anderen, die aber bald wieder einsatzfähig waren, waren vor allem in ihr eigenes Tränengas gelaufen.


  Die Verantwortlichen, Staat, Polizei und Militär, nahmen tote Demonstranten in Kauf. Als elf Schlauchboote von Greenpeace in die 14 Kilometer weit in die Ostsee hinausreichende Sicherheitszone eindrangen, wurden sie von Polizeibooten in lebensgefährlichen Manövern abgedrängt. Eines der Greenpeace-Boote wurde samt seiner Zwei-Personen-Besatzung gezielt, und ohne dass das Polizeiboot eine Sekunde gebremst hätte, überfahren und unter Wasser gedrückt. Die zwei Aktivisten überlebten und konnten sich an Land retten.354


  20 000 Polizisten einschließlich 13 000 Bereitschaftspolizisten, 1 000 BKA-Beamte, 2 500 Bundespolizisten sowie 1 450 Soldaten waren im Einsatz gewesen. Es hatte 890 000 Personenkontrollen, davon 850 000 an den Schengen-Innengrenzen, gegeben, 556 Menschen waren an den Innen- und Außengrenzen abgewiesen worden, so viele wie noch nie zuvor bei einer internationalen Demonstration. In 1 112 Fällen wurde Menschen die Freiheit entzogen.355 Ungezählt aber bleiben körperliche und psychische Verletzungen der Demonstranten.


  Den Stand des allgemeinen demokratischen Bewusstseins, vielmehr dessen Mangel, konnte man daran ablesen, dass es keine lang anhaltenden, breiten Proteste gab. Natürlich kritisierten linke Organisationen, Bürgerrechtsorganisationen, Anwälte und einige Medien, was geschehen war. Aber der Protest hatte das Format einer Maus, die einen Elefanten anfiept. Der deutsche Staat kann – und das war die Botschaft – auf menschenrechtswidrige Weise agieren und in Kooperation von Polizei und Militär Menschen psychisch und physisch drangsalieren, manche schwer verletzen, sie einsperren, ihrer Rechte berauben, ohne dass eine demokratische Öffentlichkeit aufschreit oder die Justiz ein solches Vorgehen anschließend mit angemessener Energie klärt. Das ist für die Opposition in diesem Land eine weitreichende Erkenntnis.


  Aber dieser staatliche Gewaltexzess und der systematische Bruch von Verfassungsrechten schüchterte glücklicherweise nicht alle ein. Am 6. Juni 2007 zogen Tausende von Demonstranten über die Felder bis an den Zaun um die Sperrzone, allen Polizeiaufmärschen zum Trotz. Die Polizei musste die Sicherheitszone vor dem Zaun aufgeben. Etwa 5 000 G8-Gegner blockierten die Zufahrtsstraßen und Kontrollstationen, so dass der Konferenzort über den Landweg nicht mehr zu erreichen war.


  Bis zu 100 000 Menschen nahmen an den Aktionen teil. In diesen Tagen des Widerstandes genossen sie Solidarität, Kultur und Musik im Überfluss. Daraus würde nicht unbedingt ein dauerhafter Widerstand entstehen, aber es übte.


  * * *


  Nachtrag 1: Zwei Demonstranten klagten, nachdem sie zu Beginn der Proteste fünf Tage lang in Vorbeugehaft genommen worden waren, weil sie Transparente mit den Aufschriften »freedom for all prisoners« und »free all now« getragen hatten. Die beiden gingen durch alle Instanzen und verloren vor jedem deutschen Gericht. Erst der Europäische Gerichtshof für Menschenrecht (EGMR) gab ihnen Ende 2011 Recht und erklärte die polizeiliche Freiheitsberaubung für rechtswidrig und für einen Verstoß gegen die Europäischen Menschenrechtskonventionen, gegen das Menschenrecht auf Freiheit und Sicherheit (Art. 5) sowie gegen die Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit (Art. 11).356


  Nachtrag 2: Die ehemalige Generalbundesanwältin Monika Harms (CDU), die im Vorfeld des Gipfels Linke unter den Verdacht der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung nach § 129 a gestellt hatte und schikanieren ließ, handelte laut Bundesgerichtshof rechtswidrig. Harms wurde im Juli 2012 vom sächsischen Innenminister Markus Ulbig (CDU) in eine Kommission berufen, die Verfehlungen des Landesamtes für Verfassungsschutz (LfV) im Zusammenhang mit den Morden des »Nationalsozialistischen Untegrunds« (NSU) aufarbeiten soll.357


  10Wir werden alles selbst machen müssen


  »Es herrscht Klassenkrieg, richtig, aber es ist meine Klasse, die Klasse der Reichen, die Krieg führt, und wir gewinnen.« Sagte Warren E. Buffett, der heute drittreichste Mann der Welt im November 2006 der New York Times.358 Das war ein Jahr vor dem Beginn der Weltwirtschaftskrise, aber deren »Vorläufer«, die US-Immobilienkrise, hatte bereits begonnen. Buffet sagte dies keineswegs aggressiv, und er kritisierte zudem, dass reiche Leute wie er zu wenig Steuern zahlen müssen.


  Der Krieg, von dem er sprach, ist nicht vorbei. Im Gegenteil, er ist längst in einer härteren Phase.


  Buffett unterstützte Barack Obama in dessen erstem Wahlkampf 2008, er beriet den Präsidenten, und auch für die Wahl 2012 gilt: »Well, Barack Obama, he’ll be my choice.«359 Die USA erlebe ihr wirtschaftliches »Pearl Harbor«, erklärte Buffett Anfang 2009. Der Angriff der japanischen Luftwaffe auf Pearl Harbor hatte den USA 1942 den Anlass geliefert, in den Zweiten Weltkrieg einzutreten. Obama sei einer, der »den Amerikanern die Schwere der wirtschaftlichen Situation richtig übermitteln« könne und der »gleichzeitig Hoffnung auf Besserung« verbreite.360


  Wer die Geschichte der Black-Power-Bewegung in den USA kennt, wusste um die Bedeutung der Wahl des ersten Afroamerikaners zum Präsidenten der USA. Aber es war ein janusköpfiger Sieg, denn vor allem in Krisenzeiten nützen solche charismatischen Technokraten dem Kapital. Obama steht nicht für die reale Verbesserung des Lebens sozial benachteiligter US-Bürger, sondern lediglich für die Modernisierung des Kapitalismus. Seine Wahl war auch nicht der »Nebeneffekt« einer starken sozialen Bewegung, sondern nur das Symbol einer Wahlkampagne, die erfolgreich Erinnerungen an die Bürgerrechtsbewegung und an die Antikriegsbewegung früherer Jahrzehnte wachrief. Hätten sich Malcolm X und Martin Luther King träumen lassen, dass der erste schwarze US-Präsident Kriege führen und Foltergefängnisse unangetastet lassen würde? Dass er nicht einmal den Abbau von demokratischen und sozialen Rechten der vorangegangenen republikanischen Präsidenten zurücknehmen würde? Obama ist ein technokratischer Verwalter der kapitalistischen Krise, mehr Macht hat er nicht.


  In Zeiten großer gesellschaftlicher Krisen muss in den Zentren des Kapitalismus gelegentlich auch die fortschrittlichere Fraktion der staatstragenden Parteien an die Regierung, um unzufriedene oder gar oppositionelle Teile der Bevölkerung zu befrieden und Revolten vorzubeugen, vor allem dann, wenn tiefe Einschnitte in das soziale Leben oder neue Kriege bevorstehen. So wurde 1998 die SPD in die Bundesregierung gewählt und als ihr Juniorpartner die Grünen. Der erste Krieg mit deutscher Beteiligung seit 1945, der gegen Jugoslawien, stand bevor, und das Kapital verlangte scharfe Einschnitte in den deutschen Sozialstaat. Zum Nutzen dieser Interessen mussten größere Teile der reformistischen Linken, Reste grüner Pazifisten und vor allem die Gewerkschaftsspitzen eingebunden werden.


  Kein republikanischer US-Präsident hätte 1996 die Sozialausgaben so rigide zusammenstreichen können wie der demokratische US-Präsident Bill Clinton, ohne dass wütende Proteste ausgebrochen wären. Obama besitzt ein noch größeres Befriedungspotenzial, welches er und seine Regierung auch benötigen – falls er wieder Präsident wird –, um die USA in der Weltwirtschaftskrise zusammenzuhalten, so dass es nicht zu einem Chaos kommt, an dessen Ende die herrschende Ordnung zerrüttet ist. Auch in seiner möglichen zweiten Amtszeit wird die Armut wachsen und die USA ein kriegführender imperialistischer Staat sein. Auch unter einem demokratischen Präsidenten wird die soziale Frage – sofern die Betroffenen sich ihrem Schicksal nicht ergeben und ihre legitimen Aggressionen statt gegen die Schuldigen ausschließlich gegen sich selbst richten – weiterhin vor allem durch eine autoritäre Sozialverwaltung, Polizei, Justiz und Armee »gelöst« werden.


  Um einer drohenden linksoppositionellen Bewegung den Boden unter den Füßen wegzuziehen und um das bürgerliche und rechte Lager noch weiter nach rechts zu verschieben, wurde in den USA die rechtspopulistische Tea Party gegründet, die teilweise rechtsradikal agiert. Sie wird von einem Haufen Milliardäre finanziert. Im Februar 2011 war ich zu einem Streitgespräch mit einer Vertreterin der Tea Party nach Harvard, Massachusetts, eingeladen, es ging um rechtspopulistische Bewegungen in Europa und den USA. Ich traf auf Keli Carender aus Seattle, eine der bekanntesten Aktivistinnen der Tea Party, heute ist sie State Coordinator für acht US-Bundesstaaten.361 Für die Tea Party ist ein staatliches Gesundheitssystem reinster Kommunismus, also die Hölle. Sie will die Gewerkschaften zerschlagen und am liebsten die totale Steuerfreiheit für Wohlhabende und Reiche durchsetzen. Im Carender-Sprech hört sich das so an: »… capitalism is the only system that protects the individuals rights … capitalism is the only moral system … capitalism is truly the system that allows you to say: power to the people.«362 Die Milliardäre Charles und David Koch können zufrieden beobachten, wie Tea Partyer für sie z.B. die Rechte der Gewerkschaften schleifen (»power to the people«), nicht nur in Wisconsin.363


  * * *


  Einige Fachleute hatten den Weg in die kommende Weltwirtschaftskrise zutreffend analysiert. Dies waren vor allem Marxisten, aber auch kritische bürgerliche Wissenschaftler wie Nouriel Roubini, Professor an der Stern School of Business der New York University. Roubini sagte: »Ich bin kein Genie, ich habe nur richtig hingeschaut.« Er analysierte die Finanzkrisen in Mexiko 1994, Asien 1997 und Argentinien 2000 und fand Indikatoren, die er auf die USA anwandte. 2005 kam er zu dem Ergebnis, dass in den USA eine Rezession bevorstand. Im September 2006 stellte er seine Thesen einem Ökonomenkollegium des Internationalen Währungsfonds vor: In den USA werde der Immobilienmarkt kollabieren, ein Ölschock stehe bevor, das Konsumklima werde einbrechen, Billionen von Dollar an Hypothekenkrediten würden faul werden, das globale Finanzsystem werde erschüttert, Banken und Hedgefonds gingen unter. Und das Ganze im globalen Maßstab. Als er geendet hatte, sagte der Moderator: »Ich denke, wir brauchen jetzt einen starken Drink.« Einige Zuhörer lachten.364 Auch als Roubini Anfang Januar 2007 auf dem Weltwirtschaftsforum in Davos eine Krise prognostizierte, machte man sich über den Außenseiter lustig. Einige seiner damaligen Kontrahenten waren Repräsentanten von Finanzinstituten, die inzwischen bankrott gegangen oder vom Staat aufgekauft worden sind.365


  Die Weltwirtschaftskrise hatte längst begonnen, als im Mai 2008 der damalige Deutsche-Bank-Chef Ackermann noch »keine Indizien« für sie sah.366 Erst Ende 2008 gestand die deutsche Bundesregierung eine Rezession ein. Anfang 2009 plapperten dieselben Mainstreamlinge, die seit Jahrzehnten dem Kapital applaudieren und grenzenlosen Profiten sowie dem deregulierenden Staat das Wort reden, dass die Krise im Sommer 2009 vorbei sein würde. Roubini sagte: »Das Schlimmste steht uns noch bevor.« Neben den USA würden auch Europa, Russland und China »hart« getroffen.367


  Wer wird am unabsehbaren Ende der Weltwirtschaftskrise seine Stellung im Kampf um die rohstoffreichen Regionen der Welt verbessert oder verschlechtert haben?


  Zentralasien hat bekanntermaßen keine Meeresanbindung, und auf anderen Routen stehen die Interessen oder Territorien Russlands oder des Irans im Weg. Die USA versuchen auch unter Obama in Afghanistan eine ihnen genehme Regierung zu installieren. Sie haben ein Interesse an stabilen Militärstützpunkten, um mit deren Hilfe Afghanistan zum Korridor für das Öl aus Zentralasien zu machen. Aussagen wie dieser über die USA werden viele Linke in Deutschland zustimmen, aber es fehlt oft das Bewusstsein, selbst in einem imperialistischen Land zu leben. Das weiß die Gegenseite und versucht, Teile möglichen Protestes in der Bundesrepublik abzubrechen, indem sie ihre Kriegseinsätze »ökologisch« oder »feministisch« rechtfertigt. Mit einiger Wirkung wurde die erfolgreiche Unterstützung afghanischer Frauen durch Kampfeinsätze behauptet. Das deutsche Fernsehen zeigte einmal eine »Demonstration« afghanischer Frauen ohne Burka. Aber TV-Chefs wie Kamerateams wussten, dass die kleine Gruppe von Frauen sich nur in einem Hof hinter Mauern bewegte.368


  Die Krise verschiebt die Kräfteverhältnisse in der Welt. Massenarmut, Umweltkatastrophen, Aufstände, auch – von außen geschürte – Sezessionsbestrebungen, geostrategische Konflikte zwischen den USA, Russland, China, EU-Europa und anderen asiatischen Staaten. Es bedarf keiner allzu großen Vorstellungskraft, um das kriegsträchtige Potenzial allein in Zentralasien zu erahnen.


  Nach wie vor wissen wir nicht, wann die Weltwirtschaftskrise vorbei und was ihr Höhepunkt gewesen sein wird, welche Kapitalfraktionen und Staaten am meisten von ihr profitiert haben werden. Wir stecken mitten in diesem Prozess. Wie viele Menschen werden durch die Krise an Hunger, Wassermangel und leicht heilbaren Krankheiten gestorben sein? Was wird aus den Sahraouis in den südalgerischen Flüchtlingslagern, wenn die internationalen Ernährungsprogramme schrumpfen oder gar ausbleiben und Deutschland und die EU weiter von ihrem schmutzigen Pakt mit Marokko profitieren? Was wird aus den Menschen um den früheren Aralsee und aus den usbekischen Baumwollarbeitern, wenn der Einsatz von nervenschädigenden und krebserregenden Pestiziden billiger bleibt (und profitabler) als eine Umstellung auf gesunde Baumwollanbaumethoden?


  Bürgerkriege, Dürre, Krankheiten und Armut können zu Aufständen führen. Seitdem dieses Buch vor fast vier Jahren in seiner damaligen Fassung zum ersten Mal erschien, kam es zu weitgehend unerwarteten Widerstandsaktionen der Sahraouis, von Tunesien bis Ägypten zum »arabischen Frühling« (und zum arabischen Herbst, denn der vielköpfigen Schlange der Diktatur wurde nur ein nachwachsender Kopf abgeschlagen, die Militärdiktatur blieb), zur Bewegung der Indignados, der Empörten in Spanien, zur anhaltenden Revolte in Griechenland, zu Occupy und in der vielfach gespaltenen und reformistisch gelähmten deutschen Linken immerhin zu linksradikalen bis linken Aktionsbündnissen wie M 31 (März 2012) und Blockupy (Mai 2012).


  Armut und Krieg bewirken, dass noch mehr Menschen versuchen, Europa zu erreichen. Klassenkampf drückt sich auch in Musik und Bildern aus. Im Frühjahr 2012 wurden wir mit gefühlten 500 Filmen zum 100. Jahrestag des Untergangs der Titanic überschüttet. Die Biografien einzelner Passagiere wurden uns bis ins Detail nahegebracht. Rund 1 500 Menschen auf der Titanic ertranken, darunter die meisten Arbeiter im Maschinenraum. Aber über sie gibt es meines Wissens nicht einen einzigen Film.


  Etwa ebenso viele Menschen wie in jener Nacht im Atlantik ertrinken jedes Jahr im Mittelmeer, wenn sie versuchen, die Südküste Europas zu erreichen. Niemand – bis auf ein winziges Häuflein von Flüchtlingsorganisationen, Linken und Künstlern – bringt uns ihr Leben, ihre Sehnsüchte, ihren qualvollen Tod nah. Niemand taucht nach ihren Leichen und ihren Erinnerungen. Stattdessen erhalten Kapitäne Prämien, wenn sie vom Tod bedrohte Asylsuchende auf seeuntüchtigen Booten nicht retten; stattdessen rüstet auch Deutschland Frontex auf. Wir werden jeden Abend im Fernsehen mit den Börsenkursen behelligt, bleiben aber ohne Nachrichten über die Menschen, die im Mittelmeer ertrinken. Die EU ist, unter deutscher Führung, eine feindselige, rassistische »Gated Community« geworden, eine gegen Flüchtlinge und Migranten verbarrikadierte, waffenstarrende Gemeinschaft, in deren Inneren sich soziale Segregation und Ghettoisierung breit machen.


  Manche Linke haben gehofft, dass die Krise viel mehr Menschen dazu bringen kann, die soziale Frage neu zu entdecken. Aber neuere empirische Studien wie die von Wilhelm Heitmeyer an der Universität Bielefeld zeigen, dass Aggressionen gegen die Schwächsten und ihre Ausgrenzung wachsen. Die sich von der Krise bedroht fühlende Mittelschicht antwortet im Allgemeinen nicht mit Solidarität und dem Wunsch nach mehr sozialer Gleichheit auf den sozialen Absturz anderer.


  Aber es gibt auch Brüche. Selbstverständlichkeiten zerbröseln, gewohnte Blickwinkel weiten sich. Junge Leute wachsen mit einer anderen Wahrnehmung der Welt auf. Angesichts der tatsächlichen oder vermeintlichen Bedrohung ihrer sozialen Lage fliehen nicht alle in reaktionäres Denken, um im Rattenrennen vor allem nur sich selbst zu retten. Krisen bieten Chancen, kritisches Denken zu befördern. Und das müssen wir, denn es gibt keine Stagnation. Die Gegenseite zögert keine Sekunde. Es geht ums Ganze. Das Kapital nutzt die Krise, um sich aller Profitbeschränkungen zu entledigen: soziale und demokratische Menschenrechte (das, was davon noch übrig ist), Umweltanforderungen aller Art – freie Fahrt wie lange nicht mehr für ihre Gift- und Verseuchungsproduktion einschließlich einer Renaissance der radioaktiven Atomstromerzeugung. Eine Linke, die die Systemfrage nicht stellt und ihren Blick ausschließlich auf z.B. die Streichung von Studiengebühren, die Durchsetzung von Lohnerhöhungen als Inflationsausgleich oder die Erhöhung der Hartz-IV-Sätze richtet, ist gescheitert.


  Der sich von Proletarisierung bedroht fühlende Teil der Mittelschicht möchte von der Welt des Proletariats nichts wissen. Es ist heute z.B. kaum noch vorstellbar, dass es in den 1980er Jahren radikale Linke und Sozialisten in den Grünen gegeben hat – alle sind zwischen 1989 und 1991 aus der Partei ausgetreten –, die sich auf Basis ihrer politischen Herkunft mit der »Zukunft der Arbeit« und mit den gesundheitlichen Arbeitsbedingungen in Fabriken befassten. Die neue Linke heute wird nicht weit kommen, wenn sie von den Bedingungen, unter denen die meisten Menschen leben und arbeiten, und von den Gewaltstrukturen, welche die Lohnarbeit bedeutet, nichts versteht. Der Blick auf die soziale Lage der arbeitenden Klasse in Deutschland zeigt nicht nur die alltäglichen Gewaltstrukturen der normalen Lohnarbeit und die Entwürdigung eines Heeres von Leiharbeitern. So wie große Vermögen häufig auf Arisierung, Krieg und Zwangsarbeit beruhen, profitieren Teile der Mittel- und Oberschicht heute – neben der ganz gewöhnlichen Ausbeutung von Lohnarbeit – von neuen Formen der Sklavenarbeit, der Dienste von Illegalen und von der Billigstarbeit in aller Welt.


  Es gibt keine gesellschaftliche Debatte über die Zerstörung der Gesundheit der Menschen durch ihre Arbeit, denn »sie sollen froh sein, dass sie welche haben«. Alle Ansprüche auf menschenwürdige Arbeitsbedingungen haben sich in Luft aufgelöst. Bilder des 19. Jahrhunderts kehren zurück. In den Beobachtungen des jungen Friedrich Engels über Die Lage der arbeitenden Klasse in England spiegelt sich auch die Lage der arbeitenden Menschen in chinesischen Sonderwirtschaftszonen, von Müllarbeitern in afrikanischen, asiatischen und lateinamerikanische Ländern wider, die ihre Gesundheit ruinieren, indem sie in Bottichen voller Chromfarbe waten, um Baumwolle oder Leder für den deutschen Markt zu färben, als Sklavenarbeiter feinste Schokolade herstellen oder für sich Ölreste aus rissigen Pipelines abzweigen, welche das Ackerland verseuchen, von dessen Früchten sie früher einmal lebten. Kapitalismus bedeutet die gleichmäßige Ruinierung aller Sinnesorgane und für so viele das Sinken ihrer Lebenserwartung. »Die Ökonomisierung der gesellschaftlichen Produktionsmittel, erst im Fabriksystem treibhausmäßig gereift, wird in der Hand des Kapitals zugleich zum systematischen Raub an den Lebensbedingungen des Arbeiters während der Arbeit, an Raum, Luft, Licht, und an persönlichen Schutzmitteln wider lebensgefährliche oder gesundheitswidrige Umstände des Produktionsprozesses, von Vorrichtungen zur Bequemlichkeit des Arbeiters gar nicht zu sprechen«, schrieb Marx.369


  Vor gar nicht langer Zeit gab es die begründete Hoffung der abhängig Arbeitenden, dass sie endlich vom ungeheuren Zuwachs an Produktivität profitieren: Da gab es die Kampagne von fortschrittlicheren Gewerkschaftskreisen und der IG Metall für eine 35-Stunden-Woche. Beinahe niemand redet heute mehr darüber, ein auf absehbare Zeit verlorener Kampf. Eine Weltwirtschaftskrise hat mächtig viele Vorteile für das Kapital, jedenfalls für den Teil, der die Krise überstehen wird.


  Viele Menschen werden Abstieg, Armut, Angst und Diskriminierung nicht ertragen. Viele werden ausrasten. Auf irgendwelche Sachbearbeiter in Behörden einschlagen. Sich in den Alkohol flüchten. Sich selbst und ihre Angehörigen zerstören. Der Sicherheitsstaat wird sich weiter dagegen aufrüsten, Staat und Justiz werden mit Repression und Wegschließen antworten, am besten gleich für immer, in Heime, Psychiatrien und Knäste. Auch die heutige schäbige Behandlung der Heimkinder der 1950er bis 1970er Jahre ist ein Indiz dafür, dass sich in der Heimerziehung die schwarze Pädagogik von gestern wieder ausbreitet sowie die aus der NS-Zeit stammende Sicherheitsverwahrung bis ans Lebensende. Das sind die klassischen Reaktionsweisen inhumaner Gesellschaften. Die soziale Ordnung einer permanent mit Repressionen drohenden Gesellschaft ist eine Gefängnisordnung.


  In Deutschland muss man auch mit einem weiteren Rechtsruck rechnen. Den misst man nicht, wie fälschlicherweise oft getan, allein am Anteil faschistischer und rechtsextremer Parteien, sondern am Abdriften der bürgerlichen Parteien nach rechts und z. B. an der Kumpanei der Staatsschutzorgane mit dem NSU.


  Um »die da unten« ruhig zu halten, lassen sich Staat und Medien viel einfallen: Sozialterror, Kontrollen, Drangsalieren mit immer mehr Bürokratie, Angst machen, bedrohen, spalten, spalten, spalten. Der in Jahrhunderten geformte Untertanengeist ist Produkt und Garant von Herrschaft. Bevor die meisten Deutschen auf die Idee kommen, den Herrschenden in den Arsch zu treten, ziehen sie hundertmal schneller gegen sozial Schwächere los und am liebsten gegen Menschen nichtdeutscher Herkunft oder solche mit abweichenden Lebensformen. Rassismus ist ein extrem wirksames Gift.


  Der 39-jährige Blumengroßhändler Enver S¸ims¸ek wurde 2000 vom Nationalsozialistischen Untergrund (NSU) ermordet. Der 49-jährige Siemens-Arbeiter Abdurrahim Özüdogˇru 2001. Der 31-jährige Süleyman Tas¸köprü, Obst- und Gemüsehändler, verblutete 2001 in den Armen seines Vaters. Habil Kiliç hatte den gleichen Beruf und starb 2001 an zwei Kopfschüssen. Mehmet Turgut, Dönerverkäufer, starb 2004 an drei Kopfschüssen. Ismail Yas¸ar, den Inhaber eines Döner-Kebap-Imbisses, töteten 2005 fünf Schüsse. Theodorus Boulgarides hatte seinen Schlüsseldienst gerade eröffnet, als der NSU ihn 2005 ermordete. 2006 starb Mehmet Kubas¸ik als vermutlich nächstes NSU-Opfer. Halil Yozgat starb in seinem Internetcafe an zwei Kopfschüssen, die 22-jährige Polizistin Michèle Kiesewetter 2007.


  Niemand weiß, ob diese Liste vollständig ist. Die Opfer, die meisten nichtdeutscher Herkunft, galten in den Augen deutscher Behörden lange als selbst schuld an ihrem Tod. Die Sonderkommission der Polizei wurde nicht »Rassismus« genannt, sondern »Bosporus«. Den Familien wurden all die Jahre kriminelle Geschäfte und sogar organisierte Kriminalität unterstellt. Die Medien übernahmen alle rassistischen Vorurteile und beförderten die Ausgrenzung der Opfer und ihrer Familien mit Schlagzeilen wie: »Döner-Morde« (Nürnberger Zeitung), »Döner-Mörder« (Frankfurter Allgemeine Zeitung), »Döner-Killer« (Bild, taz, Süddeutsche Zeitung), »Wettmafia«, »Halbmond-Mafia«, »Mordserie Bosporus«. Der Spiegel schrieb noch im Februar 2011 von einer »düsteren Parallelwelt« und plapperte wie so oft nach, was ihm staatliche Behörden aus eigenem Interesse zuraunten: »Viele Fahnder der Sonderkommission sind […] davon überzeugt, dass die Spur der Morde in Wirklichkeit in eine düstere Parallelwelt führt, in der eine mächtige Allianz zwischen rechtsnationalen Türken, dem türkischen Geheimdienst und Gangstern den Ton angeben soll.«370


  So viel rassistisch durchtränkte Phantasie machte blind bei der Suche nach den »echt« deutschen Mördern, die auch durch die Hilfe deutscher Behörden hatten werden können, was sie wurden: von der staatlich finanzierten »Glatzenpflege«, jenen missratenen Projekten der »akzeptierenden Jugendarbeit« tumber Sozialpolitiker in den 1990ern, bis zur mit Hilfe von Staatsgeldern aufgebauten Nazi-Organisation Thüringischer Heimatschutz. Die NSU-Mörder kamen mitten aus Deutschland.


  Im Juli 2012 war bereits der dritte Verfassungsoberschützer zurückgetreten. Noch ist nicht geklärt, welche genaue Rolle staatliche Organe bei der Finanzierung und Unterstützung des faschistischen Sumpfes spielten, aus dem die NSU-Mörderbande entsprang. Akten wurden geschreddert, Zeugen missachtet, wichtige Spuren »verschlampt«. Unglaubliche Zustände in den Geheimdiensten sind nur schemenhaft aufgedeckt. Alles legt den Verdacht nah, dass es in einflussreichen Stellen des deutschen Sicherheits- und Geheimdienstapparats, wie immer schon in seiner Geschichte, politische Kumpane der Neonaziszene gibt. Anders lassen sich die Flut und Art der »Fehler« bei den Ermittlungen nicht mehr erklären. Dass wir die ganze Wahrheit über die Beziehungen zwischen Staatsorganen und organisierten Nazibanden bald erfahren werden, ist zu bezweifeln.


  Vielleicht geht der Staat mancherorts so unsagbar nachlässig gegen Nazis vor, weil er sie vor allem in Krisenzeiten braucht. Und was haben kritische Menschen und Linke von einem Staat wie diesem in Zeiten der Krise und der sozialen Polarisierung zu erwarten? Die Gefahr ist groß, dass sich rechtsextreme und faschistische Kräfte ausbreiten. Das müssen nicht unbedingt allein Schläger mit stahlkappenbewehrten Stiefeln sein. Es gibt sie auch in maßgeschneiderten Schuhen.


  * * *


  In Deutschland hat radikaldemokratischer und linker Widerstand keine besonders erfolgreiche Tradition. Der hessische Generalstaatsanwalt Fritz Bauer, dem wir es verdanken, dass es zu den Auschwitz-Prozessen (1963–1965) gekommen ist, hat kurz vor seinem Tod im Juli 1968 darauf hingewiesen, dass ein ureigenes Widerstandsrecht des Menschen existiert, welches sich gegen den Staat und die Obrigkeit richtet. Mit den Notstandsgesetzen war im Mai 1968 das Grundgesetz zum 17. Mal geändert worden. Gegen die neue Notstandsverfassung hatten Linke und Radikaldemokraten zehn Jahre lang protestiert, eine der Ersten hieß 1960 Ulrike Meinhof. Scheinbar, um ihnen entgegenzukommen, ist in den Artikel 20 des Grundgesetzes ein vierter Absatz aufgenommen worden: »Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist.«


  Bauer schloss sich ausdrücklich den Kritikern an, die diesen Passus eine »Perversion des Widerstandsrechts« nannten: »Das Recht zum Ungehorsam und das Recht zum Widerstand […] sind historisch überlieferte Institutionen, deren Inhalt nicht beliebig umfunktionalisiert werden kann.« Die Notstandsgesetzgebung aber erfasse nicht nur den »Staatsstreich von oben, sondern auch den durch revolutionäre Kräfte aus dem nichtstaatlichen Bereich unternommenen Putsch von unten. Dieses ist mit dem Begriff eines Widerstandsrechts, wie er sich durch Jahrhunderte und Jahrtausende gebildet hat, schlechthin unvereinbar.« Fritz Bauer weiter: »Das Widerstandsrecht – wenn das Wort überhaupt einen Sinn haben soll – kann sich nur gegen den ungerechten Staat, den Unrechtsstaat, die Tyrannis, richten; nie hat das Wort einen anderen Sinn besessen. Der Staat selbst braucht kein Widerstandsrecht. Seine Beamten, seine Offiziere und Soldaten haben Machtmittel genug.«


  Für Bauer war der Kontrast zwischen Deutschland und Frankreich augenfällig: »Frankreich hatte seine Revolution. Es bekannte sich zu den Menschenrechten. Hierzu wurde sofort das Recht auf résistance gezählt. Anders in Deutschland. Die deutschen Philosophen machten im Kielwasser des autoritären Staates dem Widerstandsrecht der Jahrtausende den Garaus.« Bauer zitierte Kant, der dem Untertan kein bisschen Widerstand erlaubt, was auch immer der Staat verbricht, um den Menschen unglücklich zu machen. »Die Worte Kants, denen ganz ähnliche Hegels, auch […] Treitschkes und vieler anderer entsprechen, sind das Spiegelbild der sozialen Realität in Deutschland.«371


  Um diese fatale Tradition in der Bundesrepublik zu durchbrechen, mussten nach 1945 Karl Marx, Friedrich Engels und Rosa Luxemburg wiederentdeckt werden, musste die Frankfurter Schule mit Theodor W. Adorno und Max Horkheimer nach der Befreiung vom NS-Faschismus aus dem Exil zurückkehren und einer der ihren, Herbert Marcuse372, auf die junge westdeutsche Linke einwirken. Ein emigrierter deutscher Jude, vor seinen deutschen Mördern geflohen, dessen Bücher 30 Jahre nach seiner Flucht gelesen wurden und der das Recht auf »résistance« nach Deutschland zurückbrachte. So sehr zerstört hat sich Deutschland in der Nazizeit, und über die Spuren und Folgen stolpern wir noch immer.


  Marcuse sprach von


  »politischen Maßnahmen, Bedingungen und Verhaltensweisen […], die nicht toleriert werden sollten, weil sie die Chancen, ein Dasein ohne Furcht und Elend herbeizuführen, behindern, wo nicht zerstören. Diese Art von Toleranz stärkt die Tyrannei der Mehrheit. […] Ich glaube, dass es für unterdrückte und überwältigte Minderheiten ein ›Naturrecht‹ auf Widerstand gibt, außergesetzliche Mittel anzuwenden, sobald die gesetzlichen sich als unzulänglich herausgestellt haben […]. Es gibt keinen anderen Richter über ihnen außer den eingesetzten Behörden, der Polizei und ihrem eigenen Gewissen. Wenn sie Gewalt anwenden, beginnen sie keine neue Kette von Gewalttaten, sondern zerbrechen die etablierte.«373


  Fritz Bauer kommentierte exakt diese Aussage Marcuses so: »Das ist ganz in Übereinstimmung mit dem, was Gemeingut der Rechtsgeschichte ist.«374


  * * *


  Mit der Außerparlamentarischen Opposition (APO) von 1964 bis 1968 gelang es, die herrschende Ordnung durcheinanderzuwirbeln. Den Klugen in der APO war damals klar, dass sie nicht nur an der Oberfläche der gesellschaftlichen Ordnung kratzten, sondern dass ihre Gegner in Staat und Kapital sehr viel beunruhigter waren, als sie eingestanden. Überraschenderweise wurde das 40 Jahre später noch einmal deutlich, da war zu spüren, dass nicht nur die katholische Kirche in Frankreich den Mai 1968 »als Katastrophe fast schon in den Ausmaßen der Großen Revolution erlebt« hat.375 In Deutschland sollte 2008 das 40. Jubiläum von »68« angeblich gewürdigt werden. Es wurde, von Ausnahmen abgesehen, eine einerseits verniedlichende und andererseits denunziatorische Kampagne. Angesichts der aufkommenden Weltwirtschaftskrise und möglicherweise unberechenbarer Zeiten hatten die Macher der herrschenden Meinung kein Interesse an einer positiven kollektiven Erinnerung an einen der wichtigsten politischen Kämpfe der Nachkriegszeit.


  Anlässlich der Konstituierung der großen Koalition 1966 hatte Rudi Dutschke auf einer Versammlung des Sozialistischen Deutschen Studentenbunds (SDS) zur »Außerparlamentarischen Opposition« aufgerufen. Später sagte er, dass die Revolte aber schon mit den Protesten gegen den Besuch des Diktators Moïse Tschombé 1964 in Westberlin begonnen hatte. Dass die SPD mit der CDU 1966 eine große Koalition einging und Willy Brandt (SPD) als von den Nazis Verfolgter Außenminister unter Bundeskanzler Kurt Georg Kiesinger (CDU) wurde, der früher der NSDAP angehört hatte, war für die junge Linke Verrat. Willy Brandt verteidigte den Vietnamkrieg der USA, das vergrößerte die Kluft. Die älteren Linken erinnerten sich daran, dass die SPD ihre antimilitaristischen Positionen in den 1950er Jahren verraten, 1961 den SDS aus der Partei geworfen und 1968 den Notstandsgesetzen zugestimmt hatte.


  Zehn Jahre nach 1968 hatte es kein Jubiläum gegeben, da steckte der Linken noch der Deutsche Herbst von 1977 in den Knochen. Die brachiale Vorgehensweise der SPD/FDP-Regierung unter Bundeskanzler Helmut Schmidt (SPD) gegen jede staatsunabhängige Linke, unter dem Vorwand der Verfolgung der RAF, ließ 1978 keinen Raum für sentimentale Erinnerungen.


  1988, 20 Jahre danach, gab es zum ersten Mal »Veteranentreffen«. »68« war schick geworden, die Zahl der 68er vermehrte sich nachträglich. Älter gewordene APO-Leute, viele in Parteien, Verbänden und Gewerkschaften etabliert, hielten Reden über ihre ruhmreiche Vergangenheit. Es waren auch gute Texte darunter. Ein Jahr später fiel die Mauer.


  Ich weiß nicht, wie viele 68er 30 Jahre nach der Revolte an der Legende mitstrickten, bei der Bundesrepublik handele es sich nun um eine nachhaltig zivilisierte Gesellschaft. Adenauer und Brandt hatten Diktatoren und Mörder empfangen, man hatte Kriege wie den in Vietnam gutgeheißen, hatte sich die Hände zwar mit Rüstungsgeschäften, aber noch nicht wieder in einem Krieg schmutzig gemacht. Aber ein Jahr nach dem 30. Jubiläum, im März 1999, zog Deutschland in seinen ersten Krieg nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs. Nicht einmal 50 Jahre hatte der Schwur »Nie wieder Krieg« gehalten. An der Spitze der Bellizisten standen auch frühere linke Jungsozialisten wie Bundeskanzler Gerhard Schröder (SPD) und ehemalige 68er wie die grünen Funktionäre Joseph Fischer und Daniel Cohn-Bendit. Ohne sie, etwa unter einer Kohl-Regierung, wären die Bomben auf Belgrad in der rot-grünen Wählerschaft nicht durchzusetzen gewesen. Das obszönste Argument war jenes von Joseph Fischer, dass Deutschland sich wegen Auschwitz am Krieg beteiligen müsse.


  Im 40. Jahr der Revolte, 2008, erlebten wir zum ersten Mal, dass sich frühere APO-Linke, gefördert mit Literaturpreisen und Bundesverdienstkreuzen, offen aggressiv und als Kronzeugen gegen die Linke auf die Seite der herrschenden Kreise schlugen.


  Linke machen Fehler, manchmal sogar böse Fehler. Hätten gewisse APO-Leute offen über die theoretischen und praktischen Fehler ihrer politischen Zirkel gesprochen, wäre das unter Umständen lehrreich gewesen. Was sie aber 2008 fabrizierten, war etwas ganz anderes. Sie bauten hier und da marginale Selbstkritiken ein, um dann umso grobschlächtiger gegen die APO als Ganzes auszuholen. Die Geschichte wurde gefälscht. Es entstanden »wissenschaftliche« Texte und Beiträge, in denen sogar die Entstehungsbedingungen der APO geleugnet wurden: die alten Nazis, die uns damals überall umgaben, der Vietnamkrieg, die grausamen Verhältnisse in den Kinder- und Jugendheimen, die widerlichen autoritären Strukturen allüberall, pädagogische Konzepte und Ordnungsvorstellungen aus der Nazizeit und nicht zuletzt die wahre Religion der Nachkriegszeit, der Antikommunismus.


  Der aufdringlichste Wendehals war Götz Aly, der in seinem Buch Unser Kampf die APO systematisch mit der NS-Studentenbewegung verglich.376 War also die faschistische Machtergreifung nichts als eine »schreckliche Jugenddiktatur« gewesen? Ähnlich trieb es Jutta Brückner mit ihrem Theaterstück Bräute des Nichts, in dem sie allen Ernstes Ulrike Meinhof mit Magda Goebbels gleichsetzte.377 Beider Botschaft war: Rebellion ist kriminell, der oder die Rebellierende wahlweise faschistoid oder geisteskrank. Die Abrechnung mit der APO war eine organisierte Kampagne, an deren Ende alle begriffen haben sollten, wie verwerflich Protest, Widerstand und Revolte sind – rechtzeitig für die sozialen Erschütterungen durch die kommende Weltwirtschaftskrise.


  Aber die Sache war so übertrieben und durchsichtig und die Erfahrung neuer Kämpfe (z.B. die Anti-Gipfelaktionen in Heiligendamm) doch auch so positiv, dass der Plan nicht aufging.


  Beim – erfolgreicheren – Versuch, 68 zu verharmlosen und zu verkitschen, halfen die merkwürdigsten Zeitgenossen mit. Deutsche-Bank-Chef Josef Ackermann antwortete im Mai 2008 – im selben Interview, in dem er keine Weltwirtschaftskrise kommen sah – auf die Frage: »Sie sind ein Achtundsechziger?«: »Ich war kein Revoluzzer […]. Aber ich gehöre natürlich der Generation an, und ich habe miterlebt, wie eine in mancherlei Hinsicht erstarrte Gesellschaft, zum Beispiel in puncto Erziehung oder Sexualität, aufgebrochen wurde. Leider ist dann später aus manchen positiven Absichten und Ansätzen viel Negatives erwachsen. Aber zweifellos gab es damals eine Aufbruchstimmung.«378


  Sex, Drugs and Rock ’n’ Roll – es sei ihm gegönnt. Die Mitläufer und Zuschauer, so streberhaft sie sich auch auf ihre Karrieren vorbereiteten, profitierten eben auch von besserer Musik, freizügigerem Sex und entspannteren Umgangsformen. Aber natürlich bleibt in ihrer Erinnerung der politische Kern der außerparlamentarischen Revolte auf der Strecke: der Kampf gegen Krieg und Kapitalismus, der Abscheu gegen alte und neue Nazis und ein umfassender Begriff sozialer Emanzipation.


  * * *


  Der Versuch, die APO endgültig zu diffamieren, misslang. Die nächste Runde ist 2018 zu erwarten. Heute setzt die politische Klasse auf die Stimulation nationaler Gefühle. Das soll helfen, die Vorstellung zu schwächen, dass diese Verhältnisse Widerstand verdienen. Wir sitzen aber nicht »alle in einem Boot«, sondern die einen ersaufen im Meer oder schuften im Maschinenraum und die anderen logieren im Penthouse der Reederei. Es bedarf also einer Meuterei. Das Gift des Nationalismus ist in Deutschland immer virulent. Es wird besonders gern gespritzt, wenn dem Kapitalismus Gefahr droht. Dann entwickelt sich die Ideologie der »nationalen Schicksalsgemeinschaft«, und auf einmal gibt es keine sozialen Klassen mehr und keine antinationale internationale Solidarität. Der Arbeitslose in England, der Wanderarbeiter in China, die Gewerkschafterin in Venezuela, der revoltierende Jugendliche in Griechenland – alle rücken plötzlich noch weiter weg. Dem national berauschten Deutschen ist sein deutscher Kapitalist näher als ein Mensch ähnlicher sozialer Lage, der wie der Zufall der Geburt es so will, in einem anderen Teil der Welt aufgewachsen ist.


  Wenn der deutsche Untertan erst einmal mit Pomp und Fahnen Mitglied der nationalen Schicksalsgemeinschaft geworden ist, wird seine Opfer- und Verzichtsbereitschaft größer. Er fragt nicht mehr, was der tote Soldat eigentlich am Hindukusch verloren hatte, er verachtet Streikende und sieht auf Menschen anderer Herkunft, Hautfarbe oder Religion herab. Dafür winkt ihm die scheinbare Hilfe der deutschen Volksgemeinschaft bei der Überwindung der Schrecknisse des Lebens, der Angst vor dem Fremden, vor Veränderungen und anderen »Sicherheits«-Problemen. Wirkliche Grundwerte wie soziale Gleichheit aller Menschen, Freiheit von Ausbeutung, Erniedrigung, Rassismus, Antisemitismus und Sexismus, Solidarität über alle nationalen Grenzen hinweg und eine umfassende gesellschaftliche Emanzipation hat die Nation aber niemals im Angebot. Ganz besonders nicht die deutsche, die nicht mal ein Recht auf »résistance« kennt.


  * * *


  Was ist »deutsch« außer einem Zufall der Geburt? Wie absurd und armselig ist die Identifikation mit einer Nation? Und dann mit dieser. Das Deutsche Reich wurde auf dem Sieg im Deutsch-Französischen Krieg von 1870/71 gegründet, den Bismarck angezettelt hatte, um Deutschland unter preußischer Führung als europäische Großmacht zu etablieren. Deutsche Truppen brannten französische Städte nieder und töteten mit Vorliebe Zivilisten, die es wagten, sich gegen die feindlichen Eindringlinge zu wehren. Die Deutschen belagerten Paris, die Menschen hungerten und aßen Ratten. Zur Demütigung Frankreichs ließ sich Wilhelm I. im Spiegelsaal von Versailles zum Kaiser krönen.


  Vier Jahre vorher, auf der Weltausstellung in Paris, hatten sich die Pariser über die preußischen Exponate lustig gemacht: eine Kruppsche Riesenkanone und ein überlebensgroßes Reiterstandbild des preußischen Königs. Die siegreichen deutschen Armeen belagerten noch die französische Hauptstadt, als im März 1871 dort eine Revolution ausbrach: die Commune von Paris.


  Die »sozialen Maßregeln« dieser ersten proletarischen Revolution sind bis heute nicht verwirklicht. Die soziale Gleichheit der Menschen, die Emanzipation der Frau, direkte Demokratie und jederzeitige Rechenschaftspflicht und Abwählbarkeit der Räte, die aus Arbeitern oder anerkannten Vertretern der Arbeiterklasse zu bestehen hatten. Die Kommune schaffte die Guillotine ab sowie die politische Polizei. Beamte hatten kein höheres Einkommen als Arbeiter. Betriebe wurden von kooperativen Arbeiterassoziationen geführt. Das Bildungswesen war offen für alle. Staat und Kirche waren endlich getrennt und Religion Privatsache. Die Kunst war frei und die Todesstrafe verboten. Die katastrophale Gutmütigkeit der Kommune bestand erstens darin, die Bank von Frankreich nicht zu enteignen, so dass die nach Versailles geflohene Regierung sich und die Konterrevolution finanzieren konnte, und zweitens darin, nicht nach Versailles marschiert zu sein, um die Revolution auch national und militärisch abzusichern. Auch als die Niederlage absehbar war, kämpften so viele Männer, Frauen und Kinder an den Barrikaden, dass an einer Stelle 20 000 Regierungssoldaten volle drei Stunden benötigten, um eine Straße zu erobern.


  Die deutschen Generäle beobachteten vom Stadtrand den Bürgerkrieg und das brennende Paris mit Vergnügen, einer schrieb nach Berlin: »Es (ist) himmlisch, dass sie nun selbst das heilige Paris zu bombardieren anfangen.«379 Auf den Straßen und den Treppen von Montmartre stapelten sich die Leichen von Kindern, Frauen und Männern. Das neue Deutsche Reich half der französischen Regierung, die Revolution niederzuschlagen. Der revolutionäre Funke sollte nicht nach Deutschland fliegen. »Dass nach dem gewaltigsten Krieg der neuern Zeit die siegreiche und die besiegte Armee sich verbünden zum gemeinsamen Abschlachten des Proletariats – ein so unerhörtes Ereignis« beweise, schreibt Marx, »die nationalen Regierungen sind eins gegenüber dem Proletariat!«380


  Wir können das als frühen Kommentar zur EU lesen.


  Die Lehren aus der »Gutmütigkeit« der Pariser Kommune wurden gezogen – mit wenig Erfolg 1918/19 in Deutschland, mit umso größerem 1917 in Russland und während des Faschismus in der französischen Résistance. Die 5 Milliarden Goldfrancs Kriegsbeute von 1871 finanzierten die reichsdeutschen Gründerjahre, das war gleichsam der erste Versailler Vertrag. Auf den Krieg von 1870/71 folgten zwei von Deutschland angezettelte Weltkriege, dazwischen Kolonialkriege in Afrika und China, Sozialistenverfolgung, Freikorps und Putsch, Judenvernichtung und NS-Faschismus.381


  Von der Pariser Kommune von 1871 bis zur Novemberrevolution von 1918/19, deren Scheitern den NS-Faschismus vorbereiten half, dauerte es 47 Jahre. Seit der Befreiung vom Faschismus haben wir 67 Jahre hinter uns, seit der Revolte von »68« sind es 44. Niemand von uns kann wissen, was genau auch nur die nächsten zehn Jahre bringen.


  * * *


  Um das große Ziel zu erreichen, »alle Verhältnisse umzuwerfen, in denen der Mensch ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein verlassenes, ein verächtliches Wesen ist«, wie Marx es formuliert, haben wir, angesichts der Weltlage, künftig etwas mehr zu tun als bisher. Einerseits. Andererseits werden seit Beginn der Weltwirtschaftskrise manche Selbstverständlichkeiten auf zuvor unberechenbare Weise erschüttert. Der Kapitalismus heißt wieder Kapitalismus und nicht mehr nur Marktwirtschaft. Der Glaube an ihn als die höchste Stufe menschlicher Entwicklung ist nachhaltig angeschlagen. Risse zeigen sich auch in vielen Köpfen, und es ist unsere Aufgabe, in diesen Köpfen die Widerhaken unserer kritischen und subversiven Fragen zu verankern, bevor die mörderische alte Ordnung diese Risse erneut zuschmiert.


  Ein paar Lektionen sollten nach ein paar hundert Jahren endlich klar sein: Der Kapitalismus ist durch Reformen nicht in eine humane Gesellschaft zu überführen. Die sozialen Interessen der Menschen können niemals in einer Gesellschaft entfaltet werden, in der gleichzeitig das Kapital seinen Verwertungsinteressen nachgehen kann, wie nicht nur Gregor Gysi uns glauben machen möchte, um seiner Partei eine Existenzberechtigung zu geben.382 Denn diese Kapitalinteressen sind unzähmbar, sie sind eine mörderische Maschine, die den Menschen und die Natur verschlingt. Sie dulden neben sich nicht den freien und gleichen Menschen.


  Eine gerechte Gesellschaft ist keine, in der die Gerechtigkeit nur eine Pseudogleichheit ist, die bloß darin besteht, dass ein Hartz-IV-Empfänger bei Wahlen genauso viele Stimmen hat wie ein Konzernchef. Letzterer kann nämlich anders auf den Staat Einfluss nehmen und bräuchte die Wahlstimme eigentlich nicht.


  Eine gerechte Gesellschaft ist auch keine, in der für beide vor Gericht die gleichen Paragraphen gelten. Ihre ungleiche soziale Lage macht sie natürlich auch vor der bürgerlichen Justiz ungleich. Gesellschaftliche Reputation und einen erstklassigen Anwalt besitzen Stützeempfänger eher selten.


  Es gibt also keine Gerechtigkeit bei ungleicher sozialer Lage und demzufolge auch keine Freiheit. Eine Gesellschaft von Freien und Gleichen anzustreben ist keine moralische Frage. Es macht sehr viel glücklicher, in einer Welt zu leben, die nicht von Hass, sozialer Gewalt und Not durchsetzt ist. Eine Gesellschaft, in der Kinder nicht früh gebrochen und zu ängstlichen und unfreien Menschen gemacht werden. Es ist die schönste vorstellbare Utopie, in einer Welt zu leben, in der alle Menschen, die geboren werden, die Chance haben, ihr soziales, intellektuelles und kreatives Potenzial vollständig zu entfalten.


  In 500 Jahren kapitalistischer Entwicklung ist einiges an Fortschritt für den Menschen abgefallen. Oft sind es aber ambivalente Fortschritte, weil sie ja nicht angestrebt und finanziert wurden, um dem Menschen ein besseres Leben zu ermöglichen. Die Ruinierung des Urwaldes produziert auch Zahnstäbchen. Bei der Forschung für die militärische Eroberung des Weltraums fiel die Teflonpfanne ab. Aber wäre all der Reichtum an Ressourcen, Wissenschaft und Technologie mit dem Ziel eingesetzt worden, das Leben der Menschen zu verbessern, wie viel anders würde die Welt heute aussehen?


  500 Jahre Kapitalismus bedeuten 500 Jahre Fortschritt und zugleich Ruin des möglichen Fortschritts. Unbestritten sei der Fortschritt, den die Medizin uns gebracht hat, aber die Lage aller Menschen betrachtet, wäre sauberes Wasser in ausreichender Menge für alle ein größerer gesundheitlicher Fortschritt als Hochtechnologie für wenige und Verdursten für so viele. Alle Menschen brauchen Zugang zu beidem. Aber der Kapitalismus verschafft einer Minderheit die Vorteile, während er zugleich die Lebensmöglichkeiten der Mehrheit beschränkt.


  Ein menschenwürdiges Leben für alle ist nur in einer Gesellschaft ohne Lohnarbeit und Kapital vorstellbar, wenn die Banken überflüssig geworden sind und das Geld keine Rolle mehr spielt, wenn die innere Qualität der Ware entscheidet und das Design sekundär ist, wenngleich nicht belanglos. Also wenn in einer Gesellschaft Gebrauchsgüter gefertigt werden, die nicht von der Profitlogik deformiert sind und deren Herstellung nicht asketisch-zwanghaft von einer bürokratischen Kommandowirtschaft wie dem sogenannten Realsozialismus reguliert wird sowie ohne das grenzenlose Wachstum des kapitalistischen Wirtschaftens mit seinem Zwang zu Profit, Konsum, Konkurrenz und unsozialer Leistung.


  Und wie kommen wir dahin? Es gilt der alte Dreiklang: Theorie, Aktion, Organisation. Nach geschlagenen Schlachten – wie nach der APO, nach den Massenstreiks, nach der Anti-AKW-Bewegung, nach der Frauenbewegung, nach der Friedensbewegung, nach der Hausbesetzerbewegung, nach den letzten wirklichen gewerkschaftlichen Kämpfen, nach dem Aufblühen der antifaschistischen Bewegung – kommt meist ein Wellental, eine große Erschöpfung. Soziale Kämpfe haben nun einmal solche Verlaufsformen. Manche Menschen steigen dann aus und bilden sich ein, alles sei vorbei. Dabei ist es die Zeit zum Atemholen, zur Analyse, zum Lernen, zur Vorbereitung des nächsten Angriffs. Oder wie der Schriftsteller Dietmar Dath sagt:


  »Aber der Zerfall von Bewegungen tritt immer dann ein, wenn ein Anlauf genommen wurde und dieser an den herrschenden Verhältnissen abprallt. Die Lähmung ist das Resultat der jüngsten Niederlagen. Man kann dasselbe bei Marx sehen: Wann fängt er an, Das Kapital zu schreiben? Im Kommunistischen Manifest ist die Überzeugung, dass Europa alsbald umgestaltet werde, noch mit Händen zu greifen. Doch dann passiert das eben nicht. Also hat er sich noch einmal in die Bibliothek gesetzt und aufs Neue versucht, alles zu verstehen. Mal wird angegriffen, mal ausgewertet. So geht Denken.«383


  Es gibt kein Ende der Geschichte. Die gewalttätigen kapitalistischen Verhältnisse, der Widerspruch von Kapital und Arbeit, werden Widerstand produzieren, solange es Menschen gibt. Die wirklich interessante Frage ist: Von welcher Qualität ist dieser Widerstand? Wie viel wissen die Widerstehenden von der Geschichte sozialer Kämpfe und von dem zerstörerischen Potenzial des Kapitalismus? Haben sie das Wellental der Bewegung, die Ruhe vor dem nächsten Sturm, die Zeit ohne täglichen Aktionismus genutzt, um klüger zu werden? Um die Entwicklung der Gesellschaft genau zu beobachten? Neues zu entwerfen? Sich im besten Sinne rücksichtslos und erkenntnisfördernd miteinander zu streiten?


  Wer glaubte, nach der letzten Revolte käme nichts mehr, wer die eigene Biographie mit der Zeitgeschichte verwechselt hat und ausgestiegen ist und heute die Welt nicht mehr ganz versteht, der hat eben ein kleines Problem und muss nacharbeiten. Ungleich ist unser Erkenntnisstand ohnehin. Denn da es kein klassisches »revolutionäres Subjekt« in Gestalt einer von gleichen Arbeits- und Lebensbedingungen geformten Arbeiterklasse mehr gibt, sondern viele verschiedene potenziell revolutionäre Subjekte in national wie weltweit höchst unterschiedlichen Lebenslagen und -phasen, haben wir alle ungleiche Ausgangsvoraussetzungen. Darin liegen auch Chancen: Weiter ausholende soziale Erfahrungen kommen zusammen und ein hoffentlich offenerer Blick auf die Welt. Aber es gibt auch ein paar Komplikationen, was die Frage der Organisierung angeht.


  Theorie, Aktion, Organisation: Zunächst also die Anstrengung der Kopfarbeit. Die Selbstdisziplin und Geduld, den eigenen Verstand zu strukturieren. Theoretisch arbeiten, lesen, denken. Wer das aber auf Dauer tut, ohne die Füße in politischer Praxis zu haben, läuft Gefahr, Hofnarr oder Elfenbeinturmbewohner zu werden. Er oder sie wird in beiden Fällen ungefährlich und von Angehörigen der besitzenden Klasse vereinnahmbar. Und ist es nicht eine sehr anregende Vorstellung, dass der Mensch ein so vielseitig begabtes, auch sinnliches Wesen ist, dass er besser denkt und lernt, wenn er auch praktisch kämpft (und umgekehrt)?


  Dann gibt es diejenigen, die politische Praxis und Aktionen lieben, die das Machen gut können, mit einigem technischen und sportlichen Geschick, ohne allzu viel Angst und vielleicht sogar mit taktischer Phantasie. Ihr Problem kann sein, dass sich, ganz ohne Theorie, ohne Kenntnis der Geschichte, ohne Kopfarbeit eben, die eingesetzte Kraft nach einiger Zeit verflüchtigt und ziellos wird. Ihr Besitzer mag zwar festen Boden unter sich spüren, er kennt den historischen Grund aber nicht, auf dem er steht. Ganz abgesehen von der ärgerlichen Möglichkeit, bei theorieblindem oder sektiererischem Aktionismus allzu leicht kriminalisiert zu werden. Oder bei falscher politischer Praxis an Bürokratie zu ersticken.


  Also Theorie und Praxis. Aber mit wem und in welchem organisatorischen Rahmen? Klar ist: An Bündnisse sind verbindliche inhaltliche Anforderungen zu stellen. Darunter geht gar nichts. Es gibt das alte reformistische Argument, dass man »auf die Menschen zugehen muss«, sie abholen muss an jeder Bushaltestelle. Allzu viele sind schon in den gleichen Bus gestiegen wie alle anderen und im ewig selben Trott mitgefahren. Sie haben nicht die Gesellschaft verändert, sondern sich ihr angepasst.


  Eine interventionsfähige, emanzipatorische politische Bewegung ist kein eingetragener Verein von Sozialarbeitern. In der Geschichte der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften hat der Spruch vom »Abholen« immer die Ausrede geliefert, sich opportunistisch dem Mainstream zu unterwerfen. War der Arbeiter rassistisch, hatte man Verständnis. War die Arbeiterin national gesinnt, galt das nicht als Streitfall, sondern als konstruktiver Anknüpfungspunkt.


  Unter heutigen Bedingungen könnte das auch heißen, sich in end- und sinnlosen Gesprächen mit Bild-Zeitungs-Lesern, BWL-Studenten und neoliberalen Journalisten zu verzetteln. Auf »die Menschen« zuzugehen ist richtig, sofern es bedeutet, Erkenntnisse zu vermitteln, an ihre soziale Lage anzuknüpfen, ungewohnte und radikale Gedanken populär zu vermitteln und sich in emanzipatorischer Absicht auseinanderzusetzen. Mit Menschen anderer Herkunft zu reden und zu streiten, das müssen einige Linke noch lernen.


  Für die kommenden Kämpfe nützt uns keine qualitätslose Masse, die mal einen Tag auf dem Marktplatz Reden lauscht, mit Fähnchen winkt, Glühwein trinkt und sich zählen lässt. Aber nichts ist gegen eine politisierte Masse von Menschen einzuwenden, die sich lernend wehrt und vielerlei Aktionen kennt.


  Es geht um die politische Qualität der kommenden sozialen Auseinandersetzung. Wir sollten nicht unterschlagen, dass wir das Ziel haben, den Kapitalismus abzuschaffen. Das muss Konsens sein. Die Bewegung, die dort hinführt, ist kein Selbstzweck und keine Party (Feten gibt es zusätzlich). Diese Auseinandersetzung ist ein Prozess, dessen Verlauf wir noch nicht kennen. Manche Rahmenbedingungen ändern sich gerade. Unsere Schritte in diesem Prozess müssen wir miteinander aushandeln. Einige Bedingungen sind fest.


  Wir haben das Recht, uns gegen die Demütigung, Ausbeutung und Vernichtung von Menschen und gegen die Zerstörung der Natur zu wehren. Das ist unverhandelbar. Für Rassismus, Antisemitismus, Sexismus und Nationalismus ist kein Platz. Gewalt ist, wo immer möglich, zu vermeiden. Aus prinzipiellen Gründen, denn die Methoden der politischen Auseinandersetzung sollten von unseren Grundwerten getragen sein. In einer durch und durch gewalttätigen Gesellschaft aber wird »Gewaltlosigkeit« nicht immer möglich sein, und sie kann auch kontraproduktiv werden, sofern wir keine Opfer oder Märtyrer werden wollen. Allerdings ist unsere Definition von Gewalt eine andere als die derjenigen, die sich heute das Gewaltmonopol anmaßen und ihre Interessen weltweit überhaupt nur mit Gewalt durchsetzen – mit struktureller Gewalt, mit sozialer Gewalt, mit ökonomischer, polizeilicher und militärischer Gewalt.


  Auf einem Plakat an der Wand meines Zimmers, als ich in Glasgow lebte, stand: »Streik ist Gewalt. Ohne Streik kein Acht-Stunden-Tag.« Zwei Sätze von schöner Klarheit. Alle sozialen Rechte, die wir heute verteidigen müssen, sind Resultate von oft blutigen Auseinandersetzungen. Auf das pharisäerhafte Gerede von der furchtbaren Gewalt, die zum Beispiel in Betriebsbesetzungen oder Blockaden gegen Militärmanöver liege, kann man den guten Bürgern, die nicht mal wissen, woher ihre Privilegien kommen, gut mit Dietmar Dath antworten: »Die bürgerliche Demokratie hat auch ein paar Anläufe gebraucht. Zunächst mal ist sie in Frankreich im Blut ersoffen, alle haben sich gegenseitig geköpft.«384


  Wenn man sich überlegt, wie viel Schweiß und Blut, wie viel Verachtung, Prügel und Gefängnisfolter Frauen Anfang des 20. Jahrhunderts auf sich nahmen, nicht, um sich soziale Gleichheit, sondern nur, um sich das Wahlrecht zu erkämpfen! Wie groß die Anstrengung, wie klein der Erfolg, misst man ihn am Grundanliegen der Gleichheit. »Humanismus auf Erden, jener schwere Versuch einer Vereinigung von Vernunft und lebendigem Herzschlag, Vereinigung von Freiheit und [sozialer] Gleichheit, fällt uns nicht in den Schoß. Widerstand und Ungehorsam im Kampf um eine humane Welt fordert Schweiß, Tränen und Blut«, sagte Fritz Bauer kurz vor seinem Tod.385 Natürlich war der Kampf der Suffragetten richtig und bewundernswert. Noch über hundert Jahre später aber haben Frauen nicht einmal gleichen Lohn für gleiche Arbeit, leiden Männer wie Frauen unter alten und neuen Ungleichheiten und moderneren Formen der Sklaverei.


  * * *


  Die Justiz unterscheidet nicht mehr zwischen Sachen und Menschen. Die Straftat »Landfriedensbruch« setzt die Beschädigung einer Sache mit der Verletzung von Menschen gleich und nennt beides Gewalt. Auf diese Weise kamen die Göteborger Demonstranten länger ins Gefängnis als die Folterer von Genua.


  Wir hingegen unterscheiden: Menschen sind uns mehr wert als Dinge. Es war wunderbar, dass die Bauern und Winzer vom Kaiserstuhl, als sie auf den ausgelatschten Trampelpfaden der Bürgerbeschwerden nichts erreichten, einen Zaun durchschnitten und ganz handgreiflich einen Bauplatz besetzten, um das Atomkraftwerk in Wyhl zu verhindern, was ihnen auf diese Weise und mit ein paar weiteren Aktionen und in wachsenden Bündnissen gelang.


  Unserer staatsunabhängigen, gewaltfreien, aber phasenweise auch militanten Anti-AKW-Bewegung der 1970er Jahre gelang es, direkt und indirekt, rund 70 geplante Atomkraftwerke in Deutschland zu verhindern386, in wenigen Jahren, ohne Staatsgelder und ohne auch nur einen parlamentarischen Vertreter. Ihre Politisierung, ihre Unberechenbarkeit und ihr Erfolg waren der Grund, warum die erste Anti-AKW-Bewegung im Deutschen Herbst von 1977 unter die Räder des Staates kam, ohne dass ihr aber bis heute – im Großen und Ganzen – ihr Erfolg wieder weggenommen werden konnte.


  Mit wem also mittel- und langfristige Bündnisse? Mit sozialdemokratischen Organisationen sind sie ausgeschlossen, das ist klar, egal ob diese nun SPD oder Linkspartei heißen. Für einen Tag gemeinsam z.B. in Dresden gegen Nazis zu demonstrieren, ist natürlich okay. Längere und festere Bündnisse sind ausgeschlossen seit der SPD/Linkspartei-Koalition von Berlin, seit dem Deutschen Herbst, seit den Notstandsgesetzen, seit der großen Koalition, seit Godesberg, seit Ebert und Noske, seit den Kriegskrediten von 1914. Wenn es auch bei manchen lange gedauert hat, den Charakter des Reformismus zu begreifen, Hauptsache, man hat ihn endlich begriffen. Also kein Bündnis mit SPD und Linkspartei. Und natürlich ebenso wenig mit einer antisozialen bis reformistischen, naturzerstörerischen grünen Kriegspartei und auch nicht den bürgerlichen Piraten. Also: reformismusfreie Zonen!


  Eine neue staatsunabhängige antikapitalistische Linke wird sich aufmerksam umschauen: Wo sind Bündnispartnerinnen und Bündnispartner, auch solche, an die man vielleicht noch nicht gedacht hat? Das klassische revolutionäre Subjekt, die Arbeiterklasse mit einem kollektiven Bewusstsein ihrer sozialen Lage, existiert so nicht mehr. Es gibt die Arbeiterklasse natürlich nach wie vor soziologisch, aber eben nicht als sich selbst als revolutionäre Klasse betrachtend.


  Unsere heutigen potenziellen Bündnispartner sind: Migranten, Subproletarierinnen, Straßenkinder, Facharbeiter, Schüler, Studentinnen, Leiharbeiterinnen, Künstler, Hartz-IV-Empfänger, Intellektuelle – was die Sache ein bisschen mühsamer macht, aber auch ziemlich interessant. Es kommt auf Grundüberzeugungen an, jenseits aller Unterschiede.


  Und in welche Form bringen wir das Ganze? Muss es eine haben? Ja, sogar eine verbindliche und zugleich bewegliche. Ist sie nicht verbindlich, scheucht uns der Gegner auseinander wie die Fliegen. Passen wir uns den herrschenden bürgerlichen Formen zu sehr an, ersticken wir. Erstarrt die Form, bricht sie.


  Marx war der Meinung, die Befreiung müsse das Werk der Ausgebeuteten selbst sein, an eine Partei dachte er nicht, er analysierte die neu geschaffene SPD, an der im 19. Jahrhundert noch nicht alle Hoffnung verloren war. Seine Kritik am Gothaer Programm der SPD war allerdings weitsichtig.387 1871 korrigierte Marx das Kommunistische Manifest (1847) in einem Punkt, indem er eine Lektion aus der Pariser Kommune zog: Vor allem die »Pariser Kommune, wo das Proletariat zum ersten Mal zwei Monate lang die politische Gewalt innehatte«, habe »den Beweis geliefert, daß ›die Arbeiterklasse nicht die fertige Staatsmaschinerie einfach in Besitz nehmen und sie für ihre eignen Zwecke in Bewegung setzen kann‹«, sondern dass es, so schrieb er im April 1871 an Louis Kugelmann, darum gehe, »die bürokratisch-militärische Maschinerie [statt sie] aus einer Hand in die andere zu übertragen […] sie zu zerbrechen«, dies sei »die Vorbedingung jeder wirklichen Volksrevolution auf dem Kontinent«.388


  Wie ist unsere Lage? Mit Parteien haben wir schlechte Erfahrungen, aber mit Bewegungen auch. Beides hat Mängel. Bewegungen können an ihrer Unverbindlichkeit ermatten, können leicht zerfallen, einzelne Teile lassen sich gegeneinander ausspielen und von der Gegenseite vereinnahmen. Sind sie mehr als ein spielerisches Ventil? Sind sie interventionsfähig? Verlässlich? Eine Partei, die ja eine in einer bürgerlichen Gesellschaft wäre, trüge andere Krankheitskeime in sich. Die verbindlichere Struktur kann Hierarchie, Verspießerung und Selbstzweck im Gepäck haben. Gibt es eine Art der Organisierung, die all diese Mängel aufhebt?


  Die Lösung könnte eine verbindliche Organisation sein, die in der Lage ist, ihre eigenen Strukturen permanent in Frage zu stellen, damit sie nicht erstarrt, aber ihre Grundsätze nicht zur Disposition zu stellen. Eine Organisation, die beweglich und stark zugleich auf die sich verändernden gesellschaftlichen Verhältnisse eingehen kann. Es gibt natürlich kein kopierbares Vorbild, wie sollte das auch möglich sein. Aber in vielen Kämpfen finden wir – neben vielem Kritikwürdigen – in bestimmten Phasen auch vorbildliche Elemente: in der Pariser Commune, in der Anfangsphase der russischen Oktoberrevolution, in den kurzen Lebenstagen der deutschen Novemberrevolution, in der spanischen CNT (Confederación Nacional del Trabajo), in Phasen der kubanischen Revolution, in den fast vergessenen sozialen Experimenten Chiles vor 1973 und in der portugiesischen Revolution von 1974.


  * * *


  Manche Menschen reagieren allergisch auf Worte wie »Organisation« und »Verbindlichkeit«, sie unterschätzen die korruptive und integrative Kraft ihrer täglichen vermeintlich unpolitischen Geschäfte in einer bürgerlichen Gesellschaft.


  Viele haben versucht, das Wellental zu nutzen, zum Klügerwerden, zum Analysieren, zum Ausruhen nach jahrelangen Kämpfen, zur Vorbereitung für neue. Jetzt, während der Weltwirtschaftskrise, ändern sich die Bedingungen so, dass wir schauen müssen, in welcher größeren Formation sich die vielen kleinen Gruppen zusammenschließen können. Aufmerksam und vorsichtig natürlich, viele von uns haben ja schon einschlägige Erfahrungen gemacht. Auch anderswo werden neue Versuche unternommen. Und während wir nebenbei neu über die Frage »Wie organisieren?« nachdenken, gibt es eine Menge zu tun, wovon wir uns währenddessen nicht abhalten lassen sollten.


  Es geht für uns alle darum, dass wir besser lernen, uns unsere Welt wieder anzueignen. Die gequälte Natur von menschengemachten Schäden zu entlasten. Den überwachten öffentlichen Raum zurückzuerobern. Unsere Angst bekämpfen zu lernen. Hoffnung zu schöpfen. Unser Leben selbst in die Hand zu nehmen. Dinge zu lernen, die wir alle in der Schule nicht erfahren haben. Und dass wir viel stärker als bisher über deutsche Grenzen in alle Welt schauen müssen, um Bündnispartner zu finden.


  Darum geht es: sich die Welt aneignen. Lernen. Ausprobieren. Sich mit anderen solidarisch zusammenrotten. Meistens wird das zwischen Gleichaltrigen und Gleichgesinnten erst einmal leichter sein. Wenn der andere die gleiche Musik mag und einander die gleiche schulische oder berufliche Erfahrungswelt verbindet, erleichtert das die Zusammenarbeit. Wenn es aber darum gehen soll, die Gesellschaft tiefgreifend zu verändern, dann brauchen diese sozialen Inseln Brücken, dann wäre es gut, wenn wir lernten, mit sehr verschiedenen Menschen solidarisch zusammenzuarbeiten.


  Es wird vom Kapital und seinen Handlangern viel dafür getan, dass der Funke einer Bewegung nicht von einem Land auf das nächste überspringt. Deshalb erfahren wir üblicherweise wenig von den sozialen Kämpfen in aller Welt. Große Streiks in Kanada? Bergarbeiterstreiks in den USA? Millionen Menschen auf einer Demonstration in Athen? Nicht einmal aus den Zentren des Kapitalismus erfahren wir regelmäßig, was uns besonders interessiert. Wir sollen es auch nicht. Dafür kriegen wir Tratsch und Klatsch in Tsunami-Dimensionen. Natürlich ist die Sache gewollt. Ob nun jede einzelne Moderatorin irgendeiner hirnrissigen TV-Sendung weiß, was sie tut, ist bedeutungslos. Wir müssen unsere eigene Gegenöffentlichkeit schaffen.


  Wo sind die strategisch richtigen Konflikte, denen man auf keinen Fall aus dem Weg gehen soll, weil man mit ihnen in die gesellschaftliche Debatte eingreifen kann? Wie überwindet man törichte Milieubeschränkungen? Es muss ja nicht auf ewig so sein, dass Menschen, die dem Kapitalismus die Harke zeigen wollen, nur deshalb nicht zusammenkommen, weil sie unterschiedliche Musik hören. O.k., es gibt Grenzen der Toleranz: Deutsche Volksund Marschmusik sind auf ewig ausgeschlossen.


  In Deutschland ist die Opposition gegen die Kapital- und Staatsverhältnisse traditionell diskreditiert. Nicht nur wenn sie konkret und praktisch wird. Dass die Verhältnisse eine Umwälzung verdienen, soll nicht einmal mehr gedacht werden. Bestimmte Paragraphen, die angeblich dem Kampf gegen den Terrorismus dienen, machen inzwischen selbst die abweichende Gesinnung strafbar. Würden alle Gesetze auf einen Schlag angewendet, die sich gegen streikende Arbeiter, agitierende Studentinnen, Besetzerinnen von Plätzen und Straßen, Gipfelgegner, Antifaschisten und NATO-Gegner richten könnten, wäre auch unpolitischen Menschen schnell klar, dass dieses Land ein anderes ist als das, in dem sie zu leben glaubten. Aber dieses juristische Waffenarsenal liegt in einer Art Vorratskammer, es wird nicht immer angewendet und nicht gleichermaßen gegen jeden, den es betrifft.


  Je breiter eine Bewegung ist, je besser vernetzt, umso mehr kann sie sich leisten. In Zeiten der Krise, in Zeiten des Zorns, wenn die Erschütterungen mehr Menschen aus dem Alltagstrott und täglichen Sorgen reißen und wenn sie aufmerksamer werden für die Welt jenseits des Tellerrands und vielleicht für die Sorgen anderer, muss ein Staat vorsichtiger sein, allzu schnell und allzu hart zuzuschlagen gegen diejenigen, die in Opposition sind. Der Funke soll schließlich auch nicht von einem sozialen Milieu auf das nächste überspringen.


  Unser Ziel ist, dass Menschen ein Leben ohne Ausbeutung, Diskriminierung, Hunger und Krieg führen können. Dafür sind energischere Maßnahmen als Mahnwachen und Kundgebungen nötig. Ein Bündel von Maßnahmen, dessen Wirksamkeit am größten ist, wenn wir viele sind und wissen, was wir tun. Unser Ziel ist eine Gesellschaft, die auf Solidarität aufbaut und auf sozialer Gleichheit, in der es keine Ausbeutung und keine Herrschaft von Menschen über Menschen mehr gibt, eine Gesellschaft, in der wir basisdemokratisch entscheiden, wie wir leben und arbeiten wollen. Das ist ein tollkühner Plan. Und wir müssen alles selbst machen. Die Mittel, durch die wir dieses Ziel erreichen könnten, werden manche eine soziale Revolution nennen. Einverstanden.


  Und wie wird die Sache ausgehen? Das soll Marx beantworten: »Die Weltgeschichte wäre allerdings sehr bequem zu machen, wenn der Kampf nur unter der Bedingung unfehlbar günstiger Chancen aufgenommen werden würde.«389


  Danksagung und Kontakt


  Bedanken möchte ich mich herzlich bei den Menschen, mit denen ich diskutiert habe und die zu diesem Buch ihr Wissen und ihre Erfahrungen beisteuerten, vor allem bei Manfred Zieran und meinen FreundInnen von der Ökologischen Linken. Ich freue mich über Kritik und Anregungen, auch wenn ich nicht versprechen kann, jedes Schreiben zu beantworten.


  Kontakt:


  E-Mail-Adresse: jutta.ditfurth@t-online.de


  Postanschrift: Jutta Ditfurth, c/o ÖkoLinX-ARL im Römer,


  Bethmannstr. 3, 60311 Frankfurt/Main


  Weitere Informationen über meine Bücher und Texte, mich, das Ulrike-Meinhof-Archiv sowie die Termine meiner Vorträge und Lesungen auf: www.jutta-ditfurth.de


  Jutta Ditfurth, im August 2012


  Anmerkungen


  1 Zeit des Zorns


  1Vgl. Francis Fukuyama: Das Ende der Geschichte. München: Kindler 1992


  2Anna K. Tibaijuka, die leitende Direktorin von UN-Habitat (Nairobi, Kenia), berichtete anlässlich der Vorstellung des UN-Reports The Challenge of Slums: Global Report on Human Settlements 2003, dass mindestens 40 Prozent der Wohnsiedlungen weltweit als Slums klassifiziert werden müssen: 71 Prozent in Afrikas Subsahara, etwa 40 Prozent in Asien, 6 Prozent in den sogenannten entwickelten Ländern – das allein sind immerhin 54 Millionen Menschen. Vgl. Tann vom Hove: »More than one billion people call urban slums their home«, City Mayors Report, Februar 2004, www.citymayors.com/report/slums.html, aufgerufen am 5.3.2012


  3Vgl. Friedrich Engels: Die Lage der arbeitenden Klasse in England (1845), in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 2, Berlin (DDR): Dietz 1972, S. 259 f. und 276 ff.


  4Karl Marx: Zur Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie. Einleitung (1843–1844), in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 1, Berlin (DDR): Dietz 1988 (15. Aufl.), S. 385


  5Karl Marx, Friedrich Engels: Die deutsche Ideologie (1845–1846), [Abschnitt: I. Feuerbach] (1845–1846) in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 3, Berlin (DDR): Dietz 1973 (o. Ang. d. Aufl.)


  6Bertolt Brecht: »Denn wovon lebt der Mensch?«, in: ders.: Die Dreigroschenoper (1928), in: ders.: Gesammelte Werke, Stücke 2, Werkausgabe edition suhrkamp, Frankfurt/Main: Suhrkamp 1967, S. 457


  7Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, Erster Band (1867), in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 23, Berlin (DDR): Dietz 1988 (17. Aufl.), S. 529 f.


  8Vgl. Jutta Ditfurth: »Kommunismus und Natur. Das aufgelöste Rätsel der Geschichte – Über Wissenschafts- und Technikgläubigkeit, Ignoranz der Naturfrage und das rassistische und eugenische Menschenbild in der sozialdemokratischen und leninistischen Linken sowie in der Arbeiterbewegung« (Juli 1997), in: Öko-LinX 26/1997


  9Martin Luther King hielt sie bei der Kundgebung des »March on Washington for Jobs and Freedom« am 28.8.1963 in Washington.


  10Britta Waldschmidt-Nelson: Martin Luther King – Malcolm X: Gegenspieler, Frankfurt/Main: Fischer Taschenbuch 200, S. 142


  11Martin Luther King am 4.12.1967, bei der Ankündigung der Poor People’s Campaign: »We’ve got to massively confront the power structure. So this is a move to dramatize the situation, channelize the very legitimate and understandable rage of the ghetto and we know we can’t do it with something weak. It has to be something strong, dramatic, and attention-getting.« Zit.n.: www.laurajones.ca/PP2/ppc.html, aufgerufen am 20.6.2012


  12»Dr. Martin Luther Kings, Jr., Case Study.« Supplementary detailed Staff Reports on the Intelligence Activities and the Rights of Americans, Book III, Final Report of the Select Comittee to study Governmental Operations with Respect to Intelligence Avtivities United States Senate, 23.4.1976, http://www.icdc.com/~paulwolf/cointelpro/churchfinalreportIIIb.htm, aufgerufen am 20.6.2012


  13Ebd.


  14Martin Luther King Jr.: »A Christmas Sermon on Peace«, Predigt in der Ebenezer Baptist Church, Atlanta/Georgia (USA), am 25.12.1967, gesendet in der Reihe Massey Lectures, Canadian Broadcasting Corporation. Von ähnlicher Bedeutung: Martin Luther King Jr.: »Why I Am Opposed to the War in Vietnam», Ausschnitte einer Predigt in derselben Kirche am 30.4.1967. Black Forum records. Rede: www.youtube.com/watch?v=b80Bsw0UG-U, aufgerufen am 20.6.2012. Transcript: http://husseini.org/2007/01/martin-luther-king-jr-why-i-am.html


  15Albrecht Kieser: »Die EU-Grenzschutzbehörde Frontex will Lebenlassen lernen«, Telepolis v. 1.8.2011, www.heise.de/tp/druck/mb/artikel/35/35198/1.html, auf-gerufen am 2.6.2012; Antwort der Bundesregierung auf die kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke, Sevim Dagˇdelen, Jan Korte und der Fraktion DIE LINKE, Drucksache16/6254 v. 23.8.2007; http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/062/1606254.pdf, aufgerufen am 2.6.2012


  16Dave Eggers: Zeitoun, Köln: Kiepenheuer & Witsch 2012


  17Naomi Klein: Die Schock-Strategie. Der Aufstieg des Katastrophenkapitalismus, Frankfurt/Main: S. Fischer 2007, S. 16 und 570–596. Vgl. auch: Christian Jakob/ Friedrich Schorb: Soziale Säuberung. Wie New Orleans nach der Flut seine Unterschicht vertrieb, Münster: Unrast 2008


  18Inge Kloepfer: Aufstand der Unterschicht. Was auf uns zukommt, Hamburg: Hoff-mann und Campe 2008


  19Ebd., S. 32, 275f.


  2 Der dünne Schleier


  20Eine ausführliche Bewertung der Rolle von SPD und Grünen findet sich in meinem Buch: Krieg, Atom, Armut. Was sie reden, was sie tun: Die Grünen, Berlin: Rotbuch 2011, S. 135–209


  21Bundesministerium der Verteidigung: Verteidigungspolitische Richtlinien 1992, Bonn, Ziffer 8, 26.11.1992, Dokumentation www.imi-online.de/2003.php3?id=556, aufgerufen am 15.2.2009, www.asfrab.de/fileadmin/user_upload/media/pdf/VPR1992.pdf, aufgerufen am 8.7.2012


  22Bisher durfte die Bundeswehr nur »im Spannungsfall« im Innern eingesetzt werden. In den Verteidigungspolitischen Richtlinien 2003 heißt es u.a.: »Auch wenn dies vorrangig eine Aufgabe für Kräfte der inneren Sicherheit ist, werden die Streitkräfte im Rahmen der geltenden Gesetze immer dann zur Verfügung stehen, wenn nur sie über die erforderlichen Fähigkeiten verfügen oder wenn der Schutz der Bürgerinnen und Bürger sowie kritischer Infrastruktur nur durch die Bundeswehr gewährleistet werden kann.« Bundesministerium der Verteidigung: Vertei-digungspolitische Richtlinien 2003, Ziffer 80, Bonn, 21.5.2003, Dokumentation auf: www.ag-friedensforschung.de/themen/Bundeswehr/vpr2003.html, aufgerufen am 5.3.2012


  23»Ausschließlich für die herkömmliche Landesverteidigung gegen einen konventionellen Angreifer dienende Fähigkeiten werden angesichts des neuen internationalen Umfelds nicht mehr benötigt.« (Ebd., Ziffer 62) Das alte Recht auf Verteidigung wird zum Recht auf Angriff umdefiniert: »Nach Artikel 87a des Grundgesetzes stellt der Bund Streitkräfte zur Verteidigung auf. Verteidigung heute umfasst allerdings mehr als die herkömmliche Verteidigung an den Landesgrenzen gegen einen konventionellen Angriff.« (Ebd., Ziffer 5)


  24»Künftige Einsätze lassen sich wegen des umfassenden Ansatzes zeitgemäßer Sicherheits- und Verteidigungspolitik und ihrer Erfordernisse weder hinsichtlich ihrer Intensität noch geografisch eingrenzen.« Der Einsatz der Bundeswehr kann »weltweit und mit geringem zeitlichen Vorlauf« erfolgen und das »gesamte Einsatzspektrum bis hin zu Operationen mit hoher Intensität umfassen« (ebd., Ziffer 57). Mit Letzterem sind Operationen der geheim agierenden Elitetruppen »Kommando Spezialkräfte« (KSK) und der »Division Spezialoperationen« (DSO) gemeint. Es gibt keine scharfe Trennung mehr, die »Grenzen zwischen den unterschiedlichen Einsatzarten [sind] fließend« und können auch zum Krieg führen: »eine rasche Eskalation von Konflikten […] ist nie auszuschließen«. Explizit kann »ein friedenserhaltender Einsatz in eine Operation mit höherer Intensität« übergehen (ebd., Ziffer 58). »Internationale Konfliktverhütung und Krisenbewältigung – einschließlich des Kampfs gegen den internationalen Terrorismus – sind für deutsche Streitkräfte auf absehbare Zeit die wahrscheinlicheren Aufgaben und beanspruchen die Bundeswehr in besonderem Maße.« (Ebd., Ziffer 78) Und: »Zum Schutz der Bevölkerung und der lebenswichtigen Infrastruktur des Landes vor terroristischen und asymmetrischen Bedrohungen wird die Bundeswehr Kräfte und Mittel entsprechend dem Risiko bereithalten.« (Ebd., Ziffer 80) Offen bleibt, was mit »asymmetrischen« Bedrohungen gemeint sein könnte.


  25Ebd., Ziffer 25


  26Bundesministerium der Verteidigung: Verteidigungspolitische Richtlinien. Nationale Interessen wahren – Internationale Verantwortung übernehmen – Sicherheit gemeinsam gestalten«, v. 18.5.2011, www.nato.diplo.de/contentblob/3149360/Daten/1316709/VM_deMaiziere_180511

  _DLD.pdf, aufgerufen am 1.7.2012


  27Angaben laut Bundeswehr, Stand vom 27.6.2012: Mandatsobergrenzen laut jeweils aktuellem Mandat des Bundestages: Gesamtzahl: 10 050 Soldaten. Aktuell im Einsatz: 6174 Soldaten, einschließlich rund 318 Soldatinnen. 4796 in Afghanistan (Kommandos ISAF und UNAMA) und Usbekistan (ISAF); 743 im Kosovo (KFOR); 333 am Horn von Afrika »und angrenzenden Seegebieten« (EU NAVFOR ATALANTA); 221 im Libanon (UNIFIL); 3 in Bosnien und Herzegowina (EUFOR); 5 im Südsudan (UNMISS) und 5 im Sudan (UNAMID); 3 im Kongo (EUSEC RD CONGO); 11 in Uganda (EUTM Somalia), 5 im Mittelmeer (OAE). Laut: www.bundeswehr.de/portal/a/bwde/!ut/p/c4/04_SB8K8xLLM9MSSzPy8xBz9CP3I5EyrpHK9pPKUVL3UzLzixNSSKii

  rpKoqMSMnNU-_INtREQD2RLYK, aufgerufen am 1.7.2012


  28entfällt


  29»Sie leisten wirklich Großartiges unter schwierigsten Bedingungen«, Christopher Ricke interviewt Horst Köhler, Deutschlandradio v. 22.5.2012. Typoscript: www.dradio.de/aktuell/1191138/, aufgerufen am 3.7.2012. Ungekürzte Audiofassung: http://ondemand-mp3.dradio.de/file/dradio/2010/05/22/dlf_20100522_0812_278aa882.mp3


  30Vgl.: www.tagesschau.de/ausland/koehler370.html, aufgerufen am 3.7.2012


  31Eckart Lohse/Markus Wehner: »Die Einsamkeit des Präsidenten«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 6.6.2010, www.faz.net/themenarchiv/2.1267/koehlers-ruecktritt-die-einsamkeit-des-praesidenten-1637732.html, aufgerufen am 3.7.2012


  32So z.B. Spiegel-online am 12.6.2012: www.spiegel.de/politik/deutschland/bun-despraesident-gauck-wirbt-fuer-auslandseinsaetze-der-bundeswehr-a-838386.html, aufgerufen am 4.7.2012


  33Thomas de Maiziere interviewt von MDR-Info. Zit.n.: www.derwesten.de/nach-richten/de-maiziere-sieht-keine-tabus-fuer-auslandseinsaetze-der-bundeswehr-id6826406.html, aufgerufen am 1.7.2012


  34Karl Marx/Friedrich Engels: Manifest der Kommunistischen Partei, in: MEW, Band 4, Berlin (DDR): Dietz 1990 (11. Aufl.), S. 464


  35»Ich sehe keine Indizien für eine neue Weltwirtschaftskrise«, Interview mit Josef Ackermann, Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank, in: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 18.5.2008


  36Neues Deutschland v. 19.2.2009


  37»Bad Bank der HRE macht zehn Milliarden Euro Verlust«, Spiegel-online v. 3.7.2012, www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/bad-bank-der-hre-macht-zehn-milliarden-euro-verlust-a-842297.html, aufgerufen am 15.7.2012; »›Bad Bank‹ der HRE drohen weitere Milliardenverluste aus Euro-Krise«, Focus online v. 3.7.2012, www.focus.de/finanzen/news/wirtschaftsticker/roundup-2-bad-bank-der-hre-drohen-weitere-milliardenverluste-aus-euro-krise_aid_776580.html, aufgerufen am 15.7.2012


  38Interview mit Hilmar Kopper, in: Die Zeit Nr. 42 v. 9.10.2008, S. 44


  39Friedrich Engels an Max Oppenheim, Brief v. 24.3.1891, in: MEW, Band 38, Berlin (DDR): Dietz 1968, S. 64


  40Friedrich Engels: Anti-Dühring (1878), in: MEW, Band 20, Berlin (DDR): Dietz 1973, S. 260. Engels schreibt dort weiter: »Das Staatseigentum an den Produktivkräften ist nicht die Lösung des Konflikts, aber es birgt in sich das formelle Mittel, die Handhabe der Lösung.«


  41»Rettungspaket für die Banken besiegelt«, Spiegel-online v. 17.10.2008, www.spiegel.de/politik/deutschland/finanzkrise-rettungspaket-fuer-die-banken-besiegelt-a-584748-druck.html, aufgerufen am 3.7.2012


  42Vgl. »Neue Bilanzregeln für Banken«, www.teleboerse.de/1045875.html v. 30.10.2008, aufgerufen am 6.12.2008; Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 10.10.2008


  43Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 14.10.2008


  44Vgl. Stern 42/2008, S. 60


  45Jutta Ditfurth: Das waren die Grünen. Abschied von einer Hoffnung, München: Econ 2001; dies.: Krieg, Atom, Armut. Was sie reden, was sie tun: Die Grünen, Berlin: Rotbuch 2011


  46Vgl. Stern 42/2008, S. 60


  47»Wem gehört Deutschland?«, stern.de v. 9.2.2008, www.stern.de/wirtschaft/news/inventur-wem-gehoert-deutschland-610354.html, aufgerufen am 3.7.2012


  48Zusammengestellt aus: 1. Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft (ZBW): EPO-NIS Select – Vermögensverteilung in Deutschland (update 2010), 5/2010, www.zbw.eu/kataloge/econis_select/econisselect_docs_2010/gro_vermoegensverteil

  ung_dtl_relaunch.htm, aufgerufen am 3.7.2012. Dort weiterführende Quellen. 2. Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), zit.n.: Spiegel-online v. 21.1.2009, www.spiegel.de/wirtschaft/superreiche-ein-prozent-der-bevoelkerung-besitzt-ein-viertel-des-vermoegens-a-602649-druck.html, aufgerufen am 3.7.2012


  49Stephan Kaufmann: »Von nun an geht’s bergab«, in: Frankfurter Rundschau v. 25.5.2012; »Ausländische Konkurrenz unerwünscht«, in: Frankfurter Allgemeine Zei-tung v. 11.6.2012; »Export trotzt der Eurokrise«, in: Frankfurter Neue Presse v. 10.7.2012


  50www.sueddeutsche.de/wirtschaft/vorgaben-von-ezb-iwf-und-eu-kommission-griechenland-will-troika-erleichterungen-abtrotzen-1.1399044-2, aufgerufen am 3.7.2012


  51Frage und Antwort auf: www.stroebele-online.de/themen/krieg/5378358.html, aufgerufen am 7.7.2012


  52Deutsche Rüstungsexporte nach Griechenland, www.waffenexporte.org/wp-content/uploads/2011/06/Griechenland.pdf, aufgerufen am 7.7.2012


  53Jürgen Grässlin: »Waffenschmiede Heckler & Koch feiert 60. Geburtstag – unter Protest der Friedensbewegung! Gewehre für Nato-Krieger und Diktatoren«, in: DFG/VK (Hrsg.): ZivilCourage Nr. 1, Februar/März 2009, www.schattenblick.de/infopool/buerger/fr-gesel/dfber232.html, aufgerufen am 7.7.2012


  54Ebd.


  55Lukas Bay: »Waffenkonzerne rüsten für den Krieg der Zukunft«, Handelsblatt v. 12.6.2012, in: www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/eurosatory-waffenkonzerne-ruesten-fuer-den-krieg-der-zukunft/6737416.html, aufgerufen am 7.7.2012


  56»Griechen sollen offene Rechnungen zahlen«, http://derstandard.at/1339639672041/EU-Taskforce-Griechen-sollen-offene-Rechnungen-zahlen, aufgerufen am 7.7.2012


  57Gloria Veeser: »Arme werden geschröpft, nicht die Armee«, stern.de, www.stern.de v. 24.2.2012, www.stern.de/politik/deutschland/schuldenkrise-in-griechenland-arme-werden-geschroepft-nicht-die-armee-1791358.html, aufgerufen am 7.7.2012


  58Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie: Bericht der Bundesregierung über ihre Exportpolitik für konventionelle Rüstungsgüter im Jahre 2010. Rüstungs-exportbericht 2010, S. 13, www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/Publikationen/ruestungsexportbericht-2010,

  property=pdf,bereich=bmwi,sprache=de,rwb=true.pdf#p.44, aufgerufen am 6.7.2012


  59Rüstungsexportbericht, ebd.


  60»Kamera spähte die Castor-Demonstranten aus«, stern.de v. 17.11.2010, www.stern.de/politik/deutschland/polizei-drohne-kamera-spaehte-die-castor-de-monstranten-aus-1624702.html, aufgerufen am 15.7.2012


  61Informationen z.B. in: Arbeitsstelle Frieden und Abrüstung e.V. (asfrab; Hrsg.): »Jugendoffiziere in Schulen. Werbung, Staatsbürgerkunde, Meinungsfreiheit?«, Redaktion: Ulrike Gramann, Positionenpapier 10, Berlin 2011. Auf: www.asfrab.de/fileadmin/user_upload/media/pdf/Jugendoffiziere_in_Schulen.pdf, aufge-rufen am 5.7.2012


  62Herausgefunden hat die Sache das antifaschistische Bündnis Rabatz (http://ra-batz-buendnis.org/2011/06/skandal-beim-tag-der-offenen-tuer-in-bad-reichen-haller-bundeswehrkaserne/, aufgerufen am 5.7.2012), das sich seit Jahren mit den Gebirgsjägern und Neonazis in und um Bad Reichenhall (Oberbayern) auseinan-dersetzt. Vgl.: http://de.indymedia.org/2011/06/309099.shtml, aufgerufen am 5.7.32012, und: www.sueddeutsche.de/bayern/gebirgsjaeger-in-bad-reichenhall-krieg-putzig-und-kindgerecht-1.1105384, aufgerufen am 4.7.2012. Nachgefragt hat die linke Abgeordnete Ulla Jelpke. Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke u.a. und Fraktion die Linke v. 8.11.2011, www.ulla-jelpke.de/uploads/BuWe_Mitrovica.pdf, aufgerufen am 4.7.2012. Ausweichend geantwortet hat die Bundesregierung, die nur das Ortsschild »Klein-Mitrovica« zu bemängeln fand: www.bundeswehr-monitoring.de/fileadmin/user_upload/media/BT1706410.pdf, aufge-rufen am 4.7.2012


  63Frank Schirrmacher: »Ich beginne zu glauben, dass die Linke recht hat«, in: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 15.8.2011, www.faz.net/aktuell/feuil-leton/buergerliche-werte-ich-beginne-zu-glauben-dass-die-linke-recht-hat-11106162.html, aufgerufen am 5.7.2012. Schirrmacher lehnt sich hier an Charles Moore an: »I’m starting to think that the Left might actually be right«, in: Daily Telegraph v. 2.5.2011, www.telegraph.co.uk/news/politics/8655106/Im-starting-to-think-that-the-Left-might-actually-be-right.html, aufgerufen am 5.7.2012


  64Frank Schirrmacher: »Ein Mann der Courage. Laudatio auf Tom Cruise«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 30.11.2007, www.faz.net/aktuell/feuilleton/debatten/laudatio-auf-tom-cruise-ein-mann-der-courage-1492932.html, aufge-rufen am 5.7.2012


  65Sahra Wagenknecht: Freiheit statt Kapitalismus. Über vergessene Ideale, die Euro-krise und unsere Zukunft, Frankfurt/Main: Campus Verlag 2012


  66Thomas Wagner: »›Ich würde es auch kaufen.‹ Peter Gauweiler lobt Sahra Wagen-knechts Kapitalismuskritik«, www.hintergrund.de/201205112055/feuilleton/zeitfragen/ich-w…gauweiler-lobt-sahra-wagenknechts-kapitalismuskritik/drucken.html, aufgerufen am 5.7.2012


  67Zu Ludwig Erhard und der »Sozialen Marktwirtschaft«: 1. Jutta Ditfurth: Durch unsichtbare Mauern. Wie wird so eine links?, Berlin: Rotbuch 2011, S. 34 ff.; 2. Otto Köhler: »Kassensturz als Widerstand«, in: Konkret Juli 1994, S.16 ff.; 3. Janis Schmelzer: »Ludwig Erhard und die IG FARBEN«, Stichwort Bayer 2004/03, www.cbgnetwork.org/818.html, aufgerufen am 5.7.2012; 4. Sybille Fuchs: »Bundesregierung informiert über NS-Vergangenheit von Staatsbeamten und Politikern«, World Socialist Web Site v. 2.1.2012, www.wsws.org/de/2012/jan2012/nazi-j12.shtml, aufgerufen am 5.7.2012


  68Stephan Hebel: »Kapitalismus ja – aber am Zügel«, FR-online.de v. 17.10.2008, aufgerufen am 6.12.2008; Frankfurter Rundschau v. 18./19.10.2008


  69Vgl. Gerhard Hanloser: Krise und Antisemitismus, Münster: Unrast 2003, S. 106–110


  70Marion Gräfin Dönhoff/Helmut Schmidt u.a.: Weil das Land sich ändern muss. Ein Manifest, Reinbek: Rowohlt 1992


  71So zum Beispiel: Elmar Altvater/Frigga Haug/Oskar Negt u.a.: Turbokapitalismus. Gesellschaft im Übergang ins 21. Jahrhundert, Hamburg: VSA 1997


  72Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 26.9.2008


  73Wladimir I. Lenin: Der Imperialismus als höchstes Stadium des Kapitalismus, in: Lenin Werke, Band 22, Berlin (DDR): Dietz 1974 (1. Aufl. 1960), S. 240


  74Lars Rensmann: Kritische Theorie über den Antisemitismus. Studien zu Struktur, Erklärungspotential und Aktualität, Berlin/Hamburg: Argument 1998, zit.n. Hanloser, Krise und Antisemitismus, S. 107


  75Wladimir I. Lenin: »Hefte zum Imperialismus« (1915/1916), in: Lenin Werke, Band 39, Berlin (DDR): Dietz 1987 (5. Aufl.), S. 11


  76Lenin: Der Imperialismus, ebd., S. 212


  77Robert Liefmann: »Die internationale Organisation des Frankfurter Metallhandels«, in: Weltwirtschaftliches Archiv, Band 1, Jena 1913, S. 122, zit.n.: Lenin: »Hefte zum Imperialismus«, ebd., S. 11


  78Robert Liefmann: Beteiligungs- und Finanzierungsgesellschaften. Eine Studie über den modernen Kapitalismus und das Effektenwesen (1. Aufl.), Jena 1909, S. 212, zit.n. Lenin: Der Imperialismus, ebd., S. 212 f.


  79Zur Rolle von Allianz und Deutscher Bank: »Oxfam wirft Allianz gigantische Spe-kulation mit Nahrungsmitteln vor«, Spiegel-online v. 9.5.2012, www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/oxfam-studie-allianz-haelt-rekord-in-nahrungsmittel-spekulationen-a-832162.html, aufgerufen am 8.7.2012; »Die Deutsche Bank ver-hält sich verantwortungslos«, Interview mit dem UN-Sonderberichterstatter Olivier de Schutter, Zeit online v. 24.4.2012, www.zeit.de/wirtschaft/2012-04/sahel-hunger-deutsche-bank/komplettansicht?print=true, aufgerufen am 8.7.2012. Allgemein: »Nahrungsmittelpreise weltweit auf Rekordhöhe«, Meldung ohne Datum aus 2011, www.brot-fuer-die-welt.de/ernaehrung/4452_DEU_HTML.php, aufgerufen am 8.7.2012; »Welthungerindex«, Wikipedia-Eintrag v. 8.7.2012, http://de.wikipedia.org/wiki/Welthunger-Index. Zu den Maispreisen: Achim Pohl: »G20 Agrarministertreffen in Paris«, Pressemeldung von Misereor v. 20.6.2011, www.misereor.de/presse/pressemeldungen/pressemeldungen-de-tais/article/g20-agrarministertreffen-in-paris.html, aufgerufen am 8.7.2012; Zur Situation in Flüchtlingslagern: Die Tageszeitung v. 15.10.2008; SWR-Meldung v. 24.08.2011, www.swr.de/international/de/-/id=233334/nid=233334/did=8508256/1yk524g/

  index.html, aufgerufen am 8.7.2012; Junge Welt v. 16.10.2008. Zur Zerstörung der regionalen Märkte im Trikont durch die kapitalistischen Zentren auch: Annette Groth, Alexander King: »Wer die Nahrung kontrolliert«, in: Junge Welt v. 13.6.2008


  80Vgl. Johan Carlisle: »Public Relationships: Hill & Knowlton, Robert Gray, and the CIA«, in: CovertAction Quarterly, Spring 1993, No. 44. Auf: http://mediafilter.org/caq/Hill&Knowlton.html, aufgerufen am 30.12.2008


  81Das wusste auch die SPD/Grüne-Bundesregierung. Im Ausschuss für Entwicklungszusammenarbeit sagte ein Vertreter der Bundesregierung, dass nicht vergessen werden dürfe, »dass es auch um Bodenschätze wie beispielsweise Erdöl und Phosphat ginge«. SPD und FDP stimmten zu, dass »die Bodenschätze in der Westsahara ein ganz wesentlicher Faktor« seien. Die CDU sagte, die Situation in der Westsahara habe sich »verschlechtert« und es bestehe sogar die Gefahr einer »Intifada«: »Menschen, die so verzweifelt sind, werden eher zu Waffen greifen.« Vgl. hib-Meldung Nr. 163/2005 v. 15.06.2005, www.bundestag.de/aktuell/hib/2005/2005_163/05.html, aufgerufen am 16.2.2009


  82Interview von Ralf Leonhard mit Abdel Kader Taleb Aomar, Premierminister der Demokratischen Arabischen Republik Sahara, in: Neues Deutschland v. 29.5.2008; Axel Goldau: »Westsahara im Visier von Energiemultis«, in: Neues Deutschland v. 1.3.2005; Kerr-McGee, http://en.wikipedia.org/wiki/Kerr-McGee, aufgerufen am 16.2.2009


  83»EU will ›weitreichend und umfassend‹ mit Marokko freihandeln«, Western Sahara Resource Watch, v. 7.5.2012, www.wsrw.org/a180x2295, aufgerufen am 8.7.2012


  84»Marokko macht die Westsahara dicht!«, Ralf Streck interviewt die Journalistin Kristina Berasain, http://de.indymedia.org/2005/06/119740.shtml, aufgerufen am 8.7.2012


  85Vgl. Gerd Schumann: »Feuer und Wasser«, in: Junge Welt v. 22.12.2007


  86Vgl. Jutta Ditfurth: »Habt Geduld, das Leben ist so kostbar«, in: Süddeutsche Zei-tung Magazin Nr. 44 v. 2.11.1990


  87Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie, Pressemitteilung v. 3.7.2012, www.bmwi.de/DE/Presse/pressemitteilungen,did=495234.html, aufgerufen am 8.7.2012. Der Wortlaut der »Gemeinsamen Absichtserklärung« findet sich hier: www.bmwi.de/BMWi/Redaktion/PDF/G/gemeinsame-erklaerung-deutschland-marokko-energiepartnerschaft,property=pdf,bereich=bmwi2012,sprache=de,rwb=true.pdf, aufgerufen am 8.7.2012


  88»Brüderle verspricht Desertec Unterstützung«, Spiegel-online v. 8.3.2010, www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/wuestenstrom-initiative-bruederle-ver-spricht-desertec-unterstuetzung-a-682380.html, aufgerufen am 8.7.2012


  89»Desertec verspricht Preissenkung von 40 Prozent«, Welt online v. 21.6.2012, www.welt.de/wirtschaft/energie/article106646511/Desertec-verspricht-Preis-senkung-von-40-Prozent.html


  90Ein Lageplan für die Desertec-Anlagen findet sich hier: www.desertec.org/organization/, aufgerufen am 8.7.2012


  91Vgl. Jutta Ditfurth: Krieg, Atom, Armut. Was sie reden, was sie tun: Die Grünen, Berlin: Rotbuch 2011, S. 104 ff.


  92Jutta Blume: »Projekt Desertec: Ein Platz an der Sonne«, in: WOZ – Die Wochenzei-tung v. 28.2.2008


  93Gundi Dick: »Die Gandhi der Westsahara«, Frauensolidarität Nr. 111, 1/2010, do-kumentiert auf www.schattenblick.de, aufgerufen am 11.11.2011; »Bürgerrecht-lerin Haidar darf in die Heimat zurückkehren«, Zeit online v. 18.12.2009, www.zeit.de, aufgerufen am 11.11.2011


  94Gerd Schuhmann: »Am Punkt ohne Wiederkehr«, Junge Welt v. 26.10.2011; Rei-ner Wandler: »Wüst in der Wüste«, Die Tageszeitung v. 23.10.2011; »Westsahara-Konflikt kocht neu hoch«, Wiener Zeitung online, www.wienerzeitung.at v. 10.11.2010, aufgerufen am 12.11.2011; Ralph Schulze: »Ausnahmezustand in der West-Sahara«, Frankfurter Rundschau online, www.fr-online.de v. 9.11.2010, auf-gerufen am 11.11.2011


  95Gute kartographische Darstellungen der Situation der Sahraouis gibt es im von Le Monde diplomatique herausgegebenen Atlas der Globalisierung von 2009, S. 176f. Zum Kongress: »Die jungen Leute reden nur über Krieg gegen Marokko«, Peter Wolter interviewt Claudia Haydt, in: Junge Welt v. 24.12.2011; Martin Lejeune: »Ziel ist die unabhängige Westsahara«, in: Neues Deutschland v. 24.12.2011


  3 Wem gehört die Welt?


  96Eine interessante Fallstudie ist der Bericht dieses Nachbarn: »What’s this Boyko/Deutsche Bank thing all about, anyway?«, http://foreclosingcleveland.wordpress.com/2007/11/21/whats-this-boyko-deutsche-bank-thing-all-about-anyway, aufgerufen am 13.7.2012


  97Zit.n.: Martin Hesse, Christoph Pauly, Thomas Schulz, Anne Seith: »USA against Deutsche Bank«, in: Der Spiegel 5/2012 v. 30.1.2012


  98Rolf Benders: »Cleveland gegen die Deutsche Bank«, Handelsblatt online, v. 26.08.2010, www.handelsblatt.com/unternehmen/banken/klage-wegen-schrottkrediten-cleveland-gegen-die-deutsche-bank/v_detail_tab_print/3524366.html, aufgerufen am 13.7.2012


  99»City of Cleveland führt Verfahren gegen Deutsche Bank wegen der Steuerausfälle (Subprime-Krise)«, Bericht von Rechtsanwalt Helge Naber, Experten Report 3, 2008, S. 68 f., zit.n. www.news4press.com/City-of-Cleveland-fuehrt-Verfah-ren-gegen-_377406.html, aufgerufen am 19.2.2009


  100Vgl. Steve Schifferes: »Foreclosure wave sweeps America« v. 5.11.2007, auf: http://news.bbc.co.uk/2/hi/business/7070935.stm, aufgerufen am 13.7.2012


  101Greg Newton: »Deutsche Bank owns Cleveland. Who knew?« v. 6.11.2007, auf: http://seekingalpha.com/article/53004-deutsche-bankowns-cleveland-who-knew, aufgerufen am 13.7.2012


  102Karte auf Seite 24 der Klage der Stadt Cleveland, Cuyahuga County, Ohio, USA gegen die Deutsche Bank u.a., ohne lesbares Datum (2008). Der Text ist hier herunterzuladen: www.pbs.org/moyers/journal/07182008/Foreclosure_Doc.pdf


  103Ralph Sina: »US-Hypothekenkrise ruiniert ganze Städte« v. 20.1.2008, auf: www.tagesschau.de/wirtschaft/ushypothekenkrise2.html, gefunden am 19.2.2009, heute gespiegelt als Blog-Beitrag von »Lord Motz«. Eintrag 21.1.08 um 08:03, auf: www.ariva.de/forum/US-Hypothekenkrise-ruiniert-ganze-Staedte-316276


  104Ebd.


  105Mark Fraley, Rede bei der Hauptversammlung der Deutschen Bank am 26.5.2011. Manuskript: www.kritischeaktionaere.de/fileadmin/Dokumente/Reden_2011/Rede_Mark_Fraley_

  Deutsche_Bank_HV_2011.pdf, aufgerufen am 13.7.2012


  106Zit.n. »Cleveland gegen die Deutsche Bank«, Zeit online, 26.8.2010, http://www.zeit.de/wirtschaft/unternehmen/2010-08/cleveland/seite-3, aufgerufen am 18.7.2012


  107John Caniglia: »Wells Fargo Settlement could pour millions of dollars into Greater Cleveland«, Cleveland.com v. 12.7.2012, http://impact.cleveland.com/metro/print.html?entry=/2012/07/wells_fargo_settlement_could_p.html, aufgerufen am 13.7.2012; Ralph Sina: »Cleveland verklagt Deutsche Bank«, tagesschau.de v. 7.10.2010, www.tagesschau.de/wirtschaft/deutschebank164.html, aufgerufen am 12.7.2012


  108John Caniglia: »Well Fargo Settlement could pour millions of dollars into Greater Cleveland«, Cleveland.com v. 12.7.2012, http://impact.cleveland.com/metro/print.html?entry=/2012/07/wells_fargo_settlement_could_p.html, aufgerufen am 13.7.2012


  109Vgl. Robert Kurz: »Kasino-Keynesianismus«; »Wettlauf nach unten«; »Die letzte Instanz«, in: Neues Deutschland v. 10.10., 12.9. und 19.9.2008


  110Vgl. Beat Balzli u.a.: »Der Offenbarungseid«, in: Der Spiegel 40/2008 v. 29.9.2008, S. 28


  111»Lehman Brothers beendet nach 1268 Tagen die Insolvenz«, Zeit online v. 6.3.2012, www.zeit.de/wirtschaft/2012-03/lehman-insolvenz-abwicklung, auf-gerufen am 13.7.2012


  112»Rettungsaktion kostet US-Regierung viele Milliarden«, Spiegel-online, Meldung v. 7.9.2008, www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-576850,00.html, aufgeru-fen am 19.2.2009


  113Lucas Zeise: »Gratulation an Fannie«, in: Lunapark 21, auf: www.lunapark21.net/archiv/lp21/LP21_0803_10-11.pdf, aufgerufen am 13.7.2012


  114David Lawder/Rachelle Younglai: »Fannie needs more funds as U.S. struggles with housing«, Reuters v. 5.8.2011; www.reuters.com/article/2011/08/05/us-fanniemae-idUSTRE7742HL20110805, aufgerufen am 13.7.2012


  115Vgl. Winfried Wolf: »Zinsanhebung im Euroraum: Globale Klassenpolitik«, in: Junge Welt v. 5.7.2008


  116Vgl. Beat Balzli u.a., ebd., S. 27. 8,5 Milliarden Euro waren 2008 11 Billionen US-Dollar. Ergänzung zur Umrechnung: US-Billionen sind in Europa Milliarden, US-Trillionen sind in Europa Billionen.


  117Alisha Coleman-Jensen u.a.: »Household Food Security in the United States in 2010«, United States Department of Agriculture (USDA), Economic Research Report No. 125 September 2011, www.ers.usda.gov/media/121076/err125_2_pdf, aufgerufen am 13.7.2012; »Child Food Insecurity«, Report 2011, auf: http://feedingamerica.org/hunger-in-america/hunger-studies/map-the-meal-gap/child-food-insecurity-executive-summary.aspx, aufgerufen am 13.7.2012


  118Florian Rötzer: »USA: 17 Millionen Kinder nicht ausreichend ernährt«, Telepolis v. 26.8.2011, www.heise.de/tp/blogs/8/150367, aufgerufen am 13.7.2012


  119Dietmar Ostermann: »Brot für Philadelphia«, in: Frankfurter Rundschau v. 17.2.2009, auf: http://www.fr-online.de/home/usa-brot-fuer-philadelphia,1472778,3354312.html, aufgerufen am 13.7.2012


  120»USA Today’s Uninformed Campaign To Shame The Poor«, http://mediamatters.org/blog/2012/07/05/usa-todays-uninformed-campaign-to-shame-the-poo/186957, aufgerufen am 13.7.2012


  121»USA machen Afghanistan zum Elitepartner«, Berliner Morgenpost v. 8.7.2012, auf: www.morgenpost.de/printarchiv/politik/article108123560/USA-machen-Afghanistan-zum-Elitepartner.html, aufgerufen am 13.7.2012


  122»China meldet schwächstes Wachstum seit drei Jahren«, Spiegel-online v. 13.7.2012, www.spiegel.de/wirtschaft/soziales/wirtschaft-in-china-wachstum-auf-niedrigstem-stand-seit-drei-jahren-a-844166.html, aufgerufen am 13.7.2012


  123»Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) stieg preis-, saison- und kalenderbereinigt um 0,5 Prozent zum Vorquartal«, laut: »Deutschland bewahrt die Euro-Zone vor der Rezession«, Süddeutsche.de v. 15.5.2012, www.sueddeutsche.de/wirtschaft/wirt-schaftswachstum-deutschland-bewahrt-die-eurozone-vor-der-rezession-1.1357598, aufgerufen am 13.7.2012


  124»McCain: ›Arabischer Frühling kommt auch nach China‹«, Standard online, Mel-dung v. 4.2.2012, auf: http://derstandard.at/1328162549632/McCain-Arabischer-Fruehling-kommt-auch-nach-China, aufgerufen am 14.7.2012


  125Die China Ocean Shipping Company (COSCO) besitzt einen über 35 Jahre laufen-den Leasingvertrag für den Betrieb des Pier 2 im Hafen von Piräus, einem der verkehrsreichsten Häfen der Welt. Volumen des Deals: 3,5 Milliarden Euro. COSCO kaufte weitere Hafeneinrichtungen und will 23 Prozent der Hafenbehörde von Piräus erwerben sowie Häfen auf der Insel Kreta leasen oder kaufen. Vgl. Yuriko Koike: »Wie China aus Europas Krise Profit schlägt«, Welt online v. 29.6.2012, http://www.welt.de/debatte/die-welt-in-worten/article107303572/Wie-China-aus-Europas-Krise-Profit-schlaegt.html, aufgerufen am 14.7.2012


  126Felix Lee: »Chinas Dollar-Dilemma«, Zeit online v. 9.8.2011, auf: www.zeit.de/wirtschaft/2011-08/china-dollar-usa, aufgerufen am 14.7.2012


  127Michaela Schießl: »Friedhof der Kuscheltiere«, Der Spiegel 1/2010 v. 4.1.2010, auf: www.spiegel.de/spiegel/a-670025.html


  128Sammelquelle: Christoph Neidhart: »Toy City«, NZZ Folio 12/2000, www.nzzfo-lio.ch/www//showarticle/.aspx, aufgerufen am 14.7.2012; Wolfgang Mendel: »Böses Spiel«, Focus online, auf: www.focus.de/panorama/reportage/reportage-boeses-spiel_aid_214303.html, aufgerufen am 19.2.2009


  129Thomas Stölzel: »Foxconn-Mitarbeiter dürfen keinen Selbstmord mehr begehen«, Wirtschaftswoche v. 6.5.2011, www.wiwo.de/unternehmen/apple-lieferant-fox-conn-mitarbeiter-duerfen-keinen-selbstmord-mehr-begehen/4637842.html, auf-gerufen am 15.7.2012; »Studie kritisiert Arbeitsbedingungen in China«, Handels-blatt v. 27.6.2012, auf www.handelsblatt.com/unternehmen/it-medien/apple-zulieferer-…isiert-arbeitsbedingungen-in-china/v_detail_tab_print/6807468.html, aufgerufen am 15.7.2012


  130Germany Trade and Invest – Gesellschaft für Außenwirtschaft und Standortmar-keting mbH (Hrsg): »Lohn- und Lohnnebenkosten VR China 2011«, Report, Berlin 2011, www.schwaben.ihk.de/linkableblob/1369918/.6./data/Lohn_und_Lohnnebenkosten_

  China-data.pdf;jsessionid=164323BEEC436679859F0F37B631E8E0.repl2, aufgerufen am 15.7.2012; Einwohnerzahlen nach Wikipedia, Stand 2010


  131In verschiedenen Quellen finden sich verschiedene Zahlen. Diese stammt aus: China Internet Information Center (CIIC): »Pensionsversicherung für Wanderarbeiter Chinas«, 28.6.2012, http://german.china.org.cn/china/2012-06/28/con-tent_25759628.htm, aufgerufen am 14.7.2012


  132»20 Millionen Wanderarbeiter arbeitslos«, Sueddeutsche.de, Meldung v. 2.2.2009, www.sueddeutsche.de/politik/213/456876/text/, aufgerufen am 19.2. 2009


  133Reinhold Schramm: »China ermittelt zukünftig genauere Arbeitslosenquote«, 1812.2010, www.scharf-links.de, aufgerufen am 14.7.2012


  134Die Tageszeitung v. 22.4.2008


  135Georg Blume: »Jetzt oder nie«, in: Die Tageszeitung v. 27.3.2008


  136»China hat sich in Tibet verschätzt«, Interview von Georg Blume mit Shang De-wen, in: Die Tageszeitung v. 29.3.2008


  137John Chan: »Polizei belagert chinesische Industriestadt, um Proteste zu unterdrü-cken«, auf: World Socialist Website v. 6.7.2012, http://www.wsws.org/de/2012/jul2012/chin-j06.shtml, aufgerufen am 14.7.2012


  138Philipp Mattheis: »Der große Wachstumsschub bleibt aus«, Wirtschaftswoche v. 13.7.2012, www.wiwo.de/politik/konjunktur/china-der-grosse-wachstumsschub-bleibt-aus/6876560.html, aufgerufen am 14.12.2012; »Asien und Amerika treiben VW-Absatz an« dpa, zit.n.: Welt online v. 13.7.2012; www.welt.de/newsticker/dpa_nt/infoline_nt/sport_nt/nachrichtenueberblick_nt/

  article108265872/dpa-Nachrichtenueberblick-Wirtschaft.html; aufgerufen am 14.7.2012


  139Bundesverfassungsgericht, Pressemitteilung Nr. 5/2010 v. 9.2.2010, auf: www.bverfg.de/pressemitteilungen/bvg10-005.html; das Urteil findet sich hier: http://www.bverfg.de/entscheidungen/ls20100209_1bvl000109.html, beides aufgerufen am 14.7.2012


  140Erwerbslosen Forum Deutschland, Blog-Eintrag »Muci« v. 27.09.2010, auf: http://www.elo-forum.org/news-diskussionen-tagespresse/62346-hartz-iv-regelsatz-128-46-euro-monat-lebensmittel.html, aufgerufen am 14.7.2012


  141Zit.n.: Karin Binder, Mitglied der Fraktion der Linken im Bundestag: »Auswer-tung der Studie ›Ermittlung und Bewertung der Kosten einer gesunden Ernährung für Kinder und Jugendliche‹ des Forschungsinstituts für Kinderernährung in Dortmund«, dokumente.linksfraktion.net/mdb/42016941.pdf , aufgerufen am 14.7.2012


  142Sammelquelle: »Versand von Muskelpaketen«, in: Der Spiegel v. 7.8.1957, vgl.: www.alaid.de/Geschichte/spiegel570807.pdf, aufgerufen am 14.7.2012; Bundes-agentur für Arbeit zit.n.: »Zahl der Leiharbeiter hat sich verdreifacht«, in: Spiegel-online v. 18.2.2008, www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,druck-536129,00.html, aufgerufen am 20.1.2011; Manpower, Presseerklärung v. 29.12.2010, www.manpower.de/presse/presseinformationen/eine-million-zeitarbeitnehmer-in-deutschland-2010/, aufgerufen am 20.1.2011


  143Zahlen für 2011 aus den Geschäftsberichten und u.a. aus: Der Personaldienstleister, Studie der Wirtschaftsberatungs- und Prüfungsgesellschaft Rölfs Partner v. 15.3.2012, www.der-personaldienstleister.de/studie-personaldienstleistungen-2012-10-prozent-wachstum-mehr-als-eine-million-zeitarbeitnehmer-dominante-uebernahmetrends/5112.html


  144Laut Bundesagentur für Arbeit (BA), zit.n.: Eva Roth: »Der Reiz der Leiharbeit«, in: Berliner Zeitung v. 18.1.2011


  145Ernst Wolff: »BMW kündigt ›Halbierung der Zeitarbeit‹ an«, in: World Socialist Website v. 11.12.2012, www.wsws.org/de/2012/jul2012/leih-j11.shtml, aufgeru-fen am 14.7.2012


  146Beate Müller-Gemmeke, MdB Die Grünen, Bundestagsrede v.9.3.2012, auf: www.gruene-bundestag.de/parlament/bundestagsreden/2012/maerz/verbot-der-leiharbeit.html, aufgerufen am 14.7.2012


  147»Deutsche Autohersteller brechen alle Rekorde«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 13.3.2012, auf: www.faz.net/aktuell/wirtschaft/keine-spur-von-krise-deutsche-autohersteller-brechen-alle-rekorde-11682537.html, aufgerufen am 13.7.2012


  148Michael Braun: »Chemieindustrie in Deutschland wettbewerbsfähig«, Deutsch-landfunk v. 12.7.2012; auf: www.dradio.de/dlf/sendungen/wirtschaftammit-tag/1810042/, aufgerufen am 14.7.2012


  149»Wirtschaft: Mehr Geld für Leiharbeiter«, Süddeutsche.de, Newsticker v. 20.6.2012, auf: http://newsticker.sueddeutsche.de/list/id/1328433, aufgerufen am 14.7.2012


  150Ulrich Nettelstroth: »Branchenzuschläge für Leiharbeiter reichen der IG Metall noch lange nicht«, Märkische Allgemeine v. 18.6.2012, auf: www.maerkischeallge-meine.de/cms/beitrag/12345919/485072/Branchenzuschlaege-fuer-Leiharbeiter-reichen-der-IG-Metall-noch.html, aufgerufen am 14.7.2012


  151Sammelquelle: IG Metall: »Feste Beschäftigte, keine ungesicherten Randbeleg-schaften«, Stellungnahme v. 25.6.2012, www.igmetall.de/cps/rde/xchg/internet/style.xsl/werkvertraege-9209.htm; Thomas Öchsner: »DGB-Chef wettert gegen neue Niedriglohn-Modelle«, Süddeutsche.de v. 19.6.2012, www.sueddeutsche.de/wirtschaft/missbrauch-von-werkvertraegen-dgb-chef-wettert-gegen-neue-niedriglohn-modelle-1.1386464; Ralf Wurzbacher: »Hochflexibel und zu Dumpinglöhnen«, in: Junge Welt v. 6.7.2012, www.jungewelt.de/2012/07-06/008.php; Reinhold Schramm: »Moderne Sklaverei in Deutschland 2012 – Werkverträge ersetzen Leiharbeit«, Beitrag v. 3.4.2012; www.scharf-links.de/43.0.html?&tx_ttnews%5Btt_news%5D=23500&cHash=aa5b650f06; alle aufgerufen am 15.7.2012


  152Lucas Bay: »Wer die Welt mit Waffen ausrüstet«, in: Handelsblatt v. 27.2.2012, auf: www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/ruestungsindustrie-wer-die-welt-mit-waffen-ausruestet/3386212.html?slp=false&p=12&a=false#image; nach Angaben des Friedensforschungsinstitutes SIPRI, zit.n.: »Deutschland verdoppelt Waffenexporte«, www.handelsblatt.com/unternehmen/industrie/ruestungsindustrie-deutschland-verdoppelt-waffenexporte/3390636.html, beide aufgerufen am 14.7.2012


  153Auf Basis von Daten der EU-Kommission und nach Angaben des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts (WSI) der gewerkschaftsnahen Hans-Böckler-Stiftung, Düsseldorf 2008, auf: http://www.eu-info.de/deutsche-europapolitik/umfragen-statistiken-deutschland/reallohn/, aufgerufen am 14.7.2012


  154Sammelquelle Inflationsrate und Reallohn: Angaben nach Statista, Juli 2012, http://de.statista.com/statistik/daten/studie/1045/umfrage/inflationsrate-in-deutschland-veraenderung-des-verbraucherpreisindexes-zum-vorjahresmo-nat/; Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes v. 6.2.1012, auf: www.de-statis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2012/02/PD12_042_623.html; ergänzend: Sven Astheimer: »Energiepreise fressen die Lohnsteigerung auf«, FAZ.net v. 27.3.2012, auf: www.faz.net/aktuell/beruf-chance/realloehne-energiepreise-fressen-die-lohnsteigerung-auf-11698722.html, alle aufgerufen am 14.7.2012


  155Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 25.10.2008


  156Vgl. GegenStandpunkt Marburg: »IG Metall: Lohnverzicht und Stärkung der Mas-senkaufkraft – wie geht das?«, Texte aus 2005, auf: www.gs-marburg.de/texte/2005-03-02lohnverzicht.htm, aufgerufen am 13.12.2008


  157Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 10.10.2008


  158Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 26.9.2008


  159Internationales Fairness-Forum »Durch Fairness zur sozialen Gerechtigkeit?« der Fairness-Stiftung im IHK Bildungszentrum, Frankfurt/Main am 31.10.2009


  160Ich halte mich hier an mein Manuskript.


  161Der US-Report ist hier herunterzuladen: www.spiegel.de/media/0,4906,25692,00.pdf, aufgerufen am 12.7.2012.


  162Martin Hesse, Christoph Pauly, Thomas Schulz, Anne Seith: »USA against Deutsche Bank«, in: Der Spiegel 5/2012 v. 30.1.2012


  163Weitere Quellen u.a.: Martin Hesse, ebd.; Kerstin Dämon: »Deutsche Bank ist Mit-auslöser der Finanzkrise«, Wirtschaftswoche v. 14.4.2011, www.wiwo.de/unter-nehmen/vorwurf-des-us-senats-deutsche-bank-ist-mitausloeser-der-finanzkrise/v_detail_tab_print/5260132.html, aufgerufen am 12.7.2012; Marc Pitzke: »Ohrfeige für die deutsche Raffgierbank«, Spiegel-online v. 15.4.2011, www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/us-bericht-zur-finanzkrise-ohrfeige-fuer-die-deutsche-raffgierbank-a-757152.html, aufgerufen am 12.7.2012


  164»Los Angeles verklagt die Deutsche Bank«, Spiegel-online v. 4.5.2011, http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/zwangsraeumungen-los-angeles-ver-klagt-die-deutsche-bank-a-760724.html, aufgerufen am 12.7.2012


  165»Los Angeles verklagt die Deutsche Bank«, Spiegel-online v. 4.5.2011, www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/zwangsraeumungen-los-angeles-verklagt-die-deutsche-bank-a-760724.html, aufgerufen am 12.7.2012; »Elend made in Germany«, Frankfurter Rundschau online v. 5.5.2011; www.fr-online.de/schuldenkrise/us-immobilienkrise-elend-made-in-germany,1471908,8411994.html; Jessica Garrison and Kate Linthicum: »L.A. suit calls Deutsche Bank a slumlord«, Los Angeles Times v. 5.5.2011, http://articles.latimes.com/2011/may/05/local/la-me-bank-slumlord-20110505, aufgerufen am 13.7.2012


  166Zit.n.: Martin Hesse, ebd.


  167Alle Daten in diesem Absatz aus: Martin Hesse, ebd.


  4 Was nützt eine Hütte, wenn das Meer sie mitnimmt?


  168Ernst Bloch: Das Prinzip Hoffnung, Zweiter Band, Frankfurt/Main: Suhrkamp 1970, S. 541


  169Ludwig Niethammer: »Leiharbeiter sind die ersten Opfer der Rezession«, World Socialist Website v. 8.1.2009, www.wsws.org/de/2009/jan2009/leih-j08.shtml, aufgerufen am 16.7.2012


  170»Investoren feiern Standort Deutschland«, Spiegel-online v. 22.6.2012, www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/trotz-schuldenkrise-investoren-setzen-auf-standort-deutschland-a-840389.html, aufgerufen am 16.7.2012


  171Vgl. Interview mit Gerhard Schröder in: Bild-Zeitung v. 5.4.2001, zit.n. Manager Magazin v. 6.4.2001


  172Katharina Schuler: »Hartz IV – Arbeiten fürs Essen«, ZEIT online v. 10.5.2006, auf: www.zeit.de/online/2006/20/Schreiner, aufgerufen am 2.1.2009


  173Wie zum Beispiel beim Sportpresseball in Frankfurt/Main am 28.1.2006, vgl. Foto Nr. 13 auf: www.rp-online.de/gesellschaft/leute/der-sportpresseball-2006-1.1525951, aufgerufen am 16.7.2012.


  174Petra Roth: Kommunalpolitischer Situationsbericht vor der Stadtverordnetenver-sammlung Frankfurt/Main am 24.2.2006 (Redemanuskript). Die Antwort: Jutta Ditfurth: »Frau Roth, es interessiert Sie nicht, wie dreckig es vielen Leuten geht. Sie wissen auch nicht was Solidarität ist«, Kritik am Kommunalpolitischen Situationsbericht der Oberbürgermeisterin, Rede auf der Stadtverordnetenversammlung am 24.2.2006, www.oekolinx-arl.de/OekoLinX-ARL/KommPolSitB20062.htm, aufgerufen am 16.7.2012


  175»Gehälter in Deutschland entwickeln sich auseinander«, FAZ.net v. 10.7.2012, www.faz.net/aktuell/wirtschaft/oecd-bericht-gehaelter-in-deutschland-entwickeln-sich-auseinander-11815854.html, aufgerufen am 16.7.2012


  176Statstik der Bundesagentur für Arbeit, http://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistik-nach-Themen/Arbeitslose-und-gemeldetes-Stellenangebot/Arbeislose-und-gemeldetes-Stellenangebot-Nav.html, aufgerufen am 16.7.2012


  177Die Linke, Flugblatt vom Juni 2012, gespiegelt auf: www.nachdenkseiten.de/upload/pdf/120604_Tatsaechliche_Arbeitslosigkeit.pdf, aufgerufen am 16.7.2012


  178Davon Arbeitslosengeld 1: 795 955 Menschen, Arbeitslosengeld 2: 4 488 128 Personen, Sozialgeld: 1 707 160. Zit.n.: »Die wahren Arbeitslosenzahlen im Mai 2012«, Quelle: Bundesagentur für Arbeit – Statistik und Monatsbericht Mai 2012: www.armut-per-gesetz.de/tag/arbeitslosenzahl, aufgerufen am 16.7.2012


  179Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB): »Explodierender Reichtum, wachsende Armut«, Klartext 10/2012 v. 16.3.012, www.dgb.de/themen/++co++, aufgerufen am 16.7.2012


  180Statistisches Bundesamt: »Armutsgefährdung und Einkommensungleichheit: Deutschland auch 2009 unter EU-Durchschnitt«, Pressemitteilung Nr. 109 vom 27.3.2012, www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2012/03/PD12_109_

  634.html


  181Heribert Prantl: »Armes Deutschland«, in: Süddeutsche Zeitung v. 19.5.2008, www.sueddeutsche.de/politik/846/442586/text, aufgerufen am 3.1.2009


  182Statistisches Bundesamt: »15,6 % der Bevölkerung im Jahr 2009 armutsgefähr det«, Pressemitteilung Nr. 406 v. 3.11.2011, www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2011/11/PD11_406_

  634.html;jsessionid=B7F582AAF60D55DF4F3EA901C87C0FE1.cae1, aufgerufen am 16.7.2012


  183Statistisches Bundesamt (Destatis) u.a. (Hrsg.) Datenreport 2011, S. 165, www.destatis.de/DE/Publikationen/Datenreport/Downloads/Datenreport2011.pdf?__blob=publicationFile, aufgerufen am 16.7.2012


  184Felix Berth: »Viele Ausländer übersehen«, in: Süddeutsche Zeitung v. 21.5.2008, www.sueddeutsche.de/politik/kritik-am-armutsbericht-viele-auslaender-uebersehen-1.180555, aufgerufen am 25.7.2012


  185UNICEF-Vergleichsstudie: »Reiche Länder – arme Kinder«, 29.5.2012, www.unicef.de/presse/2012/vergleichsstudie-kinderarmut/, aufgerufen am 16.7.2012


  186Timo Reuter: »Nur Nothilfe reicht nicht«, in: Die Tageszeitung v. 10.11.2011, www.taz.de/!81604/, aufgerufen am 16.7.2012


  187»Erbsensuppe an der »Langen Tafel««, v. 23.6.2012, www.tagesschau.de/inland/bundestafeltreffen100.html, aufgerufen am 16.7.2012


  188Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Pressemitteilung v. 14.12.2006, auf: www.bmfsfj.de, aufgerufen am 9.11.2008


  189Vgl. Jutta Ditfurth: »Meer ohne Wasser. Der Aralsee«, in: Stern Nr. 19 v. 2.5.1991


  190Nach Angaben meiner Gesprächspartner in Moskau folgende Pestizide und Insek-tizide: B-58, Metaphos, Kotoran, Butylchlorophos, Lindan und DDT. Ich weiß nicht, ob sich daran seitdem etwas geändert hat.


  191Film von Gerold Hoffmann: Kasachstan, UdSSR 1949–1989, WDR, 17.9.2005, Teil 1 von Das Geheimnis der Atombombenversuche; Bundesamt für Strahlenschutz: Jahresbericht 2002, »Gesundheitliche Folgen der sowjetischen Atombombenver-suche in Kasachstan«, auf: www.bfs.de/de/bfs/druck/jahresberichte/jb2002_was06.pdf, aufgerufen am 25.7.2012


  192Eva-Maria Stolberg: »Der Aralsee – Die Zerstörung eines orientalischen Mär-chens«, Eurasisches Magazin 8/2004 v. 30.8.2004, www.eurasischesmagazin.de/artikel/drucken.asp?artikelID=20040813, aufgerufen am 25.7.2012


  193Christopher Pala: »Ein Leben gegen das Verschwinden«, in: Russland Heute v. 8.7.2012, http://russland-heute.de/articles/2012/06/17/ein_leben_gegen_das_verschwinden_14572.html, aufgerufen am 16.7.2012; Benjamin Bidder: »Gute Nachrichten aus dem gelobten Land«, Spiegel-online v. 24.2.2012, www.spiegel.de/kultur/gesellschaft/propaganda-zeitung-russland-heute-gute-nachrichten-aus-dem-gelobten-land-a-746335.html, aufgerufen am 16.7.2012


  194Christopher Pala ebd.


  195Hugh Williamson/Mihra Rittmann: »Merkel muss Nasarbajew ermahnen«, Zeit online v. 7.2.2012, www.zeit.de/politik/ausland/2012-02/kasachstan-nasarbajew-merkel/komplettansicht?print=true, aufgerufen am 17.7.2012


  196»Kasachstan: ›Öl ist Sklavei – es gibt keine Demokratie‹«, sozialismus info v. 24.12.2011; www.sozialismus.info/?sid=4618, aufgerufen am 17.7.2011


  197Michael König: »Merkel hebt den Schatz aus der Steppe«, Süddeutsche.de v. 8.2.2012, www.sueddeutsche.de/politik/bundesregierung-schliesst-abkommen-mit-kasachstan-merkel-hebt-den-schatz-aus-der-steppe-1.1278456, aufgerufen am 17.7.2012


  198Michael König ebd.


  199Adrian Kriesch: »Aufschwung in Afrika! Tatsächlich?«, Deutsche Welle v. 20.4.2012, www.dw.de/dw/article/0,,15900834,00.html, aufgerufen am 25.7.2012; Daniel Pelz: »Afrika und die Wirtschaftskrise«, Deutsche Welle v. 6.2.2012, www.dw.de/dw/article/0,,15715443,00.html, aufgerufen am 25.7.2012


  200Thomas Reutter/Manfred Ladwig: »Strahlende Altlast«, Report Mainz, SWR (ARD), v. 1.11.2011, Manuskript: http://www.swr.de/report/-/id=8815958/property=download/nid=233454/1h4jrkg/

  20111101-strahlende-altlast.pdf, aufgerufen am 25.7.2012


  201Zit.n. Bernadette Calonego: »Kanadas Kampagne für Asbest«, in: Süddeutsche Zei-tung v. 29.12.2008


  202Vgl. Silicon Valley Toxic Coaliton (SVTC): »Silicon Valley Toxic Tour«, auf: www.etoxics.org/site/PageServer?pagename=svtc_silicon_valley_toxic_tour, aufgeru-fen am 26.2.2009; vgl. auch: Environmental Protection Agency of the United States, www.epa.gov/superfund/sites/index.htm, aufgerufen am 26.2.2009; Conrad de Aenlle: »Silicon Valley Seeks New Ways to Attack High Tech Pollution«, in: New York Times v. 19.12.1991, www.nytimes.com/1991/12/19/news/19iht-calt.html?pagewanted=all, aufgerufen am 17.7.2012


  203Sammelquelle zu Fukushima: Steven L. Manley/Christopher G. Lowe: »Canopy-Forming Kelps as California’s Coastal Dosimeter: 131I from Damaged Japanese Reactor Measured in Macrocystis pyrifera«, in: Environmental Science and Technology Nr. 46/2012, S. 3731-3736, online: 6.3.2012, http://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/es203598r; Daniel J. Madigan/Zofia Baumann/Nicholas S. Fisher: »Pacific bluefin tuna transport Fukushima-derived radionuclides from Japan to California«, Proceedings of the National Academy of Sciences (USA) v. 29.5.2012, www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1204859109; Erik Behrens/Franziska Schwarz-kopf/Joke F. Lübbecke/Claus W Böning: »Model simulations on the long-term dispersal of 137Cs released into the Pacific Ocean off Fukushima«, in: Environmental Research Letters 7/2012 v. 9 Juli 2012, zit.n.: http://iopscience.iop.org/1748-9326/7/3/034004/pdf/1748-9326_7_3_034004.pdf; »Japanischer Diplomat warnt vor globaler Katastrophe in Fukushima«, Deutsche Mittelstandsnachrichten v. 23.4.2012, www.deutsche-mittelstands-nachrichten.de/2012/04/41951; Lars Ni-colaysen: »Filz und Chaos – Japan hat viel aus Fukushima-Katastrophe zu lernen«, dpa, zit.n.: Greenpeace Magazin online , Tagesthemen v. 5.7.2012, www.greenpeace-magazin.de/index.php?id=55&tx_ttnews%5Btt_news%5D=141739&cHash=92d573645e0f126c2004659df71d34ea; Petra Apfel: »Am schlimmsten ist die Angst vor Krebs«, in: Focus online v. 10.3.2012, www.focus.de/gesundheit/ratgeber/krebs/symptome/tid-25232/fukushima-folgen-am-groessten-ist-die-angst-vor-krebs_aid_721268.html; »Erste Brennstäbe aus Abklingbecken entfernt«, Spiegel-online v. 18.7.2012; alle aufgerufen am 18.7.2012


  204Zum deutschen Atomprogramm, der Geschichte der Anti-AKW-Bewegung und der unrühmlichen Rolle der Grünen vgl. Jutta Ditfurth: Krieg, Atom, Armut. Was sie reden, was sie tun: Die Grünen, Berlin: Rotbuch 2011, S. 67–107.


  205Die Montanunion (eigentlich: Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl, EGKS), gegründet 1951, hatte sechs Mitgliedsstaaten: Frankreich, Deutschland, Belgien, Niederlande, Luxemburg und Italien. Am 25. März 1957 unterzeichneten sie die »Römischen Verträge«, die am 1. Januar 1958 in Kraft traten. Die umfassten die Europäische Atomgemeinschaft (Euratom) und die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG). 1965 wurde der »Fusionsvertrag« geschlossen, der ab 1967 einige Organe von EGKS, Euratom und EWG zusammenlegte und sie zur Europäischen Gemeinschaft (EG) machte, der Vorläuferin der Europäischen Union (EU).


  206Jutta Ditfurth: Feuer in die Herzen – Gegen die Entwertung des Menschen, Hamburg: Konkret Literatur 1997 (3. erweit. und akt. Neuausg.), hier das Kapitel »Renaissance der Atomtechnologie«, S. 103–225


  207Jutta Ditfurth: Das waren die Grünen. Abschied von einer Hoffnung, München: Econ 2001 (3. Aufl.), S. 22


  208Jutta Ditfurth: Das waren die Grünen, ebd.; Matthias Küntzel: Bonn und die Bombe. Deutsche Atomwaffenpolitik von Adenauer bis Brandt. Frankfurt am Main/ New York: Campus 1992, S. 12 und S. 28 f.


  209Vgl. Kommission der Europäischen Gemeinschaften: »Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über das spezifische Programm zur Durchführung des sieb-ten Rahmenprogramms (2007–2011) der Europäischen Atomgemeinschaft (Eu-ratom) für Forschungs- und Ausbildungsmaßnahmen auf dem Gebiet der Kerntechnik«, vorgelegt am 21.9.2005, S. 27


  210Frankfurter Rundschau v. 13.6.2003; Greenpeace Redaktion: »Abschaffung des Euratom-Vertrages«, Beitrag v. 12.06.2003, auf: www.greenpeace.de/themen/atomkraft/nachrichten/artikel/abschaffung_des_eura tom_vertrages, aufgerufen am 26.2.2009. Im Anhang zur EU-Verfassung wurde der Euratom-Vertrag bekräftigt: »Die Bestimmungen des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft müssen weiterhin volle rechtliche Wirkung erhalten« (Protokoll zur Änderung des Euratom-Vertrages). Ziel des Euratom-Vertrages ist, die Atomenergie zu fördern, um »die Voraussetzungen für die Entwicklung einer mächtigen Kernindustrie zu schaffen« (Präambel). Vgl. www.imionline.de/download/EU-Flyer.pdf, aufgerufen am 26.2. 2009


  211Vertrag über eine Verfassung für Europa, Luxemburg: Amt für Veröffentlichungen der Europäischen Gemeinschaften 2005, S. 398 ff. (2004, nicht in Kraft getreten)


  212Steffen Seibert laut: »Merkel: Atomausstieg ist unumkehrbar«, Handelsblatt online v. 18.7.2012, www.handelsblatt.com/economy-business-und-finance-merkel-atomausstieg-ist-unumkehrbar/6892790.html, aufgerufen am 18.7.2012


  213Aus einem Interview mit Ernest Mandel, in: Grenzen des Wachstums, Pro und Con-tra, Reinbek: Rowohlt 1974, zit.n. Till Geist/Winfried Wolf: Wir spielen nicht mit im Atomverein!, Frankfurt/Main: ISP 1977, S. 111 f.


  5 Menschenfresser


  214Zahlen aus: Miriam Schröder: »Es ist Zeit für ein Schwellenland«, Der Tagesspiegel v. 19.5.2011, www.tagesspiegel.de/wirtschaft/iwf-ohne-strauss-kahn-es-ist-zeit-fuer-ein-schwellenland/4196610.html; Patrick Welter/Werner Mussler/Kerstin Schwenn: »EU-Kommission fordert eine Euro-Stimme im IWF«, Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 20.1.2011, http://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/wirtschaftspolitik/schuldenkrise-eu-kommission-fordert-eine-euro-stimme-im-iwf-11535503.html und aus Wikipedia zu »IWF«; alle aufgerufen am 18.7.2012


  215Vgl. Jochen Hippler: »Erfahrungen der Intervention – Guatemala 1954«, in: ders. (Hrsg.): Intervention in Mittelamerika und der Karibik, Dokumente und Materialien – Loseblattsammlung in Fortsetzungen, Wuppertal: Edition Nahua 1984 ff., S. II/7/1–13, www.jochenhippler.de/html/erfahrungen_der_intervention_-_guatemala_1954.html, aufgerufen am 18.7.2012


  216Eines der interessantesten Bücher zum Drogenkrieg und den Beziehungen zwischen den USA und Mexiko ist ein Krimi: Don Winslow: Tage der Toten, Berlin: Suhrkamp Taschenbuch 2010


  217Bisher musste man von rund 30 000 Toten und Folteropfern ausgehen. Bis 2012 hat eine Kommission zur Aufklärung der Verbrechen der Pinochet-Diktatur in Chile (1973–1990) weitere etwa 10 000 Opfer ausfindig gemacht. Vgl.: »Chile zählt die Opfer der Pinochet-Diktatur«, www.asentanews.de/chile-zaehlt-die-op-fer-der-pinochet-diktatur-156/, aufgerufen am 19.7.2012


  218Leseempfehlung: Martín Kohan: Zweimal Juni. Aus dem Spanischen von Peter Kultzen. Frankfurt/M.: Suhrkamp 2009


  219Peter Burghardt: »Jubel in Hörweite der Folterkammern«, v. 25.6.2008, www.su-eddeutsche.de/sport/fussball-historie-jubel-in-hoerweite-der-folterkam-mern-1.218882, aufgerufen am 19.7.2012


  220»Herzlichen Glückwunsch, Monsieur Mobutu!« (ohne Autor), Die Zeit 04/1996, auf: www.zeit.de/1996/04/Herzlichen_Glueckwunsch_Monsieur_Mobutu_, aufgerufen am 22.2.2009; Jubilee South: »Beendet 60 Jahre der Zerstörung: IWF – Weltbank raus!«, in: Sand im Getriebe, Newsletter von Attac Deutschland, Österreich, Schweiz, hier auf: http://sandimgetriebe.attac.at/index.php?id=943&type=98, aufgerufen am 22.2.2009; Dominic Johnson: »Zehn Jahre für nichts«, in: Die Tageszeitung v. 12.7.2012, www.taz.de/Debatte-Konflikt-in-Ost-kongo/!97176/, aufgerufen am 19.7.2012


  221Davison L. Budhoo: »Enough Is Enough: Dear Mr. Camdessus … Open Letter of Resignation to the Managing Director of the International Monetary Fund«, New York: New Horizons Press, S. 102, zit.n. Naomi Klein: Die Schockstrategie, ebd., S. 23


  222Der anonyme Bankier wird zitiert von Sam Zuckerman: »Bolivian Bankers See Some Hope after Years of Economic Chaos«, in: American Banker v. 13.3.1987, zit.n. Naomi Klein, ebd., S. 213


  223Zu Bolivien: Naomi Klein, ebd., S. 200–217


  224Zit.n. ebd., S. 284


  225Claudia Bröll: »Schöne Stadien und viele Schulden«, Frankfurter Allgemeine Zei-tung v. 10.7.2010, www.faz.net/themenarchiv/sport/wm-2010/suedafrika-scho-ene-stadien-und-viele-schulden-1639065.html; Deutsche Gesellschaft für internationale Zusammenarbeit (GIZ), http://liportal.inwent.org/suedafrika/wirtschaft-entwicklung.html#c1599, beide aufgerufen am 19.7.2012


  226Maurice Lemoine: »Der lange Marsch des Rafael Correa«, in: Le Monde diploma-tique v. 12.1.2007, www.monde-diplomatique.de/pm/2007/01/12.mondeText.artikel,a0048.idx,16, aufgerufen am 19.7.2012


  227Vgl. Sabine Lösing und Jürgen Wagner: »EU-Militarisierung 2020 – Ein Blick in die Kristallkugel«, IMI-Analyse 2010/010 v. 16.2.2010, http://imi-online.de/download/SL-JW-EuMil-AusdruckFeb2010.pdf, aufgerufen am 19.7.2012


  228Zit.n. Deutscher Bundestag Drucksache 11/2526, 11. Wahlperiode. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Schilling und der Fraktion Die Grünen (Drucksache 11/2419) betreffend: Polizeiliche Sondereinheiten für Demonstrationseinsätze, http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/11/025/1102526.pdf


  229Vgl. Georgia Tornow: »Presseprotest gegen Berliner Polizei«, in: Die Tageszeitung v. 29.9.1988


  230Zit.n. ebd.


  231»Kewenig bestreitet Polizeikessel«, in: Die Tageszeitung v. 4.10.1988


  232Vgl. Datenschmutz Wiki: Datenbanken Bayern, www.datenschmutz.de/moin/Datenbanken%20Bayern, aufgerufen am 19.7.2012


  233Henrike Thomsen: »Münchens blinder Polizeipräsident«, in: Die Tageszeitung v. 8.7.1992


  234»5.4.1 Speicherungen im Zusammenhang mit den Vorkommnissen beim Münchner Weltwirtschaftsgipfel 1992«, in: Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz: 17. Tätigkeitsbericht (1996), Stand: 13.12.1996, auf: www.daten-schutz-bayern.de/tbs/tb17/k5.htm, aufgerufen am 19.7.2012


  235Der Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz, ebd., Abschnitte: 5.2.3.1 (SPUDOK-Datei »Gewaltbereite Personen aus den Bereichen Rechts- und Links-extremismus, politisch motivierte Skinheads und Ausländergruppen – OFR-GEPE-S«), 5.2.3.3 (Errichtung einer bayerischen Staatsschutzdatei, SDBY) und 5.4.1 (Speicherungen im Zusammenhang mit den Vorkommnissen beim Münchner Weltwirtschaftsgipfel 1992)


  6 Auf dem Weg in die Diktatur


  236Zit.n. SoZ – Sozialistische Zeitung Nr. 2 v. 20.1.2000


  237Polizeipräsident Norm Stamper, zit.n. »Seattle Aftermath« v. 18.1.2000, www.pbs.org/newshour/bb/international/jan-june00/seattle_1-18.html, aufgerufen am 20.7.2012


  238»But the White House had a secret deal with the AFL-CIO …«. Vgl. Paul de Armond: »The Day of the Police Riot«, www.monitor.net/monitor/seattlewto/seattlewto13.html, aufgerufen am 20.7.2012


  239So Bill Clinton, interviewt von Michael Paulson, in: Seattle Post, zit.n. Paul de Ar-mond: ebd.


  240UNICEF, www.unicef.org/rightsite/364_617.htm, aufgerufen am 20.7.2012


  241Mangelernährung spielt mindestens bei der Hälfte aller jährlichen 10,9 Millionen Todesfälle von Kindern eine Rolle. Vgl. »World Hunger Facts 2008«, auf: www.worldhunger.org, gefunden am 2.2.2009. Jacques Diouf, Generaldirektor der Food and Agriculture Organization of the United Nations (FAO), am 3.7. 2008, auf: www.fao.org/newsroom/en/news/2008/1000866/index.html, aufgerufen am 11.11.2008


  242Vgl. The Guardian v. 24.8.2000


  243Walden Bello: »The Prague Castle Debate – A Few Questions for Mr. Wolfensohn and Mr. Kohler«, Focus on Trade, No. 55, Oct. 2000, auf: http://waldenbello.org/content/view/75/49/; Steven Pearlstein: »Tough Crowd for IMF – World Bank Leaders in Prague«, in: Washington Post v. 24.9.2000, www.washingtonpost.com/wp-srv/WPcap/2000-09/24/010r-092400-idx.html, aufgerufen am 5.7.2012


  244Wiener Zeitung, zit.n. Verena Herzog/Stefanie Kron: »Ideologisches Tuttifrutti«, in: Jungle World Nr. 27 v. 27.6.2001, http://jungle-world.com/artikel/2001/26/25582.html


  245Bernd Parusel: »Das war der Gipfel«, in: Jungle World Nr. 31 v. 2.8.2006, http://jungle-world.com/artikel/2006/31/17953.html, aufgerufen am 20.7.2012


  246Ein youtube-Film zeigt die Szene: http://www.youtube.com/watch?v=tj6zu8j3YkY, aufgerufen am 20.7.2012. Weitere Infos auf: Amy Engström: »Jetzt werde ich ster-ben«, SvD Nyheter v. 11.6.2006, aktualisiert: 11.6.2011, www.svd.se/nyheter/inrikes/nu-kommer-jag-att-do_326562.svd, aufgerufen am 20.7.2012


  247Vgl. Amnesty International, Jahresbericht 2003 über Schweden, web. amnesty.org/report2003/Swe-summary-eng, zit.n. http://info.gipfelsoli.org/Home/Goeteborg_2001/115.html, gefunden am 7.11. 2008


  248Zit.n. Peter Nowak: »Beweise vom Schneidetisch der Polizei?«, Telepolis online v. 5.12.2001, auf: http://www.mkm-info.de/Archivb/Chronologisch2001/Falschung_Beweismaterial_/falschung_

  beweismaterial_html, aufgerufen am 12.1.2009


  249»Infotelefon Göteborg: Schwache Anklage«, Übersetzung eines Artikels von Erik Wijk aus: Göteborgs-Posten v. 16.01.2002, auf: http://de.indymedia.org/2002/01/13789.shtml, aufgerufen am 2.10.2008


  250Quellen für die Ereignisse in Göteborg und danach: Berichte von Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Darüber hinaus: www.gipfelsoli@gmx.de; Jörgen Gassilewski: Göteborgshändelserna (Roman), Stockholm: Albert Bonniers förlag 2006; Berliner SoliKomitee Göteborg (Hrsg.): Göteborg ’01 – the Summer of Resistance, Berlin: Juni 2002; Arne Norden: »Von Göteborg nach Genua«, in: Jungle World Nr. 29 v. 17.7.2003; ders.: »Verlängerter Arm«, in: Jungle World v. 27.3.2003; Wolfgang Pomrehn: »Der Zirkus zieht weiter«, in: Junge Welt v. 18.6.2001; Anton Landgraf: »Geschlossene Gesellschaft«, in: Jungle World v. 20.6.2001; Kerstin Eschrich/Verena Herzog: »Pardon gibt es nicht«, in: Jungle World v. 11.7.2001; Brigitte Zarzer: »Göteborg- Urteile: Vier Jahre Haft für eine Handvoll SMS«, auf: www.heise.de am 28.1.2002, gefunden am 20.12.2008; Erik Wijk, in: Göteborgs-Posten v. 16.1.2002; TATblatt Nr. 172/3 v. 1.9.2001; Peter Nowak: »Haft für Versenden von SMS«, auf: http://www.nettime.org am: 12.2.2002, aufgerufen am 23.12.2008


  251Bernd Parusel: »Das war der Gipfel«, in: Jungle World Nr. 31 v. 2.8.2006, http://jungle-world.com/artikel/2006/31/17953.html, aufgerufen am 20.7.2012


  7 Der schleichende Faschismus


  252Ulrike Meinhof: »Der Putsch – ein Lehrstück«, in: Konkret Nr. 6/1967 (Juni), S. 2 f.


  253Vgl. Jutta Ditfurth: Ulrike Meinhof. Die Biografie, Berlin: Ullstein Taschenbuch 2009, S. 204 f.


  254Quellen zum G8-Gipfel in Genua: Private Augenzeugenberichte; Berichte: http://nadir.org/nadir/initiativ/agp/free/genova/reports.htm; verschiedene Websites des Rechtshilfeteams Supportolegale (Berlin); Nick Davies: »The bloody battle of Genoa«, in: The Guardian v. 17.7.2008; Federica Matteoni: »Zur falschen Zeit am falschen Ort. Der Schuss auf Carlo Giuliani«, in: Jungle World Nr. 50 v. 14.12.2006; Christian Rath: »Carlos Familie klagt an«, in: Die Tageszeitung v. 6.12.2006; Interview mit Mario Placanica: »Ich habe Carlo Giuliani nicht erschossen«, in: Calabria Ora v. 29.11.2002, zit.n. Indymedia v. 2.12.2002, aktualisiert: 2.12.2006; »Giuliano Giuliani – Was geschah auf der Piazza Alimonda?«, Video-Dokumentation von Giuliano Giuliani, des Vaters von Carlo, Rekonstruktion der Ereignisse, welche die offizielle Darstellung der Staatsanwaltschaft anhand von Fotos und Video-sequenzen zu widerlegen versucht, vgl.: www.piazzacarlogiuliani.org; Arne Norden: »Von Göteborg nach Genua«, in: Jungle World Nr. 29 v. 17.7.2003; Andrea Dernbach: »Fassungslos nach Freispruch«, in: Tagesspiegel v. 22.11.2008; Verena Herzog/Stefanie Kron: »Ideologisches Tuttifrutti«, in: Jungle World Nr. 27 v. 27.6.2001; Stefanie Kron/Wibke Bergemann/Thorsten Fuchshuber: »Das Impe-rium schießt zurück«, in: Jungle World Nr. 31 v. 25.7.2001; »G8 2001 Genua: Urteile im Diaz-Verfahren«, http://de.indymedia.org/2008/11/232618.shtml, auf-gerufen am 24.12.2008; Manuela Pfohl: »Suspendierung des Rechtsstaates«, Stern online v. 20.7.2008, www.stern.de/politik/panorama/:G8-Urteile-Genua-Suspendierung-Rechtsstaates/631695.html?p=2, aufgerufen am 24.2.2008; »Genova G8 – Mark Covell: ›I lost the best years of my life‹«, Interview: https://roma.indymedia.org/printable/node/3833, aufgerufen am 24.12.2008; Mark Covell: »I lost the best years of my life«, BBC News v. 15.7.2008, http://news.bbc.co.uk/2/hi/uk_news/7507620.stm, aufgerufen am 21.7.2012


  255Verena Herzog/Stefanie Kron: »Ideologisches Tuttifrutti«, in: Jungle World Nr. 27 v. 27.6.2001; Günther Beckstein am 18.6.2001, zit.n. http://www.boa-muen-chen.org/boa-muenchen/n0106190.htm, aufgerufen am 24.2.2009


  256Günther Lachmann: »Zünden sie jetzt Salzburg an?«, in: Welt am Sonntag v. 24. 6. 2001, www.welt.de/print-wams/article613055/Zuenden-sie-jetzt-Salzburg-an.html, aufgerufen am 21.7.2012


  257Günther Lachmann, ebd.


  258Alle Zitate von Placanica aus: Interview mit Mario Placanica, ebd.


  259Federica Matteoni, ebd.


  260Christian Rath, ebd.


  261Dario Azzellini: »Wer erschoss Carlo Giuliani?«, Telepolis, 20.7.2002


  262Giuseppe D’Avanzo: »Das Grauen von Genua«, in: La Repubblica (Rom), übersetzt von Andrea Dernbach, nachgedruckt in: Tagesspiegel v. 27.3.2008


  263Manuela Pfoh: »Suspendierung des Rechtsstaates«, ebd.


  264Welt am Sonntag v. 15.8.2004


  265Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 22.7.2004


  266Heidi Klein/Tillmann Höntzsch: »Fliegende Wechsel – die Drehtür kreist«, Lobby Control, Kurzstudie v. 15.11.2007, www.lobbycontrol.de/download/drehtuer-studie.pdf, aufgerufen am 21.7.2012


  267Vgl. zu Otto Schily auch: Jutta Ditfurth: Das waren die Grünen, München: Econ Taschenbuch Verlag 2000, s. Personenregister S. 384


  268Stefanie Kron/Wibke Bergemann/Thorsten Fuchshuber: »Das Imperium schießt zurück«, in: Jungle World Nr. 31 v. 25.7.2001


  269Zit.n. Stefanie Kron u.a., ebd.


  270Zit.n. Johannes Agnoli, interviewt von Bernd Beier, www.nadir.org/nadir/perio-dika/jungle_world/34/17a.htm, aufgerufen am 24.2.2009


  271Zit.n. Manuela Pfohl, ebd.


  272Andrea Dernbach, ebd.


  273Vgl. Aureliana Sorrento: »Genua 2001 – Keine Strafe für die Verantwortlichen« v. 25.11.2008, www.fr-online.de, aufgerufen am 28.11.2008


  274Manuela Pfohl, ebd.


  275»Genova G8 – Mark Covell: ›I lost the best years of my life‹«, Interview: https://roma.indymedia.org/printable/node/3833, aufgerufen am 24.12.2008; Mark Covell: »I lost the best years of my life«, BBC News v. 15.7.2008, http://news.bbc.co.uk/2/hi/uk_news/7507620.stm, aufgerufen am 21.7.2012


  276Matthias Monroy: »G8-Gipfel in Genua – Letzter Akt mit hohen Haftstrafen?«, Te-lepolis v. 14.6.2012, www.heise.de/tp/druck/mb/artikel/37/37094/1.html; »Ge-nova, Scuola Diaz – Die chilenische Nacht«, in: La Repubblica v. 23.7.2001, zit.n. SoZ – Sozialistische Zeitung Nr.17 v. 17.8.2001, http://www.vsp-vernetzt.de/soz/0117061.htm; Federica Matteoni: »Zehn Jahre vor Gericht«, in; Jungle World Nr. 28 v. 14.7.2011, http://jungle-world.com/artikel/2011/28/43569.html Cat-rin Dingler: »Die Rache für Genua«, Jungle World Nr. 29, v. 19.7.2012; »Ein Loch in der italienischen Polizeiführung«, Gipfelsoli v. 7.7.2012; »Videoscreening und aktuelle Infos: Genua war eine Revolte!«, Gipfelsoli v. 17.7.2012, www.gipfelsoli.org/service/print?id=8993; »Urteile für den Überfall auf die Diaz-Schule in Genua 2001«, Gipfelsoli v 6.7.2012, http://gipfelsoli.org/Repression/8982.html; Michael Braun: »Haftstrafen für italienische Polizisten«, in: Die Tageszeitung v. 6.7.2012, http://taz.de/Faelschung-von-Beweisen-beim-G8-Gipfel/!96850/; Michael Braun: »Unglaubliche Strafen«, in: Die Tageszeitung v. 15.7.2012, http://taz.de/Urteil-gegen-Genua-Demonstranten/!97336/; alle aufgerufen am 21.7.2012


  277Nick Davies: »The bloody battle of Genoa«, in: The Guardian v. 17.7.2008, www.guardian.co.uk/world/2008/jul/17/italy.g8, aufgerufen am 25.7.2012


  8 Sackgasse Reformismus


  278Mehr dazu in: Jutta Ditfurth: Worum es geht. Flugschrift, Berlin: Rotbuch 2012


  279Johannes Schneider: »Bernd Schlömer, der Panzergrenadier«, in: Der Tagesspiegel v. 30.4.2012, www.tagesspiegel.de/politik/neuer-piratenchef-bernd-schloemer-der-panzergrenadier/6571604.html, aufgerufen am 24.7.2012


  280Hermann Gremliza: »Anders dumm«, Gremlizas Kolumne, in: Konkret 5/2012, S. 9


  2811.) Auswertung der Erfahrungen von Occupy Oakland von Oktober 2011 bis Mai 2012: Et. al. (Hrsg.): Die Kommune von Oakland. Allerlei Texte … zu den erfolgrei-chen Fehlschlägen, Mai 2012, herunterzuladen hier: http://magazinredaktion.tk/etal.php, aufgerufen am 24.7.2012.


  2.) Oakland Commune: »Occupy Oakland is dead. Long live the Oakland Commune«, 16.5.2012, Bay of Rage – Anticapitalist Clearinghouse, www.bayofrage.com/featured-articles/occupy-oakland-is-dead/, aufgerufen am 24.7.2012.


  3.) C.H. Acheron/Mike King: »The Future of Occupy Oakland«, Counter Punch v. 29.6.-1.7.2012, www.counterpunch.org/2012/06/29/the-future-of-occupy-oakland, aufgerufen am 22.7.2012


  282Cal Winslow: »The 1946 Oakland General Strike«, 1.11.2011, Counter Punch, www.counterpunch.org/2011/11/01/the-1946-oakland-general-strike/print, aufgerufen am 24.7.2012


  283Florian Schmid: »Die Kommune von Oakland«, in: Neues Deutschland v. 4.7.2012, www.neues-deutschland.de/artikel/231575.die-kommune-von-oakland.html, aufgerufen am 24.7.2012


  284Björn Hengst: »Linksverkehr im Saarland«, Spiegel-Online v. 4.7.2008, www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,563878,00.html, aufgerufen am 24.7.2012


  285Vgl. Stern 36/1988 v. 1.9.1988


  286Vgl. Interview mit Oskar Lafontaine, in: Stern 5/1989 v. 26.1.1989; Interview mit Oskar Lafontaine, in: Die Tageszeitung v. 28.9.1988


  287Vgl. Frankfurter Rundschau v. 26.3.1993


  288Vgl. Oskar Lafontaine/Christa Müller: Keine Angst vor der Globalisierung. Wohlstand und Arbeit für alle, Bonn: J.H.W. Dietz Nachfolger GmbH 1998 (2., durchges. und akt. Aufl.), S. 321


  289Interview mit Oskar Lafontaine, in: Bild v. 9.7.1998


  290»Lohnnebenkosten senken«, in: Der Spiegel 36/2004 v. 30.8.2004, Kasten auf S. 26, www.spiegel.de/spiegel/print/d-31977059.html, aufgerufen am 25.7.2012


  291Interview mit Oskar Lafontaine, in: Stern 43/2003 v. 16.10.2003


  292Vgl. Frankfurter Rundschau v. 12.8.1989; Oskar Lafontaine: Das Herz schlägt links, München: Econ 1999, S. 174 f.; vgl. Heribert Prantl: »Oskar Lafontaine – Ein Hai, kein Haider«, in: Süddeutsche Zeitung v. 22.6.2005; Jürgen Voges: »Die Asylkampagne als Modellfall«, in: Ursel Sieber u.a.: Deutsche Demokraten, Göttingen: Die Werkstatt 1994, www.amnesty-muenchen.de/asyl/basisinfos/asyl_voges.htm, aufgerufen am 1.3.2009


  293Oskar Lafontaine: Das Herz schlägt links, ebd., S. 174; Jungle World Nr. 25 v. 22.6.2005; Frankfurter Rundschau v. 2.7.2005


  294Vgl. Die Tageszeitung v. 8.5.2004, 25.6.2005 und v. 13.7.2005


  295Die Welt v. 17.6.2005; Süddeutsche Zeitung v. 24.6.2005; Frankfurter Rundschau v. 30.6.2005


  296Vgl. Christian Semler: »Lafontaine im Nazi-Jargon«, in: Die Tageszeitung v. 17.6.2005; Die Welt v. 17.6.2005; Süddeutsche Zeitung v. 24.6.2005; Frankfurter Rundschau v. 30.6.2005


  297»Linksbündnis. Applaus und Pfiffe für Lafontaine«, www.stern.de/politik/deutschland/541967.html v. 20.6.2005, aufgerufen am 30.6.2005


  298Interview mit Gregor Gysi und Oskar Lafontaine, in: Stern 27/2005 v. 30.6.2005


  299Interview mit Gregor Gysi und Oskar Lafontaine, ebd.


  300Micha Brumlik: »Lafontaines Volksstaat«, in: Frankfurter Rundschau v. 16.7.2005; Oskar Lafontaine: »Soll der Polizei-Chef verurteilt werden?«, in: Bild am Sonntag v. 28.11.2004; »Verhört mit Todesdrohung«, in: Die Tageszeitung v. 29.11.2004, www.taz.de/1/archiv/?id=archivseite&dig=2004/11/29/a0127, aufgerufen am 25.7.2012; Frankfurter Neue Presse v. 18.5.2004; Interview mit Oskar Lafontaine, in: Die Tageszeitung v. 28.6.2005; Interview mit Gregor Gysi und Oskar Lafon-taine, in: Stern 27/2005 v. 30.6.2005. Zur Folter-Debatte eine Zusammenstellung von politischen und juristischen Texten auf: http://badkleinen.sooderso.net/texte/folter.htm, aufgerufen am 25.7.2012


  301Die folgenden Zitate stammen aus meinem Redemanuskript zum Wahlprogrammparteitag der Linken Liste/PDS am 15./16.9.1990 in Berlin (DDR).


  302Rede von Bundeskanzler Gerhard Schröder anlässlich der Eröffnung der neuen Gebäude des Max-Planck-Institutes für Plasmaphysik v. 7.7.2000, //perso.ens-lyon.fr/adrien.barbaresi/corpora/BR/t/142.html, aufgerufen am 25.7.2012


  303Vgl. Anita Katzbach: »Die Leute haben andere Probleme«, in: Jungle World Nr. 40 v. 2.10.1997, http://jungle-world.com/artikel/1997/40/38572.html, aufgerufen am 25.7.2012; Walter Wüllenweber: »Der Neue will regelmäßig die Gehwege fegen«, in: Berliner Zeitung v. 1.6.1994


  304Heike Kleffner: »Der Rassismus der frühen Jahre«, in: Hinterland Nr. 17 v. 24.7.2012, www.hinterland-magazin.de/ausgabe17.php, aufgerufen am 24.7.2012


  305Süddeutsche Zeitung v. 3.11.1999


  306Vgl. Anton Maegerle: »Junge Freiheit-Autoren und ihr politisches Umfeld«, trend-online-Zeitung 12/2003, www.trend.infopartisan.net/trd1203/t061203.html, aufgerufen am 25.7.2012. Siegfried Heimann: »Die ›Junge Freiheit‹ und die ›Tür-öffner‹ nach rechts«, in: Informations- und Dokumentationsstelle gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Ausländerfeindlichkeit in Nordrhein-Westfalen (IDA-NRW): »›Neue Rechte‹ – was steckt dahinter?«, Materialien zum Rechtsextremis-mus, Band 1, Düsseldorf 2000, S. 37 (mit Unterstützung der Landeszentrale für politische Bildung Nordrhein-Westfalen und des Ministeriums für Frauen, Jugend, Familie und Gesundheit Nordrhein-Westfalen), www.ida-nrw.de/html/NeueRechte.pdf, aufgerufen am 25.7.2012


  307Ivo Bozic: »Soziale Unsicherheit als Freibrief«, in: Die Tageszeitung v. 2.11.1998; vgl. Wolfgang Gast: »Symbolische Politik gegen Rechts. Alibi für generelle Strafrechtsverschärfungen«, in: Bürgerrechte & Polizei/CILIP 44, 1/1993, www.cilip.de/ausgabe/44/gast.htm, aufgerufen am 25.7.2012


  308Christine Ostrowski: »Der richtige Dampfer?«, in: Neues Deutschland v. 30.4.1998; Ivo Bozic, ebd.


  309Forschungsgruppe Wahlen e.V.: Wahl in Sachsen-Anhalt, Mannheim, Bericht Nr. 89 v. 29.4.1998; Thomas Emmert/Dieter Roth: »Jung, männlich, ängstlich und ohne Ideologie«, in: Die Zeit 19/1998


  310Vgl. Die Linke/PDS: »Wahlprogramm-Entwurf« (Juli 2005). Im Wahlmanifest der WASG v. 3.7.2005 wird der Begriff »leistungsloses Einkommen« z.B. für Zinsen und Aktiendividenden verwendet. Dieser Kategorie lassen sich Bezüge zu der völkischantisemitischen Ideologie Silvio Gesells entnehmen, dessen Texte gelegentlich auch auf Büchertischen von Attac zu finden sind. Eine grundlegende Auseinandersetzung mit Gesell in Jutta Ditfurth: »›Der wahrhaft völkisch-gesinnte Mensch hasst den Klassengeist und möchte ein schönes Volksleben. Völkisches Empfinden duldet keine Zinsknechtung‹. Silvio Gesell, die Freiwirtschaftlehre und ihre AnhängerInnen«, in: Entspannt in die Barbarei – Esoterik, (Öko-)Faschismus und Biozentrismus (1. Aufl. 1996), Hamburg: Konkret Literatur 2003 (Neuaufl.), S. 74–115


  311Brigitte Fehrle: »Mitten im Leben«, in: Berliner Zeitung v. 3.12.1999


  312Gerhard Bartels, interviewt von Andreas Grünwald, in: Junge Welt v. 31.7.2007


  313Gregor Gysi, interviewt von Andrea Dernbach und Matthias Meisner, in: Tagesspiegel v. 26.12.1999


  314Ebd.


  315Holger Kulick: »Gysi umwirbt die CDU«, in: Spiegel-online, auf www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,43517,00.html, aufgerufen am 25.7.2012; Stefan Berg u.a.: »Elefanten und Eisbären«, Der Spiegel Nr. 42 v. 18.10.1999, www.spiegel.de/spiegel/print/d-14937202.html, aufgerufen am 25.7.2012


  316Interview mit Gregor Gysi in: Die Welt v. 29.12.1999; fast wortgleich im Tagesspiegel: Es gebe »zum ersten Mal in der Geschichte der Bundesrepublik ein gemeinsames Ziel von Konservativen und Linken: die Herstellung der inneren deutschen Einheit, wenngleich das Motiv bei uns sozialer, bei den Konservativen nationaler Natur ist.« Gregor Gysi, interviewt von Andrea Dernbach und Matthias Meisner, in: Tagesspiegel v. 26.12.1999


  317Tagesspiegel v. 21.11.1999


  318Die Welt v. 31.1.2008


  319Interview mit Wulf Gallert, in: Neues Deutschland v. 23./24.8.2008


  320Zit.n. Winfried Wolf: »Warum ich aus der PDS austrete«, Erklärung v. 21.5.2004, auf: http://de.indymedia.org/2004/05/84222.shtml, aufgerufen am 25.7.2012


  321Gregor Gysi: »Weit entfernt von jeder Art des Selbstzweifels«, Antwort des Chefs der PDS-Bundestagsgruppe auf den offenen Brief Gerhard Branstners an den PDS-Bundesvorstand, in: Junge Welt v. 16.10.1996


  322Der folgende Abschnitt stammt, mit kleinen Änderungen, aus: Jutta Ditfurth: Das waren die Grünen, ebd., S. 277 f.


  323Wolfgang Reuter u.a.: »Eichels Revolution«, in: Der Spiegel 1/2000 www.spiegel.de/spiegel/print/d-15348733.html, aufgerufen am 25.7.2012


  324Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 15.7.2000


  325Oskar Lafontaine: »Integration der PDS ist nicht mehr aufzuhalten«, in: Die Welt v. 24.6.2001


  326»PDS im Kapitalismus angekommen«, auf Spiegel-online v. 26.10.2003, www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,271458,00.html, aufgerufen am 25.7.2012


  327Vgl. Ralf Schönball: »Wohnhäuser in Berlin für eine Milliarde gesucht«, in: Tages-spiegel v. 15.3.2006


  328Vgl. IHK Newsletter Bau- und Immobilienwirtschaft Nr. 7 v. 9.9. 2008, auf: www.berlin.ihk24.de/servicemarken/branchen/bauwirt/news/Archiv/2008/IHK-Newsletter_Nr._7_vom_09.09.jsp, aufgerufen am 24.2.2009


  329Andrej Holm: »Mythologie der Privatisierung«, in: MieterEcho 321/April 2007, auf: www.bmgev.de/mieterecho/321/05-privatisierung-ah.html, aufgerufen am 25.7.2012. Laut Information von Andrej Holm via E-Mail am 30.1.2009. Vgl. auch: www.bmgev.de/privatisierung/konferenz-dokumentation/praesentationen/praesentation-andrej-holm.pdf, aufgerufen am 25.7.2012


  330»Diagnose Profitgier: Charité und Vivantes Sanierung auf dem Rücken der Patienten und Beschäftigten«, Unverkäuflich – gegen Privatisierung, ohne Datum, www.unverkaeuflich.org/vivantes/, aufgerufen am 25.7.2012


  331Zum Beispiel: Betriebsrat (Hrsg.): Atlantis. Zeitung für alle Kolleginnen und Kolle-gen bei Vivantes, März 2006, S. 12 ff., auf: www.ungesundleben.de/privatisie-rung/images/atlantis0306.pdf, aufgerufen am 25.7.2012


  332Berliner Zeitung v. 19.2.2002 und v. 5.10.2002


  333Interview mit Gregor Gysi, in: Die Woche v. 18.1.2002; vgl. PDS Berlin: »Warum wir für einen Solidarpakt im öffentlichen Dienst eintreten« v. 26.11.2002, www.pds-berlin.de, aufgerufen am 30.6.2005


  334Winfried Wolf: »Wird die Chance verspielt?«, in: Junge Welt v. 11.6.2005


  335Interview mit Gregor Gysi, in: Volksstimme v. 12.2.2003, zit.n. Winfried Wolf: »Warum ich aus der PDS austrete«, ebd.


  336Alles weitere auf: Berliner Wassertisch, http://berliner-wassertisch.net/, aufge-rufen am 25.7.2012


  337Siehe auch: www.ms-versenken.org/


  338Weitere Infos: http://www.spreeufer-fuer-alle.de/, aufgerufen am 25.7.2012


  339Oskar Lafontaine: »Die Integration der PDS ist nicht mehr aufzuhalten«, in: Welt am Sonntag v. 24.6.2001


  340Interview mit Gregor Gysi, in: Berliner Zeitung v. 17.9.2001; vgl. Jens König: »Schnauze halten für den Frieden«, in: Die Tageszeitung v. 19.9.2001; vgl. Rainer Rupp: »Rechtsschwenk. Die Berlin-Wahlen, die PDS und ihr Spitzenkandidat: Keine leichte Entscheidung«, in: Junge Welt v. 19.10.2001; vgl. Wolf Reinhardt: »PDS-Vorstand: Jein zur NATO. Sozialisten sollen künftig zwischen NATO-Strate-gie und NATO fein unterscheiden«, in: Junge Welt v. 16.3.2002


  341Uwe-Jens Heuer: »Gysi/Brie-Brief an Lafontaine: Abschreckung für PDS-Wäh-ler?«, in: Junge Welt v. 5.9.2002; »Wir möchten uns für einen linken Aufbruch engagieren«, Brief von Gregor Gysi und André Brie an Oskar Lafontaine, in: PDS Pressedienst Nr. 37/2002 v. 13.9.2002, S. 7


  342PDS-Grundsatzprogramm beschlossen auf dem 8. Parteitag am 25./26.10.2003 in Chemnitz, S. 16 f.


  343Vgl. Winfried Wolf: »Wird die Chance verspielt?«, in: Junge Welt v. 11.6.2005; Die Tageszeitung v. 28.5.2005


  344Rheinische Post v. 12.08.2008


  345Das »Wählerstromkonto Linke« der Konrad-Adenauer-Stiftung für diese Berlinwahl zeigt einen Abstrom von der Linken zu anderen Parteien von 13 000 Stimmen zur SPD, 4 000 Stimmen zur CDU und 8.000 Stimmen zu den Grünen. Vgl.: www.kas.de/wf/doc/kas_28849-544-1-30.pdf?111108135728, aufgerufen am 26.7.2012, ohne Seitenzahlen.


  346Lafontaine setzt Bundeswehr-Kompromiss durch, Spiegel-online v. 22.10.2011, www.spiegel.de/politik/deutschland/linkspartei-programm-lafontaine-setzt-bundeswehr-kompromiss-durch-a-793400-druck.html, aufgerufen am 25.7.2012


  9 Deutsche Lektionen


  347Ulrike Donat: »Sondereinheit für das Spezielle. Zur Rolle der Besonderen Aufbauorganisation Kavala«, in: Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein (RAV) – Legal Team (Hrsg.): Feindbild Demonstrant. Polizeigewalt, Militäreinsatz, Medienmanipulation. Der G8-Gipfel aus Sicht des Anwaltlichen Notdienstes, Berlin/ Hamburg: Assoziation A 2008, S. 45 f.


  348Vgl. Die Welt v. 7.7.2005; Die Tageszeitung v. 13.7.2005


  349Ulrike Donat, ebd., S. 49, dort: Anm. 4


  350Zit.n. Manuela Pfohl: »Es ging ums nackte Überleben«, in: Stern v. 27.8.2007, auf: www.stern.de/politik/deutschland/596228.html, aufgerufen am 25.7.2012


  351Der vollständige Brief von Raul Zelik an Peter Wahl v. 5.6.2007 auf: www.gipfelsoli.org/Texte/2824.html, aufgerufen am 25.7.2012


  352»G8-Gipfel: Tornados spähten Demo-Camp aus«, www.focus.de/politik/deutschland/g8-gipfel/g8-gipfel_aid_63154.html Focus online, Meldung v. 12.6.2007, www.focus.de/politik/deutschland/g8-gipfel/g8-gipfel_aid_63154.html, aufge-rufen am 25.7.2012; »Tornado-Einsatz über Heiligendamm empört SPD«, Spiegel-online , Meldung v. 13.6.2007, auf: www.spiegel.de/politik/deutschland/g-8-gipfel-tornado-einsatz-ueber-heiligendamm-empoert-spd-a-488220.html, aufge-rufen am 25.7.2012


  353Helmut Lorscheid: »Künftig Bundeswehr im Innern«, 7.10.2008, auf: www.hintergrund.de/content/view/271/63/, aufgerufen am 24.2. 2009


  354Z.B. hier im ZDF zu sehen: www.youtube.com/watch?v=SvN0ACo5Lgc&feature=related, aufgerufen am 25.7.2012


  355Vgl. Ulrike Donat, ebd., S. 49


  356Martin Kaul: »Europa rettet Demonstrationsrechte«, in: Die Tageszeitung v. 1.12.2011, http://www.taz.de/Vorbeugehaft-bei-Heiligendamm-Protesten/!82911


  357»BGH erklärt Razzien bei G-8-Gegnern für rechtswidrig«, Spiegel-online v. 4.1.2008, www.spiegel.de/politik/deutschland/erfolgreiche-beschwerde-bgh-erklaert-raz-zien-bei-g-8-gegnern-fuer-rechtswidrig-a-526645.html, aufgerufen am 25.7.2012; »Geheimdienst wollte vertuschen«, Neues Deutschland v. 20.7.2012, www.neues-deutschland.de/artikel/233168.geheimdienst-wollte-vertuschen.html, aufgerufen am 25.7.2012


  10 Wir werden alles selbst machen müssen


  358Warren E. Buffett: »There’s class warfare, all right, but it’s my class, the rich class, that’s making war, and we’re winning«, zit.n. Ben Stein: »In Class Warfare, Guess Which Class Is Winning«, in: New York Times v. 26.11.2006, www.nytimes.com, aufgerufen am 9.6.2012. Warren Buffett besitzt 2012 etwa 44 Milliarden US-Dollar, lt. www.forbes.com/billionaires/; aufgerufen am 9.6.2012


  359dapd-Video auf: Welt online am 5.6.2012, www.welt.de/videos/article106265078/Obamas-schwerreicher-Unterstuetzer.html; aufgerufen am 9.6.2012


  360Christoph Huber: »Warren Buffett: USA befindet sich in Konjunktur-›Pearl Harbor‹«, 19.1.2009, auf: http://www.godmode-trader.de/nachricht/Warren-Buffet-USA-befindet-sich-in-Konjunktur-Pearl-Harbor,a1108811.html, aufgerufen am 9.6.2012


  361Und zwar: Alaska, Hawaii, Kansas, Maryland, New Hampshire, North Dakota, South Dakota, Oregon, lt.: www.teapartypatriots.org/local, aufgerufen am 9.6.2012


  362So Keli Carender auf der Northwest Socialism Conference »Tea Party versus Socialists« am 8.5.2010 in Seattle/USA; http://www.youtube.com/watch?v=VrkoP8QN6w0, aufgerufen am 9.6.2012


  363Vgl. Jane Mayer: »Covert Operations. The billionaire brothers who are waging a war against Obama«, in: The New Yorker v. 30.8.2010, www.newyorker.com/reporting/2010/08/30/100830fa_fact_mayer, aufgerufen am 9.6.2012


  364Vgl. Stephen Mihm: »Dr. Doom«, in: The New York Times online v. 15.8. 2008, auf: www.nytimes.com/2008/08/17/magazine/17pessimist-t.html?pagewanted=all, aufgerufen am 9.6.2012; vgl. Nikolaus Piper: »Der Prophet des Untergangs«, in: Süddeutsche Zeitung v. 29.1.2009; vgl. Emma Brockes: »He told us so«, in: The Guardian v. 24.1.2009, auf: www.guardian.co.uk/business/2009/jan/24/nourielroubini-credit-crunch/print, aufgerufen am 9.6.2012


  365»Roubini kehrt nach Davos als Star zurück, sieht weiteres Unheil«, Meldung v. 30.1.2009, auf: www.boerse-express.com/pages/742884/print, aufgerufen am 9.6.2012


  366Interview mit Josef Ackermann, in: Frankfurter Allgemeine Sonntagszeitung v. 18.5.2008


  367Nikolaus Piper, ebd.


  368Zur allgemeinen Lage der Frauen vgl. Elaheh Rostami-Povey: »Die Besatzung lässt die Zeit für Afghaninnen stillstehen« (Stand: 16.12.2008), auf: www.uni-kassel.de/fb5/frieden/regionen/Iran/rostamy.html, aufgerufen am 9.6.2012; Meena Nanji: »Afghanistans Frauen nach der ›Befreiung‹ – ›Bis wann sollen wir denn still sein?‹«, in: SoZ – Sozialistische Zeitung, Feb. 2004, auf: http://www.vsp-vernetzt.de/soz/040214.htm, aufgerufen am 9.6.2012


  369Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, Erster Band (1867), Marx-Engels-Werke (MEW), Band 23, Berlin (DDR): Dietz 1988 (17. Aufl.), S. 448f.


  370Conny Neumann/Andreas Ulrich: »Düstere Parallelwelt, in: Der Spiegel 8/2011 v. 21.2.2011, www.spiegel.de/spiegel/print/d-77108510.html, aufgerufen am 6.8.2012


  371Fritz Bauer: »Ungehorsam und Widerstand in Geschichte und Gegenwart«, Vortrag in der Vortragsreihe der Humanistischen Union »Evolution oder Revolution?« in der Münchener Universität am 21.6.1968, letzter veröffentlichter Text des hessischen Generalstaatsanwalts und Vorstandsmitglieds der Humanisti-schen Union, in: Vorgänge Nr. 8–9/1968, S. 286–292


  372Herbert Marcuse kam im Juli 1967 auf Einladung des SDS für die viertägige Vor-lesung »Das Ende der Utopie« nach Westberlin. Kurz zuvor war der Student Benno Ohnesorg von einem Polizisten erschossen worden. Vgl. Herbert Marcuse: Das Ende der Utopie. Herbert Marcuse diskutiert mit Studenten und Professoren Westberlins an der Freien Universität Berlin über die Möglichkeiten und Chancen ei-ner politischen Opposition in den Metropolen in Zusammenhang mit den Befreiungs-bewegungen in den Ländern der Dritten Welt, Berlin: Verlag v. Maikowski 1967. Marcuse war damals Professor an der University of California, San Diego, in La Jolla/Kalifornien und bis dahin in Deutschland weitgehend unbekannt. Er stammte aus einer großbürgerlichen jüdischen Berliner Familie, wurde 1918 Mitglied eines revolutionären Soldatenrats in Berlin-Reinickendorf, aus dem er austrat, »als man anfing, die früheren Offiziere ohne weiteres hineinzuwählen. Dann habe ich die Niederlage der Revolution in Berlin erlebt, teils war es Verrat, teils Niederschlagung.« 1933 gründete Marcuse gemeinsam mit Theodor W. Adorno und Max Horkheimer das Institut für Sozialforschung in Frankfurt am Main. Noch im selben Jahr floh er in die Schweiz, 1934 in die USA. Erst etwa 30 Jahre nach seiner Flucht wurden seine Bücher in Deutschland gelesen. Vgl. Jutta Ditfurth: Rudi und Ulrike. Geschichte einer Freundschaft, München: Droemer 2008, Kapitel 2, 6 und 10


  373Herbert Marcuse: »Repressive Toleranz«, in: Robert Paul Wolff/Barrington Moore/Herbert Marcuse: Kritik der reinen Toleranz (dt. Erstausgabe 1966, US-Original-ausgabe 1964), Frankfurt/Main: Suhrkamp 1970, S. 94 und 127 f.


  374Fritz Bauer, ebd.


  375Jürg Altwegg: »Benedikt und die Brandstifter«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung v. 30.1.2009


  376Götz Aly: Unser Kampf, Frankfurt/Main: S. Fischer 2008. Die Kampagne gegen die APO begann mit dem vierseitigen Götz-Aly-Text: »Die Väter der 68er« in der Frankfurter Rundschau v. 30.1.2008, S. 19–22. Aly versucht nachzuweisen, wie ähnlich sich die NS-Studentenbewegung und die APO gewesen seien. Die Frankfurter Rundschau bebilderte seinen Beitrag auf der ersten Seite mit dem Farbbild eines strammen »arischen« Studenten vom Nationalsozialistischen Deutschen Studentenbund. Die darauffolgende Doppelseite zeigte das Farbfoto einer Bücherverbrennung. Bildunterschrift: »Schlechtes Vorbild? Studenten und andere Nationalsozialisten verbrennen am 10. Mai 1933 in Berlin verfemte Bücher. 1968 richtete sich die Wut der Studenten gegen die Springerpresse.« Das Fragezeichen macht die Gleichsetzung nicht weniger infam. Nicht nur weil auf diese Weise die Werke der geächteten und verfolgten jüdischen, sozialistischen und kommunistischen und antifaschistischen Schriftsteller mit den Mach-werken der Springerpresse verglichen werden. Die vierte und letzte Seite des Beitrages von Aly schmückten zwei Fotos. Das obere zeigte eine Kundgebung des NS-faschistischen Studentenbundes. Bildunterschrift: »Für andere Hochschulen: Kundgebung von NS-Studenten vor der Universität Berlin.« Das untere Foto ist wahrscheinlich bei der internationalen Demonstration gegen den Vietnamkrieg am 18. Februar 1968 in Westberlin aufgenommen worden. Es zeigt den ins englische Exil geflohenen jüdischen Lyriker Erich Fried, den chilenischen Exilanten Gaston Salvatore, einen Neffen des später ermordeten chilenischen Staatspräsidenten Salvador Allende, und Rudi Dutschke (dem wenige Wochen später ein rechtsextremer Hilfsarbeiter zwei Kugeln in den Kopf schoss. An den Folgen des Attentats starb Rudi Dutschke 1979). Unter dieses Foto plazierte die FR eine so widerwärtige Bildunterschrift, dass einem der Atem stockt. Mit Verweis auf das darüber plazierte Foto der Nazistudenten steht da: »Ähnliche Ziele: Rudi Dutschke (Mitte) bei einer Demonstration im Februar 1968«.


  377Jutta Brückner: Bräute des Nichts, Berlin: Theater der Zeit 2008. Aus dem Begleittext: »Zwei deutsche Traumata, der Nationalsozialismus und die RAF, sind untergründig miteinander verwoben. In beiden hat der weibliche Fanatismus eine besondere Rolle gespielt. Weil im 20. Jahrhundert die Frauen zusammen mit den Massen zu politischen Subjekten werden, vollzieht sich ein Umbau nicht nur der traditionellen Geschlechterrollen, sondern auch des Politischen selbst. Triebe werden zu politischen Faktoren. Jutta Brückner entdeckt in den Seelenbiografien [sic!] von Ulrike Meinhof und Magda Goebbels den gemeinsamen Bodensatz: ei-nen romantischen Fanatismus, in dem Politik als Religion gelebt wird und Erlö-sung garantieren muss, bis hin zu einem Sado-Masochismus, der in der Destruktion mündet.« Die Akademie der Künste (Berlin) erklärte: »Das Projekt ist Teil des Programms Kunst und Revolte, in dessen Rahmen sich die Akademie der Künste mit dem Erbe der 68er im Spannungsfeld von Ästhetik und Politik befasst.«


  378Interview mit Josef Ackermann, ebd.


  379General von Pape schrieb dies am 26.4.1871 nach Berlin, in: Helmut Swoboda (Hrsg.): Die Pariser Kommune 1871, München: dtv dokumente 1972, S. 198 f.


  380Karl Marx: Der Bürgerkrieg in Frankreich. Adresse des Generalrats der Internationa-len Arbeiterassoziation, in: MEW, Band 17, Berlin (DDR): Dietz 1983, S. 360 f.


  381Sammelquelle zur Pariser Kommune (Auswahl): Karl Marx: Der Bürgerkrieg in Frankreich, S. 313–365; Prosper Lissagaray: Geschichte der Kommune von 1871, Frankfurt/Main: Suhrkamp 1971; Helmut Swoboda (Hrsg.): Die Pariser Kom-mune 1871; Steward Edwards (Hrsg.): The Communards of Paris – 1871, New York: Cornell University Press 1973; P. L. Lavrov: Die Pariser Kommune vom 18. März 1871, Berlin: Rotbuch 1971; Alistair Horne: The Fall of Paris. The Siege and the Kommune 1870–71, New York: St. Martin’s Press 1966; Sebastian Haffner: »Die Pariser Kommune. Ein Prolog zum 20. Jahrhundert«, in: ders./Stephan Hermlin/Kurt Tucholsky u.a.: Zwecklegenden. Die SPD und das Scheitern der Arbei-terbewegung, Berlin: Verlag 1900


  382»Es ist Aufgabe einer sozialistischen Partei, diese Elemente zu stabilisieren gegen neoliberale Angriffe, sie auszubauen, bis an die Stelle der Dominanz der Kapital-verwertungsinteressen die Dominanz der sozialen Interessen der Menschen tritt. Es darf also Kapitalverwertungsinteressen geben, sie dürfen nur nicht dominieren.« Gregor Gysi, interviewt von Andrea Dernbach und Matthias Meisner, in: Tagesspiegel v. 26.12.1999


  383»Schreiben, wie die Welt sein sollte«, Interview mit Dietmar Dath, in: Der Spiegel 5/2009


  384Ebd.


  385Fritz Bauer, ebd.


  386Es gibt unterschiedliche Zahlen: Anfang der 1970er Jahre waren mehr als 90 Atomkraftwerke geplant. Karl Winnacker, Präsident des Deutschen Atomforums, berechnete 1965 für 1980 einen Bedarf von 90 und für 1985 von 128 Atomkraftwerken. Die Fortschreibung des Energieprogramms der Bundesregierung sah 1974 vor, dass bis 1985, in einem ersten Schritt, 50 AKW gebaut werden sollten. Andere Pläne gingen Anfang der 1970er Jahre von langfristig mehr als 400 Atomkraftwerken aus. Eine Studie der Kernforschungsanlage Jülich vom Juli 1975 (im Auftrag des Bundesinnenministeriums) sah einen steilen Anstieg von bis zu 598 Atomreaktoren im Jahr 2050 vor. Rund 350 AKW hätten wir nach diesem Plan im Jahr 2000 gehabt. Wolfgang Häfele, ehemaliger Propagandist des Schnellen Brüters in Kalkar, wollte weltweit 2000 neue Atomkraftwerke bauen. – Heute laufen in der BRD 17 Atomkraftwerke – 17 zu viel. Vgl. Jutta Ditfurth: Das waren die Grü-nen, ebd., S. 56 f.


  387Karl Marx: Kritik des Gothaer Programms, in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 19, Berlin (DDR): Dietz 1987 (9. Aufl.), S. 11–32


  388Karl Marx/Friedrich Engels: Vorwort zum Manifest der Kommunistischen Partei (24.6.1872), in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 18, Berlin (DDR): Dietz 1989 (8. Aufl.), S. 96. In einem Brief an Ludwig Kugelmann schreibt Marx im April 1871, noch während der Kommune: »Wenn Du das letzte Kapitel meines ›Achtzehnten Brumaire‹ nachsiehst, wirst Du finden, dass ich als nächsten Versuch der französischen Revolution ausspreche, nicht mehr wie bisher die bürokratisch-mi-litärische Maschinerie aus einer Hand in die andere zu übertragen, sondern sie zu zerbrechen, und dies ist die Vorbedingung jeder wirklichen Volksrevolution auf dem Kontinent. Dies ist auch der Versuch unsrer heroischen Pariser Parteigenossen« [Hervorhebg. im Original]. Karl Marx (London) an Ludwig Kugelmann (Hannover), Brief v. 12.4.1871, in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 33, Berlin (DDR): Dietz 1984 (4. Aufl.), S. 205


  389Karl Marx an Ludwig Kugelmann, Brief v. 17.4.1871, in: Marx-Engels-Werke (MEW), Band 33, Berlin (DDR): Dietz 1984 (4. Aufl.), S. 209


  Personenverzeichnis


  Ackermann, Josef 34 f., 61, 64, 234, 245


  Adenauer, Konrad 244


  Adorno, Theodor W. 242


  Al-Sabah, Nijirah 52 f.


  Al-Sabah, Scheich Saud Nasir 53


  Allende, Salvador 13, 127


  Aly, Götz 245


  Arbenz, Jacobo 126


  Bani, Egbenaha 55 f.


  Ban Kimoon 57


  Bartels, Gerhard 212


  Bauer, Fritz 84, 241 f., 254


  Beck, Ulrich 49


  Beckstein, Günther 170


  Bello, Walden 151 f.


  Berlusconi, Silvio 169, 174, 181 f., 184, 186 f.


  Bisky, Lothar 205, 209, 214


  Bismarck, Otto von 247


  Blair, Tony 184


  Bloch, Ernst 91


  Borowsky, H.-Jürgen 141


  Borsig, August 77


  Boulgarides, Theodorus 239


  Brähmig, Horst-Dieter 208


  Brandt, Willy 243 f.


  Brecht, Bertolt 8, 15


  Brie, André 220


  Brückner, Jutta 245


  Brüderle, Rainer 57


  Brunner, Manfred 208


  Buffett, Warren E. 7, 231


  Bush, George W. 53, 66, 75, 153, 182, 184


  Caetano, Marcelo 167


  Caldarozzi, Gilberto 188


  Cancellieri, Annamaria 189


  Canterini, Vincenzo 188


  Cappello, Major 173


  Carender, Keli 233


  Casarini, Luca 175


  Castro, Fidel 167, 221


  Cavataio, Filippo 190


  Clement, Wolfgang 78, 97 f.


  Clinton, Bill 148, 232


  Cohn-Bendit, Daniel 244


  Correa, Rafael 132


  Covell, Mark 176 f., 179, 187


  Cruise, Tom 45


  Dalai Lama 74 f.


  Daschner, Manfred 204


  Dath, Dietmar 251, 254


  Depp, Johnny 196


  Dönhoff, Marion Gräfin 48


  Dutschke, Rudi 243


  Eggers, Dave 23


  Engels, Friedrich 14, 32, 35, 206, 237, 242


  Erhard, Ludwig 45 f., 48


  Estenssoro, Victor Paz 129


  Fehrle, Brigitte 211


  Feldmann, Peter 101


  Feltrinelli, Giangiacomo 167 f.


  Fischer, Josef 37, 118, 120, 244


  Fitschen, Jürgen 89


  Ford, Frank 60


  Franco, Francisco 167


  Fukuyama, Francis 12


  Gäfgen, Magnus 204


  Gallert, Wulf 215


  Gassilewski, Jürgen 163


  Gauck, Joachim 8, 30 ff.


  Gauweiler, Peter 46


  Gennaro, Gianni De 187, 190


  Genscher, Hans-Dietrich 121


  Gesell, Silvio 198


  Giegold, Sven 151


  Gieser, Michael 177 f.


  Goebbels, Magda 245


  Gorbatschow, Michail 106 f.


  Grässlin, Jürgen 40


  Grant, Oscar 199


  Gratteri, Franceso 187 f.


  Gremliza, Hermann 196


  Grischajew, Walentin 107


  Gross, Stanislav 150


  Guevara, Che 167


  Guiliani, Carlo 174 f., 183 f., 190 f.


  Guiliani, Guiliano 175, 183, 190 f.


  Gysi, Gregor 203, 208 f., 213 ff., 218–221, 249


  Haidar, Aminatous 58


  Harms, Monika 230


  Havel, Václav 151


  Hebel, Stephan 48


  Hegel, Georg Wilhelm Friedrich 242


  Heitmeyer, Wilhelm 236


  Hintze, Peter 39


  Hobsbawm, Eric 50


  Holm, Andrej 217


  Holter, Helmut 208, 210 f.


  Horkheimer, Max 242


  Israel, Juri 109


  Jackson, Frank G. 62


  Jain, Anshu 89


  Juncker, Jean-Claude 161


  Kabila, Joseph 128


  Kaleck, Wolfgang 164


  Kant, Immanuel 242


  Kennedy, Robert 22


  Kewenig, Wilhelm 138 f.


  Kiesewetter, Michèle 239


  Kiesinger, Kurt Georg 243


  Kiliç, Habil 239


  King, Martin Luther 20 ff., 232


  King, Mike 200


  Kissinger, Henry 127


  Klerk, Frederik Willem de 130


  Kloepfer, Inge 24


  Koch, Charles 233


  Koch, David 233


  Köhler, Horst 30 f., 125 f., 151


  Kohl, Helmuth 126, 144, 216


  Kok, Wim 161


  Koller, Roland 144


  Kopper, Hilmar 35


  Kubas¸ik, Mehmet 239


  Kugelmann, Louis 256


  Kurokawa, Kiyoshi 117


  Kurras, Karlheinz 168


  Lafontaine, Oskar 202–205, 216, 220 ff.


  Landahl, Bengt 160


  Langley, John 71


  Legan, Ronald 148


  Lenin, Wladimir Iljitsch 48, 50


  Levin, Carl 99


  Leyen, Ursula von der 104


  Liefmann, Robert 50


  Lind, Kermit 63


  Lumumba, Patrice 13, 128


  Luperi, Giovanni 188


  Luxemburg, Rosa 50, 242


  Maizière, Thomas de 32


  Malcom X 21, 232


  Mandel, Ernest 50, 120 f.


  Mandela, Nelson 130 f.


  Manuel, Trevor 151


  Marcos, Ferdinand 127


  Marcuse, Herbert 84, 198, 242


  Martin, Pat 114


  Marx, Karl 13, 15 f., 32, 84, 192, 206, 219, 238, 242, 248 f., 251, 256, 260


  Mbeki, Thabo 130


  McCain, John 69


  Meinhof, Ulrike 168 f., 241, 245


  Merkel, Angela 31, 34, 39, 49, 111, 120


  Metzler, Friedrich von 100 f.


  Metzler, Jakob von 204


  Meyer, Constantin 209


  Michalon, Vital 172


  Mobutu, Sese Seko 128


  Modrow, Hans 208


  Morales, Eva 129


  Mortola, Spartaco 188


  Müntefering, Franz 98


  Mussolini, Benito 180, 184, 189


  Nasarbajew, Nursultan 111 f.


  Newton, Greg 62


  Noske, Gustav 182


  Obama, Barack 20, 67, 231 f.


  Özüdogˇru, Abdurrahim 239


  Ohnesorg, Benno 123, 168


  Ostrowski, Christine 209 f.


  Pahlavi, Mohammad Reza Schah von Persien 123


  Papandreou, Giorgos 39


  Pasternak, Boris 167


  Paulsen, John 90


  Pianka, Raymond L. 64


  Pinochet, Augusto 127, 129, 180


  Placanica, Mario 172–175, 190


  Prantl, Heribert 103


  Prodi, Romano 187


  Putin, Wladimir 181


  Ratzmann, Volker 161


  Reagan, Ronald 137


  Reimann, Brigitte 208


  Reuter, Edzard 48


  Robolis, Savvas 39


  Rösler, Philipp 57


  Roßberg, Ingolf 210


  Roth, Petra 100 f.


  Roubini, Nouriel 233 f.


  Salazar, Antonio de Oliveira 167


  Sarkozy, Nicolas 39


  Sarrazin, Thilo 31


  Scajola, Claudio 181


  Schäuble, Wolfgang 215, 223


  Schily, Otto 161, 181 f.


  Schirrmacher, Frank 45


  Schlömer, Bernd 195


  Schmidt, Helmut 48, 96, 243


  Schmotz, Klaus 215


  Scholz, Olaf 103


  Schröder, Gerhard 37, 97, 126, 161, 181, 184, 207, 244


  Schröder, Kristina 105


  Shiva, Vandana 147


  Sieber, Georg 225


  Sims¸ek, Enver 239


  Smith, Adam 87


  Snyman, Rassool 131


  Solana, Javier 135


  Somoza Debayle, Anastasio 126


  Soros, George 151


  Springer, Axel 98


  Stalin, Josef 107


  Steinbrück, Peer 34 f., 48


  Strauß, Franz Josef 46, 85, 119


  Streibl, Max 144


  Ströbele, Hans-Christian 39, 161, 212


  Studd, Gery 140


  Suharto, Haji Mohamed 127, 152


  Tas¸köprü, Süleyman 239


  Tigerryd, Annika 153


  Treitschke, Heinrich Von 242


  Trittin, Jürgen 31


  Truglio, Giovanni 173


  Tschombé, Moïse 243


  Turgut, Mehmet 239


  Ulbig, Markus 230


  Videla, Jorge Rafael 127


  Vogts, Berti 127


  Wagenknecht, Sahra 45 f.


  Wahl, Peter 226


  Walter, Norbert 83, 85 ff.


  Weisbrod-Weber, Wolfgang 57


  Westberg, Hannes 158 ff., 165 f.


  Wijk, Erik 162


  Wilhelm I. 247


  Wolfensohn, James 151 f.


  Wulff, Christian 31


  Yas¸ar, Ismail 239


  Yozgat, Halil 239


  Zeitoun, Abdulrahman 23


  Zelik, Raul 226


  Zhijun, Zhang 69


  Zine, Dennis 99


  Zucca, Enrico 178, 180, 185


  Zur Autorin


  Jutta Ditfurth, Soziologin und Autorin, lebt in Frankfurt/Main. Sie studierte Soziologie, Politik, Wirtschaftsgeschichte und Kunstgeschichte in Heidelberg, Hamburg, Freiburg, Bielefeld, Glasgow und Detroit. Sie arbeitete als Soziologin in Forschung und Lehre an verschiedenen Hochschulen. Ditfurth schrieb als Auslandsreporterin u.a. über die Sowjetunion, China, die Westsahara und Kuba. Seit 1970 ist sie in der außerparlamentarischen Linken aktiv, darunter der § -218-Bewegung und ab 1975 der Anti-AKW-Bewegung. Sie war 1980 Mitgründerin der Grünen und deren Bundesvorsitzende (1984–1988). 1991 trat sie wegen der Rechtsentwicklung der Grünen aus der Partei aus und gründete die Ökologische Linke mit, der sie bis heute angehört. Von 1989 bis 1995 war sie Mitglied im Bundesvorstand der Deutschen Journalistenunion (dju/IG Medien), dann deren Bundesvorsitzende und Mitglied im Hauptvorstand der IG Medien (1992–1995). Von 1991 bis 1999 war sie Herausgeberin der Zeitschrift ÖkoLinX. Bei den Europawahlen 1999 kandidierte Ditfurth für das linke Bündnis NAR in Griechenland. Von 2001 bis 2008 und wieder seit 2011 ist sie Stadtverordnete für die Wählervereinigung ÖkoLinX-Antirassistische Liste im Römer (dem Frankfurter Stadtparlament).


  Ditfurth schreibt Sachbücher, Romane und Drehbücher – hier eine Auswahl:


  Die tägliche legale Verseuchung unserer Flüsse und wie wir uns dagegen wehren können


  Ein Handbuch mit Aktionsteil (hrsg. mit R. Glaser), Hamburg: Rasch & Röhring 1987


  Träumen, kämpfen, verwirklichen. Politische Texte bis 1987


  Köln: Kiepenheuer &Witsch 1988


  Lebe wild und gefährlich. Radikalökologische Perspektiven


  Köln: Kiepenheuer & Witsch 1991


  Was ich denke. Anders oder Gleich. Über die Entwertung des Menschen


  München: Goldmann 1995


  Blavatzkys Kinder


  Krimi. Bergisch Gladbach: Bastei Lübbe 1995


  Entspannt in die Barbarei. Esoterik, (Öko-)Faschismus und Biozentrismus


  Hamburg: Konkret Literatur 2003 (3. unveränderte Auflage; 1. Aufl. 1997)


  Feuer in die Herzen. Gegen die Entwertung des Menschen


  Hamburg: Konkret Literatur 1997 (3. erweiterte und vollständig überarbeitete Neuausgabe; 1. Ausg.: Hamburg: Carlsen 1992)


  Das waren die Grünen. Abschied von einer Hoffnung


  München: Econ Taschenbuch 2000 (3. Aufl. 2001)


  Ulrike Meinhof. Die Biografie


  Berlin: Ullstein 2009 (1. Ausg.: Berlin: Ullstein 2007)


  Rudi und Ulrike. Die Geschichte einer Freundschaft


  München: Droemer 2008


  Zeit des Zorns. Streitschrift für soziale Gerechtigkeit


  München: Droemer 2009


  Die Himmelsstürmerin


  Roman. Berlin: Rotbuch 2010 (1. Ausg.: München: Marion von Schröder 1998)


  Krieg, Atom, Armut. Was sie reden, was sie tun: Die Grünen


  Berlin: Rotbuch 2011


  Durch unsichtbare Mauern. Wie wird so eine links?


  Autobiografie. Berlin: Rotbuch 2011 (1. Ausg.: Köln: Kiepenheuer & Witsch 2002)


  Worum es geht. Flugschrift


  Berlin: Rotbuch 2012
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  224 Seiten


  ISBN 978-3-86489-024-6


  € 14.99


  Schluss mit Lobbyismus!


  50 einfache Fragen, auf die es nur eine Antwort gibt


  Tagtäglich versuchen Lobbyisten auf verschiedenen Ebenen die Interessen kleiner Gruppen gegen das Gemeinwohl durchzudrücken. Mit allen Mitteln versuchen sie, ihre Profite durch Einflussnahme auf politische Entscheidungsprozesse zu steigern. die Autoren zeigen anhand von 50 Beispielen, wie einflussreich Lobbyisten sind und wie man ihnen Einhalt gebieten kann.
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  ca. 240 Seiten


  ISBN 978-3-86489-023-9


  € 19.99


  0,1 % – Das Imperium der Milliardäre


  Hans-Jürgen Krysmanski gewährt in seinem Buch Einblicke in die Welt der Superreichen und zeigt, wie ultimative Geldmacht ganz normale Ansichten, Lebensentwürfe und Verhaltensweisen zutiefst verändert. Was bedeutet die Konzentration ultimativer Geldmacht? Wer sind diese Superreichen? Wie leben sie? Krysmanski geht diesen und der alles entscheidenden Frage nach: Was macht unbegrenzter Reichtum aus den Superreichen, aus uns und unserem demokratischen Gemeinwesen?


  [image: image]


  ca. 256 Seiten


  ISBN 978-3-86489-030-7


  € 14.99


  NachDenkSeiten. Das kritische Jahrbuch 2012/13


  Mit den NachDenkSeiten setzen sich Wolfgang Lieb und Albrecht Müller wohltuend seit Jahren vom Medienmainstream ab. In ihrem neuen Jahrbuch durchleuchten sie kritisch die Berichterstattung zu den wichtigsten Themen und decken auf, wie wir alle von den Meinungsmachern aus Politik, Wirtschaft und Medien manipuliert werden sollen.
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